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EDITORIAL/101: Die Wahrheit schweigt, das Wort macht frei (SB)





Wochendruckausgabe 101 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
01.09.2018
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Die Wahrheit schweigt, das Wort macht frei

31 Da sprach nun Jesus zu den Juden, die an ihn glaubten: Wenn ihr
bleiben werdet an meiner Rede, so seid ihr in Wahrheit meine
Jünger

32 und werdet die Wahrheit erkennen, und die Wahrheit wird euch
frei machen.

33 Da antworteten sie ihm: Wir sind Abrahams Kinder und sind
niemals jemandes Knecht gewesen. Wie sprichst du denn: Ihr sollt frei
werden?

34 Jesus antwortete ihnen: Wahrlich, wahrlich, ich sage euch: Wer
Sünde tut, der ist der Sünde Knecht.

35 Der Knecht aber bleibt nicht ewiglich im Hause; der Sohn bleibt
ewiglich.

36 Wenn euch nun der Sohn frei macht, so seid ihr recht
frei.

(Neues Testament, Johannes Evangelium, Kapitel 8, Vers 31-36,
Die Wahrheit macht frei)



Der Nazarener erweckte durch seine Reden und sein Auftreten das
Interesse des Volkes, und als sie sich ihm zuwandten und lauschten,
sprach er und sagte:

"Wenn ich nun sage, stellt euch gegen die Furcht und die Unterdrücker
und unterwerft euch nicht im Allerkleinsten, und ihr erinnert und
haltet euch fortan an mein Wort, so werdet ihr nicht mehr zu täuschen
und zu beherrschen sein, und das wird euch frei machen."

Da wunderten sich die Leute und fragten ihn:

"Wir alle sind Kinder Abrahams, sein Volk und keine Knechte. Wie
sollten wir noch freier werden?"

Der Nazarener aber antwortete und sprach:

"Wer der Furcht vor den Mächtigen aus dem Wege geht, dient ihrer
Vorherrschaft. Er bleibt nichts als ein Diener, Nutznießer und Knecht
und ist der Furcht, ihren Drohungen und ihren Versprechungen erlegen.
Hinweggeschwemmt und ohne jeden Bestand wird er für immer ihrem
flüchtigen und wechselhaften Wesen verbunden und unterworfen bleiben.
Er wird keinen Anfang und kein Ende finden.

Ich aber stelle mich den Mächtigsten und Stärksten gleich und fürchte
sie nicht. Niemals können sie mich aus unserem gemeinsamen Hause
verjagen. Wenn ihr nun meine Brüder und Schwestern seid, so werdet ihr
so frei und daheim sein wie ich."

(aus: Helmut Barthel: Ein Zimmermann in der Wüste. Es begab sich
aber vielleicht auch ... Eine heitere Exegese neutestamentarischer
Begebenheiten, MA-Verlag 2016, Seite 19)

Ihre Schattenblick-Redaktion


31. August 2018
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ATOM/171: Strahlende Wege - taktische Lügen ... (nirgendwo)


nirgendwo - 1. September 2018 05:42:16

Widerstand gegen Atomtransport in luftiger Höhe:

Uranzugblockade an Moseltalbrücke



Mehrere Kletteraktivist_innen haben sich am 1. September gegen 5.30 Uhr
nahe Dieblich mit einem Transparent von der über 100 m hohen Moseltalbrücke
(A61 bei Koblenz) abgeseilt und blockieren so einen Urantransport, auf der
Moselschienenstrecke darunter. Der Transport mit Uranerzkonzentrat aus
Namibia ist auf dem Weg vom Hamburger Hafen zur Konversionsanlage in
Narbonne-Malvesie (Frankreich) am Mittelmeer.

Dort soll das Uranerzkonzentrat umgewandelt werden, um später für den
Einsatz als Brennstoff in AKW angereichert zu werden. Den Betreibern
zufolge werden in Narbonne 25% des weltweiten Bedarfs an Uran konvertiert.
"Die Anlage ist nicht nur eine dauerhafte Umweltkatastrophe, sondern auch
der Beginn der Atomspirale in Europa", so eine der Aktivist*innen, "Wenn
wir den Prozess stoppen wollen, müssen wir verhindern, dass Uran überhaupt
an der Konversionsanlage ankommt. Dazu gehört es, die in weiteren
Produktionsschritten folgenden Uranverarbeitungsanlagen in Gronau und
Lingen stillzulegen."

Die Blockierenden kritisieren, dass gerade die Verarbeitungsschritte auf
dem Weg zum AKW Verstrahlung großer Gebiete und vieler Menschen bedeuten,
auch im Normalbetrieb ohne sogenannte Störfälle. Große Mengen radioaktiven
Materials befinden sich unter freiem Himmel und radioaktive Stoffe
verteilen sich in Luft und Wasser. Besonders in den Abbaugebieten sterben
viele Menschen, damit überall Atomanlagen betrieben und gebaut werden
können. Aber auch in Narbonne lagert radioaktives Material in Schlammseen
neben der Anlage und wird durch den Wind verteilt.

Eine Beteiligte erklärt wie es zu all diesen Umweltzerstörungen kommt:
"Bei der Atomenergie geht es vor allem um Macht und Geld. Staaten
finanzieren, um Zugriff auf Atomwaffen und damit Einfluss auf die Welt zu
haben, Unternehmen wollen Gewinn. Um sinnvolle Energieversorgung geht es
dabei nicht."

Momentan vernetzen sich viele Menschen in zahlreichen Camps (so auch Anfang
August in Narbonne beim internationalen Anti-Atom-Camp) weil sie einen
Ausstieg aus der fossilen Energieproduktion erkämpfen wollen. "Der
sofortige Ausstieg aus Atom- und Kohlekraft ist alternativlos. Deswegen
senden wir auch solidarische Grüße in den besetzten Hambacher Forst"

 * 

nirgendwo - 1. September 2018 10:21:18

>Bundespolizei verbreitet Falschmeldungen zu Atomtransport Blockade


In den frühen Morgenstunden des 1. September gelang es
Anti-Atom-Aktivist*innen einen Urantransport aus Hamburg auf seiner Fahrt
nach Frankreich für mehrere Stunden zu stoppen. Sie seilten sich von der
rund 140 Meter hohen Moseltalbrücke bei Koblenz ab und blockierten so die
darunter liegende Zugstrecke.

Die Bundespolizei Koblenz verbreitete auf twitter, auf der Strecke habe
sich ein normaler Güterzug befunden. Die Rhein-Zeitung meldete mit Bezug
auf die Bundespolizei, es sei nicht nur ein falscher Zug gestoppt worden,
der fragliche Urantransport sei außerdem bereits früher gefahren. Dies ist
jedoch eine Falschmeldung. Der Urantransport wurde gegen 9.00 Uhr in
Koblenz Goldgrube gesehen und auch fotografiert, die Bilder davon auf
twitter veröffentlicht.

"Natürlich hat der Stopp eines Atomtransportes zwangsläufig auch
Auswirkungen auf andere Züge auf der blockierten Strecke. Dennoch haben wir
heute einen Urantransport für mehrere Stunden blockiert", so eine
Beteiligte. Warum die Bundespolizei und die Rhein-Zeitung diese
Falschmeldungen verbreiten bleibt Spekulation. "Möglicherweise geht es
darum, legitimen und wichtigen Widerstand als unprofessionell und unwirksam
zu diskreditieren".

Mittlerweile hat auch der SWR die Falschmeldung übernommen. "Keine*r der
Journalist*innen hat versucht, uns zu kontaktieren und nachzufragen. Hier
wurde blind der Darstellung der Polizei Glauben geschenkt", so die
Aktivist*innen. "Was für ein Armutszeugnis für diese Pressvertreter*innen."




Weitere Infos...

auf der Homepage urantransport.de

auf twitter: #urantransport

 * 

Quelle:

nirgendwo

Solidarische Unterstützung für repressionsbetroffene Anti-Atom-Aktive

E-Mail: atomtransporte@nirgendwo.info

Internet: http://nirgendwo.info



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. September 2018 
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WALD/290: Hambacher Forst - Baumbesetzer, Kern des Widerstandes ... (SFV)


Solarenergie-Förderverein Deutschland e.V. - 31.08.2018

Der Kampf um den Hambacher Wald - Klimaschutz oder finale
Klimakatastrophe

Unter dem Hambacher Wald liegt B r a u n k o h l e



Naturliebende Menschen in strikter Anonymität und nicht ganz kleiner
Zahl stemmen sich der Vernichtung des Hambacher Waldes entgegen. Sie
wollen die letzten prächtigen Bäume eines der ältesten Waldgebiete in
Nordrhein-Westfalen erhalten. Für den Schutz dieser Bäume sind sie
bereit, ihr Leben einzusetzen. Einige von ihnen wohnen (natürlich mit
Unterbrechungen) bereits seit 2012 in selbstgebauten Baumhäusern in den
Wipfeln und halten dort aus bei Hitze und Kälte, bei Hagel und Sturm,
bei Tag und bei Nacht. Niemand soll "ihren Baum" in einer
Überraschungsaktion fällen. Und Jedem, der es versuchen würde, wird
unmissverständlich demonstriert: Diesen Baum fällen bedeutet einen
Menschen zum Krüppel zu machen oder ihn mit furchtbaren Verletzungen
qualvoll zu töten, denn einen Sturz aus 10 Meter Höhe inmitten
zersplitternder Äste überlebt niemand unbeschadet. Aus diesem Grund
rechnet niemand damit, dass Bäume gefällt werden, so lange sich noch
Menschen darauf befinden.

Wenn es zu Beginn der Rodungssaison dazu kommt, dass der Hambacher Forst
tatsächlich gerodet werden soll, dann wird das Verbleiben der
Baumbesetzer zu einem tatsächlichen Hindernis werden und RWE sieht einen
erheblichen Prestigeverlust voraus. Deswegen wünscht RWE vorsorglich
dieses Rodungshindernis schon jetzt zu beseitigen. Die Baumbesetzer
schon jetzt herunter zu holen, geht jedoch nur, wenn ihr Verbleiben auf
dem Baum eine Gefahr für die Öffentlichkeit darstellt. Ihr friedlicher
Widerstand passt nicht ins Bild.

Wie verwerflich ist es, auf einem Baum, der nach dem Willen des
Eigentümers ohnehin demnächst gerodet werden soll, ein Baumhaus zu
errichten und darin zu übernachten?

Über 400 bewaffnete Polizisten sind seit Wochen damit beschäftigt,
herauszufinden, womit sich die Baumbesetzer vielleicht strafbar machen,
Barrikaden wegzuräumen und einen zügigen Ablauf der geplanten Rodung
vorzubereiten. RWE und die NRW-Behörden halten die "Widerstandsnester"
im Hambacher Wald für Impulsgeber für gewalttätigen Protest. "Hier geht
es nicht um Dialog oder Diskussion, sondern um die Durchsetzung
weltanschaulicher Ziele mit allen Mitteln", schrieb RWE auf Anfrage der
Zeitschrift DIE ZEIT.

In der Tat geht es hier um Weltanschauung, aber anders als RWE es
darstellt. Es geht um die Frage, ob RWE mit Unterstützung der
NRW-Landesregierung weiterhin zu Lasten und auf Kosten der ganzen Welt
Braunkohle verfeuern darf. Darf RWE tatsächlich das Klima in eine
tödliche Heißzeit treiben, die in wenigen Jahren die Erde unbewohnbar
machen würde?

Gilt schon wieder der Satz: "Der Tod ist ein Meister aus Deutschland"?

Wir danken denjenigen, die im Hambacher Wald unter persönlichen
Beeinträchtigungen tatkräftig friedlichen Widerstand leisten. Sie tun
das, was schon längst die Pflicht der Regierung und des Parlamentes wäre.

Sie tun es für uns alle!

Ein Kino-Trailer kann auf ihren Kampf aufmerksam machen:
Kurzfilm von 90 Sek., der im Kino als Mini-Vorfilm gezeigt werden
kann:

https://vimeo.com/286849197

Fragen Sie doch einfach Ihr nächstgelegenes Kino.

(WvF)

 * 

Quelle:

Solarenergie-Förderverein Deutschland e.V.(SFV)

Frère-Roger-Str. 8-10, 52062 Aachen

Telefon: 0241-511616, Fax 0241-535786

E-Mail: zentrale@sfv.de

Internet: https://www.sfv.de
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WALD/289: Hambacher Forst - gegen die Regeln ... (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Pressemitteilung vom 31. August 2018

++ Hambacher Wald: BUND belegt weiteren Spielraum für Vermeidung von
Rodungen / Rodungspläne von RWE könnten gegen Auflagen der Genehmigung
verstoßen ++



Berlin: In der aktuellen Auseinandersetzung um den Hambacher Wald hat der
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) NRW dem RWE-Konzern
erneut nachgewiesen, dass es keine akute Notwendigkeit zur Durchführung von
Rodungen gibt. Im Gegensatz zu den Verlautbarungen von RWE, kann der BUND
Landesverband basierend auf neuen Messungen nachweisen, dass RWE mindestens
einen Spielraum von zwei bis drei Jahren hat, bis neue Rodungen in Rede
stehen. Der BUND hat dies in einem Antwortschreiben an RWE detailliert
dargestellt. Darüber hinaus zeigt neues Kartenmaterial von RWE, dass die
vom Konzern vorgesehenen Rodungen in dieser Saison klar gegen die Vorgaben
zu Rodungen in der aktuellen Tagebaugenehmigung verstoßen würden.

Dazu erklärt Hubert Weiger, Vorsitzender des BUND: "Wir fordern RWE auf,
sich an einer konstruktiven Lösung des Konflikts zu beteiligen und die
Rodungen zu unterlassen. Zentrale Behauptungen des Konzerns lösen sich bei
näherer Betrachtung in Luft auf. Selbst angegebene Abstände der 
Kohle-Bagger zum Wald sind ersichtlich falsch. Wir fordern RWE auf, zu den
Tatsachen zurückzukehren und den Konflikt nicht weiter zu verstärken." Der
BUND-Vorsitzende appelliert zugleich an die Bundesregierung und die
NRW-Landesregierung, sich dafür einzusetzen, dass RWE keine Fakten schafft:
"Die Verantwortlichen in den Regierungen dürfen sich nicht in den Dienst
von RWE stellen. Es ist die politische Entscheidung der Bundesregierung, ob
sie die Arbeit der von ihr eingesetzten Kohle-Kommission positiv
unterstützt. Der breite gesellschaftliche Konsens darf nicht durch
Handlungen des RWE-Konzern gefährdet werden."

Nach neuen Erkenntnissen des BUND NRW sind die Planungen des Konzernes zu
den Rodungen in dieser Saison nicht nur unnötig, sondern deren Durchführung
wäre auch von den erteilten Genehmigungen nicht gedeckt. Dazu erklärt
Thomas Krämerkämper, stellvertretender Landesvorsitzender des BUND NRW:
"Wir erwarten, dass sich auch RWE an Recht und Gesetz hält. Die uns
vorliegenden RWE-Rodungspläne lassen daran aber erhebliche Zweifel
aufkommen. Gemäß den Genehmigungsauflagen muss RWE zur Berücksichtigung
ökologischer Belange die Rodungen auf das unbedingt notwendige betriebliche
Maß beschränken. Wir erwarten, dass sich der Energiekonzern daran hält."

Die von RWE geplante Rodungsgrenze liegt deutlich jenseits des Vorlaufes,
den diese gemäß der vom BUND beklagten Hauptbetriebsplanzulassung haben
darf. In den dortigen Nebenbestimmungen ist festgelegt, dass die
Inanspruchnahme des Abbauvorfeldes auf das betrieblich unbedingt
erforderliche Maß zu beschränken ist und die ökologischen Funktionen so
lange wie möglich erhalten werden müssen.

Nach Auswertung der Aussagen und Darstellungen des Konzerns ist eindeutig,
dass es mindestens in den nächsten zwei bis drei Jahren keine Notwendigkeit
für Rodungen gibt. Anders als RWE in seinem Schreiben an die
Kohlekommission behauptet, liegt der tatsächliche Abstand der Bagger bis
zur Waldgrenze in weiten Teilen deutlich über 300 Meter. Der tatsächliche
Abstand liegt bei über 500 Metern, so dass die Rodung des Hambacher Waldes
überhaupt nicht zu rechtfertigen ist. Bei bisherigem Abbaufortschritt von
real etwa 120 Metern pro Jahr, ergibt sich ein zeitlicher Puffer von drei
bis fünf Jahren. Durch eine Böschungs- und Sohlenoptimierung ließe sich der
Puffer noch einmal vergrößern. "Wir sind der festen Überzeugung, dass der
Hambacher Wald nicht abgeholzt werden muss. RWE darf nicht während der
Arbeit der Kommission zu roden beginnen und Fakten schaffen", so der 
BUND-Vorsitzende Hubert Weiger abschließend.


Weitere Informationen, auch zum neuen Kartenmaterial, finden Sie
unter: 

https://www.bund-nrw.de/themen/mensch-umwelt/braunkohle/hintergruende-und-publikationen/braunkohlentagebaue/hambach/zeithorizonte-tagebau-hambach/

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net
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WALD/288: Hambacher Forst - Schluß damit, sofort ... (Robin Wood)


Robin Wood-Pressemitteilung vom 31. August 2018

Kohle im Boden lassen - Hambacher Wald retten!

ROBIN WOOD-Aktive entern Förderturm auf Zeche Zollverein



"Kein weiterer Baum - kein weiteres Dorf! Kohleausstieg jetzt!" - ein
Banner mit dieser Aufschrift haben ROBIN WOOD-Aktivist*innen am Freitag
Nachmittag gegen 15 Uhr hoch oben an dem Doppelbock-Fördergerüst auf dem
Gelände des Weltkulturerbes Zeche Zollverein in Essen entrollt. Sie
demonstrierten damit gegen die von RWE geplante Rodung des Hambacher
Forstes im Rheinischen Braunkohlerevier und gegen eine Politik, die den
Kohleausstieg verschleppt. Zeitgleich zur Protestaktion fand in
Sichtweite des Förderturms eine auswärtige Kabinettssitzung der
NRW-Landesregierung auf Zeche Zollverein zum Auftakt des
Nordrhein-Westfalen-Tages 2018 statt.

"Die Zeit der Kohle ist vorbei: Kohleverbrennung und Klimaschutz sind
unvereinbar", sagt Ronja Heise, Energiereferentin von ROBIN WOOD. "Es
darf nicht sein, dass RWE den Hambacher Forst für einen klimaschädlichen
Energieträger ohne Zukunft zerstört und dafür Rückendeckung von der
Landesregierung bekommt. Die Politik muss das Gemeinwohl über privates
Profitinteresse stellen!"

Der NRW-Tag im Herzen des Ruhrgebiets dient der Imagepflege. Ende dieses
Jahres schließt die letzte Steinkohlenzeche in NRW. Das Land gibt vor,
den Strukturwandel erfolgreich zu bewältigen. Ausgeklammert werden
jedoch die massiven Schäden für Mensch und Natur, die der Kohleabbau
verursacht.

Obwohl die Forderung nach einem Kohleausstieg immer lauter wird,
beharren NRW-Ministerpräsident Armin Laschet (CDU) und seine Regierung
auf einer vehementen Pro-Kohle Politik. Zahlreiche Steinkohlekraftwerke
sind weiterhin in Betrieb, das bundesweit größte Braunkohleabbaugebiet
liegt in NRW - und RWE bekommt auch noch grünes Licht für sein Vorhaben,
den Braunkohletagebau Hambach zu erweitern.

Waldbesetzer*innen, lokale Bürgerinitiativen und Umweltverbände kämpfen
seit Jahren für den Erhalt des ökologisch wertvollen Hambacher Forstes.
Der Stromkonzern RWE hält jedoch stur an seinem Plan fest, ab Anfang
Oktober die Hälfte des verbliebenen Waldes zu roden, um den Tagebau
Hambach auszuweiten. Dies ist - anders als RWE und die
NRW-Landesregierung behaupten - für die Stromversorgung des Landes nicht
notwendig.

"Der Hambacher Forst ist zum Kristallisationspunkt geworden für den
Widerstand gegen ein zerstörerisches fossiles Energiesystem, das das
Klima schädigt und Jahrhunderte alte Bäume dem kurzfristigen Profit
opfert. Wenn RWE diesen Herbst im Hambacher Forst rodet, legt sich der
Konzern mit einer breiten und vielfältigen Bewegung an!", sagt ROBIN
WOOD-Aktivist Julian Smaluhn.

Diese Woche gab es bereits massive Polizeieinsätze mit mehreren
Hundertschaften im Hambacher Forst und der dazugehörigen
Wiesenbesetzung. Es wird damit gerechnet, dass die Polizei in den
kommenden Tagen mit der Räumung der Waldbesetzung beginnen wird. Umwelt-
und Klimaschützer*innen haben breiten Protest angekündigt.

Kohle trägt massiv zum Klimawandel bei und ruiniert die
Existenzgrundlage von Millionen Menschen weltweit. 2017 wurden in
Deutschland fast 300 Millionen Tonnen CO2 allein durch die Verbrennung
von Kohle freigesetzt. Deutschland muss aus der Kohle aussteigen, um
seinen internationalen Klimaschutzverpflichtungen nachzukommen und einen
Beitrag zur Klimagerechtigkeit zu leisten. Nordrhein-Westfalen steht als
Bundesland mit dem höchsten Treibhausgasausstoß und den größten
Braunkohletagebauen besonders in der Pflicht.


Mehr Infos:

ROBIN WOOD-Blogbeitrag "Stürmische Zeiten im Hambacher Forst":

https://www.robinwood.de/blog/st%C3%BCrmische-zeiten-im-hambacher-forst

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. August 2018

ROBIN WOOD e.V.

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg

21073 Hamburg (Harburg)

Telefon: 040-380 89 2-0, Fax: 040-380 89 2-14

E-Mail: geschaeftsstelle@robinwood.de

Internet: https://www.robinwood.de
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AKTION/7202: Münster - Programm zum "Tag des offenen Denkmals" am 9.9.2018


Denkmaltag: Offener Zwinger und Führung



Münster (SMS) Am Tag des offenen Denkmals (9. September ) begleitet um
15 Uhr eine kostenlose Führung durch den Zwinger. Unter dem Titel "Vom
Bollwerk zum Kunstwerk" führt Dr. Alfred Pohlmann die wechselvolle
Geschichte des historischen Gebäudes und dessen verschiedene
Funktionen vor Augen. Treffpunkt ist am Zwinger. Das Bauwerk an der
Promenade / Lotharinger Straße hat zudem von 14 bis 18 Uhr bei freiem
Eintritt geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 4. September 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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KURSUS/4989: Mönchengladbach - VHS-Sprachkurse starten am 10. September 2018


VHS-Sprachkurse starten am 10. September 2018 



Arabisch 1. Semester (A1.1)

Die arabische Schrift ist eine Buchstabenschrift, die von rechts nach
links geschrieben wird. In den Anfängerkursen lernen die Teilnehmer
Begrüßungen, Redewendungen und Alltagssprache. In diesem Kurs wird
Hocharabisch in Wort und Schrift unterrichtet.

10.9. bis 3.12.2018, 18:00 - 19:30 Uhr

City-Haus, Mühlenstr. 2-4

Kurs-Nr.: 182G0511F

Kosten: 98 Euro

Latein 1. Semester

Die überwiegende Mehrzahl aller Fremdwörter im Deutschen stammt aus
dem Lateinischen, die medizinische Terminologie und die Wissenschaft
benutzen das Lateinische zur internationalen Verständigung.
Lateinkenntnisse erleichtern das Erlernen der romanischen Sprachen,
die alle auf dem Latein als gemeinsamer Wurzel basieren. Die
Teilnehmer lernen Latein in angenehmer Atmosphäre und ohne
Prüfungsdruck.

10.9. bis 3.12.2018, 19:40 - 21:10 Uhr

MG, Math.-Nat. Gymnasium, Rheydter Str. 65

Kurs-Nr.: 182G3901F

Kosten: 98 Euro

Swahili 1. Semester (A1.1)

Im Gegensatz zu einigen anderen afrikanischen Sprachen gibt es im
Swahili keine Klicklaute und auch keine Tonhöhenunterscheidung,
wodurch sich die Aussprache mit nur wenigen kleinen Tücken recht
einfach bewältigen lässt. In diesem Kurs lernen die Teilnehmer, sich
in ersten Alltagssituationen zu verständigen, z.B. sich zu begrüßen,
sich vorzustellen, Einkaufsgespräche auf dem Markt zu führen und im
Restaurant essen zu gehen.

10.9. bis 3.12.2018, 19:40 - 21:10 Uhr


City-Haus, Mühlenstr. 2-4


Kurs-Nr.: 182G8001F 


Kosten: 98 Euro, zzgl. 5 Euro für Unterrichtsmaterial

Russisch 1. Semester (A1.1)

Zunächst steht die Verständigung in einigen Grundsituationen im
Vordergrund, bevor sich die Teilnehmer schrittweise das russischen
Alphabet mit seinen kyrillischen Schriftzeichnen erarbeiten.

10.9. bis 3.12.2018, 19:40 - 21:10 Uhr

MG, Math.-Nat. Gymnasium, Rheydter Str. 65

Kurs-Nr.: 182G5501F

Kosten: 98 Euro

Englisch für Anfänger ohne Vorkenntnisse (A1.1)

Die Teilnehmer dieses Kurses lernen die Grundlagen in Englisch.

11.09.2018 bis 11.12.2018, 09:00 - 10:30 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182G1321S

Kosten: 75 Euro

English Refresher (B1.1)

Die Teilnehmer frischen ihre guten Grundkenntnisse in Englisch auf.
Die zwei Formen der Gegenwart, ebenso wie der Vergangenheit, sind
neben dem Aufbau von Vokabular und freiem Sprechen Schwerpunkt dieses
Kurses.

11.9. bis 11.12.2018, 10:40 - 12:10 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182G1341S

Kosten: 75 Euro

Englisch für Wiederanfänger 1 (A2.1)

In diesem Kurs wird die Basis der englischen Sprache nochmal
wiederholt. Die Teilnehmer lernen unter anderem wie selbständig und
frei Sätze gebildet, konkrete Fragen gestellt und diese beantwortet
werden.

11.9. bis 11.12.2018, 10:40 - 12:10 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182G1324F

Kosten: 75 Euro

Englisch für Anfänger mit sehr geringen Vorkenntnissen (A1.2)

In diesem Kurs lernen die Teilnehmer über Freunde, Familie, Vorlieben
und Abneigungen zu sprechen, nach der Uhrzeit zu fragen und langsam
ihr Englisch-Vokabular aufzubauen.

11.9. bis 11.12.2018, 16:00 - 17:30 Uhr

City-Haus, Mühlenstr. 2-4

Kurs-Nr.: 182G1421F

Kosten: 75 Euro

Cambridge First Certificate in English (B2/C1)

In diesem Kurs können sich die Teilnehmer auf die FCE-Prüfung
vorbereiten. Da es sich um eine "skalierte" Prüfung handelt, wird je
nach Abschneiden in der Prüfung ein Sprachniveau von B1 bis C1
zertifiziert.

11.9. bis 11.12.2018, 19:40 - 21:10 Uhr

MG, Math.-Nat. Gymnasium, Rheydter Str. 65

Kurs-Nr.: 182G1549T

Kosten: 75 Euro

Koreanisch 1. Semester (A1.1)

In den letzten Jahren sind die koreanische Kultur und die koreanische
Sprache in Europa immer beliebter geworden. In den Anfängerkursen wird
mit Hilfe von kleinen Dialogen und Rollenspielen die Verständigung in
alltäglichen Situationen (Begrüßung, Vorstellung, Einkaufen, 
Nach-dem-Weg-fragen) geübt.

12.9. bis 12.12.2018, 18:00 - 19:30 Uhr

MG, Math.-Nat. Gymnasium, Rheydter Str. 65

Kurs-Nr.: 182G3701F

Kosten: 98 Euro

Japanisch 1. Semester (A1.1)

Das Japanische ist eine Silbensprache, die sich leicht aussprechen
lässt, wohingegen sich das Erlernen der Schrift wegen ihrer drei
Schriftsysteme etwas mühsamer gestaltet. In den Anfängerkursen lernen
die Teilnehmer Begrüßungen, Redewendungen und Alltagssprache.

12.9. bis 12.12.2018, 18:00 - 19:30 Uhr

Hugo-Junkers-Gym.; Brucknerallee 58

Kurs-Nr.: 182G3601F

Kosten: 98 Euro

Schwedisch für Anfänger ohne Vorkenntnisse (A1.1)

Die Teilnehmer dieses Kurses lernen die Grundlagen in Schwedisch.

12.09.2018 bis 19.12.2018, 19:40 - 21:10 Uhr

MG, Math.-Nat. Gymnasium, Rheydter Str. 65

Kurs-Nr.: 182G6110F

Kosten: 106 Euro

Schnupperkurs Französisch (A1.1)

Dieser Schnupperkurs eignet sich für Teilnehmer, die herausfinden
möchten, ob ein Französischkurs langfristig etwas für sie ist.

13.9. bis 6.12.2018, 16:00 - 17:30 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182G2011S

Kosten: 32 Euro

Spanisch Grundstufe 1 (A1.1)

Die Teilnehmer lernen in entspannter Atmosphäre Spanisch. Das
Lerntempo und die Themenschwerpunkte bestimmt die Gruppe. Die
Grundstufe arbeitet mit dem Lehrwerk "Perspectivas Ya A1".

14.9. bis 7.12.2018, 9:00 - 10:30 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182G7011S

Kosten: 69 Euro

Englisch, aber in Ruhe (A1.1)

Die Teilnehmer lernen gemeinsam mit Englisch, in entspannter und
ruhiger Atmosphäre.

14.09.2018 bis 14.12.2018, 10:40 - 12:10 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182G1311F

Kosten: 75 Euro

Chinesisch 1. Semester (A1.1)

Mandarin-Chinesisch ist die offizielle Sprache der Volksrepublik China
und Taiwan und eine der Amtssprachen in Singapur und den Vereinten
Nationen (UN). Besonders Geschäftsreisende und Touristen werden mit
ein paar Worten Chinesisch sehr viel mehr Erfolg haben als mit
perfektem Schulenglisch.

14.9. bis 7.12.2018, 16:15 - 17:45 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182G0801F

Kosten: 98 Euro

Niederländisch für Anfänger Intensivkurs (A1)

Die Teilnehmer lernen in kurzer Zeit Niederländisch.

14.09.2018 bis 14.12.2018, 18:00 - 21:10 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182G4099F

Kosten: 150 Euro

Weitere Informationen zum VHS-Programm und Anmeldung: www.vhs-mg.de,
Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 31. August 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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AFRIKA/248: Schutz der Menschenrechte ist Voraussetzung für die Lösung der humanitären Krise in der Tschadsee-Region


Amnesty International - Pressemitteilung vom 4. September 2018

Der Schutz der Menschenrechte ist unerlässliche Voraussetzung für die
Lösung der humanitären Krise in der Tschadsee-Region



Berlin - Amnesty International fordert die Bundesregierung anlässlich der
vom 3.-4. September in Berlin stattfindenden Tschadsee-Konferenz dazu auf,
den Respekt und die Wahrung der Menschenrechte zum Prüfstein in der
Zusammenarbeit mit den Regierungen Nigerias, Kameruns, Nigers und des
Tschad zu machen.

Die seit 2009 von Boko Haram verübten Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen
die Menschlichkeit sind Auslöser für die aktuelle humanitäre Krise in der
Tschadsee-Region. Terroristische Anschläge, Morde, Entführungen,
Plünderungen und sexualisierte Gewalt haben das alltägliche Leben von
Millionen von Menschen zerstört und erhebliche Fluchtbewegungen in der
Region ausgelöst. "Vor diesem Hintergrund ist der Ansatz der
Tschadsee-Konferenz, multilaterale Lösungen zu entwickeln grundsätzlich
begrüßenswert", sagt Katja Müller-Fahlbusch, Afrika-Expertin bei Amnesty
International in Deutschland.

Die Regierungen der betroffenen Länder haben auf die Gewalt durch Boko
Haram mit umfangreichen polizeilichen und militärischen Maßnahmen reagiert.
"Die Regierungen haben nicht nur das Recht sondern auch die Pflicht, ihre
Bevölkerungen vor den Gräueltaten von Boko Haram zu schützen. In ihrem
Kampf müssen sie jedoch ausnahmslos die Menschenrechte und die
Verpflichtungen aus dem humanitären Völkerrecht achten", sagt
Müller-Fahlbusch.

Amnesty hat durch eigene Recherchen belegt, dass insbesondere die
kamerunischen und nigerianischen Sicherheitskräfte in ihrem Kampf gegen
Boko Haram selbst gravierende Menschenrechtsverletzungen gegen mutmaßliche
Boko Haram Kämpfer und die Zivilbevölkerung begehen. Diese reichen von
Folter über außergerichtliche Hinrichtungen, Incommunicado Haft bis hin zu
sexualisierter Gewalt, einschließlich Vergewaltigung und
Zwangsprostitution.

"Wir appellieren an die Bundesregierung, den Schutz der Menschenrechte von
den Regierungen Nigerias und Kameruns einzufordern", sagt Müller-Fahlbusch.
"Die begangenen Menschenrechtsverletzungen müssen aufgearbeitet, die Täter
zur Verantwortung gezogen und die weit verbreitete Straflosigkeit beendet
werden. Darüber hinaus hat die Bundesregierung sicherzustellen, dass
militärische Kooperationen nicht zu Menschenrechtsverletzungen beitragen".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. September 2018

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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NAHOST/324: Ägypten - Nach Übergriffen mehr Schutz für Kopten gefordert


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 4. September 2018

Erneut Übergriffe auf Christen in Ober-Ägypten - Kopten müssen
mehr in ihrer Religionsausübung geschützt werden - Gesetz über Neubau
von Kirchen geht ins Leere



Göttingen, den 4. September 2018 - Nach neuen Übergriffen radikaler
Islamisten auf Kopten in Ober-Ägypten hat die Gesellschaft für
bedrohte Völker (GfbV) mehr Schutz für diese Christen gefordert.
"Kopten müssen auch in den ländlichen Regionen Ägyptens ihre Religion
frei ausüben können und dabei vom Staat und seinen Sicherheitskräften
geschützt werden", forderte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am
Dienstag in Göttingen. Es sei nicht länger hinnehmbar, dass die
lokale Polizei Warnungen koptischer Gemeinden vor bevorstehenden
Übergriffen muslimischer Extremisten ignoriere. Die jüngsten Angriffe
seien eine Folge der nach wie vor sehr komplizierten und
diskriminierenden Vorschriften zum Neubau von Kirchen. Denn trotz
eines neuen Gesetzes aus dem Jahr 2016, das die Errichtung von
Gotteshäusern erleichtern sollte, haben viele christliche Dörfer noch
immer keine Kirche. Deshalb müssen Gläubige Privaträume für
Gottesdienste nutzen. Dies würden Islamisten als Missbrauch der
Religionsfreiheit ansehen und mit Gewalt gegen Kopten vorgehen.

Am vergangenen Sonntag hatten Islamisten in dem Dorf Demshaw Hachem
in der Provinz Minya die Häuser von vier Kopten gestürmt, geplündert
und dann in Brand gesetzt. Dabei wurden zwei Kopten und ein
Feuerwehrmann verletzt. Ein Mob radikaler Islamisten hatte die Häuser
angegriffen, weil vermutet wurde, dass in den privaten Räumen
Gottesdienste abgehalten werden. Vertreter der koptischen Kirche
hatten die Sicherheitsbehörden vor einem bevorstehenden Angriff auf
die Gläubigen gewarnt, doch die Polizei traf erst nach den
pogromartigen Übergriffen ein.

Inzwischen wurden 90 mutmaßlich an der Zerstörung der Häuser
beteiligte Personen verhaftet. Die GfbV bezweifelt jedoch, dass die
Festgenommenen tatsächlich vor Gericht zur Rechenschaft gezogen
werden. Meist würden sie nach wenigen Tagen ohne Gerichtsverfahren
wieder freigelassen. "Die Kopten in Ober-Ägypten sind verärgert und
tief verunsichert über den mangelnden Schutz durch die Polizei. Ein
Gefühl der Hilflosigkeit und Angst macht sich breit, weil sich die
Christen nicht ausreichend geschützt sehen", sagte Delius.

Demshaw Hachem zählt zu den 150 überwiegend christlichen Dörfern in
Ober-Ägypten. Wenn es in ihrer Gemeinde keine Kirche gibt, scheuen
viele Gläubige den gefährlichen Weg in Nachbardörfer und halten in
Privathäusern Messen ab. "Dies ist eine Folge des Versagens des
Staates bei der Genehmigung des Neubaus von Kirchen. Allzu häufig
werden dabei trotz des neuen Gesetzes Kopten diskriminiert. So müssen
sie nachweisen, wieviel Gläubige in der Umgebung leben und dass sie
Muslime nicht beeinträchtigen", kritisierte Delius. "Doch kein Christ
wird gefragt, ob ihn eine Moschee stört."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. September 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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DISKUSSION/082: Hamburg - "Gesundheitsversorgung und Mobilität" am 10.9.2018


Eimsbütteler Seniorentag diskutiert über Gesundheitsversorgung und Mobilität



Der Seniorenbeirat Eimsbüttel lädt für Montag 10. September, 10 bis 16
Uhr, zum Eimsbütteler Seniorentag 2018 ins Hamburg-Haus ein. Den
Besuchern werden interessante Vorträge und Diskussionen zu aktuellen
Veränderungen im Gesundheitswesen und im öffentlichen Verkehrsraum
geboten. Im Foyer stehen 27 Beratungsstellen und Organisationen für
Informationen und Gespräche bereit.

Im Großen Saal beginnt das Programm um 10.30 Uhr. Am Vormittag
berichten Referenten über Neuerungen im Gesundheitsbereich wie dem
"NetzWerk GesundAktiv" und den digitalen Arztbesuch. Vorgestellt wird
das Pilotprojekt "Hamburger Hausbesuch", das in den Bezirken
Eimsbüttel und Harburg startet. Um 14 Uhr begrüßt Eimsbüttels
Bezirksamtsleiter Kay Gätgens die Besucher. Danach steht die Mobilität
von Senioren im Mittelpunkt: Vertreter von Verbänden der Fußgänger,
Radfahrer und Autofahrer und von der Polizei diskutieren mit dem
Publikum über die unterschiedlichen Interessen der Verkehrsteilnehmer.
Ziel ist es, mehr Verständnis zu wecken und für ein rücksichtsvolleres
Miteinander auf den Straßen zu werben. Die Besucherinnen und Besucher
sind in beiden Diskussionsrunden herzlich eingeladen, sich mit ihren
Fragen und Ideen zu beteiligen.

Wer als älterer Mensch Rat zu Unterstützung und Hilfen im Alltag sowie
Tipps zur Lebens- und Freizeitgestaltung sucht, erhält auf dem
Seniorentag von 10 bis 14 Uhr kompetente Antworten. Eine Vielzahl von
Ausstellern, die im Bezirk tätig sind, ist im Foyer auf dem "Markt der
Möglichkeiten" vertreten, darunter die Sozialstationen der
Wohlfahrtsorganisationen, Anbieter von Pflege und Alltagsbegleitung,
Beratungsstellen des Bezirksamts, die Polizei, die Medienboten und die
Sozialverbände.

Eröffnet wird der Seniorentag vom Vorsitzenden des 
Bezirks-Seniorenbeirates Wilfried Röder. Die Moderation des Tages hat Klaus
Wicher, 1. Vorsitzender des SoVD Hamburg, übernommen. Die Besucher
sind zu Getränken und einem Mittagsimbiss eingeladen. Die
Veranstaltung ist kostenfrei. Im Internet steht unter 
www.lsb-hamburg.de/eimsbuettel das Faltblatt mit dem Programm des 
Seniorentags zum Download bereit.

 * 

Quelle:

Fraktion Die LINKE. in der Bezirksversammlung Eimsbüttel

Pressemitteilung vom 30. August 2018

Kieler Straße 689, 22527 Hamburg

E-Mail: buero@linksfraktion-eimsbuettel.de

Internet: http://www.die-linke-eimsbuettel.de
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PREIS/218: Shortlist für den Wilhelm Raabe-Literaturpreis 2018 steht fest (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 4.9.2018

Shortlist für den Wilhelm Raabe-Literaturpreis 2018 steht fest



Die Shortlist für den Wilhelm Raabe-Literaturpreis 2018, der am
Sonntag, 4. November, im Kleinen Haus des Staatstheaters Braunschweig
verliehen wird, steht fest. ...

Zwei Autorinnen und vier Autoren sind mit ihren Werken nominiert:


	Michael Kleeberg: Der Idiot des 21. Jahrhunderts (Galiani Berlin)

	Georg Klein: Miakro (Rowohlt)

	Gert Loschütz: Ein schönes Paar (Schöffling & Co. Verlag)

	Sascha Reh: Aurora (Schöffling & Co. Verlag)

	Vanessa Rossbacher: Ich war Diener im Hause Hobbs (Kiepenheuer & Witsch)

	Judith Schalansky: Verzeichnis einiger Verluste (Suhrkamp Verlag)



Mit 30.000 Euro Preisgeld gehört der Wilhelm Raabe-Literaturpreis zu
den bedeutendsten literarischen Auszeichnungen im deutschsprachigen
Raum. Der Preis wird jährlich von den Kooperationspartnern
Deutschlandfunk und der Stadt Braunschweig vergeben. Jedes Jahr wird
mit dem Wilhelm Raabe-Literaturpreis ein in deutscher Sprache
verfasstes erzählerisches Werk gewürdigt. Alleiniges Vorschlagsrecht
obliegt der Jury, die jedes Jahr neu berufen wird.

Die Jury des Wilhelm Raabe-Literaturpreises besteht aus neun Personen
und setzt sich in diesem Jahr zusammen aus Dr. Moritz Baßler
(Germanistisches Institut der Universität Münster), Prof. Dr. h.c.
Gerd Biegel (Präsident der Internationalen Raabe-Gesellschaft e.V.),
Alexander Cammann (DIE ZEIT), Thomas Geiger (Literarisches Colloquium
Berlin), Dr. Anja Hesse (Dezernentin für Kultur und Wissenschaft der
Stadt Braunschweig), Michael Schmitt (3sat), Dr. Renate Stauf
(Germanistisches Institut, TU Braunschweig), Katharina Teutsch (u.a.
FAZ, Tagesspiegel) und Hubert Winkels (Deutschlandfunk).

Deutschlandfunk wird den Festakt und eine Lesung des Preisträgers mit
anschließendem Gespräch am Samstag, 24. November 2018, von 20.05 Uhr
bis 22.00 Uhr senden. Auf dem Digitalkanal "Dlf Dokumente und
Debatten" ist der komplette Festakt am 4. November sowie ein
fünfstündiges Literaturprogramm am Vorabend live zu hören.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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AUSSICHTEN/8387: Und morgen, den 5. September 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 05.09.2018 bis zum 06.09.2018 +++






[image: Jean-Luc 8387 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Nebel, Sonne, Diesigfelder

machen es Jean-Luc heut' schwer,

denn als alter Wettermelder

weiß er keine Antwort mehr.
















Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / EUROPOOL / BÜRGER





MELDUNG/110: Keine neuen Grenzen auf dem Balkan! (forumZFD)


Pressemitteilung des Forum Ziviler Friedensdienst e. V. - 4. September
2018

Keine neuen Grenzen auf dem Balkan!

forumZFD warnt vor Grenzverschiebungen zwischen Serbien und Kosovo



Köln, 4.09.2018. Mehr als 50 Balkanexpertinnen und -experten, darunter
forumZFD-Vorstand Oliver Knabe, solidarisieren sich in einer gemeinsamen
Erklärung vom 31. August mit einem zivilgesellschaftlichen Aufruf gegen
Grenzveränderungen zwischen Serbien und Kosovo.

Die Unterzeichnenden der Erklärung warnen vor den Folgen von
Grenzverschiebungen zur Herstellung vermeintlich ethnisch homogener Gebiete
für den Kosovo und die gesamte Region. Sie appellieren an die Staaten der
Europäischen Union, eindeutig gegen die Ziehung von Grenzen entlang
ethnischer Zugehörigkeiten Position zu beziehen.

Vor wenigen Wochen hat sich ein breites Bündnis zivilgesellschaftlicher
Organisationen aus dem Kosovo und aus Serbien in einem Offenen Brief an die
EU-Außenbeauftragte Federica Mogherini gewandt. Darin protestieren sie
gegen Pläne des serbischen Präsidenten Aleksandar Vu?i? und seines
kosovarischen Amtskollegen Hashim Thaçi zur Änderungen der Grenzen zwischen
dem Kosovo und Serbien.



Das forumZFD unterstützt Menschen in gewaltsamen Konflikten auf dem Weg zum
Frieden und tritt für die Überwindung von Krieg und Gewalt ein. Derzeit
arbeitet das forumZFD mit Friedensberaterinnen und -beratern in Deutschland
sowie zehn weiteren Ländern in Europa, dem Nahen Osten und Südostasien.
Seine Akademie für Konflikttransformation bietet einen Lernort für
professionelle, internationale Friedensarbeit. Mit Dialogveranstaltungen,
Bildungsarbeit und Kampagnen setzt sich das forumZFD aktiv für eine zivile
Friedenspolitik ein.

Das forumZFD ist von der Bundesregierung als Trägerorganisation des Zivilen
Friedensdienstes anerkannt und finanziert seine Arbeit über öffentliche und
private Zuschüsse, Spenden und Mitgliedsbeiträge.

www.forumZFD.de



Open letter to Federica Mogherini. Civil society organizations from Serbia
and Kosovo against the division of Kosovo. 7.08.2018

https://www.gradjanske.org/en/civil-society-organizations-from-serbia-and-kosovo-against-the-division-of-kosovo/

Letter: Citizens and Friends of the Balkans against Partition/ Land Swap.
31.08.2018.

https://www.forumzfd.de/de/media/801

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. September 2018

Forum Ziviler Friedensdienst e. V.

Am Kölner Brett 8, 50825 Köln

Telefon: 0221 91 27 32 - 0, Fax: 0221 91 27 32 - 99

E-Mail: kontakt@forumZFD.de

Internet: www.forumZFD.de
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GRENZEN/157: Menschenverachtender Flüchtlingspolitik die Stirn bieten - Das Ungarische Helsinki Komitee (Pro Asyl)


Pro Asyl - 3. September 2018

Menschenverachtender Flüchtlingspolitik die Stirn bieten: 

Das Ungarische Helsinki Komitee



Ungarn verweigert Schutzsuchenden in den geschlossenen Transitzentren an
der serbischen Grenze das Essen. Das Ungarische Helsinki Komitee erstreitet
die Essenversorgung vor dem Menschenrechtsgerichtshof. Einer von vielen
Gründen, wieso die Stiftung PRO ASYL am 8. September der ungarischen
Organisation ihren Menschenrechtspreis verleiht.

Einen Asylantrag in Ungarn können Schutzsuchende nur noch in den zwei
Transitzonen an der serbisch-ungarischen Grenze stellen. Seit Januar 2018
wird pro Tag und pro Transitzone nur einem Asylsuchenden Einlass gewährt.
Die Liste der durch Orbán-Regierung verletzten Rechte ist lang. Selbst die
Europäische Kommission sah sich am 17. Juli 2018 zur einer härten Gangart
gezwungen: »Die Europäische Kommission hat heute beschlossen, Ungarn vor
dem Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) zu verklagen, weil die Asyl-
und Rückführungsvorschriften des Landes nicht mit dem EU-Recht vereinbar
sind.«

Trotz weiterer Schritte in Vertragsverletzungsverfahren gegen Ungarn
verschärfte die Orbán-Regierung ihre flüchtlingsfeindliche Politik im
August 2018: Allen abgelehnten Asylsuchenden in den Transitzonen, auch
denen, die gegen die negative Bescheide klagen, wird die Essensversorgung
entzogen. Aushungern - so sieht eine der Konsequenzen des erneuten
verschärften Asylrechts in Ungarn aus. Mit Eilanträgen an den Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) hat das Ungarische Helsinki Komitee
der Verweigerung der Nahrungsmittelversorgung vorerst ein Ende bereitet.
Am 23. August 2018 gab die zuständige Behörde in Ungarn bekannt, dass sie
die Versorgung für alle Schutzsuchende in den geschlossenen Lagern wieder
sicherstellen wird.

Wer klagt, bekommt nichts zu essen 

Mitte August wurde eine weitere Verschärfung des bereits verstümmelten
ungarischen Asylrechts umgesetzt. Nunmehr reicht die bloße Durchreise durch
Serbien, um ein Schutzgesuch als »unzulässig« abzulehnen. Die abgelehnten
Asylsuchenden werden verpflichtet, das Land umgehend zu verlassen. Klagen
sie, müssen sie bis zur Entscheidung in der abgeschlossenen Transitzone
bleiben, bekommen aber nichts mehr zu essen. Die Asylbehörde, Betreiber der
Transitzonen, verweigert den abgelehnten Asylsuchenden mit Ausnahme von
Kindern und stillenden Müttern die Nahrung, nach dem Motto: »Geht nach
Serbien, da könnt ihr essen.« Humanitären Hilfsorganisationen wird
zeitgleich der Zugang zu den Transitzonen verweigert.

Essen? Nur auf gerichtliche Anordnung! 

Das Ungarische Helsinki Komitee unterstützt die betroffenen Asylsuchenden
bei der Durchsetzung ihrer fundamentalen Rechte. In drei Fällen, die
insgesamt acht Personen betrafen, reichte die Menschenrechtsorganisation
einen Eilantrag gegen die Abschiebung nach Serbien und zur Sicherstellung
der Ernährung der betroffenen Personen beim Menschenrechtsgerichtshof in
Straßburg ein. Dieser reagierte prompt und ordnete die Sicherstellung der
Ernährung sowie den Stopp der Ausweisung an.

• Eine fünfköpfige afghanische Familie, das jüngste Familienmitglied
ist ein drei Monate alter Säugling, stellte am 10. Juli 2018 einen Antrag
auf internationalen Schutz im Transitzentrum Röszke. Sie musste vorher
zwanzig Monate in Serbien auf den Zugang zum Transitzentrum warten. In
dieser Zeit mussten sie unter höchst prekären Umständen in Serbien leben.
Auf Grundlage der neuen Unzulässigkeitsbestimmungen wurde ihr Antrag am 8.
August abgelehnt. Die Flüchtlingsfamilie wurde angewiesen, bis zur Ausreise
nach Serbien im Transitzentrum zu bleiben. Die stillende Mutter und die
kleinen Kinder erhielten Nahrung, durften allerdings nichts mit dem Vater
teilen.

• Der Asylantrag zweier Brüder aus Syrien wurde am 9. August 2018
zurückgewiesen. Nachdem der erste Eilantrag vor dem EGMR erfolgreich war,
erhielten sie wieder Essen. Als sie am Morgen des 14. August frühstücken
wollten, wurde dieses mit der Begründung verweigert, dass sie zunächst eine
einstweilige Anordnung beim EGMR beantragen müssten.

Pro Asyl - Menschenrechtspreis für HHC 

Rechtsstaatlichkeit und fundamentale Menschenrechte wie das Recht auf
Leben, das Recht auf Asyl stehen in Ungarn zur Disposition. Trotz der
zunehmenden Bedrohung und den Kriminalisierungsversuchen zeigt das
Hungarian Helsinki Committee (HHC) weiterhin der Orbán-Regierung die Stirn.
Die Stiftung PRO ASYL würdigt die herausragende Menschenrechtsarbeit des
HHC. Am 8. September zeichnet die Stiftung PRO ASYL die beiden
Vorsitzenden des HHC, Márta Pardavi und András Kádár, mit ihrem
Menschenrechtspreis aus. Der Preis der Stiftung PRO ASYL ist mit 5.000EUR
dotiert. Die Preisverleihung findet am 8. September in Frankfurt am Main
statt. (mz)


URL des Artikels auf der Pro Asyl-Homepage:

https://www.proasyl.de/news/menschenverachtender-fluechtlingspolitik-die-stirn-bieten-das-ungarische-helsinki-kommitee/

 * 

Quelle:

Pro Asyl, 3. September 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 (0) 69 - 24 23 14 - 0, Fax: +49 (0) 69 - 24 23 14 72

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de

mit freundlicher Genehmigung von Pro Asyl
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AGRAR/1719: Rumänien - Eine Gemeinsame Agrarpolitik für Bäuerinnen und Bauern in ganz Europa (UBS)


Unabhängige Bauernstimme, Nr. 423 - Juli/August 2018

Die Zeitung von Bäuerinnen und Bauern

Eine GAP für Bäuerinnen und Bauern in ganz Europa
Eine osteuropäische Betrachtung am Beispiel von Rumänien

von Sinay Gandenberger



Europa ist vielseitig. Und so sind es auch die landwirtschaftliche
Struktur und dementsprechend die Anforderungen an die neue Gemeinsame
Agrarpolitik (GAP) ab 2020. Wie unterschiedlich Landwirtschaft sein
kann, sieht man sehr gut am Beispiel von Rumänien. Dort gibt es fast
vier Millionen bäuerliche Betriebe, die über die Hälfte der
rumänischen landwirtschaftlichen Fläche bewirtschaften. Rumänien ist
das Land in der EU, in dem mit Abstand am meisten Menschen in der
Landwirtschaft tätig sind. "Viele bäuerliche Betriebe in Rumänien sind
breit aufgestellt, teilweise selbstversorgend oder setzen ihre
Produkte auf lokalen Märkten ab. Die Durchschnittsgröße dieser
Betriebe liegt bei circa zwei Hektar", erklärt Attila Szocs, von der
Organisation Eco Ruralis, Mitglied bei der international aktiven
Organisation Via Campesina. Eco Ruralis wurde 2009 von Bäuerinnen und
Bauern gegründet, die umweltverträglich und nachhaltig wirtschaften.
Als Fokus hat die Organisation die Ernährungssouveränität in Rumänien,
die Nutzung von traditionellen Sorten, den Verzicht auf gentechnisch
veränderte Organismen, Agrarökologie und den Zugang zu Land. Eco
Ruralis tritt für die Rechte von Kleinbäuerinnen und -bauern ein. Das
Kontrastprogramm zu dieser Form der bäuerlichen Landwirtschaft sind
große Betriebe, die etwa die andere Hälfte der landwirtschaftlich
genutzten Fläche in Rumänien bewirtschaften. In diesen Betrieben wird
hauptsächlich Getreide als Futtermittel erzeugt, welches
beispielsweise nach Ägypten oder Saudi-Arabien sowie nach Westeuropa
exportiert wird.

GAP - nicht für alle

"Die Bewirtschaftung der kleinen Betriebe wird nicht als Beruf
anerkannt, weil sie nicht als professionelle Landwirtschaft gilt.
Damit fällt ein Großteil der in der Landwirtschaft arbeitenden
Menschen aus der gesellschaftlich sozialen Struktur und den damit
verbundenen Leistungen wie beispielsweise der Rente heraus", so Attila
Szocs. Das hat zur Folge, dass Gelder der ersten Säule an nur ungefähr
800.000 der knapp vier Millionen Betriebe gehen. Das heißt, ein
Großteil der Menschen, die in der Landwirtschaft arbeiten, werden
nicht durch die aktuelle GAP unterstützt. Gelder über die zweite Säule
zu erhalten, ist nach Angaben von Attila Szocs sehr beschwerlich und
ein enorm hoher bürokratischer Aufwand. So wurden nicht mal die Hälfte
der zur Verfügung stehenden Mittel der zweiten Säule abgerufen.

Forderungen an die neue GAP

Brindusa Birhala findet die jetzige Form der GAP nicht fair. Sie ist
gerade dabei mit ihrem Partner einen Gärtnerbetrieb aufzubauen. Weil
ihre Flächen zu klein sind und sie den bürokratischen Aufwand nicht
leisten kann, fällt sie aus dem Raster der Jungbauernförderung. "Ich
finde es nicht in Ordnung, dass große Betriebe mit viel Fläche
gefördert werden und kleine, die neben der Produktion wichtige
gesellschaftliche Leistungen erbringen, damit ohne Unterstützung in
Konkurrenz stehen", so Birhala. Weitere Probleme sind Korruption und
Landgrabbing. Viele Investoren kaufen Land in Rumänien, weil die Böden
fruchtbar sind und die Preise in den letzten Jahren niedrig waren.
Dabei kaufen multinationale Konzerne aus Westeuropa, Banken sowie
private Investoren rumänisches Land. Die Kaufprozesse und die Akquise
von Land durch die genannten "Global Player" sind sehr intransparent
und die gekauften Flächen von enormer Größe, bis zu 40.000 Hektar pro
Investor. Von den Direktzahlungen der GAP profitieren die Betriebe mit
großen Flächen besonders. Zusätzlich wird die agrarindustrielle
Entwicklung durch die rumänische Regierung gefördert. Nach Schätzungen
von Eco Ruralis könnten bis zu vier Millionen Hektar in der Hand von
transnationalen oder inländischen agrarindustriellen Unternehmen
liegen.

Strategie und Bewegung

Der Altersdurchschnitt der Bäuerinnen und Bauern liegt nach Angaben
von Eco Ruralis bei ca. 65 Jahren. Zusätzlich hat Rumänien eine enorm
hohe Abwanderungsrate, besonders an jungen Menschen. Doch es gibt auch
junge Menschen wie Brindusa Birhala, die ihre Zukunft auf dem Land
sehen. Die Bewegung rollt an und professionalisiert sich, beschreibt
Birhala ihren Eindruck. "Ich wünsche mir, dass die Bewegung stärker
wird und wir sie voranbringen können. Dadurch zeigen wir konkret
Alternativen und Lösungsansätze für eine zukunftsfähige und
umweltgerechte Landwirtschaft", so die junge Gärtnerin. Dafür müssen
sich jedoch auch die Rahmenbedingungen ändern. An eine GAP, die für
die Bäuerinnen und Bauern - und zwar für alle - hilfreich wäre, hat
Eco Ruralis konkrete Forderungen. Allerdings fokussiert die
Organisation ihre inhaltliche Arbeit überwiegend auf die Bündelung bei
Via Campesina, um direkt und vor Ort Einfluss auf EU-Ebene zu
gewinnen. Auf nationaler Ebene ist die Gestaltung einer Veränderung
momentan schwierig, so Attila Szocs. Konkrete Forderungen an die neue
GAP sind, dass die EU stärker eine gemeinsame Richtung angibt und
nicht eine Re-Nationalisierung unterstützt. Weiter sollte es nicht zu
Konzentrationen der ausgeteilten Subventionen auf wenige große
Betriebe kommen. Generell wäre es notwendig, die Definition des
landwirtschaftlichen Betriebs zu überarbeiten, damit auch die
kleineren Betriebe Gelder erhalten, so die bäuerliche Organisation.
Dies ist teilweise von der nationalen Umsetzung des Mitgliedsstaates
abhängig. Zusätzlich muss auch auf EU-Ebene die Diskussion vertieft
werden, explizit kleine Betriebe zu unterstützen und diese auch an
Mitteln der GAP zu beteiligen sowie sie durch den Abbau von
bürokratischen Hürden zu entlasten und ihnen damit den Zugang zu
Märkten zu ermöglichen (nach Angaben von Brindusa Birhala besteht die
Nachfrage nach regionalen und ökologischen Produkten). Zusätzlich
müssen in die GAP verstärkt soziale und ökologische Faktoren
einfließen, so die Forderung.

"Wir vergleichen die GAP immer mit einem schnellen Zug, der durch
Rumänien rast und die meisten Menschen stehen daneben und schauen,
wie der Zug an ihnen vorbeieilt. Wir wollen, dass der Zug langsamer
fährt und wir wollen, dass mehr Leute ein Ticket bekommen und mit dem
Zug mitfahren können", erzählt Szocs.

 * 

Quelle:

Unabhängige Bauernstimme, Nr. 423 - Juli/August 2018, S. 14

Herausgeber: Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft - Bauernblatt e.V.

Bahnhofstr. 31, 59065 Hamm

Telefon: 02381/905 31 71, Fax: 02381/49 22 21

E-Mail: redaktion@bauernstimme.de

Internet: www.bauernstimme.de

 

Erscheinungsweise: monatlich (11 x jährlich)

Einzelausgabe: 3,80 Euro

Abonnementpreis: 46,00 Euro jährlich

(verbilligt auf Antrag 32,00 Euro jährlich)



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/057: Mönchengladbach - Klassiker der Philosophie gemeinsam lesen und verstehen, 11.9.-27.11.18


Text-Check - Klassiker der Philosophie gemeinsam lesen und
verstehen 



Das Seminar richtet sich an jene, die bereits ein wenig Erfahrung mit
Philosophie gemacht haben und nun einmal Klassiker philosophischen
Denkens in Gänze lesen möchten. Zur jeweiligen Seminarsitzung wird ein
Abschnitt gelesen, vorbereitet und im Seminar besprochen. Mit dem
ersten Band von Schopenhauer: "Die Welt als Wille und Vorstellungen"
wird angefangen.

11.9. bis 27.11.2018, 18:00 - 19:30 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182C2400S

Kosten: 53 Euro

Weitere Informationen zum VHS-Programm und Anmeldung: www.vhs-mg.de,
Tel. 02161 / 25-6400

 * 
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/056: Mönchengladbach - "Denk' mal" - philosophische Gespräche vom 11.9. bis 4.12.2018


Denk' mal - philosophische Gespräche



Thema dieses Kurses ist "Weisheit". Was verstehen wir unter Weisheit
und was charakterisiert einen weisen Menschen? Kann man Weisheit
lernen und üben? Leitende Fragen, Sachverhalte und Begriffsumfeld
werden von den Teilnehmern selbst ausgelotet, bevor auf bestehende
Texte der philosophischen Tradition zurückgegriffen wird.

11.9. bis 4.12.2018, 19:40 - 21:10 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182C2410F

Kosten: 53 Euro

Weitere Informationen zum VHS-Programm und Anmeldung: www.vhs-mg.de,
Tel. 02161 / 25-6400
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INFOPOOL / GESELLSCHAFTEN / STIFTUNGEN





HEINRICH BÖLL STIFTUNG/418: Iran-Report Nr. 9 - September 2018


Iran-Report der Heinrich-Böll-Stiftung - Nr. 9 - September 2018

Eine Zusammenfassung aktueller Ereignisse im Iran

von Bahman Nirumand



Iran steht an einem Scheideweg. Nach dem Austritt der USA und der
Wiedereinführung von Wirtschaftssanktionen droht das Atomabkommen zu
scheitern. Der erhoffte wirtschaftliche Aufschwung, die Öffnung nach
außen und vor allem auch die Liberalisierung der theokratischen
Staatsordnung sind in weite Ferne gerückt. Über den Kurs des Landes,
auch über die Rolle Irans in der Region, ist sich die Staatsführung
nicht einig. Wie der Machtkampf, der schon seit geraumer Zeit
zwischen Konservativen und Reformern tobt, ausgehen wird, ist
ungewiss. 

Der Iran-Report wertet Nachrichten verschiedener Quellen aus. Auch
um die von den Mächtigen in Iran verfügten Behinderungen und
Einschränkungen der journalistischen Arbeit auszugleichen. Der
Iran-Report produziert keine Schlagzeilen, sondern er erhellt die
Meldungen, das Nichtgesagte dahinter.

INNENPOLITIK

• Neue Welle von Protesten

• Chatami warnt vor politischem Zusammenbruch 

• Rohani vom Parlament vorgeladen 

• Sondergerichte gegen "Verderber" in der Wirtschaft 

• Arbeitsminister Rabii und Wirtschaftsminister Karbasian entlassen 

• Vize-Zentralbankdirektor festgenommen 

• Mindesten zehn Tote bei Gefechten in der Provinz Kurdistan 

• Ahmadinedschad fordert Rücktritt von Rohani 

• Menschenrechtsaktivistin Sotoudeh wird Spionagetätigkeit vorgeworfen 

• BBC protestiert gegen Agenturbericht 

• Neue Kampfjets und Raketen präsentiert


NEUE WELLE VON PROTESTEN

Rund 500 Demonstranten haben am 4. August die Religionsschule
Eschtehad in Karadj, nahe der Hauptstadt Teheran angegriffen. Sie
versuchten die Türen aufzubrechen und das Gebäude in Brand zu
stecken. "Nieder mit der Diktatur", "Nieder mit der Islamischen
Republik", skandierten sie. Polizeisprecher Ali Hendiani sagte, es
sei den Ordnungskräften gelungen, die Angreifer zu vertreiben, die
entstandenen Schäden seien gering.

Der Leiter der Schule sagte der Agentur Fars, bereits zuvor hätten
sich einige Demonstranten vor dem Gebäude versammelt, hätten die
Scheiben eingeschlagen und regimefeindliche Parolen gerufen. Auch
seien einige Motorräder der Polizei in Brand gesteckt worden. Die
Polizei habe einige Demonstranten festgenommen.

Am 5. August gab Resa Schakeri, Staatsanwalt beim Revolutionsgericht
in Karadj, den Tod eines Demonstranten bekannt. Der 26-Jährige soll
durch einen Schuss aus einem fahrenden Auto im Nacken getroffen
worden sein. Der Schütze sei weder ein Polizist noch ein
Sicherheitsbeamter gewesen, hieß es offiziell. Auch drei Polizisten
sollen durch Messerstiche verletzt worden sein.

Auffallend bei den Protesten, die in den ersten Augusttagen in der
Hauptstadt und einigen anderen Städten Irans wie Isfahan, Maschad und
Schiras stattfanden, ist, dass sie sich weit vehementer als bei
früheren Demonstrationen gegen das gesamte System, insbesondere gegen
den herrschenden Klerus, richteten. Während die Medien die Ereignisse
kaum erwähnen, wurden sie in den sozialen Netzwerken im Internet
ausführlich dargestellt und kommentiert. Die Regierung behauptet, die
landesweit verbreiteten Videos seien Propaganda von Exiliranern, die
von den USA, Israel und Saudi-Arabien finanziert werden.
Innenminister Abdol Rahmani Fasli sagte: "Sie (die Feinde des
Regimes) glauben, wenn 50 bis 200 Leute sich versammeln, werde das
Land außer Kontrolle geraten. Sie irren sich gewaltig."

Cheirollah Tarchani, Vizegouverneur der Provinz Alborz, sagte der
Agentur Isna am 4. August: "Wir haben zunächst versucht mit den
Demonstranten ins Gespräch zu kommen, ihnen zuzuhören, stellten dann
aber fest, dass ihre Forderungen nicht wirtschaftlich sind, sie
richten sich gegen das ganze System. Die ganze Geschichte hat mit dem
illegalen Austritt der USA aus dem Atomabkommen begonnen. Dann
folgten ein psychologischer Krieg und danach die Krise in der
Wirtschaft. Der Preis für Dollar und Goldmünzen kletterte hoch und
führte zur Teuerung der Preise, die nicht mehr mit der Realität der
Wirtschaft übereinstimmen." Die Proteste hätten nichts mit der
wirtschaftlichen Lage zu tun. Sie seien das Werk einzelner Gruppen,
gegen die hart vorgegangen werden müsse.

Die Proteste machten auch nicht vor Fußballstadien halt. Am 11.
August riefen beim Spitzenspiel Esteghlal Teheran gegen Tractorsasi
Täbris hunderte Fans "Tod dem Diktator". Das Spiel wurde live im
Fernsehen übertragen. Während der Protestrufe wurde der Ton
abgestellt. Später wurde in den Medien über Auseinandersetzungen
zwischen den Fans berichtet, nicht aber über die Proteste.
Innenminister Abdolresa Rahmani Fasli drohte, künftig bei
Fußballspielen keine Zuschauer mehr zuzulassen. "Für uns ist die
Sicherheit in den Stadien wichtig und falls einige Fans diese
gefährden sollten, werden einige Spiele eben ohne Zuschauer
ausgetragen", sagte er am 21. August.

Es war die dritte Welle von Massenprotesten, die innerhalb eines
Jahres in Iran stattfanden. Grund für die Unruhen ist die
katastrophale wirtschaftliche Lage des Landes. Die Landeswährung
befindet sich seit Wochen im freien Fall. Seit April hat sie fast
fünfzig Prozent ihres Werts eingebüßt. Lebensmittel werden immer
teurer, die Arbeitslosigkeit ist besonders unter Jugendlichen so hoch
wie nie. Es gibt in vielen Gegenden des Landes einen dramatischen
Mangel an Wasser und Trinkwasser, die Umwelt ist verseucht. Für
normale Bürgerinnen und Bürger wird das Leben immer unerträglicher.

Die Staatsführung versucht die Probleme zu bagatellisieren.
Revolutionsführer Ali Chamenei erklärte am 8. August vor einer
Versammlung iranischer Kulturschaffender im Ausland, niemand brauche
sich um die Zukunft der Islamischen Republik Sorgen zu machen. "Keine
Macht ist in der Lage das Land zu gefährden." Auch Präsident Hassan
Rohani sagte, einige Gruppen seien der Aufforderung ausländischer
Medien gefolgt und hätten Unruhe gestiftet. Er gab zu, dass es wegen
Mangel an Wasser und Strom sowie wegen der Verschmutzung der Umwelt
Probleme gebe. Doch es gebe keine Gefahr für die Sicherheit des
Landes.

Die Wirtschaftskrise hat mehrere Ursachen: Misswirtschaft, Mangel an
notwendigen Reformen, die himmelschreiende Korruption und nicht
zuletzt die Sanktionen. Die gemäßigte Regierung von Hassan Rohani
hatte gehofft, mit dem Atomabkommen von 2015 und der Aufhebung von
Sanktionen einen wirtschaftlichen Aufschwung erreichen zu können. Das
ist ihr nicht gelungen, weil sie für notwendige Erneuerungen zu
schwach ist und weil Hardliner und Konservative ihre Pläne ständig
torpedieren. Inzwischen sind die Millionen, die Rohani gewählt und
von dem sie grundlegende Veränderungen erwartet haben, bitter
enttäuscht. Daher richten sich die Proteste nicht nur gegen die
wirtschaftlichen Zustände, sondern gegen das gesamte System. Kaum
noch jemand hofft in Iran auf eine Besserung der Lage. Im Gegenteil,
die von den USA angekündigten neuen Sanktionen lassen noch schlimmere
Zeiten befürchten.


CHATAMI WARNT VOR POLITISCHEM ZUSAMMENBRUCH

Der frühere Staatspräsident Mohammad Chatami, der als eigentlicher
Führer der Reformbewegung in Iran gilt, warnte am 23. August die
Landesführung vor einem politischen Zusammenbruch. "Ohne Reformen ist
das Establishment zum Scheitern verurteilt", zitiert ihn dpa.
"Vielleicht nicht morgen, aber eines Tages", erklärte der derzeit
beliebteste Politiker in Iran. Zwischen dem Volk und der
Staatsführung herrsche ein tiefes Misstrauen. Das sei gefährlich.

Die Islamische Republik stehe auf zwei Säulen: Republik und Islam,
sagte der Geistliche weiter. Doch der Islam sei nicht bereit, die
Rechte der Bürger zu akzeptieren, obwohl die Imame des schiitischen
Islam immer für die Rechte der Bürger eintraten. Ein Staat wie die
Islamische Republik, der sich zum schiitischen Islam bekenne, könne
nur Bestand haben, wenn er der Meinungsfreiheit und der sozialen
Gerechtigkeit Priorität verleihe.

Chatami, der von 1997 bis 2005 an der Spitze der Regierung stand, war
bei Hardlinern und Konservativen in Misskredit geraten, nachdem er
2009 die Proteste gegen die umstrittene Wiederwahl des Präsidenten
Mahmud Ahmadinedschad unterstützt und auch später nicht dazu bereit
war, sich davon zu distanzieren. Offiziell darf er nicht öffentlich
auftreten. Zudem hat er Ausreiseverbot. Auch den Medien ist
untersagt, Interviews mit ihm zu führen oder Fotos von ihm zu
veröffentlichen. Doch nicht selten ignoriert der 74-Jährige die
Auflagen.


ROHANI VOM PARLAMENT VORGELADEN

Das iranische Parlament hat am 1. August Präsident Hassan Rohani zu
einer Befragung über die wirtschaftliche Lage des Landes vorgeladen.
Die Abgeordneten wollten wissen, was die Ursachen für den drastischen
Fall der Landeswährung, für den spürbaren Rückgang des
Wirtschaftswachstums und der steigenden Arbeitslosigkeit sind und was
die Regierung dagegen zu unternehmen gedenke.

Rohani hat sich am 5. August bereiterklärt, im Parlament zu
erscheinen. Zwar sei die Vorladung verfassungswidrig und in der
gegenwärtigen Lage auch nicht vernünftig. Er wolle dennoch dem Wunsch
der Antragsteller entsprechen, um keine zusätzlichen Probleme zu
schaffen, schrieb er an den Parlamentspräsidenten.

Die Befragung fand am 28. August statt. Nach den kritischen Fragen
der Abgeordneten sagte Rohani, niemand solle glauben, dass der
heutige Tag den Beginn einer Spaltung zwischen Regierung und
Parlament bilde. Beide Instanzen hätten ein großes Ziel: miteinander
zu kooperieren und Einigkeit zu erzielen. Dies sei der Sinn der
Debatte.

"Wir haben keine Angst vor den USA und auch keine Angst vor
Problemen, die wir bald bezwingen werden", sagte Rohani. Aber
wichtiger als die Probleme sei die Meinung der Bevölkerung über den
Staat. "Wie kommt es, dass die Menschen skeptisch in die Zukunft
schauen? Ja noch mehr, sie ziehen die Zukunft dieses Staates in
Zweifel." Die Regierung habe beachtliche Erfolge erzielt, die
Wirtschaft in Schwung gebracht, die Inflationsrate gesenkt, die
Arbeitslosigkeit reduziert und den Devisenmarkt geregelt. Doch vor
sieben, acht Monaten habe sich die Atmosphäre plötzlich gewandelt.
Plötzlich hätten die Menschen ihr Vertrauen dem Staat gegenüber
verloren. "Wir müssen dieses Vertrauen zurückgewinnen, wir müssen
ihnen zusichern, dass wir die Probleme überwinden und die
amerikanischen Verschwörungen zurückschlagen werden."

Rohani kam auch auf den Austritt der USA aus dem Atomabkommen zu
sprechen und sagte, die Demonstrationen im Januar dieses Jahres
hätten den amerikanischen Präsidenten dazu ermuntert die Lage zu
eskalieren. Und nun kämen Leute, die alles schwarzmalen. "Meine
Brüder und Schwestern, seid sicher, dass Schwarzmalerei ins Verderben
führt", sagte der Präsident.

Bei der anschließenden Abstimmung zeigte sich die Mehrheit des
Parlaments mit den meisten Antworten Rohanis nicht zufrieden. Bei der
Abstimmung über die Erklärung der Währungskrise stimmten 68
Abgeordnete für und 196 gegen die Erläuterungen des Präsidenten. 8
Abgeordnete enthielten sich. Bei der Abstimmung zum Thema Schmuggel
von Waren und Devisen lehnten 138 Abgeordnete die Antwort des
Präsidenten ab, 122 stimmten zu und 6 enthielten sich. Ebenso knapp
wurden die Erläuterungen über Banken und Finanzen abgelehnt. Gemäß
der Satzung des Parlaments müsste sich nun die Justiz mit diesen
Fragen befassen, um festzustellen, ob die Regierung Verfassungsbruch
begangen hat. Doch durch einen parlamentarischen Trick verhinderte
Parlamentspräsident Ali Laridschani die Weiterleitung an die Justiz.
Dennoch zeigt die Abstimmung, dass die Position des Präsidenten immer
schwächer wird. Schon planen die Regierungsgegner im Parlament die
Absetzung weiterer Minister.

Am Tag nach der Abstimmung empfing Revolutionsführer Ali Chamenei
Rohani und seine Regierungsmannschaft. Er lobte den Präsidenten
dafür, dass er mit Rücksicht auf die sensible Lage des Landes sehr
geduldig und maßvoll auf seine Kritiker reagiert habe. Gemeint ist,
dass Rohani entgegen mehrmaliger Ankündigungen, nicht die
Machenschaften seiner Gegner gegen seine Regierung offengelegt und
bestimmte Personen und Institutionen nicht entlarvt habe. Politische
Beobachter deuten die Äußerungen des Revolutionsführers als ein
Zeichen dafür, dass Chamenei eine etwaige Absetzung des Präsidenten
zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht unterstützt. Vermutlich befürchtet
er, dass ein Rücktritt der gemäßigten Regierung zu unkontrollierbaren
Unruhen führen könnte.


SONDERGERICHTE GEGEN "VERDERBER" IN DER WIRTSCHAFT

Revolutionsführer Ali Chamenei hat am 11. August einem Vorschlag des
Justizchefs Sadegh Laridschani zugestimmt, Sondergerichte
einzurichten, um mit "aller Härte" gegen Spekulanten und "Verderber"
in der Wirtschaft vorzugehen. Dabei soll "kein Zeitverlust und keine
Rücksichtnahme" geduldet werden. In dem Schreiben Laridschanis an
Chamenei, dessen Datum nicht bekannt ist, heißt es, die Lage der
Wirtschaft sei das Ergebnis eines "Krieges", bei dem Spekulanten und
Verderber die Feinde der Islamischen Republik unterstützen. Der
Revolutionsführer werde gebeten, der Justiz zu erlauben, diese
Personen auf Basis bestehender islamischer Gesetze gerichtlich zu
verfolgen. Alle Fälle sollten von einem Sondergericht behandelt
werden. Ob ein Prozess öffentlich oder geheim geführt werde, solle
der jeweilige Richter entscheiden, gleiches gelte für die Länge der
Untersuchungshaft. Das Urteil des Richters solle endgültig und nicht
mehr anfechtbar sein. Nur bei Todesurteilen sei ein Widerspruch
zulässig. Die endgültige Entscheidung darüber müsse innerhalb von
zehn Tagen vom höchsten Gericht getroffen werden.

Bereits zuvor hatte der Teheraner Staatsanwalt Abbas Dolatabadi
gedroht, sämtliche Importeure, "die die Krise auf dem Devisenmarkt
mit verursacht haben", mit Peitschenschlägen, Geldstrafen,
langjähriger Haft und gar mit dem Tod zu bestrafen.

In dem Antwortschreiben Chameneis an Laridschani heißt es: "Ich
stimme Ihrem Vorschlag zu. Ziel der Maßnahme ist es, die Schuldigen
rasch und gerecht zu bestrafen."

Am 12. August gab Justizsprecher Gholamhossein Ejehi bekannt, dass im
Zug des Kampfes gegen Korruption 67 Verdächtige festgenommen worden
seien. Außerdem hätten mehr als hundert Regierungsmitarbeiter
Ausreiseverbot erhalten. Es gebe Menschen, die versuchten, die
Gelegenheit, die der feindliche Druck aus den USA für Spekulationen
und Betrügereien biete, auszunutzen, sagte er.

Am 14. August gab der Chef der Teheraner Polizei, General Hossein
Rahimi bekannt, dass 850 Personen im Zusammenhang mit
Devisenspekulationen zum Verhör bestellt worden seien. Die Polizei
sei dabei, aktiver als bisher die "Verderber" zu verfolgen.


ARBEITSMINISTER RABII UND WIRTSCHAFTSMINISTER KARBASIAN
ENTLASSEN

Ali Rabii, Minister für Arbeit und Soziales, wurde am 8. August durch
ein Misstrauensvotum des Parlaments seines Postens enthoben. 129
Abgeordnete stimmten für, 111 gegen den Antrag. Es war das dritte
Mal, dass ein Misstrauensantrag gegen Rabii gestellt wurde. Einer der
Antragsteller kritisierte, der Minister habe sich nicht um die
Probleme der Werktätigen gekümmert. Die Arbeitslosigkeit habe enorm
zugenommen. Zahlreiche Arbeiter erhielten nicht rechtzeitig oder
überhaupt keinen Lohn. Andere Abgeordnete warfen dem Minister
Lobbyismus und Korruption vor. Der Minister habe zudem versucht,
Abgeordnete zu bestechen, damit sie den Misstrauensantrag ablehnen.
Schließlich habe der Minister keine wirksamen Schritte gegen
umweltschädigende Aktivitäten unternommen.

Rabii sagte, sein Abgang werde die Lage nicht verbessern: "Werden die
jüngsten Probleme auf dem Devisenmarkt gelöst und die
Wirtschaftskrise beseitigt, wenn ich die Regierung verlasse?" Er gab
zu, dass die Lage der Werktätigen "nicht günstig" sei. "Ich sage
nicht, dass es den Arbeitern gut geht. Aber wir stehen auf Seiten der
Arbeiter." Das sollten die Abgeordneten bei ihrer Stimmabgabe
berücksichtigen.

Manche Vorwürfe seien berechtigt, sagte Rabii. Doch seinem
Ministerium fehlten die Mittel, um die Probleme zu lösen. Zu dem
Vorwurf der Korruption sagte der Minister, das Problem sei
grundlegend und strukturell. Um es zu bekämpfen sei ein
grundsätzlicher Plan nötig. Der Minister appellierte an die
Abgeordneten: "Lasst nicht zu, dass das Problem der Korruption
politisch wird, die Korruption ist ein moralisches Problem."

Rabii gehörte zu den engsten Vertrauten von Präsident Rohani. Seine
Entlassung, für die neben den Hardlinern auch parteiunabhängige
Abgeordnete stimmten, schwächt die Position des Regierungschefs
weiter.

Am 26. August votierte das Parlament außerdem für die Absetzung des
Wirtschaftsministers Masud Karbasian. 137 Abgeordnete stimmten für
seinen Rücktritt, 121 dagegen. 33 Abgeordnete hatten den Antrag zur
Befragung des Ministers gestellt. Darin hatten sie 17 Punkte
aufgeführt, bei denen sich aus ihrer Sicht der Wirtschaftsminister
als unfähig erwiesen hätte. Darunter Unfähigkeit bei der Planung von
Verwaltung und Organisation der Wirtschaft und Finanzen. Sie warfen
dem Minister weiterhin vor, seine Pflichten bei der Kontrolle der
Banken versäumt zu haben. Auch die hohe Inflationsrate, Mangel an
Unterstützung der inländischen Produktion und dergleichen mehr wurden
dem Minister zur Last gelegt.

Karbasian, der erst vor einem Jahr sein Amt übernommen hatte, sagte
manche Probleme lägen außerhalb der Bereiche, die von ihm
kontrolliert würden. Andere seien von den "Mächten der Arroganz" ins
Land gebracht worden. Zuvor sei die Wirtschaft recht erfolgreich
gewesen.


VIZE-ZENTRALBANKDIREKTOR FESTGENOMMEN

Wie der Sprecher der Justiz, Gholamhossein Mohsseni Ejehi, am 5.
August bekannt gab, wurde der für Währungsgeschäfte zuständige
Vize-Direktor der Zentralbank, Ahmad Araghtschi, festgenommen. "Heute
wurden einige Personen, vier Devisenspekulanten und weitere
Verdächtige, festgenommen, darunter der Vize-Direktor der
Zentralbank", sagte Ejehi dem staatlichen Fernsehen. "Allerdings habe
ich gehört, dass der Vize bereits zuvor seines Amtes enthoben worden
war."

Tatsächlich hatte der neue Bankdirektor, Abdolnasser Hemmati, wenige
Tage nach seiner Amtseinführung Araghtschi entlassen. Araghtschi ist
der Bruder des Vize-Außenministers Abbas Araghtschi, der auch bei den
Atomverhandlungen eine wichtige Rolle spielte.

Genaue Angaben zu den Gründen der Festnahmen machte Ejehi nicht. Es
wird vermutet, dass die Festnahmen im Zusammenhang mit dem seit
Wochen andauernden Verfall der Landeswährung stehen. Araghtischi
wurde für Maßnahmen mitverantwortlich gemacht, die Spekulationen auf
dem Devisenmarkt und Korruption begünstigten.

Araghtischi war im vergangenen Jahr zum Vize-Direktor ernannt worden.
Kritiker hielten ihn wegen mangelnder Erfahrung nicht für den Posten
geeignet.


MINDESTEN ZEHN TOTE BEI GEFECHTEN IN DER PROVINZ
KURDISTAN

Einer Mitteilung der Revolutionsgarden vom 11. August zufolge, sind
bei Gefechten mit einer "bewaffneten Gruppe" in der Provinz
Kurdistan, nahe der irakischen Grenze mindestens zehn "Extremisten"
getötet und mehrere weitere verletzt worden. Zudem sei eine
"beträchtliche Menge Waffen und Munition" sichergestellt worden. Ob
es auch auf Seiten der Garden Tote oder Verletzte gegeben hat, wurde
nicht mitgeteilt. Auch wurden zu der Gruppe keine näheren Angaben
gemacht. Es hieß lediglich, es sei ein "Team von Terroristen"
gewesen, das im Auftrag der "internationalen Arroganz" gehandelt
habe.

Demgegenüber veröffentlichte die Demokratische Partei des Iranischen
Kurdistans am selben Tag eine Erklärung, in der es heißt, es habe
zwischen Mitgliedern der Partei (Pischmargah) und den "Terroristen
der Revolutionsgarden" Gefechte gegeben. Dabei seien 12 Mitglieder
der Garden getötet worden. Auch die Partei machte über eigene
Verluste keine Angaben.

In beiden Mitteilungen wird die Grenzstadt Oschnawiyeh als Ort des
Gefechts erwähnt. Die Demokratische Partei des Iranischen Kurdistans
kämpft seit Jahrzehnten für eine Autonomie der Kurden in Iran.


AHMADINEDSCHAD FORDERT RÜCKTRITT VON ROHANI

Der frühere Präsident Mahmud Ahmadinedschad erklärte in einer
Videobotschaft, der Staat der islamischen Republik sei für das Volk
nicht mehr akzeptabel. Er kritisierte die "katastrophale"
wirtschaftliche und politische Lage und machte dafür "sämtliche
führende Politiker" verantwortlich. "Das Volk ist unzufrieden, es
akzeptiert nicht die Regierung und auch nicht die anderen Gewalten."
Gerichtet an den amtierenden Präsidenten Hassan Rohani sagte er:
"Herr Rohani, Sie und Ihre Anhänger ebenso wie die beiden
Hauptfraktionen und Chefs der anderen Gewalten sind für den
gegenwärtigen Zustand des Landes verantwortlich. Unter diesen
Umständen wäre es das Beste für das Volk, wenn Sie zurücktreten
würden."

Die Wirtschaft stehe am Rande des Abgrunds, sagte Ahmadinedschad
weiter. "Das Vertrauen des Volkes in das gesamte System geht gegen
Null, die Unzufriedenheit steigt von Tag zu Tag, die Armut breitet
sich aus. Wer ist dafür verantwortlich? Die Antwort ist: Alle
führenden Politiker, allen voran Rohani."

Ahmadinedschad, der von 2005 bis 2013 regierte, kritisierte die
Verknüpfung der Probleme mit dem Atomstreit und sagte, Rohani sei für
die Misere mehr als andere verantwortlich, weil er bereits früher mit
den Amerikanern verhandelt habe. Schon als er in den 2000er Jahren
Generalsekretär des Nationalen Sicherheitsrats gewesen sei und später
als Staatspräsident, habe er den USA große Zugeständnisse gemacht,
dafür aber keine Gegenleistung erhalten.

Der frühere Präsident lobte seine eigene damalige Regierung. Er warf
anderen Fraktionen vor, seiner Regierung Steine in den Weg gelegt und
einen Propagandafeldzug gegen ihn und seine Mitarbeiter geführt zu
haben.

Im Gegensatz zu Rohani, der für Kompromisse eintritt, war
Ahmadinedschads Politik auf Konfrontation mit dem Westen
ausgerichtet. Als die harten Sanktionen des UN-Sicherheitsrats gegen
Iran verhängt wurden, meinte er, die Menschen im Land merkten
überhaupt nichts von den Sanktionen. "Beschließt so viel Resolutionen
wie ihr wollt, uns kümmern sie nicht", sagte er einmal.


MENSCHENRECHTSAKTIVISTIN SOTOUDEH WIRD SPIONAGETÄTIGKEIT
VORGEWORFEN

Die staatliche Nachrichtenagentur Irna berichtete am 15. August, dass
die Menschenrechtsaktivistin und Anwältin Nassrin Sotoudeh, die sich
derzeit im Gefängnis befindet, nun zusätzlich unter dem Vorwurf der
Spionage vor Gericht gestellt werden soll. "In der Anklageschrift
wird meiner Mandantin Propaganda gegen die Islamische Republik und
Beleidigung des Revolutionsführers vorgeworfen. Nun kommt auch der
Vorwurf der Spionage hinzu", sagte ihr Anwalt Payam Derafschan.
Sotoudeh verbüßt zurzeit eine fünfjährige Gefängnisstrafe.

Sotoudeh befindet sich seit dem 13. Juni erneut in Haft. Die
55-Jährige wurde aus ihrer Wohnung verschleppt und ins berüchtigte
Teheraner Evin-Gefängnis gebracht. Als Anwältin engagierte sie sich
für die Rechte von Frauen. Mit viel Mut verteidigt sie immer wieder
Dissidenten vor Gericht. Nicht selten werden in der Islamischen
Republik Anwälte von Oppositionellen selbst gerichtlich verfolgt.
Zuletzt leistete Sotoudeh jungen Frauen Rechtsbeistand, die aus
Protest gegen Kleidungszwang in der Öffentlichkeit demonstrativ ihr
Kopftuch abnahmen.

Sotoudeh ist Mitglied des Vereins zur Verteidigung der Menschenrechte
und des Vereins zur Verteidigung der Rechte von Kindern. Zudem war
sie an der Kampagne für eine Million Unterschriften zur Änderung der
ungleichen Rechte der Geschlechter aktiv beteiligt.

Die engagierte Anwältin wurde in den vergangenen Jahren mehrmals in
Haft genommen. 2011 wurde sie wegen "Verstoßes gegen die nationale
Sicherheit und Propaganda gegen die Islamische Republik" zu sechs
Jahren Haft und einem zehnjährigen Arbeitsverbot verurteilt. Zweimal
trat sie im Gefängnis aus Protest gegen die schlechten
Haftbedingungen in Hungerstreik. Sie war vollkommen isoliert und
durfte nicht einmal ihre Tochter und ihren Sohn sehen. Der
tatsächliche Grund ihrer Verhaftung war die Verteidigung von jenen
politischen Gefangenen, die 2009 im Zuge der Proteste gegen die
umstrittene Wiederwahl von Präsident Mahmud Ahmadinedschad
festgenommen worden waren. Kurz nach der Wahl von Präsident Rohani
wurde Sotoudeh aus der Haft entlassen. 2014 wurde auch das
Arbeitsverbot aufgehoben.

2012 erhielt Sotoudeh gemeinsam mit dem iranischen Filmemacher
Dschafar Panahi den Sacharow-Preis des Europäischen Parlaments für
Menschenrechte.

Offenbar wurde Sotoudeh nun wegen Spionage zu fünf Jahren Haft
verurteilt. Ihre Anwälte protestierten gegen das Urteil. Es sei
illegal eine Angeklagte in Abwesenheit und ohne persönliche Anhörung
zu verurteilen, sagte Derafschan der AFP am 15. August. Seiner
Mandantin sei nie Spionagetätigkeit vorgeworfen worden und auch in
der Anklageschrift tauche dieser Vorwurf nicht auf. Laut AFP sagte
ein anderer Anwalt, Mahmud Behsadi, die Verhaftung Sotoudehs sei
unrechtsmäßig, denn sie dürfe während des Berufungsprozesses auf
freiem Fuß bleiben.

Am 25. August gab Sotoudehs Ehemann, Resa Khandan, bekannt, dass sie
in einen Hungerstreik getreten sei.


BBC PROTESTIERT GEGEN AGENTURBERICHT

Der britische Sender BBC verurteilte am 9. August einen Bericht der
Agentur Misan über den Sender. Die Agentur gehört der iranischen
Justiz an. In dem Bericht hieß es, das persische Programm der BBC sei
das Zentrum der psychologischen Kriegsführung gegen die Islamische
Republik. Dort sei das Oberkommando der iranfeindlichen Medien
angesiedelt. Auch der Sprecher der Revolutionsgarden, Ramesam
Scharif, hatte denselben Vorwurf gegen die BBC erhoben.

Der Bericht sei eine eindeutige Drohung gegen die Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen der BBC, hieß es in der Stellungnahme des Senders.

Der Bericht, der in einer aggressiven Sprache verfasst ist, sei in
Wirklichkeit eine Aufforderung zur Gewalt gegen Mitarbeiter der BBC,
sagte der Leiter der Nachrichtenredaktion. "BBC fordert abermals den
Druck auf die Angehörigen ihrer Mitarbeiter zu beenden", erklärte er.
Iran müsse die Freiheit der Presse achten und das Recht der
Journalisten akzeptieren, in einer Atomsphäre frei von Angst und
Sorgen vor Aggressionen und Störungen zu arbeiten.

Auch der Internationale Verband von Journalisten veröffentlichte eine
Erklärung, in der es heißt, Misan verwende eine aggressive Sprache,
bedrohe die freie Presse und gefährde das Leben der Mitarbeiter der
BBC.

Der britische Journalistenverband erklärte, "die verbalen Attacken
Irans gegen die Mitglieder des Verbands und gegen die Mitarbeiter des
Persischprogramms der BBC sind absolut inakzeptabel."


NEUE KAMPFJETS UND RAKETEN PRÄSENTIERT

Am 21. August präsentierte das Militär im Beisein von Präsident
Hassan Rohani neue Kampfjets, die in Iran produziert wurden. Die neue
Maschine "Kosar" sei bereits erfolgreich getestet worden. "Wir haben
alles selbst gemacht, vom Motor bis zum präzisen Radarsystem. Das
macht uns stolz", sagte der Präsident. Dies sei ein weiterer Schritt
in Richtung Unabhängigkeit. Er betonte, dass Iran an militärischen
Auseinandersetzungen nicht interessiert sei. Der Ausbau des
Potentials diene ausschließlich der Verteidigung des Landes und dem
Frieden in der Region.

"Wir leben nun einmal in einer Region, wo wir uns stets auf
Verteidigung einstellen müssen", sagte Rohani. "Wir wollen niemanden
angreifen." Für die Verteidigung des Landes seien unter anderem auch
Kampfjets, Raketen und Abwehrsysteme nötig. Die Islamische Republik
existiere seit 40 Jahren. Während dieser Zeit habe Iran nie einen
Krieg begonnen. "Wir sollten uns darauf vorbereiten, gegen
Streitkräfte zu kämpfen, die unser Territorium und unsere Ressourcen
übernehmen wollen. (...) Wenn wir stark genug sind, wird es niemand
wagen uns anzugreifen, nicht einmal die USA. Warum greifen die USA
uns nicht an? Wegen unserer Macht, weil sie sich der Konsequenzen
bewusst sind."

"Wir alle sind verpflichtet, die Sicherheit, Würde und Macht Irans
mit geringsten Kosten zu verteidigen", sagte Rohani. "Wir leben in
einer sehr sensiblen Region. Unsere Feinde haben in den vergangenen
vierzig Jahren Hass gegen Iran geschürt und propagiert die Islamische
Republik bedrohe die Sicherheit und die Existenz anderer Nationen."

Irans Luftwaffe ist ziemlich schwach. Das Land besitzt einige Dutzend
Kampfjets, die aus der Zeit vor der Revolution aus Russland oder den
USA stammen. Der frühere Oberbefehlshaber der iranischen Streitkräfte
und derzeitige militärische Berater des Revolutionsführers, General
Hassan Firusabadi, sagte, Iran versuche das Fehlen ausreichender
Kampfjets durch die Massenproduktion von Raketen auszugleichen.

Am 13. August präsentierte Iran eine neue Generation von
Kurzstreckenraketen. Laut Verteidigungsminister Amir Hatami wurde die
neueste Version der ballistischen Fateh-Mobin-Rakete vollständig in
Iran produziert. Sie sei "wendig, schwer zu orten und
präzisionsgelenkt. Nichts kann diese Rakete stoppen", sagte der
Minister. Über die Reichweite der neuen Rakete wurden keine Angaben
gemacht. Die früheren Versionen haben eine Reichweite von 200 bis 300
Kilometern. "Wir werden keine Mühe scheuen das Raketenpotential des
Landes zu vergrößern", sagte Hatami. Je mehr Druck auf das Land
ausgeübt werde, desto mehr wachse der Wille im Land, sein
Verteidigungspotential zu stärken und auszubauen.

 * 


KULTUR

• Schauspieler Entesami gestorben


SCHAUSPIELER ENTESAMI GESTORBEN

Der landesweit berühmte und geliebte Theater- und Filmschauspieler
Esatollah Entesami ist am 17. August mit 95 Jahren gestorben. Er
wurde in Teheran geboren und studierte dort an der Technischen
Hochschule Elektrotechnik. Bald wendete er sich jedoch dem Theater
und Film zu. Zur Schauspielausbildung reiste er nach Deutschland und
besuchte hier eine Schauspielschule. Danach kehrte er nach Iran
zurück und begann zunächst am Theater und später in Filmen zu
spielen. Mit seiner Rolle in dem Film "Gaw" (die Kuh), einer
Verfilmung der gleichnamigen Erzählung von Gholamhossein Saedi, wurde
er im ganzen Land berühmt.

Er übernahm zahlreiche Rollen auf der Bühne und in Filmen und wurde
für Generationen von Schauspielern zum Vorbild. Trotz seiner
Berühmtheit blieb er sehr bescheiden und human. Es lag ihm viel
daran, die Schauspielkunst zu pflegen und sie an jüngere Schauspieler
weiterzugeben.

Entesami spielte auch in Fernsehserien und führte bei einigen Filmen
Regie. Er gehörte zu den wenigen Künstlern, die sowohl vor als auch
nach der Revolution aktiv waren. Er wurde in seinem Schauspielleben
oft sowohl im In- als auch im Ausland für seine Kunst ausgezeichnet.

 * 


WIRTSCHAFT

• US-Sanktionen in Kraft getreten

• Rohani droht, aus dem Atomabkommen auszusteigen 

• Neue Maßnahmen gegen Verfall der heimischen Währung 

• Möglicher Verlust von einer Million Arbeitsplätzen 

• Iran will auch nach Öl-Embargo sein OPEC-Kontingent umsetzen 

• Deutsche Unternehmen wegen US-Sanktionen in Bedrängnis 

• Mehrere deutsche Firmen ziehen Konsequenzen aus den Sanktionen 

• Stadler stoppt Verhandlungen 

• Total zieht sich endgültig aus Iran zurück 

• British Airways, Air France und KLM ziehen sich aus Iran zurück 

• EU-Unterstützung für Iran 

• Türkei und China wollen Sanktionen nicht akzeptieren 

• Fünf ATR-Flugzeuge in Teheran gelandet 

• Tourismus soll mehr Devisen bringen 

• Kein Geld für den Nationaltrainer 

• Massenrückwanderung von Afghanen aus Iran


US-SANKTIONEN IN KRAFT GETRETEN

Die erste Phase der neuen US-Sanktionen gegen Iran hat am 7. August
begonnen. Die USA wollen verhindern, dass Iran Dollar erwirbt und
dass das Land mit Gold und anderen Edelmetallen handeln kann.
Eigentlich soll Iran keine internationalen Finanztransaktionen mehr
tätigen können. Auch der Handel mit bestimmten Metallen, Rohstoffen
und Industriewaren soll unterbunden werden. Darunter fallen auch
Autos und Flugzeugersatzteile. Zudem soll der Import iranischer
Produkte wie Teppiche, Pistazien und Kaviar verboten werden. Die
zweite Phase der Sanktionen, mit denen der Export iranischen Öls
verhindert werden und Iran von den internationalen Finanzinstituten
ausgeschlossen werden soll, beginnt am 4. November. Der Nationale
Sicherheitsberater im Weißen Haus, John Bolton, sprach von
"beispiellosem Druck". "Wenn die Iraner mit uns verhandeln wollen,
müssen sie auf ihr Raketen- und Atomprogramm verzichten, die
Unterstützung von Terrorismus unterlassen und ihre militärischen
Aktivitäten in der Region beenden", sagte er.

Ziel der USA seit dem Ausstieg aus dem Atomabkommen im Mai ist, den
wirtschaftlichen Druck auf Iran solange zu verstärken, bis das Regime
in Teheran die Bedingungen Washingtons für ein neues Abkommen
akzeptiert. Die USA seien zwar offen für Fortschritte in den
Beziehungen zu Teheran, sagte US-Außenminister Mike Pompeo. Dafür
müsse es aber beim "iranischen Regime enorme Veränderungen" geben. An
das iranische Volk gerichtet sagte der Minister: "Die Führer des
Staates (...) werden die qualvollen Folgen ihres Handelns zu spüren
bekommen." Der Druck werde erst dann nachlassen, wenn in der
iranischen Politik eine spürbare und dauerhafte Wende vollzogen
werde.

Neben dem wirtschaftlichen Druck will die US-Regierung nach eigenen
Angaben die Unzufriedenen und Protestierenden in Iran unterstützen.
Geplant sei ein Fernseh- und Radiosender, der auch über das Internet
zu empfangen sein werde. Den Iranern soll auch geholfen werden, die
Filterung von sozialen Netzwerken im Internet zu umgehen.

Wie die Agentur Reuters im Juli berichtete, haben die USA eine
Kampagne gestartet, um in Iran Unruhe zu stiften, die iranische
Staatsführung zu denunzieren und die Probleme des Landes negativ
darzustellen. Die Kampagne wird unterstützt von Pompeo und
Sicherheitsberater John Bolton. Ein Mitarbeiter des Außenministeriums
habe erklärt: "Lassen Sie mich deutlich betonen, dass wir keinen
Regimewechsel in Iran anstreben, sondern einen Wechsel der Politik
und des Verhaltens des Regimes. Wir sind uns darüber bewusst, dass
wir das Regime zu einem Punkt treiben, an dem es schwierige
Entscheidungen treffen muss. Letztendlich werden sie sich entweder
für einen Wechsel entscheiden oder sie werden es immer schwerer haben
ihre bösen Machenschaften zu betreiben."

Die Frage ist, welche Folgen der Druck von außen und von innen auf
das Regime in Teheran haben wird. Die Chancen, dass es Reformern und
Gemäßigten gelingen wird, die Konflikte mit den USA auf
diplomatischem Weg zu lösen, sind gering. Es ist eher anzunehmen,
dass die Regierung Rohani dem Druck nicht standhält und über kurz
oder lang den Platz für die Hardliner und Erzkonservativen räumen
muss. Dann könnte die Lage weiter eskalieren, was wiederum zu einem
neuen Krieg im Nahen Osten mit verheerenden Folgen führen könnte.

Die Frage ist auch, wie sich andere Staaten, die EU, aber auch
nicht-amerikanische Unternehmen in dem Konflikt zwischen Washington
und Teheran verhalten werden. Präsident Donald Trump drohte wenige
Stunden nach der Ankündigung der neuen Sanktionen: "Die Sanktionen
gegen Iran sind offiziell angekündigt. Es sind die härtesten
Sanktionen, die verhängt wurden. Sie werden im November noch härter.
Wer von nun an mit Iran Handel treibt, wird mit Amerika keine
Geschäfte machen. Ich will den Weltfrieden und werde nicht
nachgeben."

Trump hatte mehrmals seine Bereitschaft bekundet, mit Iran zu
verhandeln. Irans Präsident Hassan Rohani warf dem amerikanischen
Präsidenten in einem Fernsehinterview am 6. August vor, mit seinem
Verhandlungsangebot Chaos stiften zu wollen. Es sei unsinnig
Verhandlungen anzubieten und zugleich Sanktionen zu verhängen, sagte
Rohani. "Die USA setzen Sanktionen gegen Iran wieder in Kraft, ziehen
sich aus dem Atomabkommen zurück und dann wollen sie mit uns
Gespräche führen." Iran werde an dem Atomabkommen festhalten. "Wir
werden trotz der Sanktionen der Welt zeigen, dass wir unser Wort
halten und internationale Verträge einhalten." Rohani zeigte sich mit
der Position der Europäer zufrieden, hoffe aber, dass nun den Worten
Taten folgen werden.

Kurz nach der Ankündigung der Sanktionen erklärten die
Außenbeauftragte der EU, Federica Mogherini, gemeinsam mit den
Außenministern Deutschlands, Frankreichs und Großbritanniens, sie
werden an dem Atomabkommen festhalten und Maßnahmen treffen, um Irans
Vorteile aus dem Abkommen zu sichern. Sie planten, Schritte zu
unternehmen, um europäische Unternehmen, die mit Iran Handel treiben,
vor möglichen Folgen der Sanktionen zu schützen, hieß es in der
Erklärung. Die EU werde auch dafür sorgen, dass der Zahlungsverkehr
und die Gas- und Ölgeschäfte mit Iran aufrechterhalten werden.

Russland kritisierte die US-Sanktionen. Mit dieser Maßnahme verstoße
die US-Regierung gegen eine Resolution des UN-Sicherheitsrats, hieß
es aus dem Außenministerium in Moskau. Offenbar wolle Washington eine
alte Rechnung mit Iran begleichen. Das sollte die Weltgemeinschaft
nicht hinnehmen. Russland werde sich mit anderen Unterzeichnern
bemühen, das Atomabkommen zu erhalten. Zudem habe Moskau Maßnahmen
getroffen, um den Handel mit Iran auszubauen und das Land
wirtschaftlich zu unterstützen.


ROHANI DROHT, AUS DEM ATOMABKOMMEN AUSZUSTEIGEN

Bei einem Telefongespräch mit dem französischen Präsidenten Emmanuel
Macron sagte Hassan Rohani: "Iran will ja im Atomabkommen bleiben,
aber ohne Kanäle für Finanztransaktionen, Ölexport, Versicherung und
Transport wären wir gezwungen, andere Wege einzuschlagen." Die
anderen Partner müssten nun ihre Pflichten erfüllen, genauso wie Iran
seine Pflichten erfüllt habe. Sie müssten dafür sorgen, dass auch
nach dem Ausstieg der USA das Abkommen umgesetzt werde.

Macron erklärte, Frankreich akzeptiere die Forderungen Irans,
forderte aber weitere Verhandlungen über die Zukunft des iranischen
Atomprogramms nach 2025, über das iranische Raketenprogramm und über
die Aktivitäten Irans in der Region.


NEUE MAßNAHMEN GEGEN VERFALL DER HEIMISCHEN WÄHRUNG

Am 5. August verkündete die Regierung in Teheran neue Maßnahmen, um
dem seit Wochen anhaltenden drastischen Verfall der Landeswährung
entgegenzuwirken. Seit Mai diesen Jahres hat der Rial rund die Hälfte
seines Wertes eingebüßt. Zudem sind Arbeitslosigkeit und Inflation
stark angestiegen. Kurz nach der Ankündigung der Regierung trat der
neue Chef der Zentralbank, Abdol Nasser Hemmati, im staatlichen
Fernsehen auf. Die Regierung garantiere für "wichtige" Waren,
Medikamente und medizinische Geräte einen Wechselkurs von 4.200 Rial
für einen Dollar. Für andere Waren werde die Regierung keinen Kurs
festlegen, sie werde den Wechselkurs freigeben. Der Markt solle den
Kurs regulieren. Wechselstuben und Exporteure dürften ab sofort
Devisen an Importeuren zu freien Kursen verkaufen, sagte Hemmati.
Zudem habe die Regierung eine Liste der Personen, die mit Devisen
illegal gehandelt hätten, erstellt. Sie sollen gerichtlich verfolgt
werden.

Die Regierung hatte im März den Dollarkurs auf 4.200 Rial festgelegt
und den Handel mit ausländischen Währungen zum Beispiel über
Wechselstuben als illegal und als Schmuggelgeschäft bezeichnet. Nach
der neuen Regelung ist die Einfuhr von Devisen und Gold in
uneingeschränkter Höhe erlaubt. Der Bedarf an Devisen soll durch den
Export von Erdgas, chemischen, petrochemischen und anderen Produkten
außer Erdöl gedeckt werden.

Der Markt reagierte positiv auf die neuen Maßnahmen. Der Kurs für
Dollar fiel von 102.000 Rial auf 99.000 Rial.


MÖGLICHER VERLUST VON EINER MILLION ARBEITSPLÄTZEN

Ali Rabii, Minister für Arbeit und Soziales, sagte in einem Interview
mit der Zeitung Etemad am 4. August mit Blick auf die amerikanischen
Sanktionen: "unsere Politik ist die Sicherung von Arbeitsplätzen.
Doch ich kann Ihnen im Augenblick nicht sagen, was uns erwartet. Wenn
wir nicht aufpassen, können eine Million Arbeitsplätze verloren
gehen. Aber wir sind bemüht, dies zu verhindern." Als Beispiel
erwähnte der Minister die Autoindustrie, die durch die neuen
Sanktionen große Verluste an Arbeitsplätzen erleiden könnte.

"Vielleicht könnten wir statt Arbeitslosengeld, das Geld den
Arbeitgebern geben, um Entlassungen von Arbeitnehmern zu verhindern",
sagte der Minister. Zwar würden die Sanktionen in gewissen Branchen
zu Entlassungen führen, in anderen Branchen jedoch neue Arbeitsplätze
schaffen. Zum Beispiel könnte es in der petrochemischen Industrie,
der Textilindustrie, der Schuhindustrie und dergleichen mehr neue
Arbeitsplätze geben. Zudem hätten Sanktionen auf manche Bereiche der
Wirtschaft keine Wirkung, zum Beispiel auf die Landwirtschaft.

Der Minister wurde am 8. August durch ein Misstrauensvotum des
Parlaments entlassen.


IRAN WILL AUCH NACH ÖL-EMBARGO SEIN OPEC-KONTINGENT
UMSETZEN

Einem Bericht der Agentur Reuters vom 19. August zufolge, ist Teheran
entschlossen, auch nach dem von den USA für November angekündigten
Öl-Embargo seine von den OPEC-Ländern beschlossenen Kontingente voll
umzusetzen. "Ganz gleich wie die Umstände sind, kein Land hat das
Recht, den Anteil anderer Mitglieder bei Produktion und Export zu
übernehmen", sagte Kasem Gharibabadi. Er forderte
OPEC-Generalsekretär Mohammad Barkindo auf, "die Komplotte anderer
Staaten zu stoppen, die diese Organisation politisieren wollen".

US-Präsident Donald Trump hatte an alle Staaten appelliert, kein Öl
aus Iran zu kaufen und OPEC aufgefordert, durch eine
Produktionserhöhung die Lücke zu füllen, die Iran auf dem Ölmarkt
hinterlassen werde. Saudi-Arabien erklärte sich bereit, seinen
Ölexport zu steigern.

Indes ist Iran bemüht, Wege zu finden, um die Sanktionen umgehen zu
können. Vizepräsident Dschahangiri erklärte laut Reuters, er sei
zuversichtlich, dass Teheran dies gelingen werde. "Wir haben die
Hoffnung, dass die europäischen Staaten ihren Verpflichtungen
nachkommen. Aber selbst wenn nicht, suchen wir nach Lösungen, um
unser Öl zu verkaufen und die Einnahmen transferieren zu können."

Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif beklagte indes, dass die
EU noch nicht bereit sei, ihre Ankündigungen umzusetzen. "Die
Europäer beziehen bisher mehr politische Positionen, als dass sie
praktische Schritte unternehmen", sagte er. Wenn sie das Atomabkommen
als wichtig erachteten, sollten sie "sich dies auch etwas kosten
lassen".

Zwar hätten die Europäer einige Schritte im Bereich Öl und Banken
unternommen. Doch das sei nicht genug, sagte Sarif weiter. "Aus
unserer Sicht sind solche Schritte weniger praktisch und mehr
verbal." Er habe die Europäer über die konkreten Forderungen Irans
informiert. Teheran werde noch einen Monat warten und dann über die
Zukunft des Abkommens entscheiden.

Was Iran fordert, ist eine Zusicherung seiner Vorteile aus dem
Atomabkommen durch die EU beziehungsweise durch Russland und China.
Kritisch wird es nach dem von den USA für November angekündigten
Ölembargo. Sollte Iran sein Öl nicht weiter exportieren können, wird
das Land wohl kaum bereit sein weiter an dem Abkommen festzuhalten.


DEUTSCHE UNTERNEHMEN WEGEN US-SANKTIONEN IN BEDRÄNGNIS

Die von den USA gegen Iran verhängten Sanktionen bringen auch
deutsche Unternehmen, die mit Iran Geschäfte machen, in Bedrängnis.
Mit Beginn der neuen Sanktionen der USA gegen Iran am 7. August
warnte die US-Regierung alle Unternehmen, mit Iran Geschäfte zu
machen. "Wer Geschäfte mit Iran macht, wird keine Geschäfte mit den
Vereinigten Staaten machen", twitterte US-Präsident Donald Trump.

Nun fordern deutsche Unternehmen von der Politik Schutz und wirksame
Gegenmaßnahmen. "Die deutsche Industrie begrüßt den deutlichen Willen
der EU und der Bundesregierung, sich gegen die exterritoriale
Sanktionspolitik der USA zur Wehr zu setzen", sagte der Präsident des
Bundesverbands der Deutschen Industrie (BDI), Dieter Kemp, laut dpa
vom 5. August. "Der BDI unterstützt die Bundesregierung in ihrem
Engagement, faire Wettbewerbsregeln für Unternehmen im Iran-Geschäft
sicherzustellen. (...) Um Anreize zu schaffen das Abkommen
fortzusetzen, muss in erster Linie der Zahlungsverkehr mit dem Iran
aufrechterhalten werden." Kemp hält den Einsatz des Blockadestatus
der EU-Kommission für ein wichtiges politisches Signal. "Die
möglichen Nebeneffekte müssen allerdings im Blick behalten werden, um
europäischen Unternehmen nicht zu schaden", sagte er. Das
Abwehrgesetz "Blocking Statute" verbietet europäischen Unternehmen
unter Strafe, sich beim Handel mit Iran nach amerikanischen
Sanktionen zu richten. Dazu sagte Außenhandelspräsident Holger
Bingemann der Nachrichtenagentur Reuters am 9. August, das
Abwehrgesetz sei ein politisches Signal ohne Wirkung. Solange die
Bundesregierung den Unternehmen keine konkreten
Unterstützungsangebote mache, würden die Firmen ihre Geschäfte mit
Iran nach und nach einstellen.

Auch die Vertreterin der Deutsch-Iranischen Industrie- und
Handelskammer, Dagmar von Bohnstein, forderte einem Bericht der AFP
vom 6. August zufolge die Politik auf, die Unternehmen bei
Iran-Geschäften zu unterstützen. "Wir als Vertreter der deutschen
Wirtschaft in Iran appellieren an Bundeswirtschaftsminister Peter
Altmaier, die gesamte Bundesregierung und die EU-Kommission, Wege für
eine gesicherte Zahlungsabwicklung im Iran zu finden."

Entscheidend seien nicht finanzielle Hilfen, sagte Bohnstein weiter.
Wichtig seien die Transaktionen für die man eine Geschäftsbank finden
müsse. Das sei in Anbetracht der gegenwärtigen Lange eine Aufgabe,
die nur die Politik leisten könne. Der Geschäftsführer der
Handelskammer, Michael Tockuss, kritisierte im Norddeutschen
Rundfunk, es gebe "positive politische Stellungnahmen, aber die
Bundesregierung wirkt hilflos angesichts dessen, was aus den USA
kommt".

Das Problem ist, dass nicht nur Großbanken, sondern auch Sparkassen
und Volksbanken nicht bereit sind, Iran Geschäfte zu riskieren, weil
sie US-Sanktionen befürchten. Wie die Agentur Reuters am 7. August
aus Finanzkreisen berichtete, machen derzeit die Volks- und
Raiffeisenbanken keine Geschäfte mehr mit Iran. Dasselbe gilt für die
Sparkassen. "Dort, wo mittelständische Unternehmen aktuell in
Geschäftsbedingungen zu Partnern im Iran stehen, wird von den sie
dabei unterstützenden Kreditinstituten im Einzelfall sehr
verantwortungsvoll entschieden, ob und im welchem Rahmen eine
Begleitung bei diesen Geschäften noch möglich ist", erklärte der
Sparkassen-Spitzenverband DSGV.

Die EU, die bemüht ist das Atomabkommen mit Iran aufrechtzuerhalten,
hoffte ursprünglich, dass kleine Banken, die keine oder kaum
Geschäfte mit den USA machen, in die Bresche springen und
Iran-Geschäfte abwickeln würden. So sagte EU-Haushaltskommissar
Günther Oettinger der Rheinischen Post, er sehe "vor allem Potenzial
bei den dezentral organisierten Sparkassen und Volksbanken, die
Iran-Geschäfte deutscher Unternehmen abzuwickeln". Sie hätten seitens
der USA keine Sanktionen zu befürchten. Auch sei man bemüht, die
Europäische Investitionsbank "zu einem stärkeren Engagement im Iran
zu bewegen", sagte Oettinger. Doch die Signale seien zurückhaltend.

Die abweisende Haltung der Banken und Unternehmen in Deutschland
wurde von den USA begrüßt. Die Unterstützung der US-Sanktionen trage
dazu bei "Iran zurück an den Verhandlungstisch zu drängen", sagte der
US-Botschafter in Deutschland, Richard Grenell am 7. August laut AFP.
Grenell hatte bereits im Mai, wenige Tage nach seinem Amtsantritt, in
einem für einen Diplomaten ungewöhnlichen Befehlston deutsche
Unternehmen aufgefordert, ihre Geschäfte mit Iran "sofort"
herunterzufahren.


MEHRERE DEUTSCHE FIRMEN ZIEHEN KONSEQUENZEN AUS DEN
SANKTIONEN

Indes gab der Autobauer Daimler bekannt, sämtliche Geschäfte mit Iran
"bis auf weiteres" einzustellen. Die Firma verwies in einer Erklärung
auf die schwache Entwicklung der iranischen Wirtschaft und damit des
Automobilmarkts. "Wir beobachten die politischen Entwicklungen
insbesondere in Bezug auf die Zukunft des Nuklearabkommens weiterhin
genau."

Auch Volkswagen erklärte auf Anfrage der AFP, die Firma überprüfe
"mögliche Auswirkungen im Zusammenhang mit dem Wiedereinsatz der
US-Sanktionen". Die Agentur zitierte auch den Präsidenten des
Außenhandelsverbandes BGA, Holger Bingmann, der vor den Folgen der
US-Sanktionen für deutsche Unternehmen warnte. "Wenn auch die zweite
Stufe der Sanktionen Anfang November in Kraft getreten ist, sind
Geschäfte für deutsche und europäische Unternehmen mit Iran nahezu
nicht mehr möglich", sagte er.

Ebenso wie die genannten Firmen erklärte der
Tunnelbohrmaschinen-Bauer Herrenknecht, keine Geschäfte mehr mit Iran
tätigen zu wollen. "Wir verzichten auf ein Geschäft mit einem
Auftragsvolumen von rund 20 Millionen Euro", sagte Unternehmenschef
Martin Herrenknecht der Wirtschaftswoche am 9. August. Er habe sich
nicht der Gefahr aussetzen wollen, von den USA bestraft zu werden.
"Wir halten uns an politische Rahmenbedingungen", sagte Herrenknecht.
Die Firma sollte eine Vortriebsmaschine für den Bau eines Autotunnels
in Iran liefern.

Schließlich gaben sowohl Telekom als auch die Deutsche Bahn ihren
Rückzug aus dem Iran-Geschäft bekannt. Die Telekom erklärte laut AFP
vom 16. August: "Mit Blick auf die Sensibilität in den Beziehungen
zum Iran weltweit", habe das Telekom-Beratungsunternehmen Detecon
Mitte Mai das Geschäft in Iran beendet. Auch die Deutsche Bahn gab
bekannt, "in diesen Tagen" das Iran-Geschäft aufzugeben.
Bemerkenswert ist, dass die Bundesregierung bei der Telekom mehr als
30 Prozent und bei der Bahn zu 100 Prozent Anteile besitzt. Dass auch
solche Unternehmen den Appell der EU-Kommission, das Iran-Geschäft
nicht aufzugeben, ignorieren, zieht die Zusicherungen der EU, Iran zu
unterstützen, in Zweifel.

Auch Siemens gab laut dpa am 24. August bekannt, dass der Konzern
"die geeigneten Maßnahmen" ergreifen werde, um die
"Geschäftsaktivitäten mit den sich verändernden multilateralen
Rahmenbedingungen bezüglich Iran in Einklang zu bringen". Die Firma
werde sich weiterhin konsequent an alle Vorschriften und
Einschränkungen "einschließlich US-amerikanischer Sekundärsanktionen"
halten.

Die Entscheidung des Konzerns wurde bereits zuvor vom amerikanischen
Botschafter in Deutschland, Richard Grenell bekannt gegeben. "Siemens
hat mitgeteilt, dass sie sich aus Iran zurückziehen, um US-Sanktionen
zu erfüllen", twitterte er am 23. August. Der Konzern hatte nach
Abschluss des Atomabkommens Vereinbarungen mit Iran bezüglich der
Lieferung von Gasturbinen und Lokomotiven getroffen und auch bereits
mit der Umsetzung begonnen. Nach dem Austritt der USA aus dem
Abkommen erklärte der Konzern, laufende Projekte in Iran zu Ende
bringen zu wollen. "Dinge, die wir begonnen haben, werden wir, so
dies im rechtlichen Rahmen möglich ist, zu Ende bringen", sagte
Finanzvorstand Ralf Thomas im Mai.


STADLER STOPPT VERHANDLUNGEN

Der Schweizer Zughersteller Stadler hatte im Februar laut Reuters vom
7. August eine Absichtserklärung bezüglich eines milliardenschweren
Auftrags für die Lieferung von 960 U-Bahn-Waggons an Iran
unterschrieben. Doch die Firma erklärte nun, dass sie die
Verhandlungen vorerst gestoppt habe. "Selbstverständlich hält sich
Stadler an alle internationale Sanktionen und Handelsembargos", hieß
es. Damit reagierte die Firma auf die jüngsten Sanktionen der USA
gegen Iran.


TOTAL ZIEHT SICH ENDGÜLTIG AUS IRAN ZURÜCK

Nun ist es offiziell. Der französische Energiekonzern Total erklärte
am 20. August, nun endgültig aus dem im Juli vergangenen Jahres
abgeschlossenen Vertrag zur Erweiterung des Erdgasfeldes South Pars
am Persischen Golf auszusteigen. Total hatte in dem 4,8 Milliarden
Euro-Projekt bisher erst 47 Millionen investiert. Für ein
Unternehmen, das mit Investitionen von jährlich 15 Milliarden Dollar
in 130 Ländern tätig sei, seien 47 Millionen kein großer Verlust,
sagte Firmenchef Pouyanné. Auch China ist mit 30 Prozent an dem
Projekt beteiligt.

Bereits vor der offiziellen Absage hatte Ölminister Bijan Sangeneh
das Parlament in Teheran über den Rückzug von Total informiert. Er
sagte, Verhandlungen über eine Übernahme des französischen Anteils
durch ein anderes Land stünden vor dem Abschluss.


BRITISH AIRWAYS, AIR FRANCE UND KLM ZIEHEN SICH AUS IRAN
ZURÜCK

British Airways erklärte am 23. August auf eine Anfrage der BBC über
eine mögliche Einstellung der Flüge nach Iran: "Da es sich
gegenwärtig ökonomisch nicht mehr rechnet diese Strecke zu fliegen,
werden wir die Flüge nach Iran einstellen." Der letzte Flug nach
Teheran werde am 22. September sein und von Teheran nach London am
23. September. Die Firma entschuldigte sich bei Passagieren, die
Flüge nach diesem Datum gebucht hätten. Sie habe Verhandlungen mit
anderen Gesellschaften begonnen, um für Ersatzflüge zu sorgen. Sollte
dies nicht gelingen, würden die Passagiere ihr Geld zurückbekommen.
Der iranische Botschafter in London, Hamid Baidinedschad, äußerte auf
seiner Twitter-Seite sein Bedauern über die Entscheidung von British
Airways.

Ähnlich begründete die französische Fluggesellschaft Air France die
Einstellung ihrer Flüge nach Iran. Sie werde ab 18. September nicht
mehr nach Iran fliegen, denn die Flüge in das Land seien
wirtschaftlich nicht mehr vertretbar, sagte ein Sprecher.

Auch die holländische Fluggesellschaft KLM gab bekannt, am 24.
September ihre Flüge nach Iran zu beenden. Es seien rein
wirtschaftliche Gründe, die zu dieser Entscheidung geführt hätten,
hieß es.

Demgegenüber teilte die Deutsche Lufthansa mit, die Einstellung ihrer
Flüge nach Iran nicht geplant zu haben. Allerdings werde sie die Lage
genau beobachten.


EU-UNTERSTÜTZUNG FÜR IRAN

Nach all den Beteuerungen der EU, Irans Vorteile am Atomabkommen zu
sichern, hat die EU nun konkrete Schritte unternommen. Die zuständige
EU-Kommission in Brüssel teilte laut dpa vom 23. August mit, dass sie
eine Unterstützung in Höhe von 50 Millionen Euro für Iran vorgesehen
habe. Demnach sollen zunächst iranische kleine und mittlere
Unternehmen mit acht Millionen unterstützt werden. Ferner sollen
Projekte in den Bereichen Gesundheit und Umwelt mit zehn Millionen
Euro unterstützt werden. Die EU erklärte mehrmals, dass sie alles
unternehmen wolle, um einen Austritt Irans aus dem Atomabkommen zu
vermeiden. Die nun vorgesehenen 50 Millionen Euro sind jedoch erst
einmal ein Tropfen auf dem heißen Stein und haben mehr oder weniger
symbolischen Charakter. Vor allem, wenn im November das von den USA
angekündigte Öl-Embargo und die Isolierung Irans von den
internationalen Finanzinstituten in Kraft treten, müssten
weitreichendere Maßnahmen getroffen werden, um die Wirtschaft Irans
vor einem möglichen Zusammenbruch zu retten.

Die EU-Initiative stieß auf Kritik aus den USA. Es sei "die falsche
Botschaft zur falschen Zeit", sagte der amerikanische
Iran-Beauftragte Brian Hook am 25. August laut Reuters.
"Auslandshilfe europäischer Steuerzahler verstetigt die Fähigkeit des
Regimes, die Bedürfnisse seiner Bevölkerung zu vernachlässigen, und
sie erstickt sinnvolle politische Veränderungen." Hook forderte
Zusammenarbeit zwischen der EU und den USA, um dauerhafte Lösungen zu
finden, die das iranische Volk wirklich unterstützten und die
Bedrohung des Regimes für regionale und globale Stabilität beende.
"Mehr Geld in die Hände der Ayatollahs" bedeute mehr Geld für
Attentate in europäischen Ländern, zitiert Reuters den
Iran-Beauftragten.

Auch der israelische Ministerpräsident Benjamin Netanjahu bezeichnete
die EU-Hilfsleistung an Iran als "großen Fehler". "Ich denke, diesem
Regime zu dieser Zeit Geld zu geben, ist ein großer Fehler und sollte
gestoppt werden", sagte er am 24. August laut dpa nach einem Treffen
mit seinem baltischen Amtskollegen Saulius Skvernelis in Litauens
Hauptstadt Vilnius. "Es ist wie eine vergiftete Pille für das
iranische Volk." Die Finanzhilfe werde nicht dem iranischen Volk
zugutekommen, sagte Netanjahu weiter. Vielmehr werde sie "für Raketen
und Revolutionsgarden in Iran, in Syrien und anderswo im Nahen Osten"
eingesetzt. "Ich denke, das sollte geändert werden. Alle Länder
sollten sich den Bemühungen anschließen, die Sanktionen gegen Iran
wiederherzustellen."


TÜRKEI UND CHINA WOLLEN SANKTIONEN NICHT AKZEPTIEREN

Die Türkei und China bezeichneten die von den USA angedrohten
Sanktionen gegen Unternehmen, die mit Iran Geschäfte machen als
"einseitig und illegal" und für sie unakzeptabel. Das
Außenministerium in Peking erklärte am 8. August, der Handel mit Iran
sei "transparent, vernünftig, fair und legitim". Er widerspreche
nicht den Resolutionen des UN-Sicherheitsrats.

Mit dem Import von 650.000 Barrel Öl pro Tag, ist China der größte
Käufer iranischen Öls. Der Ölimport aus Iran macht sieben Prozent des
gesamten Ölimports Chinas aus. Die Frage ist, wie China sich
verhalten wird, wenn, wie angekündigt, im November der Boykott des
iranischen Öls in Kraft tritt.

China hat inzwischen sein wirtschaftliches Engagement in Iran weiter
ausgebaut. Das chinesische Energieunternehmen China National
Petroleum Corporation (CNPC) hat laut einem Bericht der Agentur
Reuters vom 11. August den Anteil des französischen
Energieunternehmens Total bei der Erschließung des iranischen
Erdgasfeldes South Pars übernommen. Die französische Firma hatte nach
dem Ausstieg der USA aus dem Atomabkommen den seit 2017 bestehenden
Vertrag mit Iran gekündigt. Vereinbart war eine Anfangsinvestition in
Höhe von einer Milliarde Dollar. Den Anteil von Total mit 50,1
Prozent übernahm nun CNPC, die bereits mit 30 Prozent an dem Projekt
beteiligt sind. Diese Nachricht wurde von der Agentur Irna unter
Berufung auf Mohammad Mostafawi, Direktor für Investitionen bei der
staatlichen iranischen Ölfirma NIOC, veröffentlicht. Von chinesischer
Seite liegt nach Reuters noch keine Bestätigung vor.

Auch die Türkei will sich gegen die US-Sanktionen zur Wehr setzen.
Energieminister Fatih Donmetz sagte am 8. August, der Handel zwischen
der Türkei und der Islamischen Republik sei "völlig legitim". Sein
Land werde nach wie vor aus dem Nachbarland Iran Gas importieren. Das
Geschäft basiere auf einem langjährigen Vertrag, der bis zum Jahr
2026 gültig sei. Die Türkei beziehe jährlich rund 9,5 Milliarden
Kubikmeter Gas aus Iran. "Wir werden unsere Bevölkerung nicht der
Kälte und Dunkelheit aussetzen, ohne Gas und ohne Strom", sagte der
Minister.

Tatsächlich werden fast 40 Prozent des türkischen Strombedarfs aus
importiertem Gas erzeugt. Hauptlieferanten von Gas und Öl in die
Türkei sind Iran und Russland. Die Ablehnung der Türkei, sich den
Sanktionen der USA zu beugen, wird das ohnehin gespannte Verhältnis
zwischen Washington und Ankara weiter verschärfen.


FÜNF ATR-FLUGZEUGE IN TEHERAN GELANDET

Kurz vor Beginn der Sanktionen gegen Iran landeten iranischen
Medienberichten zufolge am 5. August fünf Passagierflugzeuge des
italienisch-französischen Flugzeugherstellers ATR auf dem Teheraner
Flughafen Mehrabad. Höchstwahrscheinlich werden diese Maschinen die
vorläufig letzten sein, die aus Europa an Iran geliefert werden. Sie
sind für die staatliche Fluggesellschaft Iran Air bestimmt.
Verkehrsminister Abbas Achundi dankte der Europäischen Union für
ihren Einsatz. "Das war ein wichtiger und positiver Schritt und
zeigt, dass die EU sich an ihre Verpflichtungen aus dem Atomabkommen
hält", sagte er

Wie die Agentur Isna berichtet, sind es mit diesen fünf Maschinen
insgesamt nun 16 Flugzeuge, die seit dem Atomabkommen aus Europa an
Iran geliefert wurden. Ursprünglich hatte Iran 20 ATR-Flugzeuge
bestellt. Laut Vertrag sollten sie bis Ende diesen Jahres geliefert
werden. Eine weitere Lieferung wird es nach den neuen US-Sanktionen
gegen Iran wohl nicht mehr geben.

Vor dem Atomabkommen wurden aufgrund bestehender Sanktionen keine
Flugzeuge oder Ersatzteile aus Europa oder den Vereinigten Staaten an
Iran geliefert. Nach dem Abkommen wurde den Flugzeugbauern die
Erlaubnis erteilt, mit Iran Geschäfte zu machen. Daraufhin bestellte
Teheran 80 Maschinen bei der Firma Boeing und 100 Maschinen bei der
Firma Airbus. Doch beide Firmen stellten nach dem Ausstieg der USA
aus dem Atomabkommen ihre Geschäfte mit Iran ein. Bis dahin hatte
Boeing noch keine Maschinen an Iran geliefert, Airbus nur drei.


TOURISMUS SOLL MEHR DEVISEN BRINGEN

Iran will, um den US-Sanktionen entgegenzuwirken, den Tourismus
ausbauen. "Besonders jetzt können wir mit der Förderung unseres
Tourismuspotentials eine alternative Einnahmequelle für Devisen
schaffen, sagte Vizepräsident und Tourismus-Chef Ali Asghar Munessian
am 12. April laut dpa.

Ziel sei es, die Zahl der Touristen von fünf Millionen im vergangenen
Jahr auf zehn Millionen zu erhöhen, sagte Munssian. Insbesondere soll
um Touristen aus den Ländern der Europäischen Union geworben werden.
Der neuen Verordnung nach können Touristen ihr Geld sowohl bei Banken
als auch bei Wechselstuben umtauschen. Günstiger ist es bei
Wechselstuben, weil dort der Kurs für Euro wesentlich höher ist.
Dadurch wird die Reise nach Iran für EU-Bürger billiger. Zurzeit
befindet sich die Landeswährung im freien Fall.

Zu den Einschränkungen, die der islamische Staat Touristen auferlegt,
wie zum Beispiel Kleidungsvorschriften für Frauen, die viele
Europäerinnen von der Reise in das Land abhalten, sagte Munessian.
"Andere Länder, andere Vorschriften - die müssen halt respektiert
werden." Ob die Islamische Republik sich dazu entschließen könnte,
die Vorschriften für Touristen zu lockern, ist mehr als fraglich.


KEIN GELD FÜR DEN NATIONALTRAINER

Die Wirkung der Sanktionen macht selbst beim Fußball nicht Halt. Der
aus Portugal stammende Trainer der iranischen Nationalmannschaft,
Carlos Queiroz, hat sein Honorar nicht erhalten, weil die zuständige
Behörde ihm kein Geld überweisen konnte. "Wir schulden Queiroz
700.000 Dollar, können das Geld aber (wegen der Sanktionen) nicht
überweisen", sagte Mehdi Tadsch, Präsident des Verbands FFI laut dpa.
Konkret besteht das Problem darin, dass die USA Banken mit Strafen
bedroht haben, sollten sie sich direkt oder indirekt an
Finanztransaktionen mit Iran beteiligen. Nun soll laut Tadsch das
Teheraner Außenministerium um Hilfe gebeten werden. "Wenn es klappt,
arbeiten wir weiterhin mit Queiroz zusammen, wenn nicht, dann müssen
wir nach Alternativen suchen", sagte er.

Die Nationalmannschaft benötigt auch für die Vorbereitung auf die
Asien-Meisterschaften Anfang nächsten Jahres in den Vereinigten
Arabischen Emiraten rund fünf Millionen Dollar, die ebenfalls wegen
bestehender Sanktionen fehlen.


MASSENRÜCKWANDERUNG VON AFGHANEN AUS IRAN

Die gegenwärtige Wirtschaftskrise in Iran und der Verfall der
Landeswährung haben hunderttausende afghanische Arbeiter dazu
veranlasst, in ihre Heimat zurückzukehren. Sie waren nach Iran
gekommen, um mit ihrem Arbeitslohn ihre Familien unterstützen zu
können. Nun fürchten sie, noch schwerer als bisher Arbeit finden zu
können. Auch der Verfall der Landeswährung wertet zwangsläufig das
Geld ab, das sie nach Hause schicken können. Zudem befürchten sie,
dass durch die neuen Sanktionen, die die USA gegen Iran angekündigt
haben, die Lage wesentlich schlimmer werden könnte.

 * 


AUSSENPOLITIK

• Konflikte zwischen Iran und USA verschärfen sich

• Abkommen mit Anrainerstaaten am Kaspischen Meer 

• Israel droht mit Militäreinsatz 

• Iran zeigt sich offen für Abzug aus Syrien 

• Nordkoreas Außenminister zu Besuch in Teheran 

• Iran: Saudis lehnen Vermittlungen ab 

• Iran verurteilt Erklärung der Organisation für Islamische Zusammenarbeit 

• Amerikaner bewerten Iran weniger negativ 
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KONFLIKTE ZWISCHEN IRAN UND USA VERSCHÄRFEN SICH

Iran hat seit dem Ausstieg der USA aus dem Atomabkommen mehrmals
Verhandlungen mit den USA abgelehnt. "Amerika verfolgt einen
Zick-Zack-Kurs. Niemand kann ihnen mehr vertrauen", sagte
Außenminister Mohammad Dschawad Sarif am 8. August. US-Präsident
Trump hatte wenige Tage zuvor seine Bereitschaft zu einem Treffen mit
Irans Präsident Hassan Rohani erklärt.

In Iran sind Gerüchte über geheime Verhandlungen zwischen Teheran und
Washington im Umlauf. Dazu sagte Sarif in einem Interview mit der
Zeitung "Iran", er wisse nichts davon.

Sollte es solche Verhandlungen geben, habe er darüber keine
Informationen. Verhandlungen mit den USA seien nicht tabu. Doch dazu
fehle das Vertrauen, sagte der Minister.

Am 8. August warnte der Befehlshaber des für die Region des
Persischen Golfs zuständigen US-Zentralkommandos, General Joseph
Votel, Iran solle sich hüten, die Straße von Hormus zu blockieren.
Die Lage werde von den USA genau beobachtet. Iran habe in der Region
Minen, Küstenabwehrbatterien und mit Sprengstoff beladene Boote.
Anlass der Warnung war ein Manöver der iranischen Marine am
Persischen Golf. Dafür sei der Oberbefehlshaber der Al Kuds Brigade,
General Ghassem Soleimani, verantwortlich, sagte Votel. "Für mich ist
klar, dass Soleimani und die Al-Kuds-Brigade für die zerstörerischen
Aktivitäten Irans in der Region, vor allem in Syrien, Irak, Jemen und
Libanon die Hauptverantwortung tragen", sagte er. Die Al-Kuds Brigade
ist die für Auslandseinsätze zuständige Abteilung der iranischen
Revolutionsgarden.

Am 13. August erklärte Revolutionsführer Ali Chamenei: "Ich verbiete
jedes Gespräch mit Amerika. (...) Die USA halten nie ihre
Versprechen, die sie bei Verhandlungen gemacht haben." Zugleich
versuchte Chamenei die Ängste der Bevölkerung vor den Folgen der
Sanktionen zu beschwichtigen: "Die Amerikaner übertreiben die
Wahrscheinlichkeit eines Krieges mit Iran. Wir haben nie einen Krieg
begonnen und sie werden uns militärisch nicht herausfordern." Es sei
ein Fehler gewesen, über das iranische Atomprogramm Verhandlungen zu
führen, fuhr Chamenei fort. "Ich habe Fehler gemacht, habe den Herren
(der Regierung) nachgegeben und ihnen erlaubt Verhandlungen zu
führen. Allerdings haben sie dabei einige rote Linien überschritten."
Das war eine scharfe Kritik an Rohani, den er auch wegen seiner
Wirtschaftspolitik attackierte. Die Währungskrise sei durch die
Unfähigkeit der Regierung zustande gekommen, sagte Chamenei. Die
ganze Wirtschaftskrise sei nicht durch Druck von außen, sondern durch
Fehler im Innern entstanden.

Am 16. August gab das US-Außenministerium die Gründung einer
Aktionsgruppe bekannt, die das Vorgehen gegen Iran koordinieren
werde. Geleitet werde die Gruppe vom Direktor für Politikplanung im
Außenministerium, Brian Hook, sagte Außenminister Mike Pompeo in
Washington. Beide versicherten, dass sie eine harte Linie gegen Iran
fahren werden. Hook sagte, er werde alles daran setzen, um das
"zerstörerische Verhalten" Irans, dessen Atomprogramm, seine
Unterstützung von Terrorismus und seine destabilisierenden
Aktivitäten in der Region zu beenden. Iran müsse sein Verhalten
ändern.

Weiter sagte Hook, er habe wenige Tage zuvor mit seinen europäischen
Kollegen Gespräche geführt. Eine wichtige Aufgabe der Gruppe sei, die
Sanktionen gegen Iran mit den Verbündeten der USA zu koordinieren.
Der iranische Ölexport solle ab dem 4. November auf Null reduziert
werden.

Irans Außenminister Sarif verglich die Aktionsgruppe mit der Gruppe,
die 1953 den Putsch gegen den damaligen iranischen
Ministerpräsidenten Mohammad Mossadegh organisierte. Aber dieses Mal
werde der Versuch scheitern, twitterte Sarif am 19. August. "Träumt
weiter ... wird nicht nochmal passieren", schrieb er. In einem
Interview mit dem Sender CNN sagte Sarif, die USA seien
"sanktionssüchtig". Er habe gedacht, die Amerikaner hätten aus
Erfahrungen gelernt, dass Sanktionen zwar wirtschaftliche Probleme
bringen, aber politisch nicht zum Ziel führen. "Ich gebe zu mich
geirrt zu haben", sagte er. Über mögliche Verhandlungen mit Präsident
Trump sagte Sarif: "Wenn wir uns die Zeit nehmen würden und er würde
ein neues Abkommen unterzeichnen, würden wir nicht wissen, wie lange
das Abkommen gültig sein würde, bis zum Ende seiner Amtszeit oder bis
er den Raum verlässt."

Am 22. August erklärte John Bolton, Sicherheitsberater im Weißen
Haus, während eines Besuchs in Israel, die USA strebten keinen
Regimewechsel in Iran an. "Was wir aber wollen, ist eine deutliche
Veränderung im Verhalten des Regimes." Die Angriffe Israels auf
iranische Militärziele in Syrien bezeichnete er als "legitimen Akt
der Selbstverteidigung". Die Ergebnisse der Sanktionen und deren
Wirkung auf die iranische Wirtschaft und Bevölkerung seien
erfolgreicher als erwartet. Die Aktivitäten Irans in der Region seien
nach wie vor feindlich und zerstörerisch.

Am 24. August forderten 16 republikanische US-Senatoren die Regierung
auf, die Sanktionen zu beschleunigen und dafür zu sorgen, dass Iran
von internationalen Finanzinstituten ausgeschlossen und sogar sein
Zugang zur SWIFT (Society for Worldwide Interbank Financial
Telecommunication) unterbunden wird. Der Zugang zur SWIFT ist für
Finanztransaktionen äußerst wichtig.

Am 28. August widersprach US-Außenminister Pompeo Stellungnahmen aus
Iran, die besagten, dass die Straße von Hormus vollständig unter
iranischer Kontrolle stehe. Bei der Straße von Hormus handele es sich
um eine internationale Wasserstraße. Die USA würden dafür sorgen,
dass ihre Schiffe, auch die ihrer Verbündeten, problemlos die Straße
passieren könnten.


ABKOMMEN MIT ANRAINERSTAATEN AM KASPISCHEN MEER

Die fünf Anrainerstaaten am Kaspischen Meer, Russland, Iran,
Aserbaidschan, Turkmenistan und Kasachstan, haben am 12. August auf
einem Gipfel im kasachischen Aktau ein Abkommen über die Nutzung des
größten Sees der Welt unterzeichnet. "Trotz des Abkommens sind noch
wichtige Themen über die Nutzung des Sees ungeklärt geblieben", sagte
Irans Präsident Hassan Rohani nach dem Treffen.

Geeinigt haben sich die Regierungschefs der fünf Staaten über
"Zusammenarbeit beim Kampf gegen den Terrorismus", "Kampf gegen
organisierte Kriminalität", "wirtschaftliche Zusammenarbeit",
"Koordinierung des Transports" und "gemeinsame Maßnahmen zur
Vorbeugung von Gefahren". Zudem wurden die Seegrenzen und
Fischerei-Zonen festgelegt. Laut Rohani habe man sich auch darauf
geeinigt, dass fortan keine bewaffneten fremden Mächte das Meer
nutzen dürften.

Irans Außenminister Mohammad Dschawad Sarif beschrieb unmittelbar
nach dem Gipfel in einem ausführlichen Kommentar die Ergebnisse des
Treffens. Es sei keine Vereinbarung getroffen worden über die
Aufteilung des Meeresbodens. Das müsse so rasch wie möglich
geschehen. Gerade über dieses Thema wird seit mehr als einem
Jahrzehnt gestritten. Dies gehört zu den wichtigsten Themen, denn
unter dem Meeresboden liegen große Öl- und Gasfelder.

Vor dem Zusammenbruch der Sowjetunion gehörte das Kaspische Meer den
beiden Anrainerstaaten Iran und der Sowjetunion. Als die ehemaligen
Sowjetrepubliken unabhängig wurden, verlangten auch die drei neuen
Anrainerstaaten Aserbaidschan, Turkmenistan und Kasachstan
Nutzungsrechte. Seitdem wird über die Aufteilung gestritten. Vor etwa
zehn Jahren trafen die anderen Anrainerstaaten außer Iran unter sich
Vereinbarungen. Für Iran sahen sie einen Anteil von 13 Prozent vor.
Iran lehnt das ab und verlangte einen Anteil von mindestens 20
Prozent.

Nach dem Gipfel in Aktau machte sich in Iran die Sorge über mögliche
Zugeständnisse Teherans unter der Bevölkerung und auch unter
Politikern breit. So sah sich Rohani drei Tage nach dem Gipfel
genötigt, die Position Irans zu erläutern. Auf einer Kabinettssitzung
am 15. August sagte er: "Russland, das früher ein Großteil des Meeres
für sich beanspruchte, begnügt sich heute mit 17 Prozent." Iran habe
bei dem neuen Abkommen bestimmte Privilegien bekommen. "Wir haben
einige Fragen geklärt, andere müssen noch geklärt werden." Konkrete
Angaben über die Privilegien oder geklärte Fragen machte Rohani
nicht.

Auch Sarif erklärte zur Beruhigung der Gemüter: "Iran hat in keinem
Punkt nachgegeben." Das Gegenteil befürchten die Kritiker. Der im
Pariser Exil lebende frühere Staatspräsident Abolhassan Bani Sadr
erklärte, das Abkommen, dessen Inhalt weder der Öffentlichkeit noch
dem Parlament bekannt sei, habe keine Gültigkeit. Alle Staaten, die
das Abkommen unterzeichnet haben, sollten sich darüber bewusst sein,
dass Iran sich nicht dazu verpflichtet fühle, das Abkommen zu
akzeptieren.


ISRAEL DROHT MIT MILITÄREINSATZ

Israels Ministerpräsident Benjamin Netanjahu hat laut Reuters vom 2.
August Iran mit einem Militäreinsatz gedroht, falls das Land
versuchen sollte, die Meerenge Bab al-Mandeb zwischen der arabischen
Halbinsel und Afrika zu blockieren. Er sei sich sicher, dass in
diesem Fall eine internationale Koalition gegen das Land vorgehen
werde und Israel werde diese Koalition unterstützen.

Nachdem die jemenitischen Huthi-Rebellen zwei saudi-arabische Schiffe
in der Meerenge Bab al-Mande angegriffen hatten, kündigte Riad an,
seinen Öltransport durch die Schifffahrtsstraße auszusetzen. Iran
hatte angedeutet, im Falle eines totalen Ölboykotts nicht nur die
Straße von Hormus zu blockieren. Es gebe auch andere Möglichkeiten,
die Schifffahrt zu blockieren", sagte Präsident Rohani. Damit war
auch die Meerenge Bad al-Mande gemeint. Diese passiert ein Großteil
der Schiffe, die Waren aus asiatischen Häfen nach Israel
transportieren.

Am 6. August forderte Netanjahu die EU auf, sich den US-Sanktionen
gegen Iran anzuschließen. "Es ist an der Zeit aufzuhören zu reden, es
ist an der Zeit etwas zu tun", sagte er. Die Sanktionen der USA
symbolisierten die "Entschlossenheit, die regionale Aggression Irans
und seine andauernden Pläne, sich mit Nuklearwaffen zu bewaffnen, zu
stoppen".

Bei einem Treffen mit dem Nationalen Sicherheitsberater im Weißen
Haus, John Bolton, in Jerusalem am 19. August äußerte Netanjahu seine
Freude darüber, sich mit ihm zu treffen, um Wege zu finden, wie Irans
Aggression in der Region beendet werden könne. Bolton erklärte, die
ballistischen Raketen Irans und dessen Atomprogramm stünden im Weißen
Haus "ganz oben auf der Liste" der Themen, über die dringend
gesprochen werden soll.

Am 23. August begrüßte Netanjahu während eines Besuchs in Litauen die
Entscheidung einiger Fluggesellschaften, ihre Flüge nach Iran
einzustellen. "Das ist gut. Mehr sollte folgen, mehr wird folgen,
weil Iran für seine Aggression in der Region, für seinen Versuch, den
Terrorismus zu verbreiten, nicht belohnt werden sollte", sagte er
laut dpa. Der Regierungschef lobte auch Litauens "sehr nüchterne
Haltung" zum Atomabkommen mit Iran, einem Abkommen, das er als
"schrecklichen Deal" bezeichnete.


IRAN ZEIGT SICH OFFEN FÜR ABZUG AUS SYRIEN

"Sobald wir das Gefühl haben, dass Syrien sich einer Stabilität
nähert, können wir auch definitiv unsere militärischen Beratungen
reduzieren - oder ganz abziehen", sagte der Sprecher des
Außenministeriums Bahram Ghassemi am 5. August. Die Entscheidung
darüber liege allein bei der syrischen Regierung, denn Teheran sei
auch auf Wunsch von Damaskus im syrischen Krieg aktiv geworden.

Die überraschende Stellungnahme deutet darauf hin, dass der Druck aus
Russland auf Iran wächst. Beide Staaten haben im syrischen Krieg die
Regierung von Präsident Bashar Al-Assad unterstützt und in den
letzten Jahren eng miteinander kooperiert. Doch nun, nachdem sich
eine Stabilisierung der Regierung in Damaskus abzeichnet und sowohl
der Westen als auch Israel sich scheinbar damit abgefunden haben,
dass Assad fürs Erste an der Macht bleiben wird, tauchen zwischen
Teheran und Moskau Differenzen auf. Vor allem scheint Russland nicht
bereit zu sein, seine durch den Syrienkrieg erreichte Position wegen
Iran zu gefährden.

Bereits vor Monaten hatte Russland erklärt, dass nach Herstellung des
Friedens in Syrien alle fremden Truppen sich aus Syrien zurückziehen
sollten. Zugleich betonte aber der russische Außenminister Sergei
Lawrow, dass ein Abzug iranischer Truppen aus Syrien "absolut
unrealistisch" sei. Allerdings befürworte er den Rückzug
nicht-syrischer Truppen aus dem Grenzgebiet zu Israel.

Russland hat viele Hebel in der Hand, um seinen Willen in Teheran
durchzusetzen. Die Konflikte mit dem Westen haben die Islamische
Republik in vieler Hinsicht in die Abhängigkeit von Russland und
China getrieben.


NORDKOREAS AUßENMINISTER ZU BESUCH IN TEHERAN

Am 8. August empfing Präsident Hassan Rohani in Teheran den
nordkoreanischen Außenminister Ri Yong Ho. Themen des Gesprächs waren
die Beziehungen beider Staaten und die Politik der USA unter
Präsident Donald Trump. Rohani warnte den koreanischen Politiker, der
Regierung in Washington zu trauen. "Die Haltung der USA in der
letzten Zeit hat dazu geführt, dass sie weltweit nicht mehr als ein
zuverlässiges Land angesehen werden", sagte er. Als Beispiel nannte
er das Verhalten Washingtons in Bezug auf das Atomabkommen mit Iran
und betonte, die Regierung in Washington sei nicht zuverlässig.

Beide Politiker bekundeten ihr Interesse an einem Ausbau der
Beziehungen zwischen den beiden Staaten und an einer engen
Kooperation in internationalen Gremien. Ho kritisierte den
"Unilateralismus" der USA. Zu den laufenden Verhandlungen zwischen
seinem Land und den USA nahm er keine Stellung.


IRAN: SAUDIS LEHNEN VERMITTLUNGEN AB

Außenamtssprecher Bahram Ghassemi erklärte am 4. August, die Saudis
hätte die diplomatischen Beziehungen mit Teheran abgebrochen, sie
zeigten keine Neigung, Vermittlungsvorschläge einiger arabischer
Staaten anzunehmen. "Wir haben keinen der Vorschläge arabischer
Staaten, die zwischen uns und Saudi-Arabien vermitteln wollten,
abgelehnt, doch die Saudis scheinen kein Interesse an Vermittlungen
zu haben", sagte der Sprecher.

Saudi-Arabien hatte nach dem Sturm von Demonstranten auf die
saudische Botschaft in Teheran im Januar 2016 seine Diplomaten aus
Iran zurückberufen und die Beziehungen mit Teheran abgebrochen.
Ausgelöst hatte den Protest die Hinrichtung eines populären
schiitischen Geistlichen in Saudi-Arabien. Seitdem vertritt die
Schweiz die Interessen beider Staaten im jeweils anderen Land.

Teheran hat immer wieder Gesprächsangebote an Saudi-Arabien
gerichtet. Doch die Saudis, die inzwischen gemeinsam mit den USA,
Israel und anderen arabischen Staaten eine Koalition gegen Iran
gebildet haben, haben die Angebote Teherans abgelehnt.

Nun hat Saudi-Arabien einem iranischen Diplomaten und einer
zehnköpfigen Gruppe die Einreise in das Land zur Erledigung
konsularischer Angelegenheiten erlaubt. Der Diplomat Mohammad Alibak,
Abteilungsleiter für Oman und Jemen im Teheraner Außenministerium,
wird aber nicht, wie von Teheran gewünscht, in der iranischen
Botschaft in Riad residieren, sondern, wie Ghassemi am 7. August
mitteilte, in der Schweizer Botschaft. Ob dies als erster Schritt zu
einem Kurswechsel zu deuten ist, scheint im Hinblick auf die
gegenwärtige Lage höchst fraglich. Politische Beobachter gehen eher
davon aus, dass die Saudis der Einreise zugestimmt haben, weil dies
im Zusammenhang mit der Teilnahme iranischer Pilger an den Zeremonien
in Mekka und Medina notwendig wurde.


IRAN VERURTEILT ERKLÄRUNG DER ORGANISATION FÜR ISLAMISCHE
ZUSAMMENARBEIT

Iran hat eine gegen das Land gerichtete gemeinsame Erklärung der
Mitglieder der Organisation für Islamische Zusammenarbeit scharf
verurteilt. Die Organisation besteht aus 56 Mitgliedern. Es sind
Staaten, in denen Muslime die Mehrheit der Bevölkerung oder eine
beachtliche Minderheit bilden.

"Derartige einseitige und unfaire Erklärungen entstehen unter dem
Druck aus Saudi Arabien", sagte Bahram Ghassemi, Sprecher des
Teheraner Außenministeriums. Die Mitglieder der Organisation hatten
am 8. August am Ende einer Sondersitzung in der saudischen Hafenstadt
Dschidda eine gemeinsame Erklärung veröffentlicht, in der sie den
Angriff der Huthis aus Jemen auf zwei saudische Öltanker in Bab al
Mandab, der Meerstraße, die das Rote Meer mit dem Golf von Aden
verbindet, als "Angriff gegen die internationale Schifffahrt" scharf
verurteilt. "Solche niederträchtigen Angriffe der terroristischen
Huthis, die von Iran unterstützt werden, richten sich gegen die
internationale Schifffahrt und den internationalen Handel", heißt es
in der Erklärung. Ziel dieser Angriffe und auch der Minenlegung sei,
den Interessen der Staaten der Region und der ganzen Welt zu schaden.
Die Folgen solcher Angriffe seien auch für die Umwelt verheerend,
hieß es weiter. Die Unterzeichner der Erklärung fordern den
UN-Sicherheitsrat auf, solche Aktivitäten zu verurteilen und die
strikte Einhaltung der UN-Resolution zum Verbot von Waffenlieferungen
an die Huthis zu fordern. "Der Sicherheitsrat muss die
paramilitärischen Huthis und ihre iranischen Unterstützer zur
Verantwortung ziehen."

Ghassemi sagte, Saudi-Arabien und seine Verbündeten, die seit Jahren
Städte und Dörfer in Jemen bombardieren, seien für die "menschliche
Katastrophe" in diesem Land verantwortlich. Sie versuchten durch
solche "wertlosen Erklärungen" von ihren "Verbrechen" abzulenken.

Iran, das ebenfalls Mitglied der Organisation ist, konnte an der
Sitzung nicht teilnehmen, weil saudische Behörden den Vertretern des
Landes keine Einreiseerlaubnis erteilt hatten. Daher hätten in ihrer
Abwesenheit solche "einseitigen" Erklärungen verabschiedet werden
können, sagte Ghassemi.


AMERIKANER BEWERTEN IRAN WENIGER NEGATIV

Eine von der Agentur Reuters im vergangenen Monat durchgeführte
Umfrage zeigt, dass die Zahl der Amerikaner, die Iran als eine Gefahr
für die Sicherheit ihres Landes betrachten, im Vergleich zu vor drei
Jahren abgenommen hat.

An der Umfrage, die Reuters einmal 2015 und nun im Juli 2018
durchgeführt hat, hatten mehr als 3000 Personen teilgenommen. Während
2015 von den 3275 Befragten 30 Prozent der Meinung waren, dass Iran
für die Sicherheit der USA eine Bedrohung darstellt, stimmten im Juli
diesen Jahres nur noch 22 Prozent der 4271 Befragten dieser Aussage
zu. Auch die Zahl jener, die der Meinung waren, dass Iran keinerlei
Gefahr für die USA bilde, stieg von vier auf sieben Prozent.


IRAK SOLL REPARATIONEN ZAHLEN

Der Vorsitzende des Ausschusses für Nationale Sicherheit und
Außenpolitik, Heschmatollah Falahatpischeh, forderte den Nachbarstaat
Irak auf, für den achtjährigen Krieg gegen Iran (1980-1988)
Reparationen zu zahlen. "Das Land hat die Fähigkeit, Reparationen zu
zahlen und es muss zahlen. Darauf kann und wird Iran nicht
verzichten", sagte er.

In der UN-Resolution 598 wird bestätigt, dass Irak mit dem Krieg
begonnen hatte. Nach dem Sturz des irakischen Diktators Saddam
Hussein hatten sich einige iranische Politiker sporadisch über
mögliche Reparationen geäußert. Nachdem nun der irakische
Ministerpräsident Haidar Abadi erklärt hatte, Irak werde sich an
US-Sanktionen gegen Iran halten, wurden die Forderungen nach
Reparationen lauter. Auch der Abgeordnete Mahmud Sadeghi forderte von
Bagdad Reparationen. Allerdings korrigierte Abadi wenige Tage später,
sein Land werde zwar keine Geschäfte mit Iran in Dollar abwickeln,
ansonsten jedoch die Sanktionen ignorieren (siehe nächsten
Abschnitt).

Die UN-Resolution über den Waffenstillstand im Krieg zwischen Iran
und Irak wurde im Juli 1987 verabschiedet. Bagdad erteilte
unmittelbar danach seine Zustimmung. Iran hingegen gab erst ein Jahr
später sein Einverständnis. Die Paragraphen, die Kriegsreparationen
betreffen, vor allem Paragraph 7 der Resolution, sind bis heute nicht
umgesetzt worden. Iran hat sich bisher noch nicht offiziell wegen
Reparationen an Bagdad gewandt.


IRAK WILL NUR TEILWEISE US-SANKTIONEN BEFOLGEN

Iraks Ministerpräsident Haidar al-Abadi, widersprach nach wenigen
Tagen seiner eigenen Äußerung, sein Land werde zur Sicherung seiner
Interessen die amerikanischen Sanktionen gegen Iran befolgen. Das
Land werde lediglich keine Geschäfte mit Iran in Dollar abwickeln,
sagte er am 13. August im staatlichen Fernsehen. Tatsächlich steckt
der Irak in einer Zwickmühle. Das Land ist wirtschaftlich und
militärisch von den USA abhängig. Daher gäbe es Gründe genug, um
alles zu vermeiden, was das Verhältnis zwischen Bagdad und Washington
trüben könnte. Auf der anderen Seite ist das Land auch von Iran
wirtschaftlich abhängig. Zwischen den Nachbarländern herrscht ein
reger Handel. Zudem verfügt Teheran über großen Einfluss in dem Land,
soweit dass Abadi mit inneren Unruhen rechnen müsste, wenn er sich
zugunsten der USA und gegen Iran entscheiden würde. Nun hat Abadi
einen Mittelweg gefunden. Eine Delegation soll, wie aus
Regierungskreisen bekannt wurde, demnächst in die USA reisen, um dort
über mögliche Ausnahmegenehmigungen zu verhandeln.


ZAGHERI VORÜBERGEHEND AUS DER HAFT ENTLASSEN

Wie einige britische Zeitungen unter Berufung auf ihren Ehemann
berichteten, wurde die iranisch-britische Projektmanagerin der
Thomson Reuters Stiftung, Nazanin Zagher-Ratcliffe, am 23. August
vorübergehend aus der Haft entlassen. Sie habe für drei Tage
Hafturlaub bekommen und sei nun an der Seite ihres Vaters, ihrer
Mutter und ihrer kleinen Tochter, die sie in Teheran besucht haben,
hieß es. "Drei Tage Hafturlaub für Gefangene, die einen Teil ihrer
Haftstrafe verbüßt haben, ist nicht ungewöhnlich", hieß es in einer
Erklärung der "Kampagne Freiheit für Nazanin". Ihr Anwalt werde eine
Verlängerung des Urlaubs fordern. Die Behörden hätten
Zagher-Ratcliffe auferlegt, keine Interviews mit den Medien zu
führen, ausländische Botschaften, insbesondere die britische
Botschaft, nicht aufzusuchen und Iran nicht zu verlassen.

Die heute 37-jährige Zagheri-Ratcliffe wurde vor mehr als zwei Jahren
vor ihrem Abflug auf dem Teheraner Flughafen festgenommen. Sie wurde
unter dem Vorwurf, durch die Ausbildung von Journalisten in Iran
einen Umsturz des Regimes vorbereitet zu haben, zu fünf Jahren
Gefängnis verurteilt. Sie lehnte den Vorwurf stets entschieden ab.
Ihr Besuch in Iran sei rein privat gewesen. Sie habe mit ihrer
kleinen Tochter ihre Eltern besuchen wollen, beteuerte sie.

Iran erkennt die doppelte Staatsbürgerschaft nicht an. Aus der Sicht
der iranischen Justiz ist Zagheri-Ratcliffe eine iranische
Staatsbürgerin, dementsprechend werde sie auch behandelt. Dennoch hat
die Tatsache, dass sie die britische Staatsangehörigkeit besitzt, das
Verhältnis zwischen Teheran und London betrübt. Die britische
Regierung hat alle möglichen Schritte unternommen, um Zagheri
freizubekommen. So begrüßte der britische Außenminister Jeremy Hunt
den Hafturlaub. "Wirklich gute Neuigkeiten, dass Nazanin auf
Hafturlaub entlassen wurde", twitterte der Minister, forderte aber
zugleich ihre dauerhafte Freiheit. Ihr Ehemann, Richard Ratcliffe,
bezeichnete die Freilassung als "ein unerwartetes, gutes Ereignis".
Er befinde sich gemeinsam mit der Familie in der Stadt Damawand, nahe
der Hauptstadt Teheran.

Der iranische Botschafter in London, Hamid Baidinedschad, schrieb auf
seiner Twitter-Seite: "Das iranische Außenministerium ist in Kontakt
mit den Justizbehörden, um mehr humanitäre Hilfen für Zager-Ratcliffe
zu ermöglichen."

Am 27. August gab die Kampagne "Free Nazanin" bekannt, dass
Zagher-Ratcliffe wieder ins Gefängnis zurückgekehrt ist. Ihr Urlaub
sei nicht verlängert worden.


Der Iran-Report kann kostenfrei auf der Website der Heinrich Böll
Stiftung abonniert werden unter

https://themen.boell.de.
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KURSE/474: Unna - "Fit mit 10 Fingern am Computer" vom 10. September bis 26. November 2018


Stadt Unna

VHS-Aktuell: Neuer Tastschreibkurs für Kinder bei der VHS



Kreisstadt Unna. In dem Tastschreibkurs "Fit mit 10 Fingern am
Computer" lernen die Kinder auf spielerische Art die Griffwege, um
Texte zeitsparend und professionell zu erstellen. Ein kindgerechtes
Lehrbuch sowie farbige Tasten helfen den Kindern dabei, das
Tastschreiben mit zehn Fingern in kurzer Zeit zu erlernen. Außerdem
wird die Lesefertigkeit vertieft, die Rechtschreibung unterstützt und
die Konzentration gefördert.

Der Kurs richtet sich an Kinder zwischen 8 und 12 Jahren. Die Kinder
werden gebeten, Buntstifte und einen Bleistift mitzubringen.

Das Seminar "Fit mit 10 Fingern am Computer" mit der Kursnummer
182-4363 findet vom 10. September bis 26. November 2018 zwischen 17
und 18 Uhr im Raum 006 im zib statt. Die Gebühr für die Veranstaltung
beträgt 53 Euro inkl. 11 Euro für ein Kursbuch.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 58 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT > Tastschreiben und Abschreibprüfung" zu
finden. Und natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV
Andreas Barre gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas
Barre, 02303 / 103-735, andreas.barre@stadt-unna.de. Anmeldungen zu
allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -714 entgegen. Auf
der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch online
vorgenommen werden.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder
-714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung
auch online vorgenommen werden.

 * 
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Pressemitteilung von Montag, 27. August 2018
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GLEICHHEIT/6720: Massiver Nato-Aufmarsch und größtes russisches Militärmanöver seit Zweitem Weltkrieg


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Massiver Nato-Aufmarsch und größtes russisches Militärmanöver seit
Zweitem Weltkrieg

Von Alex Lantier

3. September 2018



In diesem September nehmen hunderttausende russische Soldaten, Soldaten der
Nato und chinesische Soldaten an Militärübungen in Eurasien teil. Die
Übungen sind die größten seit dem Zweiten Weltkrieg und finden in einer
Situation eskalierender Konflikte und Spannungen statt, aus denen sich
direkt die Gefahr eines Zusammenstoßes zwischen Atommächten ergibt.

Seit dem 1. September führt die russische Marine den größten Einsatz im
Mittelmeer seit Jahrzehnten durch. In dieser Woche werden 25 Schiffe und 30
Flugzeuge, darunter auch atomwaffentaugliche Bomber vom Typ Tu-160, Marine-
und Luftwaffenübungen abhalten. Wie das russische Verteidigungsministerium
erklärt, sind die betroffenen Gebiete als "für See- und Luftverkehr
gefährlich" gesperrt.

Am 11. September werden Russland und China im ostrussischen
Transbaikal-Gebiet das Militärmanöver Wostok 18 (Osten 18) abhalten. Wostok
18 soll eine noch größere Übung werden als Sapad 81 (1981), das größte
Militärmanöver der Sowjetunion nach dem Zweiten Weltkrieg. Daran sollen
300.000 russische Soldaten, 1.000 Flugzeuge und 36.000 Fahrzeuge
teilnehmen, dazu 3.200 Soldaten, 30 Flugzeuge und 900 Fahrzeuge aus China.
Auch mongolische Truppen werden teilnehmen.

Auf der Gegenseite beteiligen sich vom heutigen 3. September an 2.270
Nato-Soldaten an dem Manöver Exercise Rapid Trident 2018, das in der
Ukraine, direkt an der russischen Grenze, stattfindet. Das ist jedoch nur
ein Vorgeschmack auf das größte Nato-Manöver in Europa seit dem Ende des
Kalten Krieges: Vom 25. Oktober bis zum 7. November wird in Norwegen das
Manöver Trident Juncture 2018, ebenfalls an der russischen Grenze,
stattfinden. An diesem Manöver werden 40.000 Nato-Soldaten, 130 Flugzeuge
und 70 Kriegsschiffe teilnehmen. Deutschland stellt mit 8.000 Soldaten, 100
Panzern und 2.000 gepanzerten Fahrzeugen das größte Kontingent.

Das immense Ausmaß dieser Übungen ist eine Warnung an die arbeitende
Bevölkerung der ganzen Welt. In den Hauptstädten der Großmächte finden
Verschwörungen statt, bei denen Politiker und Vertreter aus Staat und
Militär hinter dem Rücken der Bevölkerung Kriege planen, die den ganzen
Planeten verwüsten und Dutzende Millionen Todesopfer fordern könnten.
Während diese Übungen stattfinden, verschärfen sich die Spannungen an
mehreren Krisenherden, die durch jahrzehntelange Nato-Kriege angeheizt
worden sind. Über einen direkten Konflikt zwischen der Nato, Russland und
China wird offen diskutiert.

Zu diesen Krisenherden gehören:

• Nordkorea, der östlichste Nachbar Russland, dessen Verhandlungen mit
den USA gescheitert sind. Erst letztes Jahr hatte Trump dem Land mit "Feuer
und Wut, wie die Welt sie noch nie erlebt hat" (d.h. mit einem Atomkrieg)
gedroht. Heute spricht die US-Regierung davon, die Manöver in Südkorea
wieder aufzunehmen. Bei den letztjährigen Manövern hatten 23.000
amerikanische und 300.000 südkoreanische Soldaten "präventive" Angriffe auf
Nordkorea geübt.

• Syrien: Russland warnt davor, dass der britische Geheimdienst in
Idlib einen Chemiewaffenangriff planen könnte, um Washington, London und
Paris den Vorwand für einen weiteren, nicht-provozierten Bombenangriff auf
Syrien zu liefern. Idlib ist die letzte Hochburg der islamistischen
Rebellen, die von der Nato unterstützt werden. Der russische Außenminister
Sergei Lawrow erklärte: "Wir haben unsere westlichen Partner nachdrücklich
davor gewarnt, mit dem Feuer zu spielen." Zeitgleich traf der amerikanische
Lenkraketenzerstörer USS Ross im Mittelmeer ein, wo er der russischen
Flottille gegenübersteht.

• Ostukraine: Am Freitag wurde der Staatschef der Volksrepublik
Donezk, Alexander Sachartschenko, bei einem Terroranschlag getötet. Das
russische Außenministerium behauptet, für diesen Mordanschlag sei das von
der Nato unterstützte ukrainische Regime in Kiew verantwortlich.
Für die wachsende Kriegsgefahr sind hauptsächlich die imperialistischen
Mächte verantwortlich, vor allem die USA und die westeuropäischen
Großmächte. Seit mehr als einem Vierteljahrhundert, seit der Auflösung der
Sowjetunion im Jahr 1991, verschärfen sie ihre aggressiven
Militärinterventionen in ganz Eurasien immer weiter, von Jugoslawien über
den Irak und Syrien bis nach Afghanistan und noch weiter. Washington hat
bereits Millionen Todesopfer und die Zerstörung ganzer Länder in Kauf
genommen, um den Niedergang seiner globalen Hegemonie aufzuhalten.

Im Januar veröffentlichte die US-Regierung eine neue Nationale
Sicherheitsstrategie, in der sie auf den Vorwand des "Kriegs gegen den
Terrorismus" verzichtet und Russland und China direkt als Gegner benennt.
Bei der Vorstellung des Dokuments bezeichnete US-Verteidigungsminister
James Mattis Russland und China als "revisionistische Mächte", welche die
von den USA geführte Weltordnung bedrohten, und erklärte: "Der zentrale
Fokus der nationalen Sicherheit der USA ist nicht mehr der Terrorismus,
sondern die Konkurrenz zwischen den Großmächten."

Die Regierungen in Moskau und Peking bezeichnen ihre Manöver als Reaktion
auf die Nationale Sicherheitsstrategie der USA, sowie auf deren Ausweitung
ihrer weltweiten militärischen Aktivitäten. Russische Staatsmedien haben
den außenpolitischen Kommentator Mark Sleboda zitiert, der die Übungen als
Signal an Washington und "als Reaktion auf dessen nationale
Sicherheitsstrategie, sowie als Reaktion auf die Haltung der USA und der
Nato im Südchinesischen Meer und der Meerenge von Taiwan und auf die
dauerhafte Truppenstationierung an der russischen Westgrenze" bezeichnete.

Sleboda erklärte offen, dass die Moskauer und die Pekinger Führung
gemeinsame Raketenabwehrübungen planten, um sich auf einen möglichen
globalen Atomkrieg vorzubereiten. Weiter sagte er: "Sie rechnen damit, dass
in jedem strategischen Atomkrieg, in den die eine Macht verwickelt wird,
auch die andere betroffen ist."

Das chinesische Verteidigungsministerium erklärte, die Übungen sollten die
"strategische militärische Partnerschaft zwischen den beiden Ländern
stärken, Freundschaft und Kooperation zwischen den beiden Streitkräften
ausbauen und die gemeinsamen Fähigkeiten beider Länder stärken, gegen jede
Bedrohung ihrer Sicherheit zu kämpfen."

Offenbar soll das Ausmaß der russisch-chinesischen Übungen den
Militärstrategen und herrschenden Eliten der imperialistischen Länder eine
Warnung sein. Moskau und Peking gehen offenbar ernsthaft davon aus, dass
sie am Rande eines richtigen Atomkriegs stehen.

Der bekannte Stratege François Heisbourg von der Londoner Denkfabrik
International Institute for Strategic Studies und der Fondation
de recherche stratégique in Paris twitterte: "Diese neue Übung geht
weit über das hinaus, was aus Prestigegründen nützlich sein könnte. 30
Prozent der aktiven Streitkräfte Russlands sind an den Manövern beteiligt.
Das muss sehr kostspielig sein, und Russlands Verteidigungsetat ist ohnehin
angespannt. Das ergibt nur Sinn, wenn ein umfassender Krieg als
hochwahrscheinlicher Ernstfall betrachtet wird."

Jonathan Holslag von der Freien Universität Brüssel erklärte in der
South China Morning Post, die Manöver seien ein
"Abschreckungssignal", und er fügte hinzu: "Sie zeigen, dass zwar noch viel
Misstrauen zwischen Moskau und Peking herrscht, dass Moskau aber für sich
keine andere Wahl sieht, als mit China zusammenzuarbeiten, vor allem da die
Beziehungen zu den USA nach wie vor instabil sind. Chinas finanzielle
Unterstützung ist notwendig, um die Auswirkungen der westlichen Sanktionen
abzumildern."

Die russische und die chinesische Politik beruht auf dem bankrotten
Nationalismus der postsowjetischen kapitalistischen Oligarchien in beiden
Staaten. Sie stellt keinen fortschrittlichen Weg im Kampf gegen den
imperialistischen Kriegskurs dar. Diese Regimes sind nicht in der Lage,
sich auf die Antikriegsstimmung in der internationalen Arbeiterklasse zu
stützen. Vielmehr schwanken sie zwischen zwei Extremen: Einmal riskieren
sie einen offenen Krieg mit den imperialistischen Mächten, der Milliarden
Todesopfer fordern könnte. Dann wieder betteln sie bei ihren "westlichen
Partnern" (d.h. den USA und ihren Verbündeten) um neue
Verhandlungslösungen.

Einiges deutet darauf hin, dass die Putin-Regierung angesichts von Trumps
Handelskriegsdrohungen gegen Europa hofft, die Nato spalten und die
europäischen imperialistischen Mächte als Bündnispartner gegen Washington
gewinnen zu können. Tatsächlich hat die deutsche Regierung angedeutet, es
stehe Moskaus Vorschlag aufgeschlossen gegenüber, mit der Türkei und dem
engsten deutschen EU-Partner Frankreich, aber ohne Washington, über Syrien
zu verhandeln. Dieser Plan bedeuten jedoch, dass die EU-Staaten erst
hunderte Milliarden Euro in den Aufbau ihrer Militärapparate versenken
müssten. Wie die Nato-Übungen zudem zeigen, sind diese Streitkräfte gegen
Russland gerichtet.

Wie schon zu Beginn des zwanzigsten Jahrhunderts stehen rivalisierende
kapitalistische Regierungen am Rande eines Weltkriegs. Nur mit dem
Unterschied, dass diesmal Atomwaffen zum Einsatz kommen würden. Dieser
Kriegskurs kann allein durch eine bewusste Intervention der Arbeiterklasse
gestoppt werden. Die größte Gefahr besteht darin, dass die große
Bevölkerungsmehrheit die akute Gefahr nicht rechtzeitig wahrnimmt. Deshalb
betont die WSWS, wie dringend es ist, eine internationale
Antikriegsbewegung in der Arbeiterklasse aufzubauen, die sich auf eine
antikapitalistische und antiimperialistische Grundlage stützt.
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Ärmelkanal: Französische und britische Fischer im Streit um
Jakobsmuscheln 

Von Alex Lantier

1. September 2018



Die Brexit-Krise bringt unbeabsichtigte Folgen hervor. Am 28. August brach
im Ärmelkanal zwischen französischen und britischen Fischern ein
regelrechter Krieg um die Jakobsmuscheln aus.

Der Streit ist ein Alarmsignal. Das ständige Schüren von Nationalismus auf
beiden Seiten des Ärmelkanals könnte eine Unzahl unerwarteter Konflikte mit
sich bringen, umso mehr, als sich Großbritannien und die EU offenbar nicht
auf einen geordneten Brexit einigen können.

An diesem Dienstag lieferten sich 40 kleinere französische Fischkutter und
fünf britische Muschelschiffe eine offene Seeschlacht, bei der sie sich mit
Steinen und Leuchtraketen bewarfen und ihre Boote gegenseitig rammten. Der
Präsident der Fischervereinigung der Normandie, Dimitri Rogoff, erklärte am
Dienstag in Le Figaro dazu: "In der Nacht stießen etwa 40 Schiffe in See,
um britische Fischer aufzubringen, die die Bestände an Jakobsmuscheln
plündern wollten. Es kam zum Zusammenstoß, die Franzosen verhinderten die
Arbeit der Briten. Sie gerieten aneinander."

Die britischen Schiffe zogen sich aus dem Gebiet in der Seine-Bucht zurück,
um nicht umzingelt zu werden. Die französische Küstenwache soll sich
geweigert haben, einzugreifen.

Der Vorsitzende der britischen National Federation of Fishermen's
Organizations, Barrie Deas, erklärte: "Wir raten allen Parteien, Ruhe zu
bewahren. Wie man auf den Videoclips erkennt, manövrieren einige Schiffe
sehr gefährlich ... Die tieferen Gründe der Zusammenstöße sollten am runden
Tisch geklärt werden, aber nicht auf hoher See, wo Menschen verletzt werden
können."

Dann wiederholt Deas die Forderung britischer Fischer, dass die Royal Navy
in den französischen Gewässern eingreifen solle. Deas sagte der BBC: "Das
geht weit über legales Verhalten hinaus. Wir haben die britische Regierung
gebeten, auf diplomatischer Ebene zu intervenieren, aber auch unseren
Schiffen Schutz zu gewähren."

Das erinnert an die "Kabeljaukriege" vor fünfzig Jahren zwischen
Großbritannien und Island (1958-1975), als die Kriegsmarine beider Länder
im Kampf um die Kabeljaufischgründe rings um Island sich gegenseitig die
Schiffe rammte.

Noch versuchen die Regierungen von Großbritannien und Frankreich, den
Vorfall herunter zu spielen. Premierministerin Theresa May forderte eine
Verhandlungslösung: "Ich glaube, es ist wichtig, dass wir eine
freundschaftliche Lösung für den Vorfall im Ärmelkanal finden. Das wollen
wir, und das will auch Frankreich, und daran werden wir arbeiten."

Der britische und der französische Landwirtschaftsminister, George Eustice
und Stéphane Travert, führten ein Gespräch über die Zusammenstöße. Der
französische Radiosender Europe1 berichtete: "Stéphane Travert hat sich
über dieses brisante Thema noch nicht geäußert. Das überrascht nicht, da
Frankreich aufgrund der europäischen Regelwerke in diesem Fall im Unrecht
ist."

Dennoch zeigt der Fall, dass der bevorstehende Brexit zum Aufbrechen
gefährlicher Spannungen führen könnte, die auf wirtschaftlicher Ebene seit
langem bestehen.

Vor fünfzehn Jahren hatte Frankreich einseitig festgelegt, dass die
Jakobsmuschelsaison für französische Fischer vom 1. Oktober bis zum 15. Mai
dauern soll, um Überfischung zu verhindern. Nach den Regeln der EU sind die
britischen und irischen Boote jedoch nicht an die französischen
Vorschriften gebunden. Deshalb ist es ihnen außerhalb der französischen
Zwölfmeilenzone erlaubt, den Jakobsmuschelfang das ganze Jahr über
fortzusetzen.

Schon im Jahr 2012 war es zu ähnlichen Zusammenstößen wegen der
Jakobsmuscheln gekommen. Die Franzosen hatten die Fischerei britischer
Schiffe im Sommer kritisiert und behauptet, viele Schiffe würden
rechtswidrig in französische Hoheitsgewässer eindringen. Daraufhin
unterzeichneten beide Seiten mehrere Abkommen, um Konflikte zwischen den
Fischern einzudämmen. Aber in diesem Jahr sind die Verhandlungen über ein
Nachfolgeabkommen gescheitert, weil der Austritt Großbritanniens aus der
Europäischen Union im kommenden März bevorsteht.

Theresa May befürwortet einen "weichen" Brexit, bei dem das Vereinigte
Königreich weiterhin ausgedehnte Beziehungen mit der EU unterhalten würde.
Ein "harter Brexit" oder "No-Deal-Brexit", d.h. ein Austritt ohne Einigung
zwischen London und der EU über Wirtschaftsfragen, würde auch den Austritt
Großbritanniens aus den Fischereiabkommen der EU bedeuten.

Aussagen der Jakobsmuschelfischer machen deutlich, dass die tieferen Gründe
für den Zusammenstoß nach wie vor ungelöst sind.

In der Normandie beklagte sich Rogoff bitterlich: "Die Briten bedienen sich
einfach: Sie fischen wann sie wollen, wo sie wollen und so viel wie sie
wollen. Wir wollen ihnen das Fischen nicht verbieten. Aber sie sollten
wenigstens bis zum 1. Oktober warten, damit wir alle etwas abbekommen!" Er
fügte hinzu, die Fischer in der Normandie rechneten damit, dass nach dem
Brexit überhaupt keine britischen Boote mehr in dem Gebiet fischen dürften:
"Normalerweise werden sie nach dem 29. März 219 eine fremde Macht sein,
dann werden sie keinen Zugang mehr zu diesem Gebiet haben."

Französische Fischer, die auf kleineren, bis fünfzehn Meter langen Booten
arbeiten, beklagen zudem die ökologischen Folgen des britischen Fischfangs.
Die britischen Schiffe sind doppelt so groß, fischen die Jakobsmuscheln mit
Schleppnetzen in großem Stil ab und gefährden die Versuche, die Population
zu erhalten. Ein britischer Fischer erklärte dem Guardian
inoffiziell: "Schleppnetze zu benutzen, ist eine üble Art zu fischen. Nicht
alle Fischer wollen das. Die maritime Umwelt leidet sehr darunter."

Unabhängig davon, ob in nächster Zeit in London oder Paris eine Einigung im
Streit um die Jakobsmuscheln zustande kommt, zeigt der Vorfall
exemplarisch, was die Medien und die Politiker zurzeit für einen
Nationalismus schüren. Der Zusammenstoß im Vorfeld des Brexit weist auf das
Potenzial für immer brutalere Konflikte. Der britische Daily
Telegraph prognostizierte: "Der Streit um die Jakobsmuscheln ist nur
der Anfang: Der Brexit wird einen offenen Fischereikrieg mit der EU
auslösen."

Mit den Beziehungen zwischen der EU und Großbritannien steht ein
Handelsvolumen im Wert von hunderten Milliarden Euro auf dem Spiel. Das
beunruhigt die Finanzmärkte und die herrschenden Kreise außerordentlich.

Am Montag, den 27. August, hatte der französische Premierminister Edouard
Philippe erklärt, seine Regierung bereite sich auf einen "No-Deal-Brexit"
vor. Doch der EU-Brexit-Unterhändler Michel Barnier relativierte diese
Aussage etwas, worauf das Pfund am Mittwoch um 1,2 Prozent anstieg. Barnier
versprach der britischen Regierung für die Nach-Brexit-Zeit eine
"Partnerschaft, wie wir sie noch mit keinem anderen Land hatten", und
deutete an, dass die EU Großbritannien mehr Zeit geben werde, um einen Deal
auszuhandeln.

Als Barnier jedoch nach einem Treffen mit dem deutschen Außenminister Heiko
Maas seine Äußerung wieder zurücknahm und einen "freien" Zugang
Großbritanniens zu den EU-Märkten ausschloss, da verlor das Pfund sofort
wieder deutlich an Wert.

Die französischen Medien haben über britische Twitter-Posts berichtet, in
denen die Royal Navy aufgefordert wurde, auf französische Fischerboote zu
schießen. Sébastien Jumel, der stalinistische Bürgermeister der
französischen Küstenstadt Dieppe, schrieb einen Brief an Travert, in dem er
sich hinter die französischen Fischer stellte: "Unsere französischen
Fischer benutzen traditionelle Fischfangmethoden, die die natürlichen
Ressourcen respektieren. Allerdings sind sie zunehmend mit Fischerbooten
unter britischer Flagge konfrontiert, einige mehr als 30 Meter lang, die
massive und verantwortungslose industrielle Fischerei betreiben und damit
in gefährlichem Ausmaß die Ressourcen des Meeres zerstören."

Doch da französische Fischer etwa 40 Prozent ihrer Fänge in britischen
Hoheitsgewässern machen, hätte ein No-Deal-Brexit auch für Frankreich weit
reichende, unvorhersehbare Folgen. Letztes Jahr warnte Travert auf einer
Fischereikonferenz in Sète: "Wenn Großbritannien am 30. März 2019 aus
irgendeinem Grund beschließt, plötzlich seine Beziehungen zur Europäischen
Union zu kappen, ohne dass vorher ein Austritt und damit eine
Übergangsperiode beschlossen ist, werden die Folgen brutal und unmittelbar
sein."
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Gleiche Rechte für alle, überall

von Angela Klein



So hätten sie's gern: Als Schutzsuchender sollst du dich von deutschen
Grenzen fernhalten, und kommst du doch aus Versehen hierher, wirst du
mit allen Mitteln vom ersten Arbeitsmarkt ferngehalten, nicht mal ein
Seiteneinstieg soll dir möglich sein, auch dann wenn Arbeitskräfte
gesucht werden und du vielleicht die passende Qualifikation hättest.
Da könnten ja Ungebetene durchs Rost schlüpfen. Stattdessen hast du,
sofern du nicht eh demnächst in einem der ANKER-Zentren festsitzt,
einen Status der permanenten Nichtintegration, genannt Duldung, der
dir zwar erlaubt, hier zu arbeiten oder eine Ausbildung zu machen, der
Verwaltung aber zugleich ermöglicht, dich jederzeit wieder
abzuschieben. Ermessen des Sachbearbeiters...

Zwar werden händeringend Kräfte in der Pflege gesucht, weil man sich
bisher das Geld gespart hat, die Hiesigen gut auszubilden und
anständig zu bezahlen, doch soll dies nur handverlesen geschehen, über
Anwerbebüros in Afrika, wie sie im Niger eins eingerichtet haben. Und
am liebsten sind es Leute mit abgeschlossenem Hochschulstudium, die
bereit sind, hierzulande einen Billigjob anzunehmen. So hätten sie's
gern.

Mit ein bisschen gutem Willen könnte man sagen, sie wollen in
Deutschland einen rassistischen Arbeitsmarkt einführen wie in
Australien oder Neuseeland. Das Problem ist, dass das nicht
funktioniert, weil diese Länder eine Insellage haben, Deutschland aber
nicht. Man kann hier ungebetene Gäste nicht einfach auf eine ferne
Insel wegsperren. Man kann sie nur entweder mit allen Mitteln, zur Not
auch mit Waffengewalt, daran hindern, dass sie deutsches Territorium
betreten, oder man integriert sie hier mit allen Rechten und Pflichten
deutscher Staatsbürger.

Die Koalitionsparteien können sich weder zum einen noch zum anderen
verstehen. Die Kanzlerin bemüht sich sehr um den Schein der
Wohlanständigkeit, wo doch die sog. "europäische Lösung", die auf dem
EU-Gipfel Ende Juni gefunden wurde, nichts anderes ist als eine
Seehoferisierung der Asylpolitik auf europäischer Ebene. Und
Arbeitskräfte braucht man auch, z.B. in der Pflege, aber bitte für lau
und möglichst auch zeitlich befristet, wie das mit der Green Card
schon einmal versucht wurde - die Sache ging in die Hose, es fanden
sich kaum welche, die unter solchen Bedingungen hier arbeiten wollten.


Das Ganze ist ein einziges Gewürge. Weder dem geplanten
Einwanderungsgesetz noch den Asylverweigerungsmaßnahmen lässt sich
irgendetwas Positives abgewinnen, sie atmen alle denselben Geist:
Menschen und ihre Bedürfnisse ausschließlich nach Kriterien der
ökonomischen Nützlichkeit steuern zu wollen, Humankapital eben,
nicht Menschen. Ein solches Gewürge hatten wir schon einmal, als
nämlich in den 80er und 90er Jahren die Arbeitslosenzahlen partout
nicht sinken wollten, an bestimmten Stellen Fachkräfte fehlten und
Sozialhilfebeziehende trotzdem nicht auf den ersten Arbeitsmarkt
gelassen wurden. Dann kam die Regierung Schröder auf die Idee,
Arbeitsuchende (nach einer Schamfrist) zu entrechten, damit sie ein
Heer von Billiglöhnern bilden konnten. An der Entrechtung wird auch
jetzt wieder gearbeitet - diesmal der Flüchtlinge.


Die erste Voraussetzung dafür, dass Arbeitsmigration - ob
aus EU-Staaten oder aus Drittländern - keine Verwerfungen auf dem
Arbeitsmarkt mit sich bringt, ist die, dass alle gleiche Rechte haben:
Männer wie Frauen, Ausländer wie Deutsche, hier Ansässige wie
Geflüchtete, Erwerbstätige wie Erwerbslose. Wenn es für eine gegebene
Qualifikation und Leistung überall den gleichen Lohn und dieselben
Sozialleistungen gibt und alle dieselben Ausbildungschancen haben,
dann nimmt der Konkurrenzdruck auf dem Arbeitsmarkt rapide ab. In dem
Moment aber, wo Rechte nicht mehr universell sind, wo von Menschen
etwas "gefordert" werden kann, damit sie überhaupt in den Genuss von
Rechten kommen, in dem Moment gibt es Segregation und Konkurrenz, gibt
es Menschen 1., 2. und 3.Klasse, gibt es Zwang, Rassismus und Gewalt.

Der Kapitalismus braucht diese strukturelle Ungleichheit. Die
Arbeiterbewegung aber ist angetreten, eben diesen Druck auszuhebeln
durch die organisierte, auch grenzübergreifende, Solidarität. Leider
hat diese Solidarität des öfteren versagt, hat sich die
Sozialdemokratie auf die Logik des Kapitals eingelassen, je billiger
die Arbeitskräfte, desto geringer die Erwerbslosigkeit. Heute wird
gegen die von vielen spontan geäußerte Hilfsbereitschaft gegenüber
Geflüchteten die phantasierte "Einwanderung in unser Sozialsystem" in
Stellung gebracht.

Phantasiert ist diese Einwanderung deshalb, weil es ja junge Menschen
sind, die hierherkommen und die in die Sozialkassen einzahlen würden,
wenn man sie denn ließe. Damit würden sie auch die Renten von morgen
sichern. Stattdessen sorgt die Politik der Abschottung dafür, dass
diese Menschen weggesperrt werden, oft Monate und Jahre warten müssen,
bis sie überhaupt einen Bescheid gekommen, und in dieser Zeit von der
Allgemeinheit alimentiert werden müssen. Es ist diese gewollte Politik
der Nichtintegration, die Konkurrenzbedingungen und Ressentiments
schafft.


Zu den unveräußerlichen Menschenrechten gehört auch die
Niederlassungsfreiheit. Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte
formuliert allerdings nur: "Jeder hat das Recht, jedes Land,
einschließlich seines eigenen, zu verlassen und in sein Land
zurückzukehren." Das atmet die Halbherzigkeit vieler Menschenrechte,
die eine Ordnung widerspiegeln, in der die Rechte der Person immer
wieder durch die Rechte des Eigentums begrenzt werden. Wenn ich aber
die Freiheit habe zu gehen, muss ich auch die Freiheit haben, irgendwo
anzukommen. Dieses Recht kann höchstens für Menschen eingeschränkt
werden, die sich am Gemeinwesen schwer vergangen haben.

SozialistInnen stehen nicht für eine Beschränkung der bürgerlichen
Freiheiten, sondern für deren Ausweitung. Wir fordern die Aufnahme
sozialer Grundrechte in den Katalog der Allgemeinen Menschenrechte
ebenso wie die Erweiterung des Freizügigkeitsparagrafen um die
Niederlassungsfreiheit.


Aber, wird man uns entgegnen, wie soll das gehen, da wir doch
nur im Rahmen des Nationalstaats die Möglichkeit haben, Einfluss auf
die Durchsetzung dieser Rechte zu nehmen. Mit Blick auf die
"Einwanderung in unsere Sozialsysteme" gibt es da zwei Argumente:

1. Die sozialen Sicherungssysteme sind zwar im Rahmen des bürgerlichen
Nationalstaats entstanden, das bedeutet aber nicht, dass sie
zwangsläufig auf diesen beschränkt sein müssen. Sozialstaatliche
Regelungen kann es auch in einem übergeordneten Rahmen geben, etwa der
EU. Das Kapital will das nicht und versucht, so etwas mit allen
Mitteln zu hintertreiben. Das kann aber nur bedeuten, dass der Kampf
für gleiche soziale Rechte sich nicht länger auf die
nationalstaatliche Ebene beschränken darf. Im übrigen ist es eine böse
Täuschung zu meinen, der Nationalstaat würde uns davor bewahren, dass
der Sozialstaat demontiert wird - das wird er seit Jahrzehnten, und
immer ein Stück mehr. Das Gebot der Stunde ist deshalb die Ausweitung
sozialer Rechte auf suprastaatliche Ebenen.

2. "Fluchtursachen bekämpfen" lautet das Mantra, das Rechte und auch
viele Linke eint und ihnen als wirksamstes Mittel gilt, Flüchtlinge
fernzuhalten. Das Problem mit dieser Losung ist: Sie hat eine reine
Alibifunktion und vermeidet, dass die wirklichen Defizite benannt
werden. Der deutsche Staat kann natürlich nicht dafür sorgen, dass
jeder Mensch in Mali eine anständige Arbeitsstelle oder Land zum
bebauen hat. Aber er kann dafür sorgen, dass Entwicklungshilfe nicht
in militärische Projekte fließt, nicht der Förderung deutscher Exporte
dient und auch nicht korrupte Regierungen mästet, sondern dass sie
ausschließlich Projekten zugute kommt, die Bleibeperspektiven
ermöglichen. Es gibt genügend NGOs, die vormachen, wie das geht. Der
deutsche Staat kann diese Hilfe auch mit Auflagen ökologischer und
sozialer Art verbinden. Das passiert aber alles nicht, weil
Deutschland ein imperialistisches Land ist.

"Fluchtursachen bekämpfen" muss bei uns anfangen: Wir müssen damit
aufhören, unsere überschüssigen Hähnchenkeulen und abgetragene
Kleidung nach Afrika zu exportieren, wo sie den Produzentinnen die
Lebensgrundlage wegnehmen, und auch damit, ihre Rohstoffe zu plündern,
damit wir hier die Müllberge vergrößern. Es ist unsere imperiale
Lebensweise, die Fluchtgründe produziert. Wer das nicht hören will,
soll von Fluchtursachen schweigen.

 * 
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MELDUNG/935: Die Zeitschrift für digitale Geisteswissenschaften als Best Practice für Open-Access-Zeitschriften (idw)


Forschungsverbund Marbach Weimar Wolfenbüttel - 03.09.2018

Die Zeitschrift für digitale Geisteswissenschaften als Best Practice für
Open-Access-Zeitschriften



Die Herausgeberinnen des seit November 2017 im Open Access erscheinenden
E-journals MEMO - Medieval and Early Modern Material Culture Online haben
sich bei der Konzeption ihres Journals an der Zeitschrift für digitale
Geisteswissenschaften (ZfdG) orientiert, die sich damit als Best Practice
im Bereich geisteswissenschaftlicher Open-Access-Zeitschriften weiter
etabliert. Ende August dieses Jahres ist nun Ausgabe 2 von MEMO
erschienen, die sich dem Thema "Digital Humanities & Materielle Kultur"
widmet.

"Hinsichtlich der technischen und inhaltlichen Umsetzung unseres
Online-Journals wurden wir vom Team der ZfdG umfassend unterstützt", sagt
Mag. Gabriele Schichta, eine der beiden Herausgeberinnen von MEMO und
betont, dass die Zeitschrift sowohl in ihrem inhaltlichen Aufbau als auch
hinsichtlich ihres online-Auftritts als "wichtiges Vorbild und
Impulsgeberin" fungiert hat.

Dr. Constanze Baum, während der Aufbauphase von MEMO die redaktionelle
Leiterin der ZfdG, fasst zusammen, welche Tipps und Hilfestellung unter
anderem zu redaktionspraktischen Arbeitsabläufen vermittelt wurden: "Neben
dem Austausch von Materialien wie Einreichungsrichtlinien und
Autorenvereinbarungen sowie der Überlassung eines Stylesheets, konkreten
Hinweisen zum Zitieren elektronischer Quellen und einem Hinweis auf das
DHd- Working Paper zum digitalen Publizieren konnten wir beraten, wie DOIs
institutionell angebunden werden und nicht zuletzt mit Hinweisen zur
Rechteeinholung für Medienmaterial weiterhelfen."

Sabine Wiechmann, leitende Redakteurin der ZfdG, betont, wie wichtig eine
solche Zusammenarbeit für den Ausbau und die Weiterentwicklung des
digitalen Publizierens ist: "Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
ZfdG und von MEMO sehen in dieser Kooperation eine gelungene
Win-win-Situation."

Die Zeitschrift für digitale Geisteswissenschaften veröffentlicht in
Jahrgangsheften Fachartikel oder Beiträge mit Projektvorstellungen aus
allen Disziplinen der digitalen Geisteswissenschaften. Auch Sonderbände,
zuletzt die Nummer 3 "Wie Digitalität die Geisteswissenschaften
verändert", werden in regelmäßigen Abständen publiziert.

Die ZfdG ist ein E-Journal für Themen und Diskussionen aus dem Bereich der
Digital Humanities. Sie ist als vollwertiges Open Access-Journal
konzipiert. Die ZfdG erscheint als Forschungsperiodikum im
Forschungsverbund Marbach Weimar Wolfenbüttel in Zusammenarbeit mit dem
Verband Digital Humanities im deutschsprachigen Raum (DHd).


Originalpublikation:


http://memo.imareal.sbg.ac.at/

http://www.zfdg.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1977

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Forschungsverbund Marbach Weimar Wolfenbüttel, 03.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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REPORTAGE/518: WDR - 10 Jahre nach der Finanzkrise. Die Party der Banker geht weiter, 5.9.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

10 Jahre nach der Finanzkrise: Die Party der Banker geht weiter

Ein Film von Thomas G. Becker und Michael Houben

aus der Reihe "Die Story"

Mittwoch, 05.09.2018, 22.10 - 22.55 Uhr, WDR Fernsehen



New York, 2018. "Es gab genug Warnhinweise, dass es zum Crash kommt.
Doch die Gier war größer. Und auch jetzt lechzen die Anleger da drüben
wieder nach mehr Rendite!", erzählt Larry McDonald, ehemaliger
Vize-Präsident bei der US-Bank Lehman Brothers. Er sitzt im 50. Stock
eines schicken Apartmenthauses am Hudson River. Von seinem
Schreibtisch kann er bis zum Financial District der Wall Street
schauen. Er beobachtet heute als Autor den Markt und schreibt
Investment Reports.

Zehn Jahre zuvor, am 15. September 2008, meldeten die Agenturen die
Pleite der US-Bank Lehman Brothers. Es war die größte Pleite eines
Unternehmens, die die Welt je gesehen hat - und hatte fatale Folgen
für die ganze Welt. Am Ende mussten weltweit Banken gerettet werden -
durch das Geld der Steuerzahler.

Das sollte sich nie mehr wiederholen. Angela Merkel versprach: "Wir
wollen nicht, dass die Steuerzahler Banken retten müssen, sondern dass
Banken sich selber retten." Was ist das Versprechen wert? Sind die
Banken unter Kontrolle? Was hat die Branche aus der Finanzkrise
gelernt?

"Die Story"-Autoren begeben sich auf Spurensuche, treffen
Finanzbranchen-Insider und Betroffene. Immer wieder stoßen die Autoren
auf deutliche Indizien, dass die Finanzkrise keineswegs vorbei ist. Im
Gegenteil. Heute, 2018, gibt es erstaunliche Parallelen zu der Zeit
kurz vor dem Mega-Crash.

Riskante Finanzgeschäfte gehören für Banker weiter zum Alltag. Private
Schulden, billiges Geld und undurchsichtige Finanzprodukte - eine
gefährliche Mischung, die in einem explosiven Umfeld aus Gier und
Wahnsinn schon bald den nächsten Crash auslösen könnten. Christoph
Kaserer von der TU München erklärt diese Entwicklung so: "Die großen
internationalen Banken haben - wie fast alle Banken - ihre
Bilanzsummen kräftig ausgedehnt. Das heißt, wenn eine dieser großen
Banken in eine Schieflage gerät, werden wir auch heute nicht drum
herumkommen, dass es eine Rettung durch den Steuerzahler gibt."

 * 

Quelle:
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FEATURE/1091: Deutschlandfunk Kultur - Warum Cannabis-Konsum derzeit ein Revival erlebt, 6.9.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Rückzug und Selbstgenügsamkeit

Warum Cannabis-Konsum derzeit ein Revival erlebt

Von Marko Paul

Zeitfragen. Feature

Donnerstag, 6. September 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk
Kultur



Cannabis ist die am häufigsten konsumierte illegale Droge weltweit.
Laut jüngstem UN-Drogenbericht nahmen es im vergangenen Jahr rund 190
Millionen Menschen zu sich. Was macht den Konsum für viele so
reizvoll, was verursacht er in der Psyche des Einzelnen und wie
verändert er die Gesellschaft? Wissenschaftler bemängeln, dass
allgemein ein nur sehr oberflächliches Wissen zu psychoaktiven
Substanzen wie Cannabis existiert. Dabei wäre es wichtig, genauer über
die Pflanze und ihre Wirkungen Bescheid zu wissen, anstatt totalitär
auf Abstinenz zu drängen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. August 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MUSIK/2685: Deutschlandfunk - Der Geiger, Bratschist und Ensembleleiter Eduard Melkus, 6.9.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Vielseitiger Erforscher des Wiener Klangstils

Der Geiger, Bratschist und Ensembleleiter Eduard Melkus (*1928)

Von Rainer Baumgärtner

Historische Aufnahmen

Donnerstag, 6. September 2018, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Kurz nach dem Zweiten Weltkrieg entstand in Wien eine Gruppe fast
gleichaltriger Musiker, die sich um die Wiederentdeckung der Alten
Musik bemühte. Darunter war auch der Geiger Eduard Melkus, der
zunächst auf dem modernen Instrument in Orchestern und
Kammermusikensembles und dann als Solist Karriere gemacht hatte. Er
gründete 1952 die Schola Antiqua Wien, die dann 1966 in die Capella
Accademica Wien überging. Melkus rief später auch noch das Ensemble
Eduard Melkus ins Leben, mit dem er ebenso Musik von Biber bis
Beethoven in historischer Aufführungspraxis interpretierte. Als
Dirigent seines Ensembles und als Organisator von Konzertreihen ist er
bis heute aktiv.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 28. August 2018
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TALK/1594: WDR 5 - Supermarkt statt Rathaus, ist das die Lösung? 6.9.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Supermarkt statt Rathaus - ist das die Lösung?

Gäste:

- Andreas Bee, Bürgermeister, Bad Lippspringe

- Jan Heinisch, Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau

- Katharina Lücke, Bürgerinitative dagegen, Bad Lippspringe

- Barbara Thüer, Netzwerk Innenstadt NRW

Moderation: Judith Schulte-Loh und Stefan Leiwen

WDR 5 Stadtgespräch 

Donnerstag, 06.09.2018, 20.04 - 21.00 Uhr, WDR 5



Das Rathaus mitten in der Stadt abreißen und einen Supermarkt neu
bauen. Damit will der Bürgermeister von Bad Lippspringe seine
Innenstadt beleben. Ist das eine geniale Idee gegen Leerstände im
Zentrum oder eine unnötige Zerstörung des Stadtbildes?

Bad Lippspringe mit seinen 15.000 Einwohnern ist da kein Einzelfall,
viele Kleinstädte kämpfen gegen Leerstände und Verödung. Auf einem
Areal groß wie ein Fußballfeld soll ein großer Supermarkt samt
Parkplatz die Kaufkraft zurückholen. Das renovierungsbedürftige
Rathaus aus den 1950er Jahren müsste verschwinden. Der Investor kommt
aus der Nachbarstadt Rietberg. Der Protest formiert sich: Es wird ein
Verkehrskollaps in der Kurstadt befürchtet und zusätzliche Leerstände.

Stadtplaner warnen vor unüberlegten Entscheidungen, halten eine
Bürgerbefragung und eine Analyse für dringend erforderlich. Kann ein
Supermarkt an zentraler Stelle eine Stadt beleben? Welche Ideen gibt
es noch gegen die Leerstände? Wie gekränkt fühlen sich die Bürger,
wenn ihr Rathaus abgerissen wird?

Darüber möchten wir mit Besuchern und Experten diskutieren - live im
Kongresshaus in Bad Lippspringe.

Redaktion: Solveig Münstermann und Elke Vieth

 * 
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TALK/1593: WDR 5 Tischgespräch mit dem Ex-Botschafter Klaus Scharioth, 5.9.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Ex-Botschafter Klaus Scharioth

WDR 5 Tischgespräch mit Gisela Steinhauer

Mittwoch, 05.09.2018, 20.04 - 21.00 Uhr, WDR 5



"We shall overcome", sang Klaus Scharioth, als er 1968 mit einem
Freund durch die USA reiste. Einiges von der Kraft dieser
Bürgerrechtshymne hat sich der gebürtige Essener bewahrt, als er in
den diplomatischen Dienst eintrat. Ob sie geholfen hat, erzählt der
71-Jährige im Tischgespräch.

Die Twitter-Botschaften Donald Trumps sind oft Anlass, Klaus Scharioth
in Talkshows einzuladen. Denn der ehemalige Botschafter gilt als
ausgewiesener Amerikakenner. Scharioth hat in den USA studiert und
schon in den 60er Jahren seine Liebe zu diesem Land entdeckt. Umso
mehr bereitet es ihm Sorgen zu sehen, wie sich die USA unter Trump
verändern. Über die Stationen seiner diplomatischen Laufbahn - u.a. in
Ecuador und bei der NATO - erzählt der mehrfache Vater und Großvater
im WDR 5 Tischgespräch mit Gisela Steinhauer.

Redaktion: Volker Schaeffer

 * 

Quelle:
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KURSUS/1807: Mönchengladbach - VHS-Computerkurse starten am 10. September 2018


VHS-Computerkurse starten am 10. September



Fit mit Computer oder Laptop - Grundkurs

Die Teilnehmer lernen die wichtigsten Anwendungsgebiete im Umgang mit
Computer oder Notebook kennen und werden mit der Arbeitsweise vertraut
gemacht. Inhalt ist unter anderem App-Fenster nutzen, Windows
einrichten und anpassen sowie die Verwaltung und Bearbeitung von
Bildern.

10.9. bis 10.12.2018, 09:00 - 10:30 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182A0712S

Kosten: 99 Euro, inkl. 15 Euro für das Lehrbuch

Excel auf den Punkt

Die Teilnehmer lernen in diesem Workshop die grundlegenden Funktion
von Excel (Version 2013) kennen.

12.9., 18:00 - 21:10 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182B5300T

Kosten: 25 Euro, inkl. 15 Euro für Lehrmaterial

Tastaturtraining am PC

Die Teilnehmer starten mit einfachen Fließtexten und steigern ihre
Schreibfertigkeit auf 100 Anschläge pro Minute. Am Ende kann eine
Prüfung abgelegt werden.

13.9. bis 6.12.2018, 18:00 - 19:30 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182A0705T

Kosten: 103 Euro, zzgl. 9 Euro Prüfungsgebühr

Android-Workshop

In diesem Workshop erhalten die Teilnehmer das Rüstzeug, um sich mit
ihrem Smartphone in der Android-Welt zu bewegen. Mit dem eigenen Gerät
können die Informationen und Tipps gleich ausprobiert werden.

13.9. bis 11.10.2018, 18:00 - 19:30 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182A0990S

Kosten: 42 Euro

Facebook-Fanseiten für Unternehmen (1) Das Marketing

Facebook gewinnt im Social Media Marketing für Unternehmen zunehmend
Relevanz. Doch wie legt man eine entsprechende Fanseite an? Worauf
sollte man dabei achten? Wie könnte eine entsprechende
Marketingstrategie aussehen? Anhand praktischer Beispiele erhalten die
Teilnehmer Tipps und Tricks im Aufbau einer Fanseite.

14.9.2018, 9:00 - 12:15 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182B2085T

Kosten: 95 Euro

Das Office-Paket mit Word, Excel und PowerPoint

Schritt für Schritt und mit praktischen Übungen lernen die Teilnehmer,
die Office-Programme in ihrer täglichen Büroarbeit sicher und
effizient einzusetzen. Sie lernen das Microsoft Office-Paket in der
Version 2013 intensiv kennen und beherrschen.

14.9. bis 21.12.2018, 18:00 - 21:10 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182B5101T

Kosten: 200 Euro, inkl. 15 Euro für das Lehrbuch

Weitere Informationen zum VHS-Programm und Anmeldung: www.vhs-mg.de,
Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 31. August 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSUS/1806: Bocholt - Computerkurse für Senioren ab 11.9. bzw. 2.10.2018


Computerkurse für Senioren

Start am 11. September und 2. Oktober



Bocholt (PID). Für Senioren, die erste Erfahrungen mit dem Computer
sammeln möchten, finden jetzt zwei kostenlose, jeweils dreiteilige
Schnupperkurse statt. Der erste Kurs startet ab Dienstag, 11.
September 2018, der zweite am 2. Oktober im Europa-Haus auf der
Adenauerallee 59. An drei Vormittagen von 9:30 - 11 Uhr vermitteln
Ehrenamtliche der Gruppe "Mouse Mobil" kostenlos Grundkenntnisse im
Umgang mit dem PC, Tablet und Smartphone.

Die Kurse finden im Rahmen der Initiative "Engagiert in Bocholt"
statt. "Engagiert in Bocholt" wird vom Seniorenbüro der Stadt Bocholt,
dem Verein "Leben im Alter" und der Stadtsparkasse Bocholt gefördert
und inhaltlich begleitet. Anmeldungen zu dem Schnupperkurs nimmt
Ingrid Thuilot vom Seniorenbüro der Stadt Bocholt unter Tel.
02871 953-758 entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 3. September 2018

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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TREFF/187: Dortmund - UZ-Pressefest vom 7. bis 9. September 2018


Deutsche Kommunistische Partei (DKP)

Fest des Friedens und der Solidarität

DKP-Festival mit The Busters und Konstantin Wecker in Dortmund

7. bis 9. September 2018 im Dortmunder Revierpark Wischlingen



Vom 7. - 9. September feiert die DKP ihr 20. UZ-Pressefest im Dortmunder
Revierpark Wischlingen. UZ-Pressefest, das heißt drei Tage volles Programm
auf einundzwanzig Bühnen, davon vier Open-Air-Bühnen, in siebzehn Zelten
und einer Kunst-und Kulturhalle.

Drei Tage Konzerte mit Bands, LiedermacherInnen, KünstlerInnen; drei Tage
Theater, Kabarett, Zauberei und Kinderfest; drei Tage Diskussionen,
Workshops, Vorträge, Ausstellungen und Gespräche.

Am Freitagabend geht es mit dem ersten Höhepunkt los: Die beiden
Ska-Legenden THE CLERKS und THE BUSTERS rocken die große Open-Air-Bühne.
Dort wird es am Samstagabend zu einer ganz besondere Begegnung kommen: Der
Liedermacher Konstantin Wecker wird gemeinsam mit der 93-jährigen
Auschwitz-Überlebendenden und Rapperin (!) ESTHER BEJERANO auftreten. Das
werden unvergessliche Konzerte auf dem größten Friedensfest unseres Landes!

Aber auch die zahlreichen Vernetzungstreffen von Aktiven, zum Beispiel beim
Branchentreffen von Beschäftigten im Gesundheitswesen, lohnen eine
Teilnahme. Kraft tanken, diskutieren und gemeinsam feiern - in einer
solidarischen Atmosphäre. Das alles ohne Eintritt, dafür mit klarem
Bekenntnis: Für Frieden, Arbeit, Solidarität!

Wer mit den KommunistInnen und vielen anderen politisch interessierten
Menschen tanzen, feiern und diskutieren möchte, ist herzlich eingeladen.




Hier finden Sie das vollständige Programm:

www.pressefest.unsere-zeit.de

 * 

Quelle:

Deutsche Kommunistische Partei, DKP-Parteivorstand

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

Telefon: 0201 177889-0, Fax: 0201 177889-29

E-Mail: presse@dkp.de

Internet: www.dkp.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





AUGEN/476: Zusammensetzung des Tränenfilms - Wissenschaftler untersuchen Lipide (idw)


Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund / Institut Ranke-Heinemann - 31.08.2018

Vielleicht bleibt bald kein Auge mehr trocken - australische Wissenschaftler untersuchen Lipide



Bislang war es noch niemandem gelungen, die für den Tränenfilm auf dem
Auge verantwortlichen Lipide in ihrer molekularen Struktur darzustellen.
Australische Wissenschaftler haben es nun geschafft, die Lipide
synthetisch nachzubilden und können somit an Heilmitteln forschen und die
Stabilität des Tränenfilms genauer untersuchen.

Wissenschaftlern in Australien ist ein wichtiger Durchbruch beim Verstehen
der Zusammensetzung des Tränenfilms, der unsere Augen schützt, gelungen.
Hieraus können in der Zukunft effektivere Behandlungsmöglichkeiten für
trockene Augen entstehen. Das Projekt war eine Zusammenarbeit von
Wissenschaftlern der Queensland University of Technology (QUT), der
University of Wollongong (UOW ) und der University of New South Wales
(UNSW).

Die Augenoberfläche ist mit einem Ölfilm bedeckt, welcher die Verdunstung
der darunter liegenden Wasserschicht verlangsamt und das Auge somit vor
dem Austrocknen schützt. Die Zusammensetzung dieses Ölfilms ist eine
komplexe Zusammenstellung von hunderten Wachs- und Ölarten. Diese sind als
Lipide bekannt. Seit mehr als vierzig Jahren versuchen Wissenschaftler die
genaue Zusammensetzung dieser Lipide zu identifizieren, um zu verstehen,
wie der Tränenfilm auf der einen Seite vor dem Verdunsten schützen und
gleichzeitig eine weiche Oberfläche schaffen kann, die eine klare Sicht
zulässt.

Eine Lipidklassifizierung namens OAHFA wurde in der Zusammensetzung
entdeckt und als essentiell für die Entstehung der weichen Oberfläche
identifiziert. Bis jetzt war niemand dazu in der Lage, die Zusammensetzung
aller Komponenten auf Molekularebene eindeutig zu bestimmen, da die
Konzentration von den OAHFAs zu gering war. "Wir haben uns nicht einzelne
Tränen angesehen, sondern den Tränenfilm, der die Augenoberfläche umgibt
und schützt. Das Ziel der Studie war es, die genaue molekulare Struktur
der am häufigsten vorkommenden OAHFAs im Tränenfilm auszumachen. Durch die
Anwendung hoch spezifischer massenspektrometrischer Techniken haben wir
das tatsächlich geschafft," So Professor Mitchell von der University of
Wollongong, der eines der Teams leitete, das an der Studie beteiligt war.

Es waren viele experimentelle Strategien nötig, um der molekularen
Struktur dieser Lipide auf die Spur zu kommen. Dazu gehörten auch
Laserphotone. Wissenschaftler der chemischen Fakultät der University of
Wollongong waren dazu in der Lage, die Moleküle erfolgreich künstlich
nachzubilden. Die Nachbildungen bestätigten die spektrometrischen
Erkenntnisse.

Professor Stephen Blanksby von der QUT beaufsichtigte die Untersuchungen
mithilfe der Central Analytical Research Facility (CARF), womit er die
komplexe molekulare Architektur der Lipide erforschen konnte. "Mit der
detaillierten Struktur der OAHFA in der Hand war unser Team dazu in der
Lage, die ersten künstlich nachgebildeten Versionen der Lipide zu
erstellen. Hierdurch wurde der Grundstein für die weitere Untersuchungen
der physischen und biochemischen Eigenschaften gelegt," so Blanksby.

"Künftige Forschung wird aufdecken, wie die einzelnen Bausteine dazu in
der Lage sind, den Tränenfilm zu stabilisieren und effektivere
Behandlungsmöglichkeiten für trockene Augen liefern."

Zur Studie

"Mass spectrometry-directed structure elucidation and total synthesis of
ultra-long chain (O-acyl)-ω-hydroxy fatty acids" von Sarah E. Hancock,
Ramesh Ailuri, David L. Marshall, Simon H. J. Brown, Jennifer T. Saville,
Venkateswara R. Narreddula, Nathan R. Boase, Berwyck L. J. Poad, Adam J.
Trevitt, Mark D. P. Willcox, Michael J. Kelso, Todd W. Mitchell und
Stephen J. Blanksby wird in der August Ausgabe 2018 im Journal of Lipid
Research veröffentlicht

Die Ergebnisse der Studie sind als Titelgeschichte in der Augustausgabe
des Journal of Lipid Research. Die Forschungsarbeit wurde durch
Fördergelder des Australian Research Council zusammen mit Allergan, einem
Hersteller von Kontaktlinsen und Heilmitteln gegen trockene Augen,
unterstützt.


Das Institut Ranke-Heinemann ist die gemeinnützige Einrichtung zur
Förderung des Austausches und der Auslandsstudien insbesondere mit allen
Universitäten Australiens und Neuseelands sowie zur Förderung von
Wissenschaft und Forschung. In seinen Förderprogrammen stellt es
SchülerInnen und Studierenden Unterstützung in der Finanzierung durch
Stipendien und Coaching in der Studienberatung und Studienplatzbewerbung
zur Verfügung.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution705

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund / Institut Ranke-Heinemann - 31.08.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DIAGNOSTIK/580: Liquid Biopsy-Analyse als Frühwarnsystem bei Prostatakrebs (idw)


Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf - 31.08.2018

Liquid Biopsy-Analyse als Frühwarnsystem bei Prostatakrebs



Unter Leitung von Prof. Dr. Klaus Pantel, Direktor des Instituts für
Tumorbiologie des Universitätsklinikums Hamburg-Eppendorf (UKE),
untersuchen Forschergruppen aus dem UKE, Italien, Griechenland, Frankreich
und Polen, ob sich die Liquid Biopsy-Analyse (Flüssigbiopsie) bei
Patienten mit hoch aggressiven Prostatakarzinomen als Frühwarnsystem für
eine Ausbreitung der Tumorzellen über die Blutbahn eignet. Das
Verbundprojekt TRANSCAN-2 PROLIPSY unter Mitwirkung der Martini-Klinik,
dem Prostatakrebszentrum des UKE, wird vom Bundesministerium für Bildung
und Forschung mit 1,2 Millionen Euro für drei Jahre gefördert. Davon gehen
319.000 Euro an die Forschergruppen des UKE.

"Wir wollen durch die Anwendung etablierter und neuer Liquid
Biopsy-Analyseverfahren Blutproben von Patienten mit aggressiven
Prostatakarzinomen zell- und molekularbiologisch charakterisieren. Die
Resultate werden dann zu den schon etablierten Risikoparametern
korreliert, um die klinische Relevanz der Resultate abzuschätzen.
Abschließend werden die Patienten weiter beobachtet, um zu erfahren, ob
die neuen Testverfahren ein besseres Risikoprofil für die Entstehung von
Metastasen als die etablierten Parameter bieten", erklärt Prof. Pantel.

Bisher erhalten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler üblicherweise
durch Nadelbiopsien Informationen über Tumorläsionen bei Krebspatienten.
Mit diesem lokal begrenzten Verfahren können jedoch nicht immer alle
unterschiedlichen Arten von Tumorzellen innerhalb eines Patienten
vollständig abgebildet werden. Im Blut hingegen sind Tumorzellen und deren
Zellkomponenten aus unterschiedlichen Körperregionen gebündelt. "Die
Liquid Biopsy-Analytik hat das Potenzial, zu einer diagnostischen
Kerntechnologie im Sinne einer personalisierten Krebsmedizin zu werden",
sagt Prof. Pantel.

Das Verbundprojekt ist in fünf Teilprojekte untergliedert. Beteiligt sind
neben dem Institut für Tumorbiologie des UKE und der Martini-Klinik am UKE
GmbH auch Prof. Desiree Bonci vom Istituto Superiore di Sanità in Rom
(Italien), Dr. Catherine Alix-Panabieres von der Université de Montpellier
(Frankreich), Prof. Evi Lianidou von der University of Athens
(Griechenland) und Prof. Maciej Zabel von der Poznan University of Medical
Sciences in Posen (Polen).

Rückfallrisiko bei Prostatakarzinom

Das Prostatakarzinom ist die häufigste bösartige Tumorerkrankung des
Mannes in Europa und den USA. Der klinische Verlauf kann aufgrund der
ausgeprägten Varianz in der Biologie dieser Tumore sehr unterschiedlich
sein. Bei einem Viertel der Erstdiagnosen eines Prostatakarzinoms ist die
Erkrankung schon fortgeschritten, das heißt nicht mehr auf die
Vorsteherdrüse begrenzt. Trotz einer erfolgreichen Bekämpfung des
bösartigen Ursprungstumors in der Prostata durch Operation und/oder
Bestrahlung haben etwa ein Drittel dieser Patienten ein hohes
Rückfallrisiko. Besonders gefährlich sind frühzeitig über die Blutbahn in
andere Organe gestreute Tumorzellen, da aus diesen Zellen Tochtertumoren
(Metastasen) entstehen können.


Das Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf (UKE)

Das 1889 gegründete Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf (UKE) ist eine
der modernsten Kliniken Europas und mit rund 11.000 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern einer der größten Arbeitgeber in Hamburg. Gemeinsam mit dem
Universitären Herzzentrum Hamburg und der Martini-Klinik verfügt das UKE
über mehr als 1.730 Betten und behandelt pro Jahr rund 472.000 Patienten.
Zu den Forschungsschwerpunkten des UKE gehören die Neurowissenschaften,
die Herz-Kreislauf-Forschung, die Versorgungsforschung, die Onkologie
sowie Infektionen und Entzündungen. Über die Medizinische Fakultät bildet
das UKE rund 3.400 Mediziner und Zahnmediziner aus.

Wissen - Forschen - Heilen durch vernetzte Kompetenz: 

Das UKE. | www.uke.de


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution347

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf - 31.08.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ERNÄHRUNG/1452: Forschung - Wenig essen ist gesund dank Darmbakterien (idw)


Schweizerischer Nationalfonds SNF, Medien - 30.08.2018

Wenig essen ist gesund dank Darmbakterien



Eine kalorienarme Ernährung verlängert das Leben von Mäusen und sie werden
auch gesünder und schlanker. Ein vom SNF unterstütztes Forschungsteam hat
nun eine Erklärung für diese Tatsache gefunden: Ausschlaggebend ist die
Darmflora und ihre Auswirkung auf das Immunsystem. Die Forschenden fanden
auch Wirkstoffe, die den Effekt einer kalorienarmen Ernährung simulieren
und neue Möglichkeiten zur Behandlung von Übergewicht eröffnen.

Dass eine Reduktion der Kalorienaufnahme um bis zu 40 Prozent positive
Auswirkungen auf die Tiergesundheit hat, ist seit Langem bekannt: Die
Tiere leben länger, ihr Blutzuckerspiegel fällt schneller und sie
verbrennen mehr Körperfett. Laut einem kürzlich im Forschungsmagazin "Cell
Metabolism" veröffentlichen Artikel sind es die Darmbakterien, die für
viele dieser körperlichen Veränderungen verantwortlich sind (*).

Mikroorganismen aus dem Blinddarm

Das internationale Team unter der Leitung von Mirko Trajkovski,
SNF-Professor an der Universität Genf, setzte Mäuse während 30 Tagen auf eine
kalorienarme Diät und stellte fest, dass diese an beigem Fett zulegten,
einer Art von Fettgewebe, das Körperfett verbrennt und zur Gewichtsabnahme
beiträgt.

Mäuse, die ohne Darmflora lebten, weil sie unter sterilen Bedingungen
aufwuchsen und normal frassen, entwickelten ebenfalls mehr beiges Fett und
wurden schlanker, nachdem sie Mikroorganismen aus dem Blinddarm von Mäusen
mit kalorienarmer Diät erhielten. Das modifizierte Mikrobiom brachte
diesen Mäusen somit einen gesundheitlichen Nutzen.

Bei einer Analyse der mikrobiellen Lebensgemeinschaften stellten
Trajkovski und sein Team fest, dass die Darmbakterien von Mäusen mit
kalorienreduzierter Diät weniger toxische Lipopolysaccharide (LPS)
produzierten. Wenn die LPS-Konzentration im Blut wieder auf normale Werte
anstieg, ging ein Grossteil der gesundheitlich positiven Effekte verloren.

Neue Wirkstoffe könnten bei Übergewicht helfen

Die bakteriellen LPS-Moleküle lösen eine Immunreaktion aus, indem sie den
spezifischen Signalrezeptor TLR4 (Toll-like Receptor 4) aktivieren. Bei
Experimenten mit Mäusen, die gentechnisch veränderte Immunzellen ohne
diesen Rezeptor erhielten, konnten die Forschenden die Auswirkungen der
Kalorienbeschränkung simulieren. "Das Immunsystem bekämpft eindeutig nicht
nur Infektionen, sondern spielt auch eine Schlüsselrolle bei der
Stoffwechselregulierung", erklärt Trajkovski. Die Mäuse haben nicht nur
mehr beiges Fett und weniger Gewicht, sondern sie reagieren auch besser
auf Insulin, ihre Leber verarbeitet Zucker und Fett auf eine gesündere
Weise und die Mäuse ertragen kältere Temperaturen besser. "Diese
Ergebnisse eröffnen ein ganz neues Forschungsgebiet", meint Trajkovski.

In einem weiteren Schritt testeten die Forschenden zwei Moleküle: Eines
reduziert die Produktion von toxischen LPS durch die Bakterien, die andere
blockiert den TLR4-Rezeptor, der das LPS-Signal aufspürt. Beide Wirkstoffe
bewirkten gesundheitliche Effekte wie sie auch bei einer kalorienarmen
Ernährung zu beobachten sind. "Eines Tages könnte es möglich sein,
fettleibige Personen mit einem Medikament zu behandeln, das eine
Kalorienbeschränkung simuliert", meint Trajkovski. "Wir untersuchen
derzeit die spezifischen Veränderungen in bakteriellen
Lebensgemeinschaften und testen auch andere Verbindungen, welche die
LPS-Produktion und die Signalübertragung hemmen."

Die Studie wurde unterstützt vom Schweizerischen Nationalfonds (SNF), vom
Europäische Forschungsrat (ERC), von der Clayton Foundation und von der
Louis-Jeantet Foundation. Durchgeführt wurde die Studie von Forschenden
der Universität Genf, der AstraZeneca (IMED Biotech Unit in Göteborg,
Schweden) und des Inselspitals Bern.

 * 

Unterstützung für den wissenschaftlichen Nachwuchs

Der SNF hat ein neues Förderungsinstrument lanciert, um Wissenschaftler
auf dem Weg zur Professur zu unterstützen. Mit einem SNSF Eccellenza Grant
können Assistenzprofessorinnen und Assistenzprofessoren mit Tenure Track
ein eigenes Forschungsteam auf die Beine stellen und ein ambitioniertes
wissenschaftliches Projekt leiten. Ein SNSF Eccellenza Professorial
Fellowship finanziert den Lohn der Assistenzprofessur und die
Projektkosten. Eccellenza ersetzt die SNF-Förderungsprofessuren. Seit 2000
hat dieses Instrument 691 Forschende unterstützt 691 Forschende
unterstützt und zwar mit grossem Erfolg: 80% der Beitragsempfangenden
sicherten sich in der Folge eine Professur in der Schweiz oder im Ausland.


Originalpublikation:

(*) S. Fabbiano et. al: Functional Gut Microbiota Remodeling Contributes
to the Caloric Restriction-Induced Metabolic Improvements. Cell Metabolism
(2018).

DOI: 10.1016/j.cmet.2018.08.005 https://doi.org/10.1016/j.cmet.2018.08.005

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.snf.ch/de/fokusForschung/newsroom/Seiten/news-180830-medienmitteilung-gesund-essen-dank-darmbakterien.aspx

http://www.snf.ch/de/foerderung/karrieren/eccellenza/Seiten/default.aspx

http://p3.snf.ch/project-172906

https://twitter.com/snsf_ch

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1165

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Schweizerischer Nationalfonds SNF, Medien - 30.08.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/3893: Komponenten und Bauweise neuronaler Kontaktstellen identifiziert (idw)


Freie Universität Berlin - 30.08.2018

Berliner Forscher identifizieren Komponenten und Bauweise neuronaler Kontaktstellen



Synapsen sind die Schaltstelle für den Informationsaustausch von
Nervenzellen. Ein Team von Forschern um Prof. Dr. Volker Haucke, Direktor
am Leibniz-Forschungsinstitut für Molekulare Pharmakologie (FMP) und
Professor an der Freien Universität Berlin, und Prof. Dr. Stephan Sigrist
von der Freien Universität Berlin hat nun herausgefunden, aus welchem
Material neue Präsynapsen gebildet werden, die für die Ausschüttung von
Botenstoffen zuständig sind. Die Erkenntnisse könnten künftig auch genutzt
werden, um Therapien zur Nervenregeneration wirksamer zu machen.

Wie Nervenzellen bzw. Neuronen miteinander kommunizieren, ist heute recht
gut verstanden. Zentral für die Übermittlung von Informationen sind
chemische Synapsen, an denen Botenstoffe ausgeschüttet werden. Hierbei
stehen Präsynapsen, die Signale aussenden, den Postsynapsen gegenüber, die
deren Signale erkennen und weiterleiten. "Allerdings wissen wir bislang
vergleichsweise wenig darüber, wie Synapsen gebildet werden", sagt Prof.
Dr. Volker Haucke.

Zur Lagerung und Freisetzung der Botenstoffe an der Präsynapse werden
Vesikel benötigt, kleine intrazelluläre Bläschen; außerdem müssen
sogenannte Gerüstproteine zur richtigen Zeit und an der richtigen Stelle
vorhanden sein, damit Botenstoffe korrekt ausgeschüttet werden können. Wie
die Komponenten der synaptischen Vesikel und Gerüstproteine an die
Verknüpfungsstellen gelangen, war bislang jedoch weitgehend unverstanden.
Weitgehend unklar blieb außerdem, aus welchen zellulären Bausteinen die
Gerüst- und Vesikelproteine gebildet werden. In der Studie, deren
Ergebnisse am 30. August 2018 in der angesehenen Fachzeitschrift Neuron
erscheinen, experimentierten die Teams um Prof. Dr. Volker Haucke und
Prof. Dr. Stephan Sigrist mit neuronalen Zellen aus Mausgehirnen sowie
Drosophila-Larven, um mehr über den Aufbau der Präsynapsen zu erfahren.
Für beide offene Fragen fanden die Forscher Antworten: So werden Vesikel
und Gerüstproteine größtenteils zusammen, als eine Art Paket, an die
Präsynapse transportiert, kommen damit als funktionelle Einheiten an der
sich bildenden Synapse an und können unmittelbar Botenstoffe freisetzen.
Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler konnten ferner zeigen, dass
dieser Mechanismus evolutionär konserviert ist, von der Fliege bis zu
Mäusen und wahrscheinlich auch beim Menschen. Zudem deckte das Team auf,
dass die Transport-Organellen, in denen Gerüst- und Vesikelproteine
gefunden werden, Charakteristika von sogenannten Lysosomen aufweisen. "Das
ist extrem überraschend und deswegen hochinteressant, weil bisher
angenommen wurde, dass Lysosomen nahezu ausschließlich für den Abbau von
Zellbestandteilen zuständig sind", erklärt Prof. Dr. Volker Haucke. Im
Zusammenhang mit der Entwicklung des Nervensystems haben die
Lysosomen-verwandten Vesikel jedoch offenbar auch eine Aufbaufunktion, denn sie
bilden die Präsynapsen, an denen die Botenstofffreisetzung vor sich geht.

Die Ergebnisse der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des
Leibniz-Forschungsinstituts für Molekulare Pharmakologie und der Freien
Universität Berlin haben dabei Bedeutung über die Grundlagenforschung
hinaus: So verändern Lernprozesse Synapsen, denn diese werden umgebaut,
etwa um bestimmte Signale zu verstärken. "So eine Signalverstärkung
konnten wir an Drosophila-Larven nachweisen, indem wir gezielt mehr
Gerüstproteine zu den Präsynapsen brachten, die daraufhin intensiver
Signalübertragung betrieben als zuvor", berichtet Prof. Dr. Stephan
Sigrist. Dieser Zusammenhang könnte künftig in der Therapie neuronaler
degenerativer Erbkrankheiten oder auch für die neuronale Regeneration
genutzt werden, etwa nach schweren Verkehrsunfällen. Damit beispielsweise
das Laufen wieder möglich ist, müssen Nervenbahnen regenerieren und neue
Synapsen bilden - dieser Prozess könnte in Zukunft gezielt beschleunigt
werden.


Originalpublikation:

Vukoja, A., Rey, U. , Petzoldt, A.G. , Vollweiter, D., Ott, C., Quentin,
C., Puchkov, D., Reynolds, E., Lehmann, M., Hohensee, S., Rosa, S.,
Lipowsky, R., Sigrist, S.J., Haucke, V. (2018) Presynaptic biogenesis
requires axonal transport of lysosome-related vesicles. 

Neuron, Advance Online Publikation, 30. August 2018

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution9
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Freie Universität Berlin - 30.08.2018
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MELDUNG/940: Intransparenz bei Personalbesetzung in Psychiatrien - Vorgaben werden unterlaufen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom 4. September 2018

ver.di kritisiert Intransparenz bei Personalbesetzung in Psychiatrien - Vorgaben werden unterlaufen



Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) kritisiert fehlende
Transparenz bei der Personalausstattung in der Psychiatrie. Ob
Personalstandards eingehalten werden, ist völlig intransparent. Aus
Anlass einer jetzt veröffentlichten Antwort der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage der Grünen-Bundestagsfraktion sagte Sylvia
Bühler, Mitglied im ver.di-Bundesvorstand: "Die Politik darf nicht
akzeptieren, dass ein Großteil der psychiatrischen Krankenhäuser und
Fachabteilungen die Aussage über die Einhaltung der von der Regierung
festgelegten Personalstandards verweigert." Sie kämen ihrer
Nachweispflicht nicht nach. Man müsse die Kliniken über Sanktionen
zur Offenlegung zwingen. Anders funktioniere es offenbar nicht.

Nach Angaben des Bundesgesundheitsministeriums haben von 481
psychiatrischen Einrichtungen bis Ende Mai dieses Jahres nur 150 die
Daten für 2017 vollständig vorgelegt, 60 verweigerten die
Übermittlung mit Verweis auf Ausnahmeregelungen. Kliniken und
Krankenkassen hätten die Nachweispflicht so gestaltet, dass
Einrichtungen, die dieser nicht nachkommen, keine Sanktionen zu
befürchten hätten, so Bühler weiter. Dies lasse für die laufenden
Verhandlungen über neue Personalmindeststandards in der stationären
Psychiatrie - die die geltende Psychiatrie-Personalverordnung
(Psych-PV) ersetzen sollen - nichts Gutes erahnen. Die neuen
Standards würden im Gemeinsamen Bundesausschuss letztlich von
denselben Akteuren beschlossen.

"Es ist ein Unding, dass die Bundesregierung nach eigener Aussage
keine Ahnung hat, ob die geltenden Personalvorgaben eingehalten
werden", kritisierte Bühler. "Bei Falschparken gibt es ein Knöllchen,
bei zu wenig Personal in der Psychiatrie ein Achselzucken. Das darf
nicht sein." Eine von ver.di durchgeführte Befragung betrieblicher
Interessenvertretungen zeige, dass die Psych-PV in den meisten
Kliniken unterlaufen werde. "Personalmangel führt zu schlechterer
Versorgung und in vielen Fällen zu mehr Gewalt gegen Beschäftigte
sowie zu vermeidbaren Zwangsmaßnahmen gegenüber Patientinnen und
Patienten. Diese Zusammenhänge sind eindeutig nachgewiesen", betonte
die Gewerkschafterin. "Eine menschliche Psychiatrie braucht genug
Personal."

 * 

Quelle:

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Presseinformation vom 4. September 2018

ver.di-Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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POLITIK/1916: Interview zum Streik an den Unikliniken Düsseldorf und Essen - Was macht die Regierung? (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 35 vom 31. August 2018

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Skeptisch, optimistisch, stark

Schlichtung im Kampf für Entlastung an den Unikliniken:

Was macht die Regierung, welche Perspektive hat der Streik?

Olaf Matthes im Gespräch mit Martin Koerbel-Landwehr



Von Montag bis Donnerstag vermitteln zwei Schlichter im Konflikt
zwischen den Vorständen der Unikliniken Düsseldorf und Essen und
ver.di Martin Koerbel-Landwehr nimmt als Vertreter der Streikenden aus
Düsseldorf an den Gesprächen teil.

UZ: Ihr hattet letzte Woche ein Gespräch mit dem Gesundheits- und
der Wissenschaftsministerin des Landes NRW, Karl-Josef Laumann (CDU)
und Isabel Pfeiffer-Poensgen (parteilos). Jetzt wird geschlichtet.
Heißt das, dass die Landesregierung euch unterstützt?

Martin Koerbel-Landwehr: Nein, die Landesregierung hat nur das
Interesse, das Thema schnell vom Tisch zu bekommen - weil sie merkt,
dass unser Streik in der Bevölkerung ankommt.


UZ: Hat der Gesundheitsminister nicht ein gewisses Verständnis 
für eure Forderungen geäußert?

Martin Koerbel-Landwehr: Er hat geäußert, dass er versteht, dass wir
den Streik nicht ohne eine Vereinbarung beenden können. Inhaltlich hat
er sich sehr zurückgehalten. Er hat formuliert, dass er natürlich
wisse, dass Pflegepersonal benötigt wird. Ich glaube, bei der
Landesregierung ist noch nicht angekommen, dass es nicht nur um
Pflegepersonal, sondern um alle Beschäftigten im Krankenhaus geht. Und
Laumann hat gemeint, dass die Pläne von Bundesgesundheitsminister Jens
Spahn Verbesserungen bedeuten. Wir sind da ja bekanntlich skeptisch.


UZ: Zu Spahns Gesetzesplänen gehört, dass Stellen
refinanziert werden. Ist das nicht tatsächlich ein Schritt nach
vorn?

Martin Koerbel-Landwehr: Das führt doch nur zu einem Wettrennen darum,
wer als erstes Pflegekräfte für sich gewinnen kann. Was Spahns Gesetz
nicht leistet, ist die Festlegung: Wie viel Personal muss für welche
Aufgabe vorgehalten werden? Unsere Ansage ist: Wir fordern, dass z.auf
einer Station auf sechs Patienten eine Pflegekraft kommen muss und
dass Intensivpatienten im Verhältnis 2 zu 1 behandelt werden.


UZ: Die Klinikvorstände in Düsseldorf und Essen bieten eine
Dienstvereinbarung mit den Personalräten an. Ihr wollt einen
Tarifvertrag, also einen besser durchsetzbaren Vertrag zwischen
Vorstand und Gewerkschaft. Jetzt gibt es die Idee, eine Vereinbarung
zwischen Gewerkschaft und Vorständen zu schließen, die aber nicht
Tarifvertrag heißen soll. Läuft das auf einen faulen Kompromiss
hinaus?

Martin Koerbel-Landwehr: Entscheidend ist, was hinten rauskommt. Es
muss eine rechtssichere und verbindliche Vereinbarung zwischen
Gewerkschaft und Arbeitgebern sein. Darin müssen bessere
Arbeitsbedingungen festgeschrieben werden und klare Verfahren, wie
diese Regeln auch durchgesetzt werden.


UZ: Wie groß sind die Chancen, die du dir für eine wirkliche
Entlastung ausrechnest?

Martin Koerbel-Landwehr: Wenn wir uns keine Chancen ausrechnen würden,
wären wir nicht auf der Straße. Jetzt warten wir mit Skepsis die
Schlichtung ab. Wir haben angekündigt: Danach werden wir mit den
Streikenden das Ergebnis kritisch bewerten. Wenn die Streikenden
sagen: Das ist nicht das, wofür wir auf der Straße waren, dann geht
die Auseinandersetzung weiter.


UZ: Wenn diese UZ-Ausgabe bei den Lesern sein wird, werdet
ihr gerade über das Schlichtungsergebnis diskutieren. Was ist das
Beste, was du dir vorstellen könntest?

Martin Koerbel-Landwehr: Wir brauchen sofort mehr Personal, nicht nur
bei den Pflegekräften. Und wir brauchen klare Verabredungen zum
"Konsequenzenmanagement" - das heißt, was passiert, wenn nicht genug
Personal an Bord ist. Dann muss die Leistung reduziert werden. Wenn
das passiert, freue ich mich. Und wir haben eine zweite Baustelle: Die
beiden Tochtergesellschaften der Uniklinik Düsseldorf kämpfen dafür,
überhaupt einen Tarifvertrag zu schließen. Die beiden Minister haben
gesagt, dass sie sich für die Tarifbindung der Töchter einsetzen
werden, und das werden wir mit aller Vehemenz einfordern.


UZ: Die Klinikvorstände haben pro Haus sofort 30 neue Stellen
ins Spiel gebracht. Welche Größenordnung stellst du dir vor?

Martin Koerbel-Landwehr: Wir haben schon vor drei Jahren deutlich
gemacht, dass wir mindestens 600 zusätzliche Stellen brauchen. Wir
erwarten kurzfristig - noch in diesem Jahr - eine dreistellige Zahl an
neuen Stellen. Und wir meinen, dass wir mittelfristig tatsächlich im
Bereich von 600 Stellen ankommen müssen, wenn wir eine vernünftige
Versorgung der Bevölkerung sicherstellen wollen.


UZ: Mit dieser Forderung geht ihr in die Gespräche?

Martin Koerbel-Landwehr: Ja. Aber die Gespräche finden in mehreren
Stufen statt: Zuerst reden wir über Sofortmaßnahmen in diesem Jahr.
Dann darüber, was im nächsten Jahr mit der Refinanzierung durch die
Bundesregierung an zusätzlichem Personal kommt. Wir werden auch über
Systeme zur Personalbemessung reden. Wir wissen, dass wir nicht alles
in einem Jahr durchsetzen können, aber wir wollen eine Perspektive für
die Menschen schaffen, damit sie merken: Es lohnt sich, in ihrem Beruf
zu bleiben, weil es besser wird. Im Moment erleben wir, dass Kollegen
sagen: Es wird jeden Monat schlechter, und sie entscheiden sich als
Individuum dafür, das Krankenhaus zu verlassen. Wir sagen als
Kollektiv: Lasst uns gemeinsam kämpfen, damit wir mehr werden und auch
in Zukunft vernünftige Arbeit leisten können.


UZ: Manche Kollegen in Düsseldorf fürchten, dass der
Tarifvertrag für die Tochtergesellschaften in der Schlichtung hinten
´runterfällt. Ist diese Angst berechtigt?

Martin Koerbel-Landwehr: Natürlich - unser Arbeitgeber gibt uns nichts
freiwillig. Dass die Töchter keinen Tarifvertrag haben, gehört zu
seinem Sparmodell. Der Arbeitgeber spart bei denen mit den geringsten
Einkommen, dieses Geld kann er unter anderem für seine eigenen
Gehälter und Boni einsetzen. Aber wir bemühen uns, das Thema der
Tochtergesellschaften in den Mittelpunkt der Diskussion zu bringen -
wir brauchen ein Ergebnis für alle Beschäftigten.


UZ: Um eure Forderungen vollständig umzusetzen, müsste die
gesamte Gesundheitspolitik umgekrempelt werden. Ist das
realistisch?

Martin Koerbel-Landwehr: Ich glaube, wir müssen die gesellschaftliche
Debatte darum führen, dass Gesundheit keine Ware sein darf. Wir werden
die Entlastung nicht überall über Tarifverträge regeln können, wir
brauchen eine gesetzliche Personalbemessung in den Krankenhäusern -
mit den Volksbegehren in Hamburg und Berlin und inzwischen auch in
Bayern passiert da einiges. Das ist ein dickes Brett, das wir bohren
wollen, aber der Optimismus ist immer noch da.
Das Wichtigste ist, dass die Kollegen in den Kliniken selbst aktiv
werden. Wir müssen über unsere eigenen Interessen reden, anstatt uns
durch andere Debatten ablenken zu lassen. Auch in unseren
Gewerkschaften müssen wir lernen, dass es nicht reicht, im
Hinterzimmer zu verhandeln. Wirksame Veränderungen können wir nur
erreichen, wenn Menschen in der Auseinandersetzung in Bewegung kommen.


UZ: Was hat sich bei euch im Betrieb verändert, seit ihr angefangen 
habt zu streiken?

Martin Koerbel-Landwehr: Sehr viel, es finden ständig Diskussionen
unter den Kollegen statt. Wir erleben, wie Menschen sich in der
Gewerkschaft organisieren, zum ersten Mal streiken und feststellen:
Ach, das geht ja, da passiert einem nichts. Natürlich werden die
Diskussionen komplizierter je länger der Streik dauert, und wir müssen
uns auch selbst fragen: Was können wir jetzt sofort durchsetzen?
Dieser Streik ist eine wichtige Erfahrung, da verändert sich das
Bewusstsein in den Köpfen, und das zu sehen ist auch ein schönes
Erlebnis.


UZ: Habt ihr noch Kraft?

Martin Koerbel-Landwehr: Sonst wären wir nicht auf der Straße. Wir
sind jeden Tag nahezu gleich viele im Streikzelt. Ja, wir haben Kraft,
die Kollegen wollen das erfolgreich zu Ende bringen.

 * 
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DEMENZ/377: Forschung zu Demenzen - Wenn Nervenzellen aus dem Gleichgewicht geraten (idw)


Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf - 30.08.2018

UKE: Forschung zu Demenzen - Wenn Nervenzellen aus dem Gleichgewicht geraten



Hirnforscherinnen und Hirnforscher des Universitätsklinikums
Hamburg-Eppendorf (UKE) haben einen Mechanismus identifiziert, wie zelluläre
Transportprozesse den Abbau des Prion-Proteins beschleunigen und dadurch
seine Anreichung im Gehirn verhindern.

Diese Prozesse könnten das Voranschreiten von neurodegenerativen
Prion-Erkrankungen, die zu einer raschen Degeneration des Hirngewebes mit einer
schwammartig durchlöcherten Hirnstruktur führen, entscheidend
beeinflussen.

Ihre Ergebnisse haben die Wissenschaftler in der Fachzeitschrift Neuron
veröffentlicht.

Konkret haben die Forscher einen neuen zellulären Transportmechanismus
identifiziert, der darüber entscheidet, ob das Prion-Protein von einer
Nervenzelle entweder abgebaut oder ausgeschüttet wird. Letzteres scheint
die Verbreitung und Anreicherung des Prion-Proteins im Gehirn zu
beschleunigen.

"Untersuchungen haben gezeigt, dass Transportprozesse, die das Verhältnis
des lysosomalen Abbaus zu exosomaler Ausschüttung bestimmen, maßgeblich am
Voranschreiten neurodegenerativer Prion-Erkrankungen beteiligt sind",
erklärt Prof. Dr. Matthias Kneussel, Direktor des Instituts für Molekulare
Neurogenetik des UKE.

Die Forschung der UKE-Wissenschaftlerinnen und -Wissenschaftler soll dazu
beitragen, molekulare Prozesse besser zu verstehen, um in Zukunft
neuroprotektive Konzepte entwickeln zu können. "Gegenwärtig wird zum
Beispiel kontrovers diskutiert, ob die Pathophysiologie der übertragbaren
Prion-Erkrankung ebenfalls das Fortschreiten anderer neurodegenerativer
Erkrankungen wie der Alzheimer- oder Parkinson-Krankheit erklären kann",
sagt der Erstautor der Studie, Dr. Frank Heisler aus dem Institut für
Molekulare Neurogenetik des UKE.

Der Artikel basiert auf der interdisziplinären Zusammenarbeit der Teams um
Prof. Kneussel und Dr. Heisler sowie Prof. Dr. Markus Glatzel (Direktor
des Instituts für Neuropathologie des UKE) und Priv.-Doz. Dr. Susanne
Krasemann (Institut für Neuropathologie des UKE).


Literatur:

Heisler et al., Muskelin Coordinates PrPC Lysosome versus Exosome
Targeting and Impacts Prion Disease Progression, Neuron (2018)

DOI: https://doi.org/10.1016/j.neuron.2018.08.010


Das Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf (UKE)

Das 1889 gegründete Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf (UKE) ist eine
der modernsten Kliniken Europas und mit rund 11.000 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern einer der größten Arbeitgeber in Hamburg. Gemeinsam mit dem
Universitären Herzzentrum Hamburg und der Martini-Klinik verfügt das UKE
über mehr als 1.730 Betten und behandelt pro Jahr rund 472.000 Patienten.
Zu den Forschungsschwerpunkten des UKE gehören die Neurowissenschaften,
die Herz-Kreislauf-Forschung, die Versorgungsforschung, die Onkologie
sowie Infektionen und Entzündungen. Über die Medizinische Fakultät bildet
das UKE rund 3.400 Mediziner und Zahnmediziner aus.

Weitere Informationen finden Sie unter

Wissen - Forschen - Heilen durch vernetzte Kompetenz: Das UKE. 

www.uke.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution347
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HERZ/1095: Kongress der Europäischen Gesellschaft für Kardiologie (ESC) in München (5) (idw)


Deutsche Gesellschaft für Kardiologie - Herz- und Kreislaufforschung

Pressemitteilungen vom 29. August 2018

Kongress der Europäischen Gesellschaft für Kardiologie (ESC) in München 

vom 25. bis 29. August 2018

1. Verschlossene kleine Blutgefäße: Entfernbarer Ballon ist Implantation von permanentem Stent ebenbürt

2. Neue Studie: Wer länger Urlaub macht, lebt länger

3. Low Carb-Ernährung ist gefährlich und sollte gemieden werden

4. Gebrochenes Herz: Krebs verschlechtert die Herz-Kreislauf-Prognose



1. Verschlossene kleine Blutgefäße: Entfernbarer Ballon ist Implantation von permanentem Stent ebenbürt

Ein entfernbarer Ballon ist zur Wiedereröffnung verschlossener kleine
Blutgefäße einem implantierten Stent ebenbürtig, hat jedoch eine Reihe von
Vorteilen, berichten Kardiologen auf dem Europäischen Kardiologiekongress
in München. Die Erweiterung von Blutgefäßen mit Medikamenten-beschichteten
Ballons habe die Chance, zur Standardbehandlung von verengten kleinen
Blutgefäßen zu werden.

Ein entfernbarer Ballon ist zur Wiedereröffnung verschlossener kleine
Blutgefäße einer implantierten permanenten Gefäßstütze ("Stent")
ebenbürtig, hat jedoch eine Reihe von Vorteilen. "Ohne ein im Körper
verbleibendes Implantat verschwindet das Problem des Gefäßwachstums und
der Entstehung von Blutgerinnsel im Stent. Außerdem besteht kein Bedarf
mehr an blutgerinnungshemmenden Medikamenten, die das Blutungsrisiko
erhöhen", berichtet Professor Dr. Raban Jeger (Basel, CH). Die
BASKET-SMALL 2 Studie wurde auf einer Pressekonferenz auf dem Europäischen
Kardiologiekongress vorgestellt und im Wissenschaftsjournal The Lancet
veröffentlicht. In München kommen von 25. bis 29. August 31.000 Teilnehmer
aus 150 Ländern zusammen - der Kongress der Europäischen Gesellschaft für
Kardiologie (ESC) ist einer der weltweit größten Medizinkongresse.

BASKET-SMALL 2 untersuchte 758 Patienten mit einer erstmaligen Verengung
einer Arterie mit einem Durchmesser von weniger als 3 Millimeter. Die
Patienten wurden in zwei Gruppen eingeteilt, in einer Gruppe wurde ein
Medikamenten-beschichteter Stent, in der anderen ein
Medikamenten-beschichteter Ballon eingesetzt. Anschließend wurden die Patienten zwölf
Monate lang bezüglich Herz-Kreislauf-Sterblichkeit, nicht tödlichen
Herzinfarkten, der Notwendigkeit der erneuten Eröffnung
wiederverschlossener Blutgefäße sowie schwerer Blutungen untersucht.
Fazit: Es zeigten sich keine Unterschiede zwischen den beiden Gruppen.

"Das ist der lange erwartete Meilenstein in der klinischen Evidenz der
Medikamenten-beschichteten Ballons, die bisher in erster Linie für die
Behandlung von In-Stent-Restenosen, also von Wiederverschlüssen in einem
Stent, eingesetzt wurden", sagt Prof. Jeger. "Die Erweiterung von
Blutgefäßen mit Medikamenten-beschichteten Ballons hat die Chance, zur
Standardbehandlung von verengten kleinen Blutgefäßen zu werden."


Quellen:

"BASKET-SMALL 2 - Drug-Coated Balloons vs. Drug- Eluting Stents in Small
Vessel Interventions"

Hot Line Session 4, Dienstag

Meet the Trialist - BASKET-SMALL 2

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution737

 * 

2. Neue Studie: Wer länger Urlaub macht, lebt länger

Wer sich Urlaub nimmt, kann damit sein Leben verlängern, kürzere Urlaube
sind mit einer höheren Sterblichkeit verknüpft. Diese Ergebnisse der
"Helsinki Businessmen Study", die 1.222 männliche Manager umfasste, wurden
auf dem Europäischen Kardiologiekongress in München vorgestellt.

Wer sich Urlaub nimmt, kann damit sein Leben verlängern. "Niemand soll
glauben, dass man mit einem ansonsten gesunden Lebensstil zu lange
Arbeitszeiten und den Verzicht auf Urlaub wettmachen kann. Ferien können
eine gute Methode sein, um Stress abzubauen", sagt Professor Dr. Timo
Strandberg (Helsinki) auf einer Pressekonferenz des Europäischen
Kardiologenkongresses. In München kommen von 25. bis 29. August 31.000
Teilnehmer aus 150 Ländern zusammen - der Kongress der Europäischen
Kardiologengesellschaft (ESC) ist einer der weltweit größten
Medizinkongresse.

Die von Prof. Strandberg vorgestellte Studie umfasst 1.222 männliche
Manager, die zwischen 1919 und 1934 geboren wurden und in die "Helsinki
Businessmen Study" eingeschlossen wurden. Teilnehmer hatten zumindest
einen Risikofaktor für Herz-Kreislauf-Erkrankungen. Die in München
präsentierten Ergebnisse bezogen ein verlängertes Follow-up von 40 Jahren
mit ein, bei dem auch Faktoren wie Arbeitszeiten, Schlafdauer und
Urlaubszeiten berücksichtigt wurden. In einer Interventionsgruppe wurden
Teilnehmer fünf Jahre lang alle vier Monate mündlich und schriftlich zu
einem gesunden Lebensstil aufgefordert und bekamen bei Bedarf Medikamente
gegen Risikofaktoren. Mitglieder der Kontrollgruppe erhielten bloß eine
übliche Behandlung.

Fazit: In der Interventionsgruppe zeigte sich, dass kürzere Urlaube mit
einer höheren Sterblichkeit verknüpft waren. Studienteilnehmer mit drei
Wochen oder weniger Jahresurlaub hatten ein um 37 Prozent erhöhtes Risiko,
zwischen 1974 und 2004 zu versterben, als Studienteilnehmer mit längerer
Urlaubszeit. "Studienteilnehmer mit kürzeren Urlauben arbeiteten länger
und schliefen weniger als jene mit längeren Urlauben. Dieser stressreiche
Lebensstil hat vermutlich einen stärkeren Einfluss, als die
Gesundheits-Interventionen Vorteile bringen", so Prof. Strandberg. "Stressreduktion
sollte ein wesentlicher Bestandteil von Programmen sein, die auf eine
Verringerung der Risiken für kardiovaskuläre Krankheiten abzielen."

Zur Vorbeugung von Herz-Kreislauf-Ereignissen bei Menschen mit hohem
Risiko sollten Ratschläge zum Lebensstil vernünftig mit modernen
Medikamenten kombiniert werden, empfiehlt Prof. Strandberg.


Quellen:

ESC Abstract: Strandberg et al.: Increased mortality despite successful
multifactorial cardiovascular risk reduction in healthy men. 40-year
follow-up of the Helsinki businessmen study intervention trial?; J Nutr
Health & Aging. 2018, in press.

Pressekonferenz: Is this really good for you? Challenging conventional
wisdom

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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3. Low Carb-Ernährung ist gefährlich und sollte gemieden werden

Eine Ernährung mit sehr wenigen Kohlenhydraten ist gefährlich und sollte
gemieden werden. Menschen mit einer langfristigen Low Carb-Diät haben ein
erhöhtes Risiko eines vorzeitigen Todes, auch die Risiken für
Todesursachen wie Herzerkrankungen, Schlaganfall und Krebs sind bei ihnen
erhöht. Diese Ergebnisse einer Studie aus Polen wurden auf dem
Europäischen Kardiologiekongress in München präsentiert.

Eine Ernährung mit sehr wenig Kohlenhydraten (Low Carb) ist gefährlich und
sollte gemieden werden. "Menschen mit einer Low Carb-Ernährung haben ein
erhöhtes Risiko eines vorzeitigen Todes. Auch die Risiken für individuelle
Todesursachen wie Herzerkrankungen, Schlaganfall und Krebs sind erhöht",
sagt Professor Dr. Maciej Banach (Lodz, Polen) auf einer Pressekonferenz
des Europäischen Kardiologiekongresses. In München werden von 25. bis 29.
August 31.000 Teilnehmer aus 150 Ländern zusammen kommen - der
Europäischen Gesellschaft für Kardiologie (ESC) ist einer der weltweit
größten Medizinkongresse.

Die Studie von Prof. Banach untersuchte den Zusammenhang zwischen Diäten
mit einem niedrigen Kohlenhydrateanteil, der Gesamtsterblichkeit,
Herz-Kreislauf-Erkrankungen und Krebs bei 24.825 Teilnehmern des US National
Health and Nutrition Examination Survey (NHANES) zwischen den Jahren 1999
und 2010. Im Vergleich zu Teilnehmern mit dem höchsten Kohlenhydratekonsum
hatten innerhalb eines Beobachtungszeitraumes von durchschnittlich 6,4
Jahren jene mit dem niedrigsten eine um 32 Prozent erhöhte
Gesamtsterblichkeit. Das Risiko eines Todes infolge einer Herzkrankheit
war um 51 Prozent erhöht, einer zerebrovaskulären Krankheit inklusive
Gehirnschlag um 50 Prozent, und von Krebs um 35 Prozent.

"Eine Ernährung mit wenig Kohlenhydraten kann kurzfristig sinnvoll sein um
Gewicht zu verlieren, den Blutdruck zu senken und die Glukosekontrolle zu
verbessern", sagt Prof. Banach, doch langfristig stehen solche
Ernährungsgewohnheiten mit einem erhöhten Sterblichkeitsrisiko in
Zusammenhang.

Die Studie untersuchten auch den Zusammenhang zwischen der
Gesamtsterblichkeit und Low Carb-Diäten bei Übergewichtigen mit einem
Body-Mass-Index (BMI) von 30 oder mehr, und nicht Übergewichtigen mit
einem BMI von weniger als 30, in zwei Altersgruppen (55 Jahre und mehr
gegenüber unter 55). Der Zusammenhang war am stärksten bei den nicht
übergewichtigen älteren Teilnehmern.

Zu den möglichen Mechanismen, die hinter solchen Zusammenhängen stehen
können, sagt Professor Banach: "Eventuell spielt die niedrigere Einnahme
von Ballaststoffen und Früchten, der erhöhte Konsum von tierischen
Proteinen, Cholesterin und gesättigten Fetten bei diesen Diäten eine
Rolle. Auch Unterschiede bei Mineralien, Vitaminen und sekundären
Phytochemikalien können bedeutsam sein."


Quellen:

ESC Abstract Nr. 88255: Mazidi et al.: Low carbohydrate diets and all
cause and cause specific mortality: a population based cohort study and
pooling prospective studies

Poster Session 6: Nutrition, malnutrition and heart disease

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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4. Gebrochenes Herz: Krebs verschlechtert die Herz-Kreislauf-Prognose

Patienten mit gebrochenem Herzen ("Broken Heart Syndrom") haben ein
doppelt so hohes Risiko, innerhalb von drei Jahren an einer
Herz-Kreislauf-Krankheit zu versterben oder erneut in ein Krankenhaus zu
müssen, wenn sie aktuell oder zuvor an Krebs erkrankten, als wenn das
nicht der Fall ist. Patienten mit einem Broken Heart Syndrom und Krebs
brauchen deshalb strikte medizinische Überwachung, so Forscher aus
Deutschland und Italien auf dem Europäischen Kardiologiekongress in
München.

Patienten mit gebrochenem Herzen haben ein doppelt so hohes Risiko,
innerhalb von drei Jahren an einer Herz-Kreislauf-Krankheit zu versterben
oder erneut in ein Krankenhaus zu müssen, wenn sie aktuell oder zuvor an
Krebs erkrankten, als wenn das nicht der Fall ist. "Patienten mit einem
Broken Heart Syndrom und Krebs brauchen deshalb strikte medizinische
Überwachung", sagt Dr. Francesco Santoro (Hamburg) auf einer
Pressekonferenz auf dem Europäischen Kardiologiekongress. In München
kommen von 25. bis 29. August 31.000 Teilnehmer aus 150 Ländern zusammen,
womit der Kongress der Europäischen Gesellschaft für Kardiologie (ESC)
einer der weltweit größten Medizinkongresse ist.

Die Studiengruppe mit Forschern aus Italien und Deutschland hatte in einer
Metaanalyse drei Studien mit 554 Patienten untersucht, die wegen eines
gebrochenen Herzens in ein Krankenhaus aufgenommen wurden, jeder fünfte
hatte aktuell oder zuvor eine Krebserkrankung. Das Risiko für ein
lebensbedrohliches Herz-Kreislauf-Event, für eine Wiedereinweisung in ein
Krankenhaus sowie die Sterblichkeit wegen eines Herz-Kreislauf-Problems
innerhalb von drei Jahren war in der Gruppe mit akuter oder
vorangegangener Krebserkrankung signifikant höher als in der
Kontrollgruppe ohne Krebserkrankung. Das Risiko nach der
Krankenhaus-Entlassung war in der Krebs-Gruppe doppelt so hoch wie in der Gruppe ohne
Krebs.

Die Studienautoren wollen nun die genauen Ursachen für diese Entwicklung
untersuchen, gehen aber davon aus, dass diese Patienten von einer
Standardbehandlung für Herzschwäche profitieren.

Das gebrochene Herz, auch als Broken Heart Syndrom oder Takotsubo-Syndrom
bezeichnet, ist ein Typ von Herzschwäche, der plötzlich auftritt und nach
Tagen oder Wochen wieder abklingt. Erhöhte Niveaus von Stresshormonen
dürften dafür verantwortlich sein. Die Symptome ähneln jenen eines
Herzinfarkts. Etwa 30 Prozent der Takotsubo-Syndrome werden durch
emotionale Trigger wie Trauer, Ärger oder finanzielle Probleme ausgelöst,
aber auch durch freudvolle Momente wie Geburtstage oder Hochzeiten. Bei
etwa 40 Prozent der betroffenen Patienten gibt es körperliche Auslöser wie
chirurgische Eingriffe, in 30 Prozent der Fälle ist der Auslöser
unbekannt. Frühere Studien legten nahe, dass Krebs ein körperlicher
Trigger sein könnte.


Quellen:

ESC-Abstract Nr. 87097; N. Tarantino et al: Takotsubo syndrome in patients
with malignancies: a metanalysis.

Pressekonferenz: The mind and the heart

Rapid fire abstract session Cardiovascular events in malignancies: from
prediction to prevention

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution737


Über die Europäische Gesellschaft für Kardiologie

Die Europäische Gesellschaft für Kardiologie (ESC) vereinigt
Medizinerinnen, Mediziner und Angehörige anderer Gesundheitsberufe aus
mehr als 150 Ländern. Sie setzt sich dafür ein, die Herz-Kreislauf-Medizin
weiter zu entwickeln und unterstützt die Menschen dabei, länger und
gesünder zu leben.

Über den ESC-Kongress 2018

Der ESC-Kongress ist weltweit die größte und einflussreichste
wissenschaftliche Veranstaltung im Bereich der Herz-Kreislauf-Medizin. Der
ESC-Kongress 2018 findet vom 25. bis 29. August in der Messe München satt.
Das wissenschaftliche Programm ist hier zu finden.
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LEBER/244: Fettleber diagnostizieren und personalisiert behandeln (idw)


Deutsches Zentrum für Diabetesforschung - 31.08.2018

Fettleber diagnostizieren und personalisiert behandeln



Fast jeder dritte Erwachsene in den Industrieländern leidet an einer
nichtalkoholischen Fettleber. Für die Betroffenen erhöht sich damit das
Risiko an Komplikationen wie Leberzirrhose, Leberkrebs, Typ-2-Diabetes
sowie Bluthochdruck, Herzinfarkt und Schlaganfall zu erkranken. In einem
Übersichtsartikel in "The Lancet Diabetes & Endocrinology" fassen u.a.
DZD-Forscher aus Tübingen aktuelle Forschungsergebnisse zusammen und
zeigen auf, wie dieses Wissen künftig für eine personalisierte
Risikoprognose und individualisierte Behandlung genutzt werden kann.

Immer mehr Erwachsene aber auch etwa 34 Prozent der adipösen Kinder leiden
an einer nichtalkoholischen Fettlebererkrankung (non-alcoholic fatty liver
disease, NAFLD). Eine ungesunde Lebensweise mit wenig Bewegung und viel
fettem sowie zucker- und fruchtzuckerhaltigem Essen und / oder eine
genetische Vorbelastung können Ursachen dafür sein. Doch Fettleber ist
nicht gleich Fettleber. NAFLD ist eine komplexe und heterogene Krankheit,
die zu verschiedenen Komplikationen führen kann wie schweren
Leberschädigungen, Typ-2-Diabetes und Herz-Kreislauferkrankungen. "Um
diese Folgeerkrankungen zu vermeiden, muss die Fettleber rechtzeitig
erkannt sowie das jeweilige Risiko für Leber-, Stoffwechsel- und
Herzmuskelerkrankungen genau bewertet werden. Dann lässt sich eine
maßgeschneiderte Prävention und Behandlung konzipieren", erläutert
Erstautor Norbert Stefan. In den vergangenen Jahren gab es zahlreiche neue
Erkenntnisse und Ergebnisse in der NAFLD-Forschung. Diese enorme Menge an
neuen Daten aus der Grundlagenforschung und der klinischen
Hepatologie- und Endokrinologieforschung in die klinische Praxis zu integrieren, ist
schwierig. Professor Norbert Stefan und Professor Hans-Ulrich Häring -
beide vom Universitätsklinikum Tübingen und dem Institut für
Diabetesforschung und Metabolische Erkrankungen (IDM) des Helmholtz
Zentrums München, einem Partner des DZD, sowie Professor Kenneth Cusi von
der University of Florida (USA) haben die wichtigsten Daten der
NAFLD-Forschung ausgewertet und in einem Übersichtsartikel zusammengestellt. Die
Autoren schlagen den Einsatz neuer Diagnose- und Therapieansätzen in der
Klinik vor, um eine spezifische Risikoprognose für mögliche
Folgeerkrankungen zu ermöglichen.

Patienten mit erhöhten Leberenzymen und dysproportionalen Fettverteilung auf Fettleber untersuchen

"Auf eine Fettleber hin sollten nicht nur Patienten mit erhöhten
Leberenzymen untersucht werden, sondern auch Personen mit einer
dysproportionalen Fettverteilung, d.h. einem hohen Anteil an Bauchfett
und/oder einem geringen Anteil an Fett um die Hüften und Beine", sagt
Hans-Ulrich Häring, DZD-Vorstand und Ärztlicher Direktor der Abteilung
Innere Medizin IV am Universitätsklinikum Tübingen. Darüber hinaus
empfehlen die Verfasser des Reviews ein Fettleber-Screening auch für
Menschen, die an einer Insulinresistenz bzw. an Typ-2-Diabetes leiden.

Doch wie lassen sich die Fettanteile in der Leber zuverlässig bestimmen
und Leberschädigungen wie Entzündung und Fibrose sicher erkennen? Dafür
eignet sich in der Primärversorgung der Einsatz von einfachen Indizes oder
Ultraschalluntersuchungen. Spezialisten wie Hepatologen, Endokrinologen
und Radiologen könnten bei Bedarf weitere Untersuchungen wie zum Beispiel
spezielle Kernspintomografien (MRI) einsetzen.

Leiden Patienten an einer Fettleber, lassen sich mit einer
Lebensstilintervention oft positive Effekte erzielen. So kann man durch
eine Abnahme von etwa fünf Prozent Gewicht den Fettgehalt in der Leber um
bis zu 30 Prozent reduzieren. Um das Risiko für Leberentzündungen und
Fibrosen zu verringern, bedarf es jedoch eines Gewichtsverlustes von etwa
zehn Prozent. "Wenn eine solche Gewichtsreduktion nicht erreicht werden
kann oder sie nicht ausreicht, um die NAFLD zu verbessern, sollte eine
pharmakologische Behandlung in Betracht gezogen werden", sagt Kenneth
Cusi. Zwar sei bis heute noch kein Medikament für die NAFLD zugelassen.
"Unter bestimmten Bedingungen wie etwa dem Auftreten von Diabetes und
NAFLD oder Adipositas und NAFLD können jedoch spezifische Medikamente
eingesetzt werden, die unterschiedliche Auswirkungen auf Leberfettgehalt,
Entzündung und Fibrose haben", so Cusi.

Genetisch bedingte NAFLD ist mit einem höheren Risiko für Leberfibrose und Leberkrebs verbunden

Aktuelle Untersuchungen deuten darauf hin, dass eine genetisch bedingte
NAFLD mit einem höheren Risiko für Leberfibrose und Leberkrebs verbunden
ist. Allerdings haben die Betroffenen ein geringes Risiko für
Herz-Kreislauf-Erkrankungen. Um die Betroffenen richtig behandeln zu können,
ist es wichtig zu wissen, ob eine Fettleber genetisch bedingt ist.

Die Autoren des Reviews meinen, dass die Anwendung dieser Konzepte künftig
eine personalisierte Risikoprognose und eine individualisierte Behandlung
einer nichtalkoholischen Fettleber ermöglicht. Zudem können Forscher in
Zukunft auf Grundlage der verschiedenen Aspekte dieser Krankheit gezielt
Lebensstiländerungen und Medikamente für die jeweiligen Untertypen
entwickeln.


http://www.thelancet.com/journals/landia/article/PIIS2213-8587(18)30154-2/fulltext

Das Deutsche Zentrum für Diabetesforschung (DZD) e.V. 
ist eines der sechs
Deutschen Zentren der Gesundheitsforschung. Es bündelt Experten auf dem
Gebiet der Diabetesforschung und verzahnt Grundlagenforschung,
Epidemiologie und klinische Anwendung. Ziel des DZD ist es, über einen
neuartigen, integrativen Forschungsansatz einen wesentlichen Beitrag zur
erfolgreichen, maßgeschneiderten Prävention, Diagnose und Therapie des
Diabetes mellitus zu leisten. Mitglieder des Verbunds sind das Helmholtz
Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt,
das Deutsche Diabetes-Zentrum DDZ in Düsseldorf, das Deutsche Institut für
Ernährungsforschung DIfE in Potsdam-Rehbrücke, das Institut für
Diabetesforschung und Metabolische Erkrankungen des Helmholtz Zentrum
München an der Eberhard-Karls-Universität Tübingen und das
Paul-Langerhans-Institut Dresden des Helmholtz Zentrum München am
Universitätsklinikum Carl Gustav Carus der TU Dresden, assoziierte Partner
an den Universitäten in Heidelberg, Köln, Leipzig, Lübeck und München
sowie weitere Projektpartner. Weitere Informationen: 

www.dzd-ev.de

Das Helmholtz Zentrum München verfolgt als Deutsches Forschungszentrum für
Gesundheit und Umwelt das Ziel, personalisierte Medizin für die Diagnose,
Therapie und Prävention weit verbreiteter Volkskrankheiten wie Diabetes
mellitus und Lungenerkrankungen zu entwickeln. Dafür untersucht es das
Zusammenwirken von Genetik, Umweltfaktoren und Lebensstil. Der Hauptsitz
des Zentrums liegt in Neuherberg im Norden Münchens. Das Helmholtz Zentrum
München beschäftigt rund 2.300 Mitarbeiter und ist Mitglied der
Helmholtz-Gemeinschaft, der 18 naturwissenschaftlich-technische und
medizinisch-biologische Forschungszentren mit rund 37.000 Beschäftigten angehören.

www.helmholtz-muenchen.de

Das 1805 gegründete Universitätsklinikum Tübingen gehört zu den führenden
Zentren der deutschen Hochschulmedizin. Als eines der 33
Universitätsklinika in Deutschland trägt es zum erfolgreichen Verbund von
Hochleistungsmedizin, Forschung und Lehre bei. Weit über 400 000
stationäre und ambulante Patienten aus aller Welt profitieren jährlich von
dieser Verbindung aus Wissenschaft und Praxis. Die Kliniken, Institute und
Zentren vereinen alle Spezialisten unter einem Dach. Die Experten arbeiten
fachübergreifend zusammen und bieten jedem Patienten die optimale
Behandlung ausgerichtet an den neuesten Forschungsergebnissen. Das
Universitätsklinikum Tübingen forscht für bessere Diagnosen, Therapien und
Heilungschancen, viele neue Behandlungsmethoden werden hier klinisch
erprobt und angewandt. Neurowissenschaften, Onkologie und Immunologie,
Infektionsforschung und Vaskuläre Medizin mit Diabetes-Forschung sind
Forschungsschwerpunkte in Tübingen. Das Universitätsklinikum ist in vier
der sechs von der Bundesregierung initiierten Deutschen Zentren für
Gesundheitsforschung verlässlicher Partner. 

www.medizin.uni-tuebingen.de

Originalpublikation:
Norbert Stefan, Hans-Ulrich Häring, Kenneth Cusi. Non-alcoholic fatty
liver disease: causes, cardiometabolic consequences, and treatment
strategies. The Lancet Diabetes & Endocrinology 2018, 

DOI: 10.1016/S2213-8587
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SCHLAGANFALL/420: Vitaminpillen nutzlos gegen Schlaganfall und Herzinfarkt (Deutsche Schlaganfall-Gesellschaft)


GEMEINSAME PRESSEINFORMATION - 3. September 2016

Deutsche Schlaganfall-Gesellschaft (DSG) und

Deutsche Gesellschaft für Neurologie (DGN)

Metaanalyse zeigt: 

Vitaminpillen nutzlos gegen Schlaganfall und Herzinfarkt



Berlin, 3. September 2018 - Nahrungsergänzungsmittel wie Vitamine und
Mineralien senken nicht das Risiko, an einem Hirninfarkt oder einer
Herzkrankheit zu sterben. So lautet das Ergebnis einer aktuellen
Übersichtsstudie mit mehr als zwei Millionen Teilnehmern. Verbraucher
sollten ihr Geld deshalb lieber in einen Sportverein investieren und
auf eine gesunde Ernährung achten, raten Experten der Deutschen
Gesellschaft für Neurologie (DGN) und der Deutschen
Schlaganfall-Gesellschaft (DSG).

Jeder vierte deutsche Verbraucher schluckt sie, doch die wenigsten
brauchen sie: Mit Nahrungsergänzungsmitteln wie Vitamin A, C, D und E,
mit Kalzium, Magnesium oder Eisen setzte der Handel im Jahr 2015 laut
Verbraucherzentrale Bundesverband rund 1,1 Milliarden Euro um. Dass
dieses Geld schlecht angelegt ist, bestätigt nun eine Metaanalyse zum
Einsatz der Präparate gegen Schlaganfall und Herzinfarkt.

Insgesamt 3249 Studien aus den Jahren 1970 bis 2016 haben US-Mediziner
um den Kardiologen Dr. Joonseok Kim, Juniorprofessor an der University
of Alabama in Birmingham, für die Metaanalyse berücksichtigt. Um zu
klären, wie die Einnahme von Nahrungsergänzungsmitteln das Risiko für
Schlaganfälle und Herzerkrankungen beeinflusst, analysierten die
Forscher 18 besonders hochwertige Studien, an denen insgesamt mehr als
zwei Millionen Menschen teilgenommen hatten.

Sterblichkeit ist mit und ohne Nahrungsergänzung gleich

"Das Ergebnis ist ernüchternd und lautet, dass es keinen Nutzen einer
solchen Maßnahme für die Gesamtbevölkerung gibt", sagt Professor Dr.
Peter Berlit, DGN-Generalsekretär und ehemaliger Chefarzt der Klinik
für Neurologie am Alfried Krupp Krankenhaus in Essen. Fasst man die
Sterblichkeit für alle Herz-Kreislauf-Erkrankungen zusammen, so war
das relative Risiko (RR) bei der Einnahme von
Nahrungsergänzungsmitteln exakt 1,00. Das bedeutet: Es machte keinen
Unterschied, ob die Teilnehmer eine Extradosis Vitamine, Mineralstoffe
oder Spurenelemente einnahmen oder nicht. Zum gleichen Ergebnis kamen
die Forscher - im Rahmen der statistischen Schwankungen - bei der
separaten Betrachtung von Herzsterblichkeit (RR 1,02), Tod durch
Schlaganfall (RR 0,95) und der Häufigkeit von Schlaganfällen (RR
0,98).

Lediglich das Risiko für Herzerkrankungen schien mit einem RR von 0,88
für Nahrungsergänzungsmittel zu sprechen. Es besteht aber auch hier
kein Zusammenhang: Zieht man lediglich die höherwertigen, sogenannten
randomisierten und kontrollierten Studien zur Berechnung heran, ergibt
sich ein relatives Risiko von 0,97. "Zu diesem unbefriedigenden
Resultat kommt noch das alarmierende Ergebnis einer systematischen
Metaanalyse von 78 randomisierten Studien aus dem Jahr 2012 durch die
Cochrane Collaboration, wonach die Nahrungsergänzung mit
Antioxidantien nicht nur nicht hilft, sondern sogar die Sterblichkeit
erhöht!", so Professor Berlit.

Dabei hatten die Forscher sich in der aktuellen Studie die größte Mühe
gemacht, auch Untergruppen zu erkennen, die möglicherweise doch von
Nahrungszusätzen profitieren könnten. Das Ergebnis blieb jedoch stets
negativ, egal, wie lange die Präparate eingenommen wurden, wie alt die
Studienteilnehmer waren, ob Mann oder Frau, Raucher oder Nichtraucher,
sportlich oder nicht.

Es gibt bessere Investitionen in die Gesundheit

"Mit Multivitamin-Tabletten werden jährlich Milliardenumsätze gemacht,
die Metaanalyse zeigt jedoch klar, dass diese Pillen weder
Schlaganfälle verhindern noch die Sterblichkeit an
Herz-Kreislauf-Erkrankungen senken", fasst der 1. Vorsitzende der
Deutschen Schlaganfall-Gesellschaft (DSG), Professor Dr. Armin Grau,
zusammen: "Von diesen Pillen profitieren nur Hersteller und Verkäufer.
Es ist hingegen eindeutig erwiesen, dass Salat, Obst und Gemüse
Gefäßerkrankungen entgegenwirken. In Salat, Obst und Gemüse kommen
Vitamine in ihrer natürlichen Umgebung vor. Fünf Portionen am Tag
gelten als optimal." Weitere effektive Maßnahmen, die sogar den
Geldbeutel schonen, sind der Verzicht aufs Rauchen und auf größere
Mengen von Alkohol sowie regelmäßige körperliche Bewegung. "Wenn man
schon Geld ausgeben will, dann ist es ist viel lohnenswerter, in einen
Sportverein oder ein Fitnessstudio zu investieren als in Vitamine und
Mineralstoffe", rät Professor Berlit.


Quelle:

Kim J et al.: Association of Multivitamin and Mineral Supplementation
and Risk of Cardiovascular Disease:

A Systematic Review and Meta-Analysis. Circ Cardiovasc Qual Outcomes.

 2018 Jul;11(7):e004224. doi: 10.1161/CIRCOUTCOMES.117.004224.

Die Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. (DGN)

sieht sich als neurologische Fachgesellschaft in der
gesellschaftlichen Verantwortung, mit ihren rund 9000 Mitgliedern die
neurologische Krankenversorgung in Deutschland zu sichern. Dafür
fördert die DGN Wissenschaft und Forschung sowie Lehre, Fort- und
Weiterbildung in der Neurologie. Sie beteiligt sich an der
gesundheitspolitischen Diskussion. Die DGN wurde im Jahr 1907 in
Dresden gegründet. Sitz der Geschäftsstelle ist Berlin. www.dgn.org

 * 

Quelle:

Deutsche Schlaganfall-Gesellschaft

Pressemitteilung vom 3. September 2016

Reinhardtstraße 27C, 10117 Berlin

Telefon: Tel.: 030 / 531 43 79 31, Fax: 030 / 531 43 79 39

E-Mail: info@dsg-berlin.org

Internet: www.dsg-info.de
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FORSCHUNG/1274: Krebstherapeutikum - Strukturanalyse des Proteins FAT10 gelungen (idw)


Universität Konstanz - 31.08.2018

Warum zwei?

Forschungsteams der Universität Konstanz und des Biotechnologie Instituts
Thurgau gelingt die Strukturanalyse des Proteins FAT10 -
Grundlagenforschung zu möglichem Krebstherapeutikum



FAT10 ist ein kleines Protein mit großer Wirkung. Bindet es an ein
sogenanntes Zielprotein, ist das ein Signal, dass das Zielprotein abgebaut
wird. FAT10 stellt ein Markierungssystem dar, das im Vergleich allerdings
nicht sehr effizient arbeitet. Im Gegensatz zur biologischen
Konkurrenzeinrichtung Ubiquitin, das recycelt wird, geht es gemeinsam mit
seinem Zielprotein unter. Im Vergleich zu Ubiquitin stellt FAT10 somit auf
den ersten Blick eine natürliche Verschwendung dar.

Warum gibt es dieses FAT10-System, das viel ineffizienter scheint als das
Ubiquitin-System? Prof. Dr. Marcus Groettrup, Leiter der Arbeitsgruppe
Immunologie an der Universität Konstanz, forscht mit seinem Team seit
vielen Jahren zu FAT10. Nun ist ein Durchbruch gelungen, der es
ermöglicht, die Hochauflösungsstruktur von FAT10 zu bestimmen.
Voraussetzung dafür war eine andere Leistung. In Zusammenarbeit mit Dr.
Annette Aichem vom Biotechnologie Institut Thurgau (BITg), mit der
Konstanzer Chemikerin Prof. Dr. Christine Peter und der Strukturbiologin
Dr. Silke Wiesner von der Universität Regensburg konnte eine molekulare
Technik entwickelt werden, mit der stabiles und hochkonzentriertes FAT10
von hohem Reinheitsgrad herstellbar wird. In der Folge sind die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in der Lage, FAT10 einer
Röntgenstruktur- und Kernspinresonanzanalyse zu unterziehen. Die
Ergebnisse sind in der aktuellen August-Ausgabe von Nature Communications
erschienen.

"Wir sind beim Ubiquitin-ähnlichen FAT10 auf einen völlig anderen
Mechanismus gestoßen als bei Ubiquitin, der für das Ubiquitin-Gebiet
insgesamt strukturell sehr interessant ist", sagt Marcus Groettrup. Im
Gegensatz zu Ubiquitin mit einer Domäne besitzt FAT10 zwei Domänen. Das
sind Faltungseinheiten, durch die die Proteine ihre Funktion ausüben und
die im Fall von FAT10 durch ein Verbindungsstück gekoppelt sind.
Aufgefallen ist dem Team, dass die beiden Domänen flexibel gegeneinander
sind und ihre Faltung viel schwächer ist als bei Ubiquitin. Schließlich
verfügt FAT10 über einen kurzen Fortsatz, der unstrukturiert ist.

Wie Experimente zeigen, haben die lockere Faltung und der unstrukturierte
Fortsatz des FAT10-Proteinsystems wichtige Regulierungsaufgaben, die den
Abbau des Zielmoleküls tatsächlich vereinfachen. So müssen nicht, wie beim
Ubiquitin-System, vor dem "Schreddern" des Zielproteins komplizierte
Prozesse zur Lockerung der Faltung vorgeschaltet sein, damit das Enzym
26S-Proteasom, das den Abbau tatsächlich durchführt, zugreifen kann. Die
lockere Faltung der FAT10-Domänen macht dies überflüssig. Das Enzym greift
sich das unstrukturierte Stück, kann die beiden flexiblen und schwach
gefalteten Domänen leicht auseinanderziehen und in der Folge das daran
hängende Zielprotein ebenfalls auseinanderziehen und so abbauen.

Bekannt war bereits zuvor, dass Ubiquitin und FAT10 völlig
unterschiedliche Bindungseigenschaften besitzen. Das ist umso
erstaunlicher, da die Domänen beider Proteine von der Grundstruktur her
gleich gefaltet sind. Dank der Ergebnisse des Forschungsteams um den
Konstanzer Immunologen weiß man warum: Die Oberflächenladungen von Fat10
und Ubiquitin sind völlig unterschiedlich, und die bestimmen, an welche
Proteine angedockt wird. Entsprechend sind auch die Zielproteine beider
Markierungssysteme andere. FAT10 kommt vorwiegend in entzündlichen Geweben
vor. "Ohne Entzündung ist es praktisch überhaupt nicht vorhanden", sagt
Marcus Groettrup. Dass beim Abbau von Proteinen in diesem Kontext auch das
Markierungssystem mit zerstört wird, sieht der Biologe als Vorteil. Seine
Hypothese lautet: Die Natur setzt hier auf Irreversibilität, damit der
Prozess des Proteinabbaus nicht rückgängig gemacht werden kann.

Noch etwas ist bei FAT10 sehr auffällig. Marcus Groettrup: "Es kommt in
dreizehn verschiedenen Krebsarten in erhöhtem Maß vor. Daraus lässt sich
schließen, dass FAT10 für die Krebszellen von Vorteil sein muss, für ihr
Überleben und ihr Wachstum." Dockt FAT10 beispielsweise an Eiweiße an, die
das Tumorwachstum unterdrücken, werden sie abgebaut und die Tumorzelle
kann besser wachsen. Für diesen Fall könnte man sich ein
Krebstherapeutikum vorstellen, das das Enzym hemmt, das FAT10 mit dem
Protein verknüpft. "Was die Anwendung betrifft, bestehen da tatsächlich
Hoffnungen", so Marcus Groettrup abschließend.

Gefördert wird das Projekt durch den Konstanzer Sonderforschungsbereich
Chemical and Biological Principles of Cellular Proteostasis (SFB 969). Die
Arbeiten mit dem Markierungssystem FAT10 und die Ergebnisse des Projekts
werden in den Forschungsbereich "ChemLife: Moleküle in Funktionellen
Systemen" einfließen, einer von drei Clusterinitiativen, mit denen sich
die Universität Konstanz aktuell in der Exzellenzstrategie des Bundes und
der Länder bewirbt.


Originalpublikation:

Annette Aichem, Samira Anders, Nicola Catone, Philip Rößler, Sophie Stotz,
Andrej Berg, Ricarda Schwab, Sophia Scheuermann, Johanna Bialas, Mira C.
Schütz-Stoffregen, Gunter Schmidtke, Christine Peter, Marcus Groettrup &
Silke Wiesner. The structure of the ubiquitin-like modifier FAT10 reveals
an alternative targeting mechanism for proteasomal degradation.
Nature Communications Volume 9, Article number: 3321 (2018)

https://doi.org/10.1038/s41467-018-05776-3

Faktenübersicht:


	Konstanzer Forschungsteam gelingt die Stabilisierung und Strukturanalyse des Proteins FAT10 als Markierungssystem zum Abbau von Zielproteinen

	Forschungsteam: Der Biologe Prof. Dr. Marcus Groettrup, die Chemikerin Prof. Dr. Christine Peter (beide Universität Konstanz), die Strukturbiologin Dr. Silke Wiesner von der Universität Regensburg und Dr. Annette Aichem vom Biotechnologie Institut Thurgau

	Grundlagenforschung zu einer möglichen Anwendung als Krebstherapeutikum

	Gefördert durch den Konstanzer Sonderforschungsbereich Chemical and Biological Principles of Cellular Proteostasis (SFB 969)

	Fortführung im Rahmen von "ChemLife: Moleküle in Funktionellen Systemen", einer von drei Clusterinitiativen der Universität Konstanz.

	Weitere Informationen zum Forschungsbereich ChemLife unter:
 www.uni.kn/research/chemlife



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1282

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Konstanz - 31.08.2018

WWW: http://idw-online.de
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WIRKSTOFF/580: Wider dem ständigen Hunger (idw)


Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt - 31.08.2018

Wider dem ständigen Hunger



Ein pflanzlicher Wirkstoff aus der chinesischen Medizin zeigt
vielversprechende Ergebnisse bei der Gewichtsreduktion. Das berichten
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Helmholtz Zentrums München,
Partner im Deutschen Zentrum für Diabetesforschung (DZD), im Fachmagazin
'Diabetes'. Sollte sich der Celastrol genannte Wirkstoff auch in
klinischen Studien beweisen, wäre er eine neue Behandlungsoption gegen
krankhaftes Übergewicht.

Mindestens fünf bis zehn Prozent weniger Gewicht im Jahr - das empfiehlt
die Leitlinie 'Prävention und Therapie der Adipositas' für Menschen mit
krankhaftem Übergewicht je nach Body-Mass-Index. Doch trotz zahlreicher
Diät- und Lifestyle-Angebote erreichen nur wenige dieses Ziel. "Dabei wäre
das Unterschreiten dieser 'magischen Grenze' so wichtig, führt es doch zu
einer Verbesserung des Stoffwechsels und metabolischen Begleiterkrankungen
wie beispielsweise Typ-2-Diabetes", erklärt Dr. Paul Pfluger, Letztautor
und Leiter der aktuellen Studie.

Ihm und seinem Team der Abteilung Neurobiologie des Diabetes am Helmholtz
Zentrum München ist es nun gelungen, einen Beitrag zur Entwicklung neuer
Anti-Adipositas-Medikamente zu leisten. Sie konnten zeigen, dass der in
der chinesischen Medizin verwendete pflanzliche Wirkstoff Celastrol zu
einem deutlichen Gewichtsverlust und zu einer Verbesserung des Diabetes
bei fettleibigen Mäusen führt.

Wirkstoff schaltet das Sättigungsgefühl wieder an

Die Münchner Forscher konnten nachweisen, dass Celastrol spezifisch
Sättigungszentren im Gehirn aktiviert, die bei der Steuerung des
Körpergewichtes eine zentrale Rolle spielen. Katrin Pfuhlmann, Doktorandin
und Erstautorin der Studie, beschreibt die Wirkung wie folgt: "Celastrol
reaktiviert die körpereigenen Mechanismen zur Gewichtssteuerung, die bei
Fettleibigkeit sonst aussetzen. Normalerweise verlieren die Betroffenen
ihr Sättigungsgefühl, da das entsprechende Hormon Leptin nicht mehr wirkt.
Der von uns untersuchte Wirkstoff Celastrol stellt die Leptin-Sensitivität
und damit die Sättigung wieder her."

Tatsächlich beobachteten die Forscher ein deutlich verändertes
Essverhalten bei den übergewichtigen Tieren. "Die Gabe von Celastrol
führte im Mausmodell zu einer deutlich geringeren Nahrungsaufnahme",
berichtet Paul Pfluger. "Entsprechend konnten wir binnen einer Woche einen
durchschnittlichen Verlust von rund zehn Prozent Körpergewicht
feststellen."

Inwiefern sich die Befunde auch beim Menschen bestätigen lassen, sei noch
unklar, so die Autoren. Studienleiter Pfluger ist aber zuversichtlich:
"Das Sättigungshormon Leptin wirkt im Menschen und der Maus nahezu
identisch, Celastrol hat also großes Potential." Die zum Abnehmen
notwendige Veränderung der Ernährungsgewohnheiten und Lebensumstände werde
Celastrol zwar nicht ersetzen, es könne aber den Patienten bei seinen
Bemühungen um eine nachhaltige Gewichtsreduzierung unterstützen. "Derzeit
laufen in den USA klinische Studien dazu, auf erste Daten daraus sind wir
sehr gespannt", so Pfluger abschließend.

Weitere Informationen

Hintergrund:

Die Arbeit bestätigt damit eine Studie aus dem Jahr 2015 und gibt
Einblicke in die Wirkweise von Celastrol: Den Mechanismus über Leptin
konnten die Wissenschaftler demonstrieren, indem sie Mäuse ohne
Leptin-Rezeptor beobachtete, hier zeigte Celastrol keine Wirkung mehr. Zudem
konnten die Forscher in der Arbeit einen weiteren möglichen
Wirkmechanismus über das uncoupling protein 1 (UCP1) ausschließen.

Leptin ist ein vom Fettgewebe gebildetes Hormon, das über eine Aktivierung
der Leptin-Rezeptoren im Gehirn ein Sättigungsgefühl auslöst. In adipösen
Mäusen und Menschen ist Leptin zwar in hoher Konzentration im Blut
vorhanden, kann aber die Rezeptoren aufgrund einer Resistenz nicht
aktivieren. Letztendlich führt dies zur fehlenden Kontrolle der
Nahrungsaufnahme, mit den bekannten Folgen wie Adipositas und
Typ-2-Diabetes.

Der Wirkstoff Celastrol entstammt Wilfords Dreiflügelfrucht, einem
Vertreter der Spindelbaumgewächse aus Südchina. Bisher fiel die Substanz
vor allem durch antientzündliche Wirkung auf.


Das Helmholtz Zentrum München verfolgt als Deutsches Forschungszentrum für
Gesundheit und Umwelt das Ziel, personalisierte Medizin für die Diagnose,
Therapie und Prävention weit verbreiteter Volkskrankheiten wie Diabetes
mellitus, Allergien und Lungenerkrankungen zu entwickeln. Dafür untersucht
es das Zusammenwirken von Genetik, Umweltfaktoren und Lebensstil. Der
Hauptsitz des Zentrums liegt in Neuherberg im Norden Münchens. Das
Helmholtz Zentrum München beschäftigt rund 2.300 Mitarbeiter und ist
Mitglied der Helmholtz-Gemeinschaft, der 18
naturwissenschaftlich-technische und medizinisch-biologische Forschungszentren mit rund 37.000
Beschäftigten angehören. 

www.helmholtz-muenchen.de

Die Abteilung NeuroBiologie des Diabetes (NBD) am Helmholtz Zentrum
München beschäftigt sich mit der Rolle des Zentralnervensystems (ZNS) in
der Entstehung der Adipositas und des Typ 2 Diabetes. Die Abteilung NBD,
assoziiert mit dem IDO und Mitglied des HDC und DZD, erforscht hierbei die
molekularen Grundlagen der Leptin Resistenz und des Jo-Jo-Effekts sowie
unserer physiologischen Adaptationsmechanismen als Antwort auf
Veränderungen der Umwelt. 

www.helmholtz-muenchen.de/nbd

Das Deutsche Zentrum für Diabetesforschung e.V. ist eines der sechs
Deutschen Zentren der Gesundheitsforschung. Es bündelt Experten auf dem
Gebiet der Diabetesforschung und verzahnt Grundlagenforschung,
Epidemiologie und klinische Anwendung. Ziel des DZD ist es, über einen
neuartigen, integrativen Forschungsansatz einen wesentlichen Beitrag zur
erfolgreichen, maßgeschneiderten Prävention, Diagnose und Therapie des
Diabetes mellitus zu leisten. Mitglieder des Verbunds sind das Helmholtz
Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt,
das Deutsche Diabetes-Zentrum DDZ in Düsseldorf, das Deutsche Institut für
Ernährungsforschung DIfE in Potsdam-Rehbrücke, das Institut für
Diabetesforschung und Metabolische Erkrankungen des Helmholtz Zentrum
München an der Eberhard-Karls-Universität Tübingen und das
Paul-Langerhans-Institut Dresden des Helmholtz Zentrum München am
Universitätsklinikum Carl Gustav Carus der TU Dresden, assoziierte Partner
an den Universitäten in Heidelberg, Köln, Leipzig, Lübeck und München
sowie weitere Projektpartner. 

www.dzd-ev.de

Originalpublikation:
Pfuhlmann, K. et al. (2018): Celastrol induced weight loss is driven by
hypophagia and independent from UCP1. Diabetes, 

DOI: 10.2337/db18-0146


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.helmholtz-muenchen.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution44

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt - 31.08.2018
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VORTRAG/821: Leverkusen - "Aufrecht geh'n - Osteoporose und ihr Einfluss auf die Wirbelsäule", 13.09.2018


Stadt Leverkusen - Pressemitteilung von Donnerstag, 30. August 2018

Rheindorfer Gesundheitsreihe 2018: Vortrag zum Thema

Osteoporose



In Rahmen der Nachhaltigkeit der sozialen Stadt Rheindorf wird die
Gesundheitsreihe mit Vorträgen zur Gesundheit in 2018 fortgesetzt.

Am Donnerstag, 13. September 2018, informiert Prof. Dr. Thorsten
Ernstberger, Chefarzt Wirbelsäulenzentrum, Klinik für Orthopädie und
Unfallchirurgie mit Wirbelsäulenzentrum, am St. Remigius Krankenhaus
in Opladen zum Thema "Aufrecht geh'n - Osteoporose und ihr Einfluss
auf die Wirbelsäule".

Ca. 8 Millionen Menschen in Deutschland über 50 Jahren leiden an der
Knochenschwunderkrankung Osteoporose. Ca. 95 Prozent der
Erkrankungsfälle können dabei der Form der Primären Osteoporose
zugeordnet werden. Neben genetischen Einflüssen gelten hierfür als
weitere Risikofaktoren das Alter sowie das Geschlecht. Mehrheitlich
sind Frauen von dieser Erkrankung betroffen.

Allgemein kann die Osteoporose als ein interdisziplinäres
Gesundheitsproblem mit einer gemeinsamen Schnittmenge zwischen
Internisten, Endokrinologen, Orthopäden, Unfallchirurgen, Geriatern,
Rehabilitationsmedizinern und Radiologen aufgefasst werden. Trotz
mittlerweile umfassender Erkenntnisse über den Krankheitsverlauf und
seinen möglichen Folgeveränderungen erfolgt in vielen Fällen die
klärende Diagnostik und weiterführende Therapie erst nach Auftreten
von Spontanfrakturen im Bereich der Extremitäten sowie der
Wirbelsäule.

Ausgehend von dieser Problematik soll der Vortrag über Formen der
Osteoporose als auch über die notwendige Diagnostik und die daraus
resultierenden Therapieansätze informieren. Im Mittelpunkt stehen
dabei osteoporotische Wirbelkörperfrakturen mit den daraus
resultierenden gesundheitlichen Konsequenzen.

Die Veranstaltung findet in den Räumlichkeiten des Jugendhauses
Rheindorf Oderstr. 39, Leverkusen-Rheindorf, statt und beginnt um
19.30 Uhr. Die Teilnahme ist kostenlos. Fragen aus dem Publikum sind
während und nach dem Vortrag möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 30. August 2018

Stadt Leverkusen

E-Mail: postmaster@stadt.leverkusen.de

Internet: http://www.leverkusen.de
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JAZZ/2159: Wettringen - Konzert mit dem "Samoen Saxofoonkwartet" am 9.9.2018


Saxophonquartett im Garten von Landhaus Rothenberge

Abschlusskonzert der Reihe "Trompetenbaum und Geigenfeige" am Sonntag,
9. September, in Wettringen



Münsterland / Wettringen. Mit Konzert Nr. 12 endet die Saison der
Konzertreihe "Trompetenbaum & Geigenfeige - Musik in Gärten und Parks
im Münsterland" am Sonntag, 9. September. Dann gestaltet das Samoen
Saxofoonkwartet das Abschlusskonzert auf dem Gelände des Landhauses
Rothenberge in Wettringen. Das musikalische Programm beginnt um 16
Uhr. Anschließend, gegen 17.30 Uhr wird eine Führung durch den Garten
angeboten. Die Besucherinnen und Besucher können das Landhaus selbst
nicht mit dem Auto erreichen. Deshalb ist ein Shuttleservice
eingerichtet. Treffpunkt ist die Gaststätte Hagenhoff, Rothenberge 39,
in Wettringen.

Im Samoen Saxofoonkwartet haben sich vier junge Saxophonistinnen und
Saxophonisten zusammengefunden: Kimmy Reef (Sopran-), Marja Maat
(Alt-), Wilbert Sleumer (Tenor-) und Esli Vogel (Baritonsaxophon).
Alle vier haben Musik studiert und areiten heute als Musiker und
Dozenten. Der Name ihres Quartetts leitet sich von einem Wüstenwind
ab: Der Samoen weht unter anderem an der Küste des Persischen Golfs.
In ihrem vielseitigen Repertoire finden sich Werke von Johann
Sebastian Bach, aber auch von Maurice Ravell oder Astor Piazzolla.

Nach dem Vorbild eines französischen Schlösschens entstand 1921 in
Wettringen, eingebettet in einen Park, das Landhaus Rothenberge. Das
Haus war zunächst Familienbesitz der niederländischen Familie Jordaan
van Heek und ist seit 1960 Eigentum der
Bertha-Jordaan-van-Heek-Stiftung. Seit 1962 nutzt die
Universitätsgesellschaft der Westfälischen Wilhelms-Universität
Münster die Villa als Seminarhaus. Es ist umringt von Zedern,
Douglasien und Hängebirken sowie mit Baumgruppen aus Eichen und
Kiefern. Die Lage auf einer Erhebung, dem "Roten Berge", erlaubt einen
weiten Blick in die Münsterländische Bucht.

"Trompetenbaum & Geigenfeige" ist ein gemeinsames Projekt der vier
Münsterlandkreise Borken, Coesfeld, Steinfurt und Warendorf. Gemeinsam
mit der Kulturabteilung des Kreises Borken übernimmt Münsterland e.V.
die Organisation. Das Land NRW unterstützt "Trompetenbaum und
Geigenfeige" aus Mitteln des Förderprogramms "Regionale
Kulturpolitik". Das Konzert in Wettringen findet in Zusammenarbeit mit
dem Landhaus Rothenberge, der Universitätsgesellschaft Münster und der
Gemeinde Wettringen statt.

Karten für das Konzert am Sonntag, 9. September, in Wettringen gibt es
an der Tageskasse ab 15 Uhr. Der Eintritt kostet zehn Euro.
Ermäßigungen gibt es für Schüler, Auszubildende und Studenten.
Kartenbestellungen sind zudem beim Münsterland e.V. - Tourismus-Center
unter der kostenfreien Service-Hotline 0800-9392919 (montags bis
freitags von 9 bis 17 Uhr) möglich. Dort gibt es auch weitere
Informationen. Infos gibt es am Veranstaltungstag unter Tel. 0152-25149693.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 3. September 2018

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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AUSLAND/8815: Aus aller Welt - 04.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Lateinamerikanische Staaten beraten über Flüchtlinge aus Venezuela

In der ecuadorianischen Hauptstadt Quito sind Vertreter mehrerer
lateinamerikanischer Staaten zusammengekommen, um über den Umgang mit
der Massenflucht aus Venezuela zu beraten. Argentiniens Vertreter
Darío Giustozzi forderte zu Beginn des zweitägigen Treffens vor den
Repräsentanten aus einem Dutzend Staaten einheitliche
Einreisebestimmungen. Bisher müssen Venezolaner in jedem Land andere
Reisedokumente vorlegen. Nach Schätzungen der Vereinten Nationen sind
seit 2015 mehr als zwei Millionen Menschen wegen der politischen und
wirtschaftlichen Krise aus Venezuela geflohen.

4. September 2018
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JUSTIZ/8815: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Festnahme nach Schüssen in Hamburg

Die Hamburger Polizei hat in Zusammenhang mit den Schüssen auf einen
38 Jahre alten Mann im Stadtteil St. Pauli eine Tatverdächtige in
Gewahrsam genommen. Laut Behördenangaben steht die Frau in Verdacht,
die Komplizin eines 28jährigen zu sein, der zur Zeit im Gefängnis
sitzt. Er soll die 23jährige zu der Tat angestiftet haben. Die
Ermittler gehen von einem Racheakt aus. So soll es vor zwei Jahren
einen Tötungsversuch auf ihn und seine Freundin gegeben haben. Beide
schwebten in Lebensgefahr. 

4. September 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8812: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Rußland startet Luftangriffe auf Milizenbündnisse in Idlib

Vor der erwarteten Militäroffensive auf die syrische Rebellenhochburg
Idlib haben Regierungstruppen mehrere Stellungen des
Al-Kaida-Ablegers Haiat Tahrir al-Scham, die sich früherer
Al-Nusra-Front nannte, in Hama angegriffen. Nach Informationen der
Nachrichtenagentur Sana wurden dabei Raketenabschußrampen zerstört.
Türkischen Medienberichten zufolge brachte die türkische Armee vor
einem möglichen Großangriff der Assad-Truppen weiteres Kriegsgerät in
die Grenzregion. Die staatliche Nachrichtenagentur Anadolu berichtete
von der Ankunft von Panzern, Geschützen und Lastwagen mit Material für
Befestigungsanlagen in den Grenzprovinzen Kilis und Hatay. Wie die
BBC meldete, begann die russische Luftwaffe am Dienstag damit,
Stellungen des Milizenbündnisses Haiat Tahrir al-Scham in Idlib
anzugreifen.

4. September 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8814: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



SPD-Spitze will nicht mit Sammlungsbewegung zusammenarbeiten

Die SPD-Führung schließt eine Zusammenarbeit mit der neuen linken
Sammlungsbewegung von Linken-Fraktionschefin Sarah Wagenknecht aus.
Unmittelbar vor der Vorstellung der Bewegung "Aufstehen" in Berlin
sagte SPD-Generalsekretär Lars Klingbeil den Zeitungen der Funke
Mediengruppe, was Wagenknecht und der frühere Linken-Vorsitzende
Oscar Lafontaine da machen, sei ein Machtkampf innerhalb der
Linkspartei. Die neue linke Sammlungsbewegung will laut Wagenknecht
eine neue linke Regierung in Deutschland erreichen. Ob und wann die
Bewegung auch bei Wahlen antritt, ist unklar. Die Strukturen müßten
erst wachsen, erklärte Lafontaine.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8813: Tragisches und Kurioses - 04.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Acht Tote bei Explosion in Munitionsfabrik in Südafrika

In der südafrikanischen Stadt Somerset West bei Kapstadt sind
mindestens acht Mitarbeiter des Munitionsherstellers Rheinmetall
Denel ums Leben gekommen, als ein Fabrikgebäude durch eine Explosion
zerstört wurde. Bei dem betroffenen Unternehmen handelt es sich um
eine Betriebstochter des deutschen Rüstungskonzerns Rheinmetall. Zu
der Explosionsursache wurde zunächst nichts bekannt. Zu Einzelheiten
könne sich der Konzern nicht äußern, solange noch Untersuchungen der
Experten laufen, sagte ein Sprecher der deutschen Mutterfirma.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7898: Aus Forschung und Technik - 04.09.2018 (SB)




MELDUNGEN



Alexander Gerst bereitet sich auf Außeneinsätze vor

Nach der Reparatur eines kleinen Lochs in einem angedockten
Sojus-Raumschiff bereitet die Besatzung der 56. ISS-Expedition die
nächsten Ausstiege aus der Internationalen Raumstation vor.
ESA-Raumfahrer Alexander Gerst soll am 20. September mit
Stationskommandant Andrew Feustel (NASA) einen bereits begonnenen
Batteriewechsel an der Außenhülle abschließen. Gersts zweiter
Arbeitseinsatz im freien Raum erfolgt am 26. September in Begleitung
von NASA-Astronaut Richard Arnold. Die bisher verwendeten
Nickel-Wasserstoff-Batterien werden von den Raumfahrern durch neue
Lithium-Ionen-Batterien ersetzt, die ein unbemanntes japanisches
HTV-7-Versorgungsschiff am 14. September zur Orbitalstation
transportiert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7910: Aus aller Welt - 04.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Geberzusagen über rund zwei Milliarden Euro für die Tschadregion

Die am Tschadsee gelegenen afrikanischen Länder Kamerun, Nigeria,
Niger und Tschad leiden unter langer Dürre und der islamistischen
Miliz Boko Haram. Hinzu kommen die Aufgabe, zweieinhalb Millionen
Flüchtlinge bei einer Gesamtbevölkerung der Region von rund 50
Millionen zu versorgen. Zehn Millionen Menschen insgesamt sind auf
humanitäre Hilfe angewiesen. Der EU-Kommissar für humanitäre Hilfe,
Stylianides, sprach von der schwersten Flüchtlingskrise auf dem
afrikanischen Kontinent. Zur Unterstützung der betroffenen Länder
haben die 70 Teilnehmerstaaten einer zweitägigen Geberkonferenz in
Berlin fast zwei Milliarden Euro an Hilfsgeldern zugesagt.
Deutschland steuert davon 100 Millionen Euro bei. Außerdem werden
Entwicklungsbanken Kredite über 400 Millionen Euro bereithalten. Zu
der Konferenz hatten neben Deutschland Nigeria, Norwegen und die
Vereinten Nationen eingeladen.

4. September 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7870: Medizin und Gesundheitswesen - 04.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Viele Totenscheine fehlerhaft

Natürlich ist das Erstellen eines Totenscheines nicht dasselbe wie
das einer Diagnose. Trotzdem beschleicht einen ein mulmiges Gefühl,
wenn ein Arzt noch nicht einmal das Ende eines Lebens richtig
einschätzen kann. Aber genau das ergab eine Studie des Instituts für
Rechtsmedizin der Universität Rostock. Von 10.000 untersuchten
Bescheinigungen aus dem Einzugsbereich des Rostocker Krematoriums
sollen lediglich 223 oder 2,23 Prozent fehlerfrei gewesen sein. Für
die Studie wurden zwischen August 2012 und Mai 2015 ausgestellte
Totenscheine geprüft.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7898: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Länder dürfen Flüchtlingen nicht Wohnsitz in bestimmter Stadt zuweisen

Das Oberverwaltungsgericht in Münster hat am Dienstag entschieden,
daß die Länderbehörden einem Flüchtling mit anerkanntem subsidiären
Schutzstatus nicht den Aufenthalt in einer bestimmten Stadt zuweisen
dürfen. Eine derartige Regelung in NRW ist weder rechtmäßig noch mit
Bundesrecht vereinbar. In jedem Einzelfall ist zu prüfen, ob die für
die Integration von Flüchtlingen wichtigen Aspekte auf dem Wohnungs-
und Arbeitsmarkt erfüllt sind. Im vorliegenden Fall hatte die
Bezirksregierung von Arnsberg einen irakischen Flüchtling
verpflichtet, in Kerpen wohnenzubleiben. Der Mann klagte gegen den
Bescheid vor dem Verwaltungsgericht Köln, das ihn abwies. Der Kläger
wandte sich daraufhin an das Oberverwaltungsgericht. Gegen dessen
Entscheidung ist keine Revision zugelassen. Das OVG Münster
bekräftigte, daß die Verpflichtung, den Wohnsitz in dem Bundesland zu
haben, in dem das Asylverfahren bearbeitet wird,
integrationspolitisch sinnvoll und rechtens ist.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7822: Sprache, Kunst und Medium - 04.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Das Nationalmuseum in Rio wurde ein Raub der Flammen

Ein Großbrand hat das Nationalmuseum in Rio de Janeiro völlig
verwüstet. Der Bau aus dem Jahr 1892 galt als das größte Natur- und
Völkerkundemuseum Lateinamerikas. Auf Luftaufnahmen ist zu sehen, daß
sich das Feuer durch sämtliche Stockwerke und in alle Bereiche
gefressen hat. Die Museumsverwaltung muß davon ausgehen, daß von den
rund 20 Millionen gesammelten Kulturgütern nicht sehr viel gerettet
werden konnte.

Zwar erklärte Staatspräsident Michel Temer: "Heute ist ein tragischer
Tag für Brasilien. 200 Jahre Arbeit, Forschung und Wissen sind
verloren." Viele Brasilianer sehen sich aber verhöhnt und gehen von
einer absehbaren Katastrophe aus. Dies sei ein Resultat des rigiden
Sparkurses der Regierung in allen sozialen und kulturellen Bereichen.

Tatsächlich konnten Löscharbeiten nur mit Verzögerung beginnen, weil
die Hydranten bei dem Palast nicht funktionierten. So mußte erst
Wasser von einem See in der Nähe geholt werden.

Das heutige Nationalmuseum diente ursprünglich der portugiesischen
Königs- und später der brasilianischen Kaiserfamilie als Wohnsitz.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7888: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Militärplaner legen Bundesregierung ihren Wunschzettel vor

Der Planungsstab von Verteidigungsministerin von der Leyen hat seine
Vorstellungen von den künftigen Bundeswehreinsätzen und seine
Finanzierungswünsche in dem internen, als geheim eingestuften Papier
"Fähigkeitsprofil der Bundeswehr" zusammengefaßt und der
Bundesregierung zugeleitet. Das ARD-Hauptstadtstudio berichtete
davon. Demnach soll der Wehretat bis 2031 auf bis zu 60 Milliarden
Euro steigen. Die Bundeswehr soll bis dahin in zwölf sogenannte
Systemverbünde gegliedert werden. Neben Heer, Luftwaffe und Marine
sollen unter anderem Weltraum- und Cyberkriegsführung, Heimatschutz
sowie nationales Risiko- und Krisenmanagement treten. Die Gelder
werden für eine Personalaufstockung und weitere Aufrüstung
angefordert, damit die Truppe neben der Landes- und
Bündnisverteidigung auch außerhalb des NATO-Gebiets in Krisen und
Konflikten intervenieren kann.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7902: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Wagenknecht stellt linkes Sammlungsprojekt Aufstehen vor

Sahra Wagenknecht, die Fraktionsvorsitzende Der Linken, hat auf der
Bundespressekonferenz am Dienstag zusammen mit anderen Politikern und
Politikerinnen das von ihr und Oskar Lafontaine initiierte
Sammlungsprojekt "Aufstehen" vorgestellt. Die Sammlungsbewegung des
politisch linken Spektrums soll laut Wagenknecht unter anderem
verhindern, daß sich die aktuelle handfeste Krise der Demokratie in
fünf bis zehn Jahren soweit auswächst, daß das Land nicht
wiederzuerkennen ist. Im Kern wird es bei "Aufstehen" um die soziale
Frage und die Verteilung des Wohlstands gehen. Das von den Gründern
formulierte Grundsatzpapier ist als erster Entwurf zu verstehen, der
von den Mitgliedern der Bewegung ausgearbeitet werden soll. Man wolle
das Land und die Politik in diesem Land verändern, betonte
Wagenknecht. Über Internet haben sich auf der Website von "Aufstehen"
seit Anfang August 101.741 Interessierte gemeldet. Die Bewegung ist
keine Partei und soll auch keine werden. Mitglieder zahlen keinen
Mitgliedsbeitrag.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7872: Tragisches und Kurioses - 04.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Millionenbetrug mit Pfandflaschen-Automaten

Wegen betrügerischer Abrechnungen mit Pfandflaschen muß sich
gegenwärtig ein Automatenaufsteller aus Castrop-Rauxel vor dem
Düsseldorfer Landgericht verantworten. Laut Anklage soll der 46jährige
Getränkehändler zwei Rücknahmeautomaten für Getränke so manipuliert
haben, daß unberechtigt rund 1,8 Millionen Euro an ihn gingen.

Wie die WDR Nachrichten berichteten, wurden die Plastikpfandflaschen
zwar als eingeworfen registriert, dann aber nicht wie vorgesehen
zerquetscht und weitergeleitet. Deshalb konnten unversehrte Flaschen
beliebig oft in die Automaten geschoben werden.

Die deutsche Pfandgesellschaft, über die die Pfandbons des
Getränkemarkts abgerechnet wurden, schöpfte angesichts der Menge der
angeblich abgegebenen Flaschen Verdacht und stellte Nachforschungen
an. Dabei stellte sich heraus, daß zwischen Juli 2013 und Mai 2014
rund drei Viertel der Abrechnungen manipuliert waren.

Der Angeklagte bestreitet die Taten. Er sei nicht der wirkliche
Geschäftsführer gewesen, sondern nur als Strohmann eingesprungen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7899: Arbeit, Soziales und Familie - 04.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Griechische Seeleute setzen erste Lohnerhöhung in acht Jahren durch

In Griechenland hat die Seefahrergewerkschaft PNO das Angebot des
Reederverbands von zwei Prozent mehr Einkommen rückwirkend zum 1.
Januar akzeptiert und einen 24stündigen Streik der Seeleute beendet.
Deren ursprüngliche Forderung belief sich auf fünf Prozent mehr Lohn
ab 1. September. In der Wirtschaftskrise des Landes waren die Löhne
des Fährenpersonals acht Jahre lang nicht mehr erhöht worden. Am
Dienstagnachmittag sollte der Fährbetrieb zu den Ägäisinseln wieder
aufgenommen werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7881: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 04.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Immer weniger Störche

Nicht nur die Anzahl der Bundesbürger geht zurück, gleiches gilt auch
für die Storch-Population. Neben Trockenheit und geringer werdendem
Nahrungsangebot führen Experten des Naturschutzbundes Deutschland
(NABU) vor allem die wegen des Wetters spätere Heimkehr der Störche
aus ihrem Winterquartier an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7887: Märkte und Finanzen - 04.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Bank wird nicht mehr im EuroStoxx 50 gelistet werden

Die Deutsche Bank zählt nach dem Kurssturz ihrer Aktie um mehr als 37
Prozent allein seit Anfang des Jahres ab dem 24. September nicht mehr
zu den 50 wertvollsten Börsenunternehmen in der Eurozone.
Entsprechend soll sie nicht mehr im EuroStoxx 50 gelistet werden.
Eine Pressemitteilung dazu wird die Deutsche Börse am Tag der
Indexumstellung herausgeben. Es ist damit zu rechnen, daß
computergesteuerte Indexfonds Aktien der Deutschen Bank abstoßen
werden. Dadurch verlieren die Papiere weiter an Wert. Die Deutsche
Bank hatte drei Jahre in Folge Verluste gemeldet und war daraufhin
von der Ratingagentur S&P herabgestuft worden. Ende Juni fiel die
Bank bei einem Streßtest in den USA durch.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7904: Aus Forschung und Technik - 04.09.2018 (SB)




VOM TAGE



Viele Gebiete auf der Erde kaum erforscht

Eigentlich sollte man denken, daß die Tier- und Pflanzenwelt der Erde
von der Wissenschaft hinlänglich durchforstet wurde. Doch selbst
heute werden unter anderem im brasilianischen Amazonas-Regenwald im
Schnitt alle zwei Tage eine neue Tier- oder Pflanzenart entdeckt. So
ergab ein Report der Naturschutzorganisation WWF, daß in den letzten
beiden Jahren nicht weniger als 381 neue Arten identifiziert wurden.
Bei den neu entdeckten Arten handelt es sich um 216 Pflanzen, 93
Fische, 32 Amphibien, 20 Säugetiere, 19 Reptilien und eine Vogelart.
Unter ihnen befanden sich eine Springaffenart (Plecturocebus
miltoni), ein Stachelrochen mit Bienenwabenmuster (Potamotrygon
limai) und ein rosa Flußdelfin (Inia araguaiaensis).
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/542: Im Reissverschlussverfahren - Wie Zellen neue Blutgefässe bilden (idw)


Universität Basel, Biozentrum - 03.09.2018

Im Reissverschlussverfahren: Wie Zellen neue Blutgefässe bilden



Die Blutgefässbildung beruht auf der Fähigkeit der Gefässzellen, sich zu
bewegen und dabei trotzdem fest miteinander verbunden zu bleiben. Dadurch
können die Gefässe wachsen und sich verzweigen, ohne dass Blut austritt.
In «Nature Communications» beschreiben Wissenschaftler vom Biozentrum der
Universität Basel, wie dies vonstattengeht: Das Zellskelett schiebt die
Zelle zunächst ein Stück vorwärts und danach schliesst ein Ankerprotein
wie ein Reissverschluss den Spalt zur Nachbarzelle.

Die Blutgefässe bilden ein weit verzweigtes Versorgungsnetzwerk, das
unseren Körper von Kopf bis Fuss durchzieht. Sie sind die Leitungsbahnen
für Blutzellen und transportieren Sauerstoff und Nährstoffe in jedes
einzelne Organ. Im Embryo entstehen die Blutgefässe an vielen
verschiedenen Orten gleichzeitig, verbinden sich miteinander und formen so
ein komplexes Netzwerk. Das Gefässwachstum geht dabei von sogenannten
Endothelzellen aus. Diese können als Gruppe aus einem Gefäss auswandern
und neue Röhren, die Kapillaren, bilden.

Das Team von Prof. Markus Affolter vom Biozentrum der Universität Basel
verwendet den Zebrafisch als Modellorganismus, um die Entstehung von
Blutgefässen zu untersuchen. In ihrer aktuellen Studie zeigen die
Wissenschaftler nun, dass sich die Endothelzellen bewegen können ohne sich
dabei loszulassen. Wären die Zellen dazu nicht in der Lage, würde es bei
der Gefässbildung zu Einblutungen ins umliegende Gewebe kommen.

Gefässbildung: Endothelzellen organisieren sich ständig um

Der durchsichtige Embryo des Zebrafisches erlaubt den Forschern, die
Entwicklungsschritte der Blutgefässe live im lebenden Organismus zu
beobachten. So zeigen hochaufgelöste Zeitraffer-Aufnahmen, dass sich die
Endothelzellen aufeinander zubewegen um eine Kapillare zu formen und dass
sie sich in den noch jungen Gefässen kontinuierlich umorganisieren. Diesen
Prozess hat sich Dr. Heinz-Georg Belting, Leiter der Studie, genauer
angeschaut.

Migration und Verknüpfung von Gefässzellen

Bei der Umlagerung der Endothelzellen im entstehenden Gefäss ist es
wichtig, dass sich die Zellen verlängern und beim Fortbewegen die
Verbindung zur Nachbarzelle ständig aufrechterhalten. Dies gelingt
mithilfe des Zellskeletts sowie dem Ankerprotein VE-Cadherin. «Diese
beiden Spieler müssen bei der Zellmigration eng zusammenarbeiten», sagt
Belting. «Das Zytoskelett macht dabei den ersten Schritt, es sorgt dafür,
dass sich die Zellen verlängern. Anschliessend verankert VE-Cadherin den
vorgestülpten Zellsaum mit der Nachbarzelle. Ein weiteres Protein
stabilisiert am Ende die Verankerung. Dieser Vorgang läuft wieder und
wieder ab und so kriecht die Zelle langsam voran.» Im Prinzip funktioniert
das Ganze wie ein Reissverschluss, sobald sich die Zelle ein Stück
vorwärtsgeschoben hat, schliesst sich der Spalt zur benachbarten
Endothelzelle.

Plastizität gewährleistet Wachstum und Anpassung

Dass die Endothelzellen während der Blutgefässentwicklung so beweglich
zueinander und dennoch immer fest miteinander verbunden sind,
gewährleistet die Plastizität des Gefässes unter Beibehaltung der
Stabilität. «Die Eigenschaft der Endothelzellen, sich gegenseitig zu
erkennen, zu wandern und sich miteinander zu verknüpfen, erlaubt ein
unbeschadetes Wachstum. Zudem können sich die Blutgefässe dadurch an
unterschiedliche Bedingungen, wie zum Beispiel Blutdruckschwankungen
anpassen», so Belting «Diese Flexibilität spielt ebenfalls eine Rolle bei
der Wundheilung, bei Entzündungen und der Immunabwehr.»
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UMWELTLABOR/296: Fortschrittskontaminiert - was ich nicht seh, tut keinem weh ... (SB)
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[image: Eine Plastiktüte treibt in der Wassersäule über einem Korallenriff im Golf von Aqaba, Rotes Meer - Foto: by Ben Mierement, NOAA NOS (ret.)]

Links: Weltweit werden eine Million Plastiktüten pro Minute verbraucht - Tendenz steigend. 

Foto: 2015 by Peteruetz als CC-BY-SA 4.0 

(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0), via Wikimedia Commons

Rechts: Und wenn sie nicht zerfallen sind, dann treiben sie noch heute ... 

Die unendliche Geschichte einer Plastiktüte im Meer: über 400 Jahre kann es dauern, bis sie zerfällt. 

Foto: by Ben Mierement, NOAA NOS (ret.)




Ende August 2018 machten einige umweltinteressierte Medien
begeistert für ein chilenisches Unternehmen Werbung, weil es eine
geniale Lösung verspricht, mit der sich die viel zu spät erkannte
Gefahr, die Weltmeere mit Plastikmüll zuzuschütten, noch stoppen
ließe. Die Firma "Solubag" will ab Oktober dieses Jahres Plastiktüten,
Tragetaschen oder Einwegbeutel aus Polyvinylalkohol auf den Markt
bringen. Das ist ein Kunststoff, der unter Wasserausschluß die
gleichen Eigenschaften wie konventionelle Plastikprodukte aufweist und
sich auch so verarbeiten läßt, aber nachweislich in wenigen Minuten
zerfällt, wenn er mit Wasser in Berührung kommt. Wer sich dabei an
eine Schildbürger-Konstruktion erinnert fühlt und Zweifel hegt, wie
man in definierten Gut-Wetter-Tragetaschen seinen Einkauf heil und
trocken durch den Regen bringen will, sollte sich gleichzeitig fragen,
ob die Hersteller nicht auch in puncto Umweltfreundlichkeit und
Unschädlichkeit des Produkts zuviel versprechen. Angesichts von 12.000
Tonnen Plastikmüll, die jährlich im Meer landen, wirft dieser
zusätzliche Umwelteintrag von spontanaufgelösten Kunststoffen mit
ihren unberechenbaren Lösungsprodukten ("Monomeren"), Abbau- und
Folgeprodukten sowie Wechselwirkungen einige ungeklärte Fragen für die
Meeresumwelt auf, denen hier nachgegangen werden soll. 

Plastiktüten sind ungemein praktisch. Lange Zeit mußte ein
potentieller Kunde seinen Einkauf nicht lange im voraus planen.
Spontan konnte er sich vom Warenangebot verführen lassen, für den
komfortablen Abtransport seines Einkaufs sorgten die vom Supermarkt
oder Warenhaus kostenlos zur Verfügung gestellten Beutel und Taschen
aus Polyethylen, Polyvinyl oder ähnlichem, die anschließend im
Mülleimer landeten. Einkaufstaschen, -netze oder -körbe wurden
obsolet. Beispielhaft für den Einwegtütenkonsum sind die auch heute
vielerorts noch kostenlosen Plastikbeutel, mit denen im Supermarkt
Gemüse oder Obst sauber vom restlichen Einkauf getrennt wird.
Inzwischen weiß man, daß die gebrauchten Tüten ein weltweites Problem
darstellen. [1] Doch die globale Kunststoffproduktion steigt laut
eines Gutachtens des Wissenschaftlichen Beirats der Bundesregierung
Globale Umweltveränderungen (WBGU) weiter an, jährlich um mindestens
9%. Davon wird immer noch etwa die Hälfte nur ein einziges Mal
verwendet und dann weggeworfen. Seit den 1950er Jahren (1.5 Millionen
Tonnen pro Jahr) hat sich die weltweite Erzeugung von Plastikprodukten
mehr als verhundertfacht und liegt heute bei über 311 Millionen Tonnen
jährlich, wovon etwa 20% in der EU produziert werden. [2] Plastiktüten
stellen dabei einen besonderen Posten dar. Einer Hochrechnung des
Weltwirtschaftsforums zufolge werden auf diesem Planeten jedes Jahr
etwa 500.000.000.000 Einwegplastiktüten verbraucht [3], das sind
weltweit eine Million Plastiktüten pro Minute. Und weil fast alle
synthetischen Kunststoffe den meisten Mikroorganismen keine
Angriffsfläche bieten und daher nicht verrotten, wachsen auf dem
Planeten Erde von Minute zu Minute die Müllberge aus Plastik. Solange
sie in der Umwelt verweilen, Schätzungen zufolge etwa 150 bis 400
Jahre, stellen sie jedoch eine Gefahr für Mensch und Tier dar, vor
allem, wenn sie nicht auf einer Mülldeponie, sondern im Meer landen.
Über die Kunststofflast, die derzeit bereits auf den Weltmeeren treibt
und sich in fünf großen Müllstrudeln sammelt, gibt es nur
widersprüchliche Angaben:

Laut Reset [4], einem Onlineforum, das sich nach eigener Aussage
ausschließlich mit nachhaltigen Projekten und Innovationen befaßt,
werden derzeit allein über 7 Millionen Tonnen Müll ins Meer entsorgt,
ohne daß sich in absehbarer Zukunft eine Änderung abzeichnen würde.
Drei Viertel dieses Abfalls sei Plastikmüll. Das WBGU schätzt die
augenblickliche Menge an Plastikmüll im Meer auf 100 Millionen Tonnen.
Der jüngste UNEP Bericht spricht dagegen von jährlichen Einträgen in
die marine Umwelt seit Beginn der Wegwerfkultur von 5 bis aktuell 12,4
Millionen Tonnen Plastikmüll.

An die Auswirkung auf die betroffenen Meeresbewohner soll hier nur
kurz erinnert werden. Sie reichen von inneren und äußeren Verletzungen
durch die harten Teile, Strangulationen, Bewegungseinschränkung durch
Verheddern bis zu qualvollem Sterben nach Verschlingen der
scharfkantigen Stücke, Verhungern und Ersticken an Plastikteilen und
Beuteln, die mit Nahrung verwechselt werden. [1] Nicht nur größeres
Plastik ist gefährlich. Auch die kleinsten sandkorngroßen
Plastikteilchen können für manche Tiere lebensgefährlich werden. Jedes
Kunststoffteil wird im Verlauf seines "natürlichen" Zerfalls im Meer
in diese Größenordnung zerrieben. Nach jüngsten wissenschaftlichen
Erkenntnissen von Forschern der University of Plymouth entsteht es
sogar durch den Fraß bestimmter Flohkrebse [5]. Diese ernähren sich
bevorzugt von allen organischen Stoffen, derer sie habhaft werden.
Kunststoffteile werden von ihren Kauwerkzeugen nicht verschont, auch
wenn sie diese als nährstofflosen "Beifang" unfreiwillig mit "futtern"
und anschließend ausscheiden. Das sind etwa 8 bis 10 Teilchen von nur
0,5 Millimeter Größe am Tag. Eine komplette Plastiktüte haben die
Flohkrebse der Forscher in exakt 1,75 Millionen Mikroplastikteilchen
zerlegt. Daneben bildet aber auch das industriell erzeugte
Mikroplastik, das seinen Weg über Kosmetika und Reinigungsmittel ins
Abwasser findet, einen großen Anteil an dieser Meeresverschmutzung. In
einem Beitrag zu "Müll im Meer" über Abfälle in der Nordsee und ihre
Auswirkungen auf das Ökosystem (von Till Henning & Friedi Herrmann,
Schutzstation Wattenmeer, März 2007) schreiben die Autoren
beispielsweise, daß allein in den Spülsäumen der deutschen
Nordseeküste zwischen 1992 und 2003 der Anteil des Sandes durch etwa
67% nicht abbaubaren Kunststoffs, Styropors oder Schaumgummis ersetzt
worden ist.

Nicht nur Flohkrebse, auch andere Tiere nehmen dieses Plastik
unfreiwillig zu sich. Dies führt dazu, daß ihre Mägen mit
nährstofflosem Müll verstopfen, und sie qualvoll verhungern.




[image: Aufnahme einer Plastikfolie, die sehr an die Textur von Wasser erinnert. - Foto: gemeinfrei (CC-0) via PXHERE]

Wieviel Meer ist noch in der Folie enthalten, die 70 Prozent unseres Planeten bedeckt? 

Plastikmeer - ein dystopischer Blick in eine Zukunft mit absehbaren Konsequenzen! 

Foto: gemeinfrei (CC-0) via PXHERE






[image: Plastikteilchen auf dem Rücken einer kleinen Garnele - Foto: by NOAA Photo Library - Collection of Allen Shimada, NOAA/NMFS/OST als CC-BY 2.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/2.0), via Wikimedia Commons]

Auch kleine Meeresbewohner entkommen dem Plastikzeitalter nicht.

Foto: by NOAA Photo Library - Collection of Allen Shimada, NOAA/NMFS/OST 

als CC-BY 2.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/2.0), via Wikimedia Commons





Angesichts schockierender Bilder von verendeten Walen oder
strangulierten Meeresbewohnern, sind die politischen Maßnahmen, die
von Entscheidungsträgern eingeführt werden, halbherzig und wenig
effektiv. So stimmte das Europäische Parlament erst Ende Mai 2018
einem Gesetzentwurf zu, der vorsieht, daß jeder Bürger bis 2019
durchschnittlich 90 oder weniger Tüten pro Jahr verbrauchen darf. Erst
in 6 Jahren soll der jährliche Verbrauch auf diese Weise auf weniger
als 40 Plastiktüten pro Bürger reduziert werden. Da die EU ihren
Mitgliedsstaaten die Durchsetzung überläßt und nur wenige Länder
generelle Verbote über die Nutzung von fraglichen Plastikprodukten
verhängen, ist ein Rückgang des Verbrauchs an Plastiktüten kaum zu
erwarten. Der mitteleuropäische Durchschnittskonsument scheint auf den
Gebrauch von Plastikbeuteln zumindest nicht mehr verzichten zu wollen
und setzt dies auch durch.

Nur in ganz wenigen Ländern wurde ein komplettes Plastiktütenverbot
eingeführt - in Ruanda beispielsweise schon seit 2008. Bei einem
Verstoß sind hier verhältnismäßig hohe Strafen zu zahlen. Generelle
Verbote bestehen außerdem in Uganda, Marokko, Eritrea - und seit
Anfang August dieses Jahres hat auch Chile als das erste
südamerikanische Land ein Verbot für Polyethylenbeutel eingeführt.
Supermarktketten bekommen ein halbes Jahr, um die Vorschriften
umzusetzen, kleinere Unternehmen haben mit einer Frist von zwei Jahren
etwas länger Zeit. Eine Ausnahme wird zudem bei verderblichen und
frischen Lebensmitteln wie Fleisch, Meeresfrüchten etc. gemacht.
Vielen in diesen Ländern, die nicht das Geld haben, um ihre Strände
zweimal am Tag für Touristen zu reinigen, sticht ihr Müllproblem
täglich in die Nasen.

In Deutschland ist der Einzelhandel nur eine Selbstverpflichtung
eingegangen, keine kostenlosen Plastiktüten mehr herauszugeben.
Selbstverpflichtungen haben den Charakter, nicht rechtlich bindend zu
sein. Das heißt, es gibt keinen Rechtsanspruch der Betroffenen,
niemand muß sich tatsächlich daran halten und bei einer veränderten
Sachlage kann die Verpflichtung wieder zurückgenommen werden.
Kooperative Maßnahmen in der Umweltpolitik waren bislang mit wenigen
Ausnahmen wenig effektiv, wenn sie auf freiwilligen
Selbstverpflichtungen gegründet wurden. Jüngstes Beispiel bilden die
freiwilligen Selbstverpflichtungen, die die Unterzeichner des Pariser
Klimavertrags eingingen, ohne daß es einer davon schaffen wird, die
vorgegebenen Ziele einzuhalten, einschließlich Deutschland.

Was die Vermüllung des Meeres angeht, scheinen Selbstverpflichtungen
ebenso leicht aufzuweichen wie die Solubag-Produkte in Wasser. So
suchten die Gründer von Solubag, Roberto Astetete Boettcher und
Alejandro Castro Riquelme, zunächst eine auflösbare Verpackungsidee
für einfach und intuitiv zu dosierende Waschmittel, wobei sie mit dem
seit den 1960er Jahren vernachlässigten Kunststoff Polyvinylalkohol
experimentierten. Dieser fristete u.a. deshalb ein Nischendasein,
weil seinerzeit vor allem solche Kunstmaterialien geschätzt wurden,
die im Gegensatz zu Holz und Cellulose besonders widerstandsfähig
gegenüber dem Zerfall in Luft und Wasser waren. Auf die Idee,
Plastiktüten zu entwickeln, die in kaltem Wasser sofort in klebrige
Fetzen zerfallen und mit heißem Wasser übergossen wie Schnee
zusammenschmelzen, kamen die Unternehmer erst, als auch in Chile das
Plastikmüllproblem und die Verbannung der Plastiktüte diskutiert
wurde. Solubag könnte neue Voraussetzungen schaffen, unter denen dies
nicht mehr nötig wäre. Angestrebte Umdenkprozesse können ausgebremst
werden und Industrie und Handel an herkömmlichen Praktiken festhalten.

Mehr noch versprechen die Hersteller von Solubag, einen Werkstoff
entwickelt zu haben, der bei Kontakt mit Wasser zerfällt, sich
vollständig biologisch abbaut, 100prozentig umweltfreundlich ist und
keine kontaminierenden Elemente hinterläßt. Grundlage dieser
Behauptung ist aber nur die Prüfung der Rohstoffe durch den SGS
(Société Générale de Surveillance), der keine Überschreitung von
Grenzwerten bei 19 Schwermetallen und 17 gebräuchlichen Weichmachern,
die in der Europäischen Union verboten sind, feststellen konnte. Das
schließt Mengen unterhalb der Nachweisgrenze nicht aus, zumal für die
Herstellung des Stoffes Schwermetalle benötigt werden.

Die chilenische Zusage wurde allerdings hierzulande dahingehend
übersetzt, daß die Folien und Vliesstoffe von Solubag nach spätestens
5 Minuten komplett in Wasser und CO2 mineralisiert wären
und somit die Voraussetzungen von Bioplastics erfüllen würden, [6] die
ausschließlich in natürliche Bestandteile zerfallen müssen, um als
solche zu gelten. Ein Video des chilenischen Frühstücksfernsehens
zeigt dem kritischen Betrachter eine trübe, milchige Flüssigkeit,
welche die Solubag aus einer Schale mit klarem Wasser gemacht hat. Nur
reines Wasser und ausgasende Kohlensäure (CO2) ist das
nicht. [7] Das hat der Hersteller auch nicht behauptet, der nur eine
90prozentige Kompostierung seiner Basismasse (Polyvinylalkohol)
innerhalb von 180 Tagen garantiert, was mit entsprechenden
standardisierten Meßmethoden nach DIN EN 13432 überprüft worden sei.
Über die Zerfallsprodukte, aus der die trübe Brühe tatsächlich besteht,
und inwieweit sie sich tatsächlich umweltneutral verhalten, läßt sich
auf der Webseite des Herstellers nichts finden. Auch weitere
Recherchen lassen letztlich nur Vermutungen zu und viele Fragen offen.

Über den Baustein, aus dem sich die wasserlösliche Basis
zusammensetzt und wahrscheinlich auch wieder zerfällt, Vinylalkohol,
liegt keine harmonisierte (genormte) Einstufung vor, was die
gesundheitliche Gefährdung betrifft. Es läßt sich aber eine
Selbsteinstufung durch Inverkehrbringer von Vinylalkohol im
"Classification and Labelling Inventory" der Europäischen
Chemikalienagentur (ECHA), abrufen [8]. Darin wird Vinylalkohol als
eine in höheren Konzentrationen leicht entflammbare, Augen und Lungen
reizende, möglicherweise kanzerogene, also ernstzunehmende Chemikalie
ausgewiesen. Ihr Eintrag wäre demnach durchaus als Kontamination mit
einem Schadstoff (s.o.) zu betrachten.

Dazu kommt, daß der Hersteller auf seiner Homepage in einem Fenster
andeutet, daß der leichtlösliche Polyvinylalkohol nur die Basis für
weitere Bestandteile darstellt, aus denen sich die verschiedenen
Qualitäten der Solubagprodukte von leichten Einwegtüten bis zu festen
Vliesstoffen zusammensetzen. Sie können also durchaus auch Anteile an
nicht verrottenden Kunststoffen enthalten, die dem Endprodukt
Stabilität oder andere unverzichtbare Eigenschaften verleihen.

Damit wäre Solubag in guter Gesellschaft mit anderen Versuchen,
biodegradierbare Kunststoffe bis zur Marktreife zu entwickeln. Auch
frühere Bioplastics erwiesen sich als Mogelpackungen, weil sie neben
dem biologisch abbaubaren Anteil von Celluloseacetaten oder Stärke
auch Polyethylen, Polyethylenterephtalat u.a. enthalten. In allen
Fällen löst sich immer nur ein Teil des Materials, das dann abgebaut
wird, so daß die Struktur des fraglichen Produkts zerfällt, die ganzen
restlichen Plaste jedoch unverändert bleiben. [9] Solche
Biomaterialien erhöhen im nebenherein die Menge an
Mikroplastikteilchen in der Umwelt, die derzeit gerade wieder in den
Fokus des öffentlichen Interesses gerückt sind. [10]

Nebenbei lassen Funktionalität, Qualität und breite Anwendbarkeit der
Folien aus Biomaterial im Vergleich zu konventionellen
Einwegkunststoffen sehr zu wünschen übrig. Der Anteil an Zellulose
oder Stärke macht sie in der Regel wasser- und luftdurchlässiger.
Zudem weichen sie schneller auf. Sie eignen sich nicht für die
Aufnahme von feuchten, nassen oder flüssigen Materialien.
Solubag-Produkte bilden hier keine Ausnahme. Gefrierbeutel oder
Lebensmittelverpackungen für Fleisch und Wurstwaren aus Polyethylen
lassen sich mit Polyvinylalkoholen nicht ersetzen.

Die Produktion von Kunststoffen soll sich in den nächsten 20 Jahren
von 300 Millionen Tonnen auf 600 Millionen Tonnen verdoppeln. Bis 2050
wären es Hochrechnungen zufolge sogar 900 Millionen Tonnen. Davon wird
schon heute jede Minute eine Müllwagenladung ins Meer entsorgt. Die
Rechtfertigung der "Inverkehrbringer" von weiteren, neuen Kunststoffen
besteht darin, einen umweltschonenden Beitrag zu leisten, indem sie
einen kleinen Teil dieses noch hypothetischen Plastikbergs mit
Materialien ersetzen, die man zumindest nicht mehr sieht, auch wenn
sie ihre Einzelmoleküle im Wasser mit noch unbekannten Folgen und
Problemen für die marine Umwelt über alle Weltmeere verteilen.
Tatsächlich könnte allein das Angebot noch eine weitere Bedarfs- und
Produktionssteigerung für spezielle Kunststoffmaterialien nach sich
ziehen, ohne daß sich an der Ausgangssituation etwas ändert. Fraglich
bleibt, ob nicht ein konkreter Müllberg, der sich zusehends vergrößert
und an dem keiner mehr vorbei kommt, nicht eher zu einem
gesamtgesellschaftlichen Umdenken führen könnte, als
industriegestützte Pseudolösungen. Sie scheinen den derzeitigen Trend
der Umweltpolitik vielmehr noch zu fördern, ambitionierte Ziele
vorzugeben, hinter denen letztlich Industrie und Handel so
weitermachen werden wie bisher.




[image: Die Karte zeigt den Stand der weltweiten Vorschriften zur Begrenzung der Verwendung von Plastiktüten. In mehreren afrikanischen Ländern sowie in Frankreich, Indien und der Mongolei gibt es vollständige oder partielle nationale Verbote. Andere Länder haben wirtschaftliche Maßnahmen wie die Besteuerung von Plastiktüten eingeführt, und diese Liste umfasst auch Irland und Portugal. - Grafik: 2018 by StatisticaCharts als CC-BY-SA,Quelle: UN.]

Davon, daß Aktionen gegen Plastikmüll weltweit zunehmen sollen, merkt das Meer nichts. 

Grafik: 2018 by StatisticaCharts als CC-BY-SA,Quelle: UN
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[7] https://solubag.cl/prensa/

[8] https://echa.europa.eu/de/information-on-chemicals/cl-inventory-database/-/discli/details/68785

[9] http://www.schattenblick.de/infopool/natur/chemie/chula208.html

[10] https://www.lahrer-zeitung.de/inhalt.neue-studie-nicht-nur-kosmetik-mikroplastik-hat-viele-verursacher.d979ba9a-7c3b-42dd-b180-7e1e3d7c636b.html
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FRAGEN/024: Der Beginn einer Verpackungsrevolution (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 03.09.2018

Der Beginn einer Verpackungsrevolution

Interview mit Dr. Sabine Amberg-Schwab



Wir Menschen haben bereits mehr als 8 Milliarden Tonnen Plastik
produziert. Jährlich kommen etwa 80 Mio Tonnen Verpackungen aus Plastik
dazu, nur die Hälfte davon wird wiederverwertet, der Rest landet in der
Müllverbrennung oder verschmutzt Wälder und Wiesen, Seen und Meere. Mit
einer neuen Materialklasse, den bioORMOCER©en, ist Dr. Sabine
Amberg-Schwab vom Fraunhofer-Institut für Silicatforschung ISC in Würzburg
einer Lösung auf der Spur.


Gratulation, Frau Dr. Amberg-Schwab. Sie haben einen bioabbaubaren
und kompostierbaren Barrierelack entwickelt und dafür den »New Plastics
Innovation Prize« bekommen. Ist das der Beginn einer
Verpackungsrevolution?

Das weltweite Problem des Verpackungsmülls beschäftigt uns hier am ISC
schon lange. Wir sind stolz, mit unserer Forschung einen wertvollen
Beitrag zu leisten, um den Plastikmüllberg zu verringern. Aber von einer
Verpackungsrevolution würde ich nicht sprechen. Mit unserer
jahrzehntelangen Erfahrung bei der Entwicklung von Barriere-schichten auf
Verpackungsfolien auf der Basis von ORMOCER©en war es ein naheliegender
Schritt, Beschichtungen für Folien zu erforschen, die biobasiert und
biologisch abbaubar sind.

Mit Ihrer neu entwickelten Materialklasse, den bioORMOCER©en, beheben Sie
die Schwächen der Biokunststoffe und rüsten diese praktisch auf. Können
Sie das erklären?

Auf dem Markt gibt es schon seit einiger Zeit bioabbaubare und
kompostierbare Verpackungsmaterialien aus Zellulose sowie aus
Polymilchsäure oder Stärke-Blends. Allerdings können diese Biopolymere nur
bedingt eingesetzt werden, weil sie den verpackten Lebensmitteln keinen
ausreichenden Schutz gegenüber Wasserdampf und Sauerstoff gewähren können.
Das heißt, diese Materialien sind zu durchlässig für Wasserdampf,
Sauerstoff, Kohlendioxid und Aromastoffe. Daher kann auch die
erforderliche Mindesthaltbarkeit für diese Lebensmittel mit diesen
Biopolymeren nicht garantiert werden. Wir haben deshalb diese
Biokunststoffe mit speziellen biobasierten und bioabbaubaren Lacken
aufgerüstet und in ihren Eigenschaften verbessert. So kann nun
ausreichender Schutz gegenüber Wasserdampf, Gaszutritt und unerwünschtem
Übergang von Fremdstoffen auf den Verpackungsinhalt erreicht werden. Wir
wollen kompostierbare Polymerfolien konkurrenzfähig machen und ihnen zu
einer breiten Marktdurchdringung verhelfen.

Sind Sie mit Ihrem neuen Produkt schon am Markt?

Wir haben die ersten kompostierbaren Beschichtungen entwickelt und Folien
damit ausgerüstet. Diese Folien erfüllen alle gewünschten Eigenschaften
wie etwa eine Wasserdampf- und Sauerstoffbarriere. Nach ihrem Einsatz
zersetzt sich die beschichtete Folie vollständig unter den Bedingungen
eines Komposts.

Wie lange wird es dauern, bis wir Käse, Chips oder andere Lebensmittel in
kompostierbaren Verpackungen kaufen können, die mit bioORMOCER©en
beschichtet sind?

Zunächst stehen wir im Bereich Verpackungen vor einer großen
Herausforderung. Konventionelle Kunststoffverpackungen auf fossiler
Ausgangsbasis sind extrem günstig, weit entwickelt und optimiert. Unsere
neuen Materialien können preislich noch nicht mithalten. Trotzdem bin ich
optimistisch: Wir haben das Grundmaterialsystem entwickelt, jetzt suchen
wir Firmen, die die Idee mit uns weitertreiben. Die Chancen stehen
jedenfalls ganz gut: Im Rahmen der »Circular Materials Challenge«, bei der
wir den »New Plastic Innovation Prize« gewonnen haben, nehmen wir an einem
zwölfmonatigen »Accelerator-Programm« teil. Das bringt uns in Kontakt mit
Firmen, die ebenfalls an der Entwicklung nachhaltiger
Verpackungsmaterialien interessiert sind. Unsere ersten neuen
kompostierbaren Beschichtungsmaterialien stehen für Versuche und weitere
Optimierungen zur Verfügung.

Was bedeutet Ihre Erfindung für die Natur und die Umwelt langfristig?

Unser Ansatz hilft der Umwelt zweifach: Wir greifen auf biobasierte
Ausgangsverbindungen zurück. Für unsere Beschichtungen können wir
Lebensmittelabfälle oder Nebenprodukte der Lebensmittelherstellung nutzen.
Das schont die weltweiten Ressourcen. Dazu kommt, dass die bioORMOCER©e
bioabbaubar und kompostierbar sind, im Gegensatz zu den gegenwärtig
eingesetzten Kunststoffmaterialien auf fossiler Basis, die sich in der
Natur nicht oder nur sehr langsam abbauen. Welche Folgen das hat, sieht
man zum Beispiel an den Plastikteppichen in den Weltmeeren.

Eine ketzerische Frage zum Schluss: Wäre es nicht am sinnvollsten, keine
Verpackungsmaterialien mehr zu verwenden?

Richtig, wir sollten an möglichst vielen Stellen versuchen, Verpackung zu
vermeiden. Aber das wird nicht flächendeckend funktionieren. Für eine
echte Verpackungsrevolution brauchen wir deshalb verschiedene Säulen.
Verpackungen entwickeln, die kompostierbar sind. Verpackungen im Kreislauf
behalten, recyceln und Verpackungen vermeiden.


Das Interview führte Andrea Schwendemann.


Weitere Informationen unter:

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2018/September/Der-Beginn-einer-Verpackungsrevolution.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution96

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Gesellschaft, 03.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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WERKSTOFFE/1068: Fraunhofer legt Lösungen für optimierten Einsatz Seltener Erden vor (idw)


Fraunhofer-Institut für Mikrostruktur von Werkstoffen und Systemen IMWS -
03.09.2018

Fraunhofer legt Lösungen für optimierten Einsatz Seltener Erden vor



Seltene Erden zählen als Bestandteil vieler Hightech-Produkte zu den
strategisch wichtigsten Rohstoffen für die deutsche Industrie. Für einen
effizienteren Einsatz dieser wertvollen Elemente haben acht
Fraunhofer-Institute in einem nun abgeschlossenen Gemeinschaftsprojekt neue
Lösungen entwickelt. Dazu gehören optimierte Fertigungsverfahren, Ansätze
für Recycling und neue Materialien, die Seltene Erden ersetzen können. Am
Beispiel von Elektromotoren zeigten die Fraunhofer-Experten, dass sich der
Bedarf an Seltenen Erden auf ein Fünftel des heutigen Wertes senken
lässt.

Im 2013 gestarteten Fraunhofer-Leitprojekt »Kritikalität Seltener Erden«
haben acht Fraunhofer-Institute ihre Kompetenzen gebündelt, um einen
effizienteren Einsatz dieser Rohstoffe möglich zu machen. Auslöser für das
Projekt war ein Preisschock: China, wo rund 90 Prozent der Seltenen Erden
für den Weltmarkt gefördert werden, verhängte damals einen Exportstopp,
die Preise schnellten in die Höhe und die Verwundbarkeit der deutschen
Industrie im Hinblick auf die Versorgungssicherheit mit diesen Rohstoffen
wurde offensichtlich.

Deshalb zielten die Forscherinnen und Forscher darauf ab, die verfügbaren
Seltenen Erden klüger zu nutzen und Ersatzmaterialien zu suchen, vor allem
für die Elemente Dysprosium und Neodym. Diese werden beispielsweise für
Magnete benötigt, wie sie etwa in Elektromotoren zum Einsatz kommen. Als
Referenz wählte das Fraunhofer-Team deshalb zwei Elektromotoren, einen
Kleinantrieb sowie einen Traktionsantrieb. Kombiniert man alle im Projekt
entwickelten Möglichkeiten, Seltene Erden einzusparen oder zu ersetzen,
lässt sich der Bedarf an Dysprosium und Neodym in diesen Motoren auf bis
zu 20 Prozent der ursprünglich benötigten Mengen senken.

»Unser Ziel war, den Bedarf an Seltenen Erden an diesen Benchmark-Motoren
zu halbieren. Das haben wir deutlich übertroffen, indem wir verschiedene
technische Ansätze kombiniert haben«, sagt Prof. Ralf B. Wehrspohn, Leiter
des Fraunhofer-Instituts für Mikrostruktur von Werkstoffen und Systemen
IMWS und Sprecher des Leitprojekts. Er betont die Relevanz der gewählten
Beispiele: »In einem durchschnittlichen Auto sind heute Dutzende solcher
Motoren enthalten, die Fensterheber, Scheibenwischer oder Ölpumpe bewegen.
Sehr viele dieser Motoren funktionieren mit Permanentmagneten, in denen
Seltene Erden stecken. Durch immer neue Assistenzsysteme und nicht zuletzt
durch den Trend zur Elektromobilität wird ihre Zahl künftig deutlich
steigen. All das zeigt, wie wichtig ein effizienter Umgang mit diesen
wertvollen Rohstoffen ist.«

Die Fraunhofer-Partner haben die Rohstoffmärkte für Seltene Erden
analysiert, zugleich wurden Konzepte entwickelt, wie bereits beim Design
von Elektromotoren die spätere Wiederverwendung oder das Recycling von
Seltenen Erden mitgedacht werden kann. Sie setzten außerdem bei den
Herstellungsprozessen von Magneten an und fanden Lösungen, wie dabei
weniger Ausschuss entsteht. Möglich wird das beispielsweise durch
Spritzgussverfahren, bei dem das Magnetmaterial gemeinsam mit einem
Kunststoff-Binder direkt in die gewünschte Form gebracht und anschließend
gesintert wird. So entfallen zugleich aufwändige Nachbearbeitungen.

In einem weiteren Teilprojekt wurde ein Verfahren entwickelt, um
Permanentmagnete etwa aus Elektroschrott, Windrädern oder Autos
wiederverwerten zu können. Sie zerfallen dabei durch die Behandlung mit
reinem Wasserstoff in kleinste Partikel und werden dann erneut gegossen
oder gesintert. Die recycelten Magnete erreichen 96 Prozent der
Leistungsfähigkeit von neuen Magneten. Weltweit einzigartig ist das im
Leitprojekt entwickelte Verfahren, Dysprosium durch eine Kombination aus
Spark-Plasma-Sintering (SPS) und Heißpressen in Korngrenzenphasen
einzubringen und somit anisotrope Magnete für vielfältige Anwendungen bei
Elektromotoren herzustellen.

Auch das Design der Referenz-Elektromotoren wurde optimiert: Wenn die
Motoren im Betrieb nicht so heiß werden, können Magnete mit geringerer
Temperaturstabilität und damit mit geringerem Dysprosium-Anteil eingesetzt
werden. Nicht zuletzt wurden Materialien gesucht und gefunden, die
ebenfalls als Magnete dienen können, aber keine Seltenen Erden enthalten.
In Hochdurchsatzverfahren haben die Forscherinnen und Forscher dabei
zahlreiche Materialkombinationen getestet und neue Legierungen
nachgewiesen, die statt Seltener Erden unter anderem Cer enthalten, das
bei der Förderung von Neodym anfällt. Als Flakes weisen die neuen
Verbindungen bereits sehr gute magnetische Leistungen auf. Alle
identifizierten Substitutionsmaterialien wurden zudem hinsichtlich ihrer
gegenwärtigen und erwarteten Versorgungssicherheit analysiert.

Beteiligt am Leitprojekt »Kritikalität Seltener Erden« waren das
Fraunhofer-Institut für Silicatforschung ISC mit der Projektgruppe IWKS,
das Fraunhofer-Institut für Werkzeugmaschinen und Umformtechnik IWU, das
Fraunhofer-Institut für Werkstoffmechanik IWM, das Fraunhofer-Institut für
Mikrostruktur von Werkstoffen und Systemen IMWS, das Fraunhofer-Institut
für Betriebsfestigkeit und Systemzuverlässigkeit LBF, das
Fraunhofer-Institut für System- und Innovationsforschung ISI, das
Fraunhofer-Institut für Fertigungstechnik und Angewandte Materialforschung
IFAM und das Fraunhofer-Institut für Grenzflächen- und Bioverfahrenstechnik
IGB.

»Wir haben das Thema von der quantenphysikalischen Computersimulation von
Magnetmaterialien über die endformnahe Fertigung von Magneten bis hin zur
Rückgewinnung der eingesetzten Seltenerdmetalle nach der Nutzungsphase in
den Blick genommen. Durch die auch im internationalen Maßstab einzigartige
Breite und Tiefe der Kompetenzen haben wir sehr konkrete Fortschritte
erzielt und weitere Ansatzpunkte für einen effizienteren Einsatz von
Seltenen Erden und die Substitution identifiziert. Diese Ergebnisse wollen
wir nun mit Unternehmen in den Markt bringen«, so Wehrspohn.


Weitere Informationen unter:

https://www.imws.fraunhofer.de/de/presse/pressemitteilungen/seltene-erden-substitution-effizienz-neodym-dysprosium.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2029

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Mikrostruktur von Werkstoffen und Systemen IMWS, 03.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GESUNDHEIT/1012: Bundesregierung muss mehr für gute und gesunde Arbeit tun


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. September 2018

Bundesregierung muss mehr für gute und gesunde Arbeit tun



Zum heute vorgestellten AOK-Fehlzeiten-Report erklären Beate Müller-Gemmeke, Sprecherin für ArbeitnehmerInnenrechte und aktive Arbeitsmarktpolitik und Dr. Kirsten Kappert-Gonther, Sprecherin für Gesundheitsförderung:

Gesundheitsförderung muss dauerhaft in den Alltagswelten der Bürgerinnen und Bürger verankert werden. Einer Umfrage der AOK zufolge sind 94 Prozent der Beschäftigten sichere und gesunde Arbeitsbedingungen in ihrem Beruf sehr wichtig. Dort, wo Menschen entscheidende Zeiten ihres Lebens verbringen, braucht es langfristige und nachhaltige Maßnahmen zur Förderung der körperlichen und seelischen Gesundheit. Arbeit darf nicht krank machen.

Gerade in einer Arbeitswelt, die sich wandelt, muss vor allem der Arbeitsschutz im Mittelpunkt stehen. Doch hier bleibt auch diese Bundesregierung untätig. Gefährdungsbeurteilungen müssen die psychischen Belastungen der Arbeit stärker in den Fokus nehmen. Und in Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern muss das Arbeitsschutzgesetz mit einer Verordnung konkretisiert werden, damit Arbeitgeber und Betriebs- und Personalräte ein Werkzeug an die Hand bekommen, um gemeinsam geeignete Lösungen gegen Stress zu entwickeln. Die Bundesregierung sollte endlich zur Kenntnis nehmen, dass gute Arbeitsbedingungen deutlich nachhaltiger sind. So bleiben die Beschäftigten gesund. Gute Arbeitsbedingungen schützen die Wirtschaft vor Fachkräftemangel und die Gesellschaft vor hohen volkswirtschaftlichen Kosten. Handeln ist daher angesagt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. September 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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UMWELT/1774: Anton Hofreiter/Bettina Hoffmann zu Mikroplastik in Deutschland


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. September 2018

Anton Hofreiter/Bettina Hoffmann zu Mikroplastik in Deutschland



Zu aktuellen Zahlen, demnach in Deutschland pro Jahr 330.000 Tonnen Mikroplastik in die Umwelt gelangen, finden Sie im Folgenden Statements von Anton Hofreiter und Bettina Hoffmann.

Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

"Die Studie des Fraunhofer-Instituts muss ein Weckruf für die Bundesregierung sein. Sie darf vor den Mikroplastik-Fluten nicht länger die Augen verschließen. Wir erwarten von der Bundesregierung eine umfassende und mutige Strategie. Dafür braucht es neue Ansätze: Plastik, das häufig in Gewässern und Natur landet, muss in Zukunft vollständig abbaubar sein. Die Bundesregierung muss sich dafür einsetzen, dass zu 100 Prozent abbaubares Plastik entwickelt und marktreif wird. Sie sollte darum mit mindestens 50 Millionen Euro gezielt die Entwicklung von abbaubarem Plastik fördern. Außerdem muss das Problem des hohen Mikroplastik-Anteils beim Reifenabrieb bekämpft werden. Die Bundesregierung kann beispielsweise dafür sorgen, dass entsprechende Plastik-Filter in die Regenwasserabläufe von Fernstraßen eingebaut werden."

Bettina Hoffmann, Sprecherin für Umweltpolitik:

"Die zunehmende Belastung der Natur mit Mikroplastik ist alarmierend. Im Sinne des Vorsorgeprinzips muss die Bundesregierung jetzt handeln und eine Strategie gegen Mikroplastik entwickeln. Wir fordern, dass die Bundesregierung endlich dem Beispiel Schwedens folgt, und Mikroplastik in Kosmetika und Körperpflegeprodukten verbietet. Außerdem muss die gängige Praxis beendet werden, dass abgelaufene Lebensmittel mit ihren Verpackungen geschreddert und dann über Biogasanlagen oder Faultürmen von Kläranlagen auf den Böden und in Gewässern landen. Dazu fordern wir die Bundesregierung auf, endlich mit der Industrie in einen ernsthaften Dialog zu treten, um den Eintrag von Mikroplastik aus weiteren Quellen zu stoppen. Dabei muss es auch um Themen wie Mikroplastikfilter in Waschmaschinen gehen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. September 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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UMWELT/1773: Klimagipfel in Bangkok - Verschärfung der Klimakrise erfordert Dringlichkeitssitzung


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. September 2018

Klimagipfel in Bangkok: Verschärfung der Klimakrise erfordert Dringlichkeitssitzung



Zur Konferenz der Vereinten Nationen in Bangkok, die die diesjährige Klimakonferenz in Kattowitz vorbereiten soll, erklärt Lisa Badum, Sprecherin für Klimaschutz:

Wenn der Vorsitzende der UN-Konferenz, Fidschis Ministerpräsident Frank Bainimarama, den eigentlich als Nachbereitungskonferenz zu Bonn gedachten Gipfel zu einer globalen Dringlichkeitssitzung hochstuft, hat er Recht. Die Eisschilde der Pole schmelzen rasant, der Meeresspiegel steigt nach jüngsten Messungen schneller als erwartet, und in allen Ländern der Erde ist in den letzten Jahren ein eindeutiger Temperaturtrend Richtung Erwärmung zu verzeichnen.

Es ist also nur folgerichtig, wenn die auf der Konferenz in Bonn zur Nachschärfung angekündigten höheren nationalen Klimaschutzbeiträge, die so genannten NDCs, zu denen auch die Beiträge der EU als Ganzes zählen, nun schneller und ambitionierter ausgestaltet werden müssen.

Doch von derlei Anstrengungen ist bei der Bundesregierung keine Spur. Im Gegenteil: Kaum verkündet die EU-Kommission zaghaft ein leicht erhöhtes Klimaziel für 2030, auch um vor der Weltgemeinschaft in Kattowitz nicht blank dazustehen, sabotiert Deutschland wieder alle Bemühungen. Kanzlerin Merkel und leider auch Umweltministerin Schulze kanzeln diesen notwendigen Schritt unter der Überschrift "immer neue Ziele" ab.

Um unbequemen Debatten mit der Anti-Klima-Lobby, vor allem im Verkehrsbereich und in der eigenen Koalition auszuweichen, nehmen sie lieber in Kauf, dass Inselstaaten und Küsten weltweit weiter in Bedrängnis geraten und Zentimeter für Zentimeter für immer weiter verschwinden .

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. September 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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UMWELT/1772: Bundesregierung muss Meeresschutz vorantreiben


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. September 2018

Bundesregierung muss Meeresschutz vorantreiben



Zu den heute gestarteten UN-Verhandlungen über einen Vertrag zum Meeresschutz erklärt Steffi Lemke, Sprecherin für Naturschutzpolitik:

Meeresgebieten außerhalb der Zuständigkeit von Staaten fehlt bisher ein Rechtsrahmen für den Schutz und die nachhaltige Nutzung der Biodiversität. Die Bundesregierung muss dazu beitragen, die Verhandlungen für das internationale Abkommen im Rahmen der UNCLOS zügig voranzutreiben und zu einem erfolgreichen Abschluss zu bringen. Denn unsere Meere sind mit Plastik, Abfallstoffen, Chemikalien und Erdöl vermüllt, sind fast leergefischt und leiden unter der Klimakrise. Wir fordern neben umfassenden Maßnahmen zur Problembekämpfung, wie etwa der Reduktion von Plastikmüll, Meeresschutzgebiete von 30 Prozent der Meeresfläche, damit artenreiche Areale der Ozeane sich schnell erholen können.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. September 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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WIRTSCHAFT/2820: Marktmacht von Digitalkonzernen - Altmaier ist zu kurz gesprungen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. September 2018

Marktmacht von Digitalkonzernen: Altmaier ist zu kurz gesprungen



Zur Vorstellung der Vorschläge der Expertenkommission zur Regulierung von Digitalkonzernen kommentiert Katharina Dröge, Sprecherin für Wettbewerbspolitik:

Was Altmaiers Expertenkommission heute vorlegt, wirkt zu klein, angesichts der extremen Marktmacht, die Internetgiganten wie Google, Facebook oder Amazon bereits heute haben. Bei Unternehmen, die so mächtig sind wie Google und Co. kann es nicht mehr darum gehen, das Umkippen eines Marktes ins Monopol zu verhindern, wie die Studie vorschlägt. All diese Unternehmen haben zumindest in Teilmärkten schon Monopole. Altmaier will nur verhindern, dass weitere Unternehmen Monopole erreichen. Für die bestehenden Monopole sucht er keine Antworten. Mit dem Auftrag zur Studie ist der Minister deshalb offensichtlich zu kurz gesprungen.

Amazon, Facebook und Google kontrollieren die Infrastruktur des Internets. Die Angebote dieser Konzerne sind wie Straßen, Stromleitungen und Schienen: ohne sie geht nichts. Hierauf muss Minister Altmaier Antworten geben, die zeigen, dass Regulierung Fairness und freien Zugang für alle garantieren kann. Dabei liegt eine Reihe von Vorschlägen seit längerem auf dem Tisch: Damit geschlossene Märkte wieder offen werden, müssen Internetplattformen zu offenen Schnittstellen (Interoperabilität) verpflichtet werden. Wer WhatsApp nutzt, muss auch Nachrichten an den Konkurrenzanbieter Threema schicken können.

Die Kartellbehörden müssen zudem schneller werden, um mit den Internetgiganten Schritt halten zu können. Dafür brauchen sie eine bessere Ausstattung und deutlich mehr Personal. Darüber hinaus müssen Fusionen rückgängig gemacht werden, um Marktmacht zu begrenzen. Dass die Wettbewerbsbehörden es erlaubt haben, dass Facebook WhatsApp und Instagram kauft, war ein Fehler. Als letztes Mittel müssen Unternehmen, die durch ihre Marktmacht den Wettbewerb erdrücken, entflochten werden.

Schlussendlich ist die Frage, wie man die Infrastruktur des Internets regulieren muss, so groß, dass sie niemand heute abschließend beantworten kann. Wir erwarten von Minister Altmaier allerdings, dass er sich mit diesen Fragen endlich auseinandersetzt.

Tabea Rößner, Sprecherin für Netzpolitik ergänzt:

Die Bundesregierung ist - trotz großer Ankündigungen - im Bereich des Daten- und Verbraucherschutzes weitgehend untätig geblieben und hat daher zu den mächtigen Positionen von Google & Co. selbst beigetragen. In Zeiten von Big Data und selbstlernenden algorithmischen Entscheidungssystemen ist es für Unternehmen immer wichtiger, große Datenbestände zu generieren. Für einen fairen Wettbewerb ist es deshalb zentral, Daten-Monopole zu verhindern. Die Ankündigung, auch kleineren Konkurrenzunternehmen die Daten der großen Marktbeherrscher zugänglich zu machen, ist zwar interessant. Allerdings bleibt abzuwarten, ob die Bundesregierung hier diesmal wirklich Worten Taten folgen lässt. Im Übrigen bleibt fraglich, wie im Einzelnen dabei die Daten anonymisiert und der Schutz der Verbraucher gewahrt bleiben soll.

Denn wenn wir eins gelernt haben: Wo große Datenmengen hin- und hergeschoben werden, gehen schnell auch mal große Datenmengen verloren. Der Verbraucherschutz muss auch hier daher höchste Priorität haben. Letztlich müssen diese selbst wieder die Hoheit darüber bekommen, welche Informationen an wen sie von sich preisgeben wollen.

 * 
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WIRTSCHAFT/2819: CSU-Ablehnung des Spurwechsels - Schlagbaumphantasien und Symbolpolitik gegen die Wirtschaft


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. September 2018

CSU-Ablehnung des Spurwechsels: Schlagbaumphantasien und Symbolpolitik gegen die Wirtschaft



Zu der Ablehnung der CSU, Geflüchtete in Ausbildung oder mit einem festen Job ein Bleiberecht zu gewähren, erklären Kerstin Andreae, Sprecherin für Wirtschaftspolitik, und Filiz Polat, Sprecherin für Migrations- und Integrationspolitik:

Wieder einmal zeigt sich, dass sich diese Koalition in wichtigen Kernpunkten nicht einig ist. Und wieder einmal ist es vor allem die Union, die pragmatischen und dringend notwendigen Lösungen im Wege steht. Lieber wehrt sie sich mit Händen und Füßen gegen ein modernes und unbürokratischen Einwanderungsgesetz, statt den Menschen, die bereits hier sind, Perspektiven und Chancen zu bieten.

Der "Spurwechsel" ist ein elementarer Baustein für ein echtes Einwanderungsgesetz und ist als ein wichtiges Instrument längst überfällig. Für die betroffenen Menschen, die in Arbeit sind und sich ein soziales Umfeld aufgebaut haben. Und für die Arbeitgeber, für die nicht nur der Fachkräfte- sondern auch der Arbeitskräftemangel an sich längst Realität ist.

Wie deutlich sollen die Wirtschaftsverbände und einzelne Unternehmensinitiativen noch zum Handeln auffordern? Stattdessen ignoriert die Regierung mal wieder die Forderungen der Unternehmen und damit der Menschen vor Ort. Das ist nichts anderes als Realitätsverweigerung! Wer seitens der Politik Engagement fordert, muss auch dabei unterstützen. Stattdessen werden die Unternehmen allein gelassen. Engagiert investieren viele Unternehmen in ihre neuen dringend benötigten Arbeitskräfte und deren Weiterbildung. Die unsinnigen Abschiebungen treffen dann gut integrierte Beschäftigte. Das System Abschieben, um dann eine Wiedereinreise in den Arbeitsmarkt zu ermöglichen ist völlig irrsinnig. Ein absurdes, zermürbendes System für alle Beteiligten. Diese absurde Rechtslage müssen wir dringend mit einem Einwanderungsgesetz beheben.

Die Bundesregierung muss sich entscheiden: Will sie die Chance nutzen, eine moderne Einwanderungsgesellschaft gestalten und Hürden bei der Integration abbauen oder will sie durch ihre Migrationspolitik abschrecken, abschotten und spalten.

Schlagbaumphantasien und viel Symbolpolitik - dafür steht die CSU. Wir aber brauchen pragmatische Lösungen vor Ort - für die Betroffenen und für die Unternehmen.

 * 
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WIRTSCHAFT/2818: China-Afrika-Forum - Milliardeninvestitionen als Weckruf für Europa


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. September 2018

China-Afrika-Forum: Milliardeninvestitionen als Weckruf für Europa



Zum Abschluss des China-Afrika-Forums (FOCAC) erklärt Jürgen Trittin, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss, aus Peking:

China und viele Länder Afrikas vertiefen ihre Beziehungen weiter. Die angekündigten Milliardeninvestitionen Chinas im Rahmen seiner neuen Seidenstraßeninitiative "Belt-Road-Initiative" (BRI) sind zuerst einmal eine gute Nachricht für den afrikanischen Kontinent - und ein Weckruf für die Europäische Union. Entwicklungshilfe wie wirtschaftliche Zusammenarbeit müssen auf Augenhöhe stattfinden. Hier trifft Afrika offensichtlich in China auf offenere Ohren als in Europa. Wenn die EU ihre Beziehungen und den Einfluss in Afrika nicht verlieren will, muss sie eine Antwort auf die Belt-Road-Initiative finden. Die Reise Angela Merkels nach Afrika hat zu wenig fassbare Ergebnisse gebracht.

Klar ist aber auch, dass der Export des chinesischen Wachstumsmodells nach Afrika auch Risiken birgt. Investitionen in die Infrastruktur sind wichtig und richtig. Eine Vielzahl der BRI-Investitionen der letzten Jahre aber sind gescheitert, die Wertschöpfung bleibt viel zu selten in Afrika, da chinesische Firmen vor allem mit chinesischen Arbeitern die Projekte realisieren. Auch die Geringschätzung von Nachhaltigkeitskriterien, Menschenrechten und Umweltschutz sind ein großes Problem, gerade für die Empfängerländer der Investitionen. Die Ankündigung Xi Jinpings, dass in Zukunft vermehrt mit afrikanischen Firmen gearbeitet werden soll, ist ein Schwenk in die richtige Richtung, dessen Realisierung aber abzuwarten bleibt. Aber nur so kann auch wirklich Armutsbekämpfung vor Ort funktionieren.

Die größte Gefahr droht aber auf den Finanzmärkten. Wie ein kreditfinanziertes massives Wachstumsprogramm in die Krise führen kann, zeigt sich gerade beim Absturz der Lira in der Türkei. An wachsender Staatsverschuldung und einer neuen Kreditblase kann niemand Interesse haben, weder die Länder Afrikas, China noch Europa.
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AUSSEN/1765: Schwerer Schlag gegen die Pressefreiheit in Myanmar


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. September 2018

Schwerer Schlag gegen die Pressefreiheit in Myanmar 

Strafen für Reuters-Journalisten ungerechtfertigt - Verbrechen gegen
Rohingya vor internationalem Gericht verhandeln



Zwei myanmarische Journalisten der Nachrichtenagentur Reuters sind am
Montag zu sieben Jahren Haft wegen Landesverrates verurteilt worden.
Dazu erklärt der menschenrechtspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Michael Brand:

"Die Verurteilung der beiden Reuters-Journalisten zu sieben Jahren
Haft ist ein bitterer Schlag gegen die Pressefreiheit in Myanmar.
Durch falsche Anschuldigungen und ungerechtfertigte Urteile soll die
Wahrheit vertuscht werden. Der geplante Völkermord an den Rohingyas
und die Verbrechen gegen die Menschlichkeit müssen dringend vor einem
internationalen Gericht verhandelt werden.

Durch das drakonische Urteil gegen die beiden Journalisten soll ein
Exempel statuiert werden, um andere Journalisten einzuschüchtern. Das
heutige Urteil reiht sich in besorgniserregende Kette der Repression
ein. Das Wegsperren von Journalisten, weil sie regierungskritisch
berichten, wird die massiven Kriegsverbrechen nicht vertuschen
können. Jeder, der hinschaut, weiß, wie massiv die Truppen gegen die
Minderheit der Rohingya seit langem vorgehen. Das Urteil sollte
korrigiert und die beiden Journalisten umgehend freigelassen werden.

Erst die Aufarbeitung des Geschehens in Myanmar kann eine stabile
Grundlage für die Rückkehr der rund 700.000 Rohingya in ihre Heimat
sein, die sich bereits seit über einem Jahr in Flüchtlingslagern im
benachbarten Bangladesch aufhalten. Sie brachten sich dorthin in
Sicherheit vor Massakern, systematischer Vergewaltigung und
Brandschatzungen. Tausende Todesopfer sind zu beklagen."


Hintergrund:

Die Recherche der beiden Reuters-Journalisten Wa Lone und Kyaw Soe Oo
haben dazu beigetragen, die Hinrichtung von zehn Männern der Rohingya
aufzudecken. Die Armeeführung musste die Tötungen eingestehen.

Ein Gericht sprach beide Journalisten, die stets ihre Unschuld
beteuern, heute des Landesverrates schuldig.

 * 
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INNEN/3401: Was für Integrationsverweigerer gilt, sollte doch für Straftäter erst recht gelten


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 4. September 2018

Was für Integrationsverweigerer gilt, sollte doch für Straftäter
erst recht gelten



Bundesjustizministerin Barley fordert gegenüber dem
RedaktionsNetzwerk Deutschland eine "konsequentere Abschiebung bei
Integrationsverweigerung". Hierzu können Sie den stellvertretenden
Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Stephan Harbarth, wie
folgt zitieren:

"CDU und CSU werden die Justizministerin beim Wort nehmen, damit
dieser Forderung auch Taten folgen. Bei der eklatantesten Form der
Integrationsverweigerung - den verurteilten Straftätern - ist eine
weitere Verschärfung des Ausweisungsrechts vor der Bundestagswahl
noch am Widerstand ihres Amtsvorgängers und der SPD gescheitert.
Dabei müsste eine Justizministerin doch gerade in diesen Fällen aktiv
werden. Wenn das Aufenthaltsrecht missbraucht wird, um Straftaten zu
begehen, müssen wir alles dafür tun, dass diese Personen das Land
verlassen."

 * 
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MILITÄR/653: Bundeswehr braucht mehr Investitionen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 3. September 2018

Bundeswehr braucht mehr Investitionen



Zum Fähigkeitsprofil der Bundeswehr können Sie den stellvertretenden
Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Johann David Wadephul,
mit folgenden Worten zitieren:

"Die Bundeswehr muss moderner werden und sie muss wieder wachsen -
das erfordert die seit längerem immer schlechter werdende
sicherheitspolitische Lage. Mit dem jetzt vorliegenden
Fähigkeitsprofil der Bundeswehr zeigt das Verteidigungsministerium
transparent und nachvollziehbar auf, was das im Einzelnen bedeutet.
Was wird die Bundeswehr in den kommenden Jahren leisten müssen,
welches Material und Personal braucht sie dafür - dazu gibt es jetzt
klare Aussagen. Ebenso klar ist: Dafür braucht es steigende
Investitionen in die Bundeswehr. Der Verteidigungshaushalt muss also
weiter wachsen und möglichst schon zum Ende der Legislaturperiode 1,5
Prozent des Bruttoinlandsproduktes (BIP) umfassen. Nur so können die
notwendigen Investitionen planungssicher umgesetzt werden; nur so
bleibt in den kommenden Jahren genug Spielraum für etwaige
Anpassungen infolge technischer oder politischer Entwicklungen."

 * 
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WIRTSCHAFT/2747: Fairer und offener Wettbewerb - auch bei Digital-Unternehmen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 4. September 2018

Fairer und offener Wettbewerb - auch bei Digital-Unternehmen



Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier hat am heutigen Dienstag
eine Studie zur "Modernisierung der Missbrauchsaufsicht für
marktmächtige Unternehmen" entgegengenommen. Hierzu können Sie die
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine
Schön, wie folgt zitieren:

"Wir wollen exzellente regulatorische Rahmenbedingungen für die
deutsche und europäische Wirtschaft schaffen - dies haben wir im
Koalitionsvertrag vereinbart. Die nun vorliegende Studie des BMWi ist
für die Weiterentwicklung des Kartellrechtes ein wichtiger Baustein.
Sie zeigt unter anderem auf, dass auch die Kontrolle über Daten eine
Machtposition begründen kann und deshalb gesondert in den Blick
genommen werden muss. Fakt ist: Datenzugang hat einen massiven
Einfluss auf Innovations- und Wettbewerbschancen. Wir müssen daher
eine innovative Datenpolitik fördern und auch über neue
Lösungsansätze sprechen. Einen Lösungsansatz sehe ich in der
Verpflichtung zur Interoperabilität. Wir brauchen fairen und offenen
Wettbewerb - auch und gerade bei Digital-Unternehmen."

 * 
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ARBEIT/1813: Teilzeitjobs steigen weiter an


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. September 2018

Teilzeitjobs steigen weiter an



"Arbeit wird immer ungerechter verteilt. Während die einen Überstunden schieben müssen, haben die anderen zu wenig. Wir brauchen sichere, gut bezahlte Arbeitsverhältnisse für alle und die gibt es nur mit einer kürzeren Vollzeit bei vollem Lohnausgleich", kommentiert Susanne Ferschl, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, die heute vorgestellten Zahlen vom Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung. Ferschl weiter:

"Viele befinden sich unfreiwillig in Teilzeit, weil sie keine Vollzeitstelle finden. Andere geraten in die Teilzeitfalle, weil sie ihre Arbeitszeit, beispielsweise wegen der Kindererziehung, reduziert haben. Dieser Entwicklung müssen wir entgegenwirken, denn gerade Teilzeitbeschäftigung wird niedriger entlohnt als Vollzeitarbeit, die Weiterbildungs- und Aufstiegschancen sind schlechter und die Gefahr von Altersarmut ist sehr groß.

DIE LINKE fordert ein echtes Rückkehrrecht von Teil- in Vollzeit für alle und dass die Wünsche der Beschäftigten endlich ernst genommen werden. Zudem muss die zulässige wöchentliche Höchstarbeitszeit im Arbeitszeitgesetz von 48 auf 40 Stunden pro Woche gesenkt werden. Die 35-Stunden-Woche und weitere tarifliche Arbeitszeitverkürzungen wollen wir gemeinsam mit den Gewerkschaften durchsetzen."

 * 

Quelle:
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EUROPA/1642: Gegen ein Kerneuropa der Migrationsabwehr


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. September 2018

Gegen ein Kerneuropa der Migrationsabwehr



"Wir lehnen die von Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) und seinem österreichischen Amtskollegen Herbert Kickl (FPÖ) geforderten Ausschiffungszentren in Nordafrika ab. Dorthin sollen auf hoher See gerettete Migranten verfrachtet werden. Mit derartigen Lagern würde die illegale Politik der Zurückweisung Schutzsuchender (Non-Refoulement) verstetigt", erklärt Andrej Hunko, europapolitischer Sprecher Fraktion DIE LINKE, zu den heute von Österreichs Innenminister Herbert Kickl und dem deutschen Bundesminister Horst Seehofer geforderten "Ausschiffungszentren". Hunko:

"Die Afrikanische Union will jedoch nicht zum Türsteher der Europäischen Union werden, auch einzelne Regierungen nordafrikanischer Länder haben sich bereits ablehnend geäußert. Trotzdem wollen sich die EU-Innenminister nächste Woche mit den Ausschiffungszentren befassen, anschließend stehen sie auf der Agenda des EU-Sondergipfels am 20. September in Salzburg. Ich bin froh, dass dagegen breite Proteste angekündigt sind.

Das heutige Treffen soll die neue Achse Rom-Wien-Berlin zur Migrationskontrolle stärken. Die beiden rechten Minister stehen mit Italiens Innenminister Salvini für eine Politik der Abschottung. Weil viele EU-Mitgliedstaaten diesen Kurs ablehnen, setzen Seehofer, Kickl und Salvini auf bilaterale Abschiebeabkommen. Nach Spanien und Griechenland will jetzt auch Italien einen solchen Vertrag schließen. Statt einem Kerneuropa der Migrationsabwehr braucht es jedoch eine solidarische Umverteilung von Geflüchteten. Es braucht außerdem eine ernsthafte Bekämpfung von Fluchtursachen."

 * 
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INNEN/4976: Bundesgeschäftsführer Jörg Schindler zu der Initiative "aufstehen"


DIE LINKE - Presseerklärung vom 4. September 2018

Bundesgeschäftsführer Jörg Schindler zu der Initiative "aufstehen"



Sahra Wagenknecht, Ludger Volmer, Simone Lange und Bernd Stegemann haben heute die Initiative "aufstehen" vorgestellt. Dazu der Bundesgeschäftsführer der Partei DIE LINKE, Jörg Schindler:

"Die Initiative #Aufstehen von Sahra Wagenknecht und Oskar Lafontaine ist kein Projekt der Partei DIE LINKE, sondern von Einzelpersonen.

In Zeiten, in denen eine rechtsradikale Partei im Parlament mit Nazis auf den Straßen marschiert, ist es die Verantwortung aller Linken, Solidarität zu zeigen und dem Rechtsruck die Stirn zu bieten. Mit uns demonstrierten und demonstrieren Zehntausende für die Solidarität mit Geflüchteten, für Seenotrettung statt rechter Hetze und gegen rechte Gewalt. Es findet eine politisch dramatische Verschiebung statt. Rassismus und Menschenverachtung werden gesellschaftsfähig. Es ist ein Angriff, der uns allen gilt. DIE LINKE steht an der Seite aller, die sich dem Rechtsruck entgegenstellen und die nicht zulassen, dass Sozialstaat, Flucht und Migration gegeneinander ausgespielt werden. Für uns bleibt dabei zentral, dass die Kämpfe und das politische Engagement für soziale Sicherheit und um Freiheitsrechte sowie für globale Gerechtigkeit unteilbar sind.

Der Gründungsaufruf der Initiative von Sahra Wagenknecht und Oskar Lafontaine enthält zahlreiche Forderungen, die fester Bestandteil des Programms der LINKEN sind. Es liegt in der Natur der Sache, dass DIE LINKE weitergehende Vorstellungen hat, wie die politischen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen verändert werden müssen, damit eine sozial gerechte Gesellschaft entstehen kann. Andere politische Mehrheiten entstehen durch breite gesellschaftliche Mobilisierung und starke zivilgesellschaftliche Bündnisse. Ohne eine starke LINKE werden diese nicht erreicht, geschweige denn ein Politikwechsel herbeigeführt. Wir halten es für notwendig, Druck auf die anderen Parteien für eine andere Politik aufzubauen, gesellschaftliche Bündnisse zu schließen, die eigenen Initiativen und Kampagnen verstärken und neue Mitglieder und Wähler gewinnen.

Unsere Aufgabe sehen wir darin, DIE LINKE zu stärken und gesellschaftliche Mehrheiten für soziale Gerechtigkeit, Frieden, Solidarität und Klimaschutz zu erstreiten. Dabei mobilisieren wir erfolgreich gegen den Pflegenotstand, starten im September eine groß angelegte Kampagne gegen den Mietwucher und für bezahlbare Wohnungen, wehren uns gegen die Aufrüstungspläne der Bundesregierung und engagieren uns für den Klimaschutz. Besondere Bedeutung haben für uns die Landtagswahlen in Bayern und Hessen. In Bayern wollen wir erstmals in den Landtag einziehen und in Hessen unsere Position ausbauen."

 * 

Quelle:
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SICHERHEIT/1903: Aufrüstung wichtiger als Gesundheit, Bildung, Familie, Wohnen zusammen?


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. September 2018

Aufrüstung wichtiger als Gesundheit, Bildung, Familie, Wohnen zusammen?



"Die Aufrüstungspläne des Verteidigungsministeriums werden immer dreister", erklärt Matthias Höhn, sicherheitspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE im Bundestag, zum neuen Finanzbedarf aus dem Verteidigungsministerium für die Bundeswehr. Höhn weiter:

"Pünktlich zu den anstehenden Haushaltsverhandlungen im Herbst wird mit einem neuen Grundsatzpapier aus dem Verteidigungsministerium Druck gemacht, um heute und in Zukunft noch mehr Geld für die Bundeswehr durchzusetzen. Bis 2025 soll der Wehretat auf 60 Milliarden Euro steigen. Damit würde sich der Verteidigungshaushalt seit dem Amtsantritt von Frau von der Leyen im Jahr 2014 verdoppeln. 60 Milliarden Euro fürs Militär sind mehr als die Bundesregierung heute zusammen für Gesundheit, Bildung, Familie und Wohnen ausgibt.

Wir brauchen eine Sicherheitspolitik, die Deutschland international zum Vorreiter für Abrüstung und Entspannung macht. Das hieße: ein Prozent der Wirtschaftsleistung statt zwei Prozent fürs Militär. Das ist realistisch angesichts der Sicherheitslage in Europa. Wir müssen in Richtung Ein-Prozent-Ziel umsteuern, allein dadurch würden im Vergleich zu den Regierungsplänen 25 Milliarden Euro pro Jahr für den sozialen Zusammenhalt frei."

 * 
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BUNDESTAG/7487: Heute im Bundestag Nr. 639 - 04.09.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 639

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 4. September 2018, Redaktionsschluss: 11.30 Uhr

1. Änderung des Zensusvorbereitungsgesetzes

2. Widerrufe von Flüchtlingsanerkennung

3. Krankenstand unter Arbeitnehmern

4. Sprachkurse für Flüchtlinge



1. Änderung des Zensusvorbereitungsgesetzes

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf "zur
Änderung des Zensusvorbereitungsgesetzes 2021" (19/3828) vorgelegt.
Wie sie in der Vorlage ausführt, bedarf die Lieferung der Meldedaten
für den Zensus 2021 eines Testdurchlaufs, um die Übermittlungswege und
die Qualität der zu übermittelnden Daten rechtzeitig im Vorfeld
überprüfen zu können. Zusätzlich sollen die Daten der Prüfung und
Weiterentwicklung der Programme zur Durchführung des Zensus 2021
dienen. Mit der vorliegenden Regelung soll die Rechtsgrundlage für
diese Übermittlung geschaffen werden, wie aus der Vorlage weiter
hervorgeht. Danach sollen die Meldedaten zum Stichtag 13. Januar 2019
von den Meldebehörden mit Klarnamen geliefert werden.

 * 

2. Widerrufe von Flüchtlingsanerkennung

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im zweiten Quartal 2018 sind in Deutschland
insgesamt 184 Asyl- beziehungsweise Flüchtlingsanerkennungen
einschließlich subsidiären Schutzes beziehungsweise
Abschiebungsverboten zurückgenommen worden nach 123 in den ersten drei
Monaten dieses Jahres. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung
(19/3839) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/3451)
hervor. Danach kam es bei insgesamt 17.245 Entscheidungen in
Widerrufsprüfverfahren von Anfang Januar bis Ende März sowie bei
26.053 Entscheidungen von Anfang April bis Ende Juni in jeweils 99,3
Prozent der Fälle zu keinem Widerruf.

 * 

3. Krankenstand unter Arbeitnehmern

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit den gesundheitlichen Belastungen von
Arbeitnehmern befasst sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/4049). Arbeitsverdichtung und Stress machten den Menschen
zu schaffen. Immer häufiger führe dies dazu, dass Beschäftigte krank
werden.

Es seien vor allem Erkrankungen des Muskel-Skelett-Systems und
psychische Erkrankungen, die zu langen Krankschreibungen führten. Die
Abgeordneten fragen die Bundesregierung nun nach ihren Erkenntnissen
zu dem Thema sowie aktuellen Zahlen zum Krankenstand.

 * 

4. Sprachkurse für Flüchtlinge

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Viele Flüchtlinge, die sich in Deutschland für ein
Studium interessieren, müssen in der Regel einen Sprachkurs belegen,
um als "studierfähig" zu gelten. Das schreibt die AfD-Fraktion in
einer Kleine Anfrage (19/3989). Die Fraktion möchte wissen, ob die
Maßnahmenpakete des DAAD, insbesondere die Programme"onSET" und
"Integra" über das Jahr 2018 hinaus fortgesetzt werden und wie hoch
die finanziellen Mittel sind, die dem DAAD zur Verfügung gestellt
werden. Zudem interessiert die Fraktion, wie lange die Maßnahmen noch
gefördert werden und aus welchem Grund Flüchtlinge an diesen Maßnahmen
teilnehmen dürfen, obwohl deren Aufenthaltsstatus nicht geklärt ist.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1744: Zum 9. Meseberger Zukunftsgespräch mit den Sozialpartnern, 03.09.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift Pressekonferenz - Montag, 3. September 2018

Pressekonferenz zum 9. Meseberger Zukunftsgespräch mit den
Sozialpartnern 

Sprecher: Bundeskanzlerin Angela Merkel, Bundesminister der Finanzen
Olaf Scholz, Vorsitzender des Deutschen Gewerkschaftsbundes Reiner
Hoffmann, Präsident des Bundesverbandes der Deutschen Industrie Professor
Dieter Kempf



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, wir haben heute unser 9. Meseberger
Gespräch abgehalten. Wir haben uns mit Fragen der Zukunft der Arbeit
beschäftigt, auch der Gestalt der Arbeit. Wir haben heute 45 Millionen
Erwerbstätige - noch nicht ganz, aber wir werden es im Herbst vielleicht
schaffen, 45 Millionen Erwerbstätige zu haben. Wir haben eine niedrige
Arbeitslosigkeit von fünf Prozent. Wir haben in vielen Bereichen unseres
Landes heute eher die Klage, dass es an Fachkräften mangelt, als dass es zu
viele Arbeitslose gibt. Dennoch war die Diskussion von der vollkommen
gemeinsamen Einschätzung getragen, dass wir vor großen Strukturumbrüchen
stehen, was die Art der Arbeit anbelangt, und dass wir uns darauf
vorbereiten müssen, sowohl im Blick auf unsere Sozialsysteme als auch im
Blick auf die Frage, was Menschen können müssen, um in der Arbeitswelt der
Zukunft bestehen zu können.

Dieses Mal können wir in dem zweiten Bereich, nämlich in dem Bereich
dessen, was Menschen können müssen, und in dem Bereich der Weiterbildung,
einen deutlichen Fortschritt gegenüber dem vorigen Meseberger Gespräch
sehen, bei dem wir auch darüber gesprochen und die Themenvielfalt
angerissen haben. Inzwischen können wir als Bundesregierung aber darauf
verweisen, dass wir eine Nationale Weiterbildungsstrategie vereinbart haben
und dass wir in diesem Zusammenhang noch im September das erste Gesetz auf
der Tagesordnung haben werden, nämlich die Frage des Zugangs, der
Möglichkeit, von der Bundesagentur unterstützt, in Betrieben, die vom
digitalen Wandel betroffen sind, Weiterbildung anzubieten, und zwar nicht
erst dann, wenn jemand von Arbeitslosigkeit bedroht ist und wenn schon
Kurzarbeit durchgeführt wird, sondern gemeinsam mit den Betrieben eben
dann, wenn es um die Vorbereitung auf die Zukunft geht.

Wir haben heute die Vertreter des Unternehmens Continental bei uns gehabt,
die uns sehr plausibel und einleuchtend gezeigt haben, was in diesem
Unternehmen getan wird, das, denke ich, stellvertretend für viele große
Unternehmen steht. Aber wir waren uns auch der Aufgabe bewusst, die sich
daraus für Kleine und mittlere Unternehmen ergibt. Wir haben hierzu
verschiedene Aspekte diskutiert, nämlich die begleitende Weiterbildung
während des Arbeitsprozesses im Betrieb, aber auch die Frage, wie wir im
Rahmen einer nationalen Weiterbildungsstrategie auch Angebote, die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ividuell nutzen, besser zertifizieren,
besser ordnen und auch besser qualitativ beurteilen können. Ich denke, dass
wir in diesem Bereich durch die Ausgestaltung der Nationalen
Weiterbildungsstrategie in diesem Jahr und in dieser Legislaturperiode
deutlich weiterkommen werden.

Wir haben uns dann zum ersten Teil mit dem Thema Crowdworking als einem
Ausdruck dessen befasst, was sich durch die zunehmende Plattformökonomie
ergibt. Die Plattformökonomie wird unsere Art des Wirtschafts-, aber auch
des Kunden- und Unternehmenskontaktes sehr stark verändern. Wir werden
deshalb weiterdiskutieren, vor allem der Bundeswirtschaftsminister und der
Bundesarbeitsminister - der Bundesarbeitsminister befasst sich mit den
Experten ja intensiv mit dem Thema Arbeit 4.0 -, wie wir hierbei die
richtigen Antworten finden, ohne diese Art der Wertschöpfung gleich von
vornherein aus unserem Lande zu verbannen, aber eben auch ohne dass man
jede Art von Regeln aufgibt, das heißt im Grund, ohne eine neue Form von
prekären Arbeitsverhältnissen zu finden. Ich habe den Eindruck, dass dabei
noch ein ganzes Stück Arbeit vor uns liegt. Aber die Diskussion dazu war
wichtig und sehr offen.

Das waren deshalb zwei interessante und spannende Themenfelder. Sie geben
uns die Möglichkeit, daran noch intensiv weiterzuarbeiten.

BM Scholz: Deutschland lebt von seinen Innovationen und seiner
Innovationsfähigkeit. Deswegen ist es völlig richtig, dass wir uns heute
über die Veränderungen der Arbeitswelt unterhalten haben, die sich aus der
Digitalisierung ergeben. Zentral ist, dass wir möglich machen, was mit den
neuen technischen Veränderungen verbunden ist, dass man zum Beispiel die
Möglichkeiten der Plattformökonomie nutzt, dass man die Möglichkeiten des
Crowdworkings nutzt - innerhalb der Betriebe, außerhalb von Unternehmen,
für die Erschließung neuer Märkte, für die Entwicklung neuer Angebote - und
gleichzeitig sicherstellt, dass es sich um sichere Arbeit handelt. Ob sie
nun durch Selbstständige oder durch abhängig Beschäftigte, durch
Arbeitnehmer, geleistet wird - es kann nicht sein, dass die Technik den
Vorwand liefert, Sicherheit, die wir im Arbeitsleben über viele Jahrzehnte
und lange Zeit miteinander erworben haben, in Frage zu stellen.

Das ist möglich, und deshalb ist es wichtig, aus diesem Gespräch
mitzunehmen, dass wir die Möglichkeiten, so etwas herzustellen auch
erörtert haben, und dass wir uns das für die Zukunft vornehmen.

Heute ist das bereits ein wichtiger Teil der Volkswirtschaft - nicht so
bedeutend wie vieles andere, aber man muss schon sagen, dass sich das auf
viele, viele andere Bereiche ausweiten kann. Deshalb ist jetzt die Zeit,
dafür zu sorgen, dass sich das in den Bahnen einer sozialen Marktwirtschaft
entwickelt, mit den Möglichkeiten, die wir bis heute richtig finden und die
auch für die Zukunft gut sind, nämlich dass es auch für diejenigen, die die
Arbeit leisten, ein gutes Ergebnis für ihre Arbeit gibt und dass sie sich
auf Sicherheit verlassen können, wenn sie in den neuen Feldern tätig sind.

Dass wir Weiterbildung brauchen, wird immer gesagt. Dass wir etwas dafür
tun, ist nicht so selbstverständlich. Deshalb ist es gut, dass sich die
Regierung vorgenommen hat, die Möglichkeit der Weiterbildung für
beschäftigte Arbeitnehmer zu verbessern. Es ist auch gut, dass wir hier mit
zwei Experten aus einem großen Unternehmen gesprochen haben, einem
Betriebsrat, der Vertreterin des Personals auf Unternehmensseite, um
herauszufinden, wie man das machen kann. Man sieht, es gibt gute Beispiele
dafür, dass das von den Unternehmen aus vorangebracht wird, zusammen mit
ihren Betriebsräten und den Gewerkschaften. Gleichzeitig gibt es auch die
Erfahrung, dass es sinnvoll ist, die Fähigkeiten und Kompetenzen, die
Beschäftigte haben, zu nutzen. Denn darauf aufbauend kann man oft neue
Möglichkeiten und neue Qualifikationen entwickeln.

Das waren die Themen, die wir diskutiert haben. Sie sind, denke ich, für
die Zukunft von Sozialpartnerschaft und sozialer Marktwirtschaft und
natürlich auch für die Zukunft unseres Wohlstands von großer Bedeutung.
Denn wir wollen ja die Innovationen, die mit der neuen Technik verbunden
sind.

Hoffmann: Meine Damen und Herren, das Thema der digitalen Arbeit oder der
Veränderung der Arbeitswelt durch Digitalisierung beschäftigt gerade die
Gewerkschaften schon seit geraumer Zeit. Wir sind uns, denke ich, auch
heute hier in Meseberg einig gewesen, dass auch im Zeitalter der
Digitalisierung Erwerbsarbeit zentral für unsere sozialen Marktwirtschaften
bleiben wird. Die Frage ist: Wie gelingt es, dass wir diesen Wandel nicht
nur technologisch, sondern auch sozial erfolgreich gestalten? Wie gelingt
es, dass wir aus technologischem Fortschritt letztendlich auch sozialen
Fortschritt für die Menschen machen?

Wir sind uns darüber im Klaren, dass wir den Menschen auf diesem Weg in den
Mittelpunkt stellen müssen und nicht danach fragen, was technisch machbar
ist, sondern danach, was wir mit den Menschen gemeinsam auf den Weg bringen
können und wie wir die Arbeit der Zukunft gestalten können. Denn wir
wissen, dass mit der Digitalisierung ein Strukturwandel einhergehen wird,
in dem durchaus Arbeitsplätze vernichtet werden.

Es werden aber neue entstehen. Deshalb waren wir auch nicht so
pessimistisch, wie zahlreiche Studien es in den letzten zwei, drei Jahren
nahegelegt haben wie beispielsweise die Studie von Frey und Osborne, dass
47 Prozent der Tätigkeiten entfallen werden. Wir teilen diesen Pessimismus
nicht. Ich fand es schon beachtlich, dass auch von der Arbeitgeberseite
unterstrichen wurde, dass wir diesen jetzt nicht mit einem naiven
Zweckoptimismus unterfüttern wollen, sondern realistisch herangehen und
fragen, welche Veränderungen und welche Herausforderungen dabei im Raum
stehen.

Ich will durchaus auch aus gewerkschaftlicher Perspektive sagen, dass wir
natürlich mit der Digitalisierung auch mit neuen Geschäftsmodellen
konfrontiert sind und wir schon der Frage nachgehen müssen, wie wir diese
neuen Geschäftsmodelle denn auch in eine soziale Marktwirtschaft einhegen,
der Frage, wer auf den Plattformen eigentlich noch Arbeitnehmer und wer
Arbeitgeber ist. Wir sind uns darüber einig gewesen, dass beispielsweise
die Einhegung in die Systeme der sozialen Sicherung ganz notwendig und eine
Voraussetzung dafür ist, dass wir den digitalen Strukturwandel erfolgreich
im Interesse der Menschen gestalten.

Ich hatte daran erinnert, dass sich die Große Koalition im
Koalitionsvertrag auch darauf verständigt hat, dass wir auf der einen Seite
neue Geschäftsmodelle fördern wollen, aber auf der anderen Seite bitte
nicht aus dem Blick verlieren, dass dabei gute Arbeit entsteht - und gute
Arbeit ist aus gewerkschaftlicher Sicht immer tarifgebundene Arbeit. Das
heißt, auch hierbei ist für uns die Frage der Stärkung der Tarifbindung
ganz zentral.

Das Weiterbildungsthema beschäftigt uns seit vielen Jahren. Es ist
überhaupt kein neues Thema. Das Stichwort des lebensbegleitenden Lernens
ist allen bekannt. Mit den Praktikern wurde aber auch deutlich, dass wir
sozusagen in unserer Lernkultur einen Wandel durchlaufen müssen, dass
Menschen auch Spaß daran haben können, Weiterbildung zu betreiben, dass
Lernen sozusagen zu den positiven Alltagserfahrungen gehört und nicht
letztendlich durch Druck zu Veränderungen ein Zwang wird, sondern eine
Alltagserfahrung, die den Menschen letztendlich auch hilft und ihre
Berufstätigkeit, ihren Berufsstatus langfristig sichert.

Wir haben uns darüber verständigt, welche institutionellen
Rahmenbedingungen verändert werden müssen. Dabei spielen unterschiedliche
Aspekte eine Rolle. Wie machen wir beispielsweise auch unsere Berufsschulen
oder auch unsere Universitäten und Fachhochschulen fit für Weiterbildung
und neue Aufgaben, die übernommen werden müssen?

Wir wissen, dass sich Arbeit verändern wird. Wir wissen, dass sich
Qualifikationen verändern werden. Wir wissen allerdings häufig nicht, in
welche Richtung die neuen Qualifizierungsbedarfe gehen, und haben uns
darauf verständigt, dass wir viel stärker so etwas wie ein Monitoring
betreiben und nach vorn blicken müssen, welche zukünftigen
Qualifikationsbedarfe notwendig sind, damit Erwerbsarbeit in unserer
sozialen Marktwirtschaft weiterhin zentral bleibt.

Prof. Kempf: Meine Damen und Herren, wir hatten einen ausgesprochen guten
Austausch zum Thema der Digitalisierung und zur Frage, wie sich diese
Digitalisierung auf Gesellschaft und Arbeitswelt auswirkt. Für unsere
Unternehmen tun sich mit der Digitalisierung enorme neue Möglichkeiten auf.
Für unsere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer entstehen neue
Tätigkeitsprofile, neue Beschäftigungsmöglichkeiten. Wir sollten genau
diese Chancen betonen und uns - Herr Hoffmann hat schon darauf hingewiesen -
 von Studien, die eher auf den amerikanischen Markt abzielen und deren
Studienvoraussetzungen schon gut hinterfragt werden könnten, nicht
irremachen lassen.

Unsere Aufgabe muss es sein, in Wirtschaft und Politik gemeinsam möglichst
alle Menschen auf diesen Weg mitzunehmen und ihnen eine Chance zu geben,
von Digitalisierung zu profitieren. Die neuen technologischen Möglichkeiten
können und sollen dabei zu einem Zuwachs an Beschäftigung, zum Zuwachs an
Wohlstand, zu besserer Arbeit führen. Natürlich geht dies auch mit einer
modern gedachten sozialen Marktwirtschaft.

Dabei ist das Thema Bildung im Zeitalter der Digitalisierung besonders
wichtig. Digitale Kompetenzen müssen in allen Bildungsstufen, aber auch in
allen Altersstufen vermittelt werden. Nur dies schafft die Voraussetzung
dafür, dass die Menschen digitale Souveränität - das soll heißen:
Souveränität im Umgang mit Digitalem - in der Alltagswelt, in der
Arbeitswelt, lernen.

Neben der Vermittlung von reinem Fachwissen muss es dabei auch darum gehen,
Selbständigkeit, Agilität, Teamfähigkeit im Umgang mit digitalen Medien und
in der Anwendung von digitalen Inhalten zu erlernen und zu trainieren. Denn
gerade dies wird uns Menschen künftig von Maschinen unterscheiden. Das,
glaube ich, ist gut so.

Dazu werden wir Komfortzonen verlassen müssen. Dazu werden wir aber
vielleicht auch das eine oder andere Wording, die eine oder andere
Begrifflichkeit, überdenken müssen. Ob die Begrifflichkeit "lebenslanges
Lernen" von jedem als hoch attraktiv empfunden wird oder der Bestandteil
"lebenslang" nicht doch Ängste weckt, das müssen wir uns, glaube ich, an
der Stelle noch einmal überlegen.

Für unsere Gesellschaft ist es von großer Bedeutung, die Chancen der
Digitalisierung entschlossen zu nutzen. Dazu gehört neben Bildung natürlich
auch Infrastruktur. Die Bundesregierung hat in ihrem Koalitionsvertrag ja
auch intensiv darauf Bezug genommen. Jetzt sind alle aufgerufen, diese
wesentliche Voraussetzung für den digitalen Wandel kraftvoll zu
unterstützen. Digitale Infrastruktur ist eben neben Bildung eine
wesentliche Voraussetzung für den digitalen Wandel. Man darf dabei nicht
vergessen, dass der mangelnde Anschluss an schnelle Internetverbindung,
insbesondere für mittelständische Unternehmen, ein großes Problem ist, weil
sie oftmals nicht in den Ballungszentren der Republik sitzen.

Deutschland muss insgesamt dran bleiben in all diesen
Digitalisierungsthemen, um seine industrielle Stärke auch in Zukunft
ausspielen und noch stärker nutzen zu können. Ich danke Ihnen für das
Zuhören.

Frage: Thema Digitalisierung und Arbeitswelt. Überwiegen da bei
Arbeitgebern und Arbeitnehmern eher die gemeinsamen Interessen oder gibt es
starke Interessenkonflikte, die sich jetzt schon anbahnen? Stichwort:
Komfortzonen verlassen.

Wenn Sie erlauben, eine kurze Anschlussfrage an die Bundeskanzlerin und an
den Vizekanzler: Was sagen Sie zu den Überlegungen, die AfD solle vom
Verfassungsschutz beobachtet werden?

Hoffmann: Zu den Sozialpartnern kann ich sagen, dass wir durchaus eine
ganze Reihe an Gemeinsamkeiten haben. Es ist auch entscheidend, dass wir
sozusagen analytisch wissen, wohin die Reise gehen soll. Herr Kempf hat es
noch einmal deutlich gemacht. Wir sind in der Einschätzung, wie sich Arbeit
entwickelt, auch im Hinblick auf das Volumen von Erwerbsarbeit, überhaupt
nicht pessimistisch, sondern darin liegen riesige Chancen.

Gleichwohl sagen wir: Wir brauchen einen neuen Gestaltungsrahmen. Es geht
nicht nur darum, dass wir Komfortzonen verlassen - das ist ein bisschen wie
mit dem lebenslangen Lernen; das ist auch nicht sonderlich attraktiv -,
sondern dass wir die Menschen in den Mittelpunkt stellen. Da sind die
Arbeitgeber durchaus nicht anderer Auffassung als wir, weil auch sie
wissen, dass Menschen, qualifizierte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
Voraussetzung für erfolgreiches Wirtschaften sind.

Es ist ein Aspekt, der uns gerade im Hinblick auf neue Geschäftsmodelle
verbindet, dass wir auch in der digitalen Wirtschaft ein "level playing
field", also die gleichen Wettbewerbsbedingungen, brauchen. Dafür brauchen
wir dann auch eine Rahmensetzung, die nicht für wenige, sondern für alle
gilt.

Prof. Kempf: Vielleicht lassen Sie mich kurz ergänzen: Wir sind uns auch
dessen bewusst, dass es eine gemeinschaftliche Aufgabe der Sozialpartner
und der Politik ist, dies anzugehen. Wir von Arbeitnehmer- und
Arbeitgeberseite sind uns auch darüber einig, dass wir uns dieser
Verantwortung stellen müssen, dass wir sie offensiv angehen müssen und uns
nicht mit dem Versprechen einer lebenslangen Alimentation aller -
unbedingtes Grundeinkommen - aus dieser Verantwortung stehlen dürfen.

BK'in Merkel: Wir von der Politik haben deutlich gemacht, dass wir über
jede Einigung zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern froh sind, dass wir
uns natürlich eine möglichst breite Tarifbindung oder zumindest
betriebliche Abreden wünschen. Denn dann müssen wir sozusagen nicht zu viel
intervenieren und können uns auf das beschränken, was unbedingt notwendig
ist. Deshalb sitzen wir ja auch in dieser gemeinsamen Überzeugung, dass
Sozialpartnerschaft etwas Wichtiges zum Gelingen der sozialen
Marktwirtschaft ist.

Was die Frage der Überwachung - welcher Partei auch immer - anbelangt, so
gibt es ja eine gute Praxis, dass das von den Verfassungsschutzbehörden,
egal ob auf der Länder- oder auf der Bundesseite, beobachtet wird und
daraus Schlussfolgerungen gezogen werden. Das sind also keine politischen
Entscheidungen, sondern das sind Entscheidungen, die auf Tatsachen beruhen.
Das wird regelmäßig adjustiert. Wir haben ja aus einigen Ländern gehört,
dass es durchaus solche Beobachtungspunkte gibt. So wird das auch auf der
Bundesebene gehandhabt.

BM Scholz: Die Sozialpartnerschaft hat Deutschland zu dem heutigen
Wohlstand gebracht. Dass wir ein wirtschaftlich so erfolgreiches Land sind,
liegt auch daran, dass es eine bessere Zusammenarbeit - trotz aller
Gegensätze, die ja nicht zu übersehen sind - zwischen Arbeitgebern und
Arbeitnehmern, zwischen Gewerkschaften und Unternehmensverbänden, als in
vielen anderen Ländern gibt.

Deshalb wird es in einer Zeit, in der so viele Veränderungen vor uns
stehen, sehr darauf ankommen, dass wir an diese Tradition anknüpfen und
zeigen, dass sie das beste Modell auch für die Zukunft ist. Wenn wir das
schaffen, dann müssen wir uns auch vor dem globalen Wettbewerb nicht
fürchten.

Was die Frage Beobachtung betrifft, ist es so, wie die Bundeskanzlerin es
eben dargestellt hat. Klar ist aber auch, dass nach den jüngsten
Ereignissen aller Anlass besteht, dass diejenigen, die zuständig sind, noch
einmal neu genau hinschauen und neu nachdenken.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Sie haben die Bedeutung von Plattformen in
dieser digitalen Welt erwähnt. Nun ist es ja so, dass zumindest bisher die
amerikanischen Plattformen zunehmend das Leben prägen, aber auch die
Arbeitsbedingungen. Ist darüber gesprochen worden? Erwarten Sie, dass es da
eine neue transatlantische Auseinandersetzung gibt? Denn das "level playing
field", das Herr Hoffmann eben angesprochen hat, zeichnet sich ja vor allem
im transatlantischen Diskurs ab. Also wie geht man mit den großen IT-Riesen
und deren Arbeitsmodellen um?

Dann hätte ich noch eine Frage an Herrn Kempf und an Herrn Hoffmann.
Wünschen Sie sich eigentlich, dass neben diesen Dialog der Sozialpartner
über Digitalisierung auch einer über Fremdenfeindlichkeit stattfindet? Bei
Ihnen in der DGB-Gewerkschaft ist mittlerweile die AfD aktiv und die
Unternehmen machen sich zunehmend Sorgen, dass zum Beispiel die Anwerbung
von IT-Experten und anderen Fachkräften ein Problem wird. Ist das für Sie
ein Thema? Würden Sie sich da auch einen Dialog mit der Bundesregierung
wünschen?

BK'in Merkel: Es gibt ja zwei Extreme. Das eine Extrem ist, dass es bei uns
gar keine Plattform Wirtschaft im großen Stil gibt. Ich glaube, das wäre
nicht zukunftsweisend, sondern die Plattformen werden ihre Rolle spielen.
Aber es stellen sich hier kartellrechtliche Fragen. Das ist vollkommen
klar. Es stellen sich auch Verantwortungsfragen. Denn sozusagen die
Plattform als naives Gebilde zu beschreiben, wo sich einfach nur Menschen
vernetzen können und sonst passiert da nichts, wäre etwas zu schmal
gedacht. Das ist sowohl richtig im Blick auf die Verbreitung falscher
Nachrichten als auch im Blick auf die Verbreitung von Hetze und Hass.
Darüber haben wir ja mit großen Plattformen gesprochen. Dafür haben wir
auch Regulierungen eingefügt. Ähnlich wird das sicherlich auch im Bereich
der Arbeitsmärkte sein, dass man nicht einfach sagen kann: Hier ist
sozusagen dieses Regelwerk völlig tabu.

Aber auf der anderen Seite müssen wir sehen: Wir leben bei der Plattform
Wirtschaft mehr als bei lokal gebundenen Tätigkeiten in einem globalen
Wettbewerb. Wir wollen ja sozusagen Wohlstand auch weiter ermöglichen. In
diesem Spannungsfeld werden wir uns vertieft mit den Regelungen befassen
müssen.

BM Scholz: Lassen Sie das noch einmal aus meiner Sicht schildern. Es gelten
die Bedingungen, die wir für uns im Hinblick auf die Arbeitsbeziehungen
entwickelt haben. Die Plattformen ändern daran nichts. Das ist eine
technologische Ideologie. Deshalb ist es völlig richtig, dass zum Beispiel
die Möglichkeiten, die das Unternehmen Uber entwickelt hat, nicht dazu
führen, dass die heutigen Regeln für die Qualität der Fahrzeuge und für
diejenigen, die Fahrzeuge führen müssen, dann nicht mehr gelten und auch
nicht im Hinblick auf die Gebühren, die zum Beispiel im Taxigewerbe gelten.
Man sieht ja: Es gibt auch aus Deutschland heraus Plattformen, zum Beispiel
MyTaxi, die die Technik genauso gut können, aber sehr wohl mit den Regeln
arbeiten, die wir heute haben.

So wird es auch bei vielen anderen Fällen sein. Wir müssen die
Mystifizierung der Technik als Vorwand, soziale Rechte abzubauen,
überwinden. Die Technik ist beeindruckend. Wir wollen sie unbedingt in
unserem Land haben. Wir wollen, dass auch viele solcher Technologien aus
Deutschland heraus entwickelt werden. Aber es bedeutet nicht, dass unser
Land weniger sozial werden muss.

Prof. Kempf: Dann mache ich einmal den Anfang zur Frage
Fremdenfeindlichkeit. Im Anschluss an die Vorgänge in Chemnitz habe ich
mich ja für die deutsche Wirtschaft hierzu auch positioniert, ähnlich
übrigens wie mein Kollege Herr Schweitzer von der DIHK.

Wir sind eine offene Gesellschaft. Wir von der Wirtschaft brauchen diese
Offenheit nicht nur als Weltoffenheit, sondern auch als offene Gesellschaft
im Inneren. Fremdenfeindlichkeit oder gar Hass passen schlichtweg nicht zu
dieser Vorstellung. Aber natürlich ist unsere offene Gesellschaft auch
regelbasiert, und wir erwarten von allen, dass diese Regeln eingehalten
werden.

Ich glaube, wir müssen uns klar von einigen Vorkommnissen abgrenzen, wie
wir sie in Chemnitz gesehen haben.

Hoffmann: Vielleicht anfangs zur Frage der Plattformökonomie: Natürlich
bedeutet Digitalisierung der Arbeitswelt weit mehr als nur
Plattformökonomie. Ich erinnere daran: Der deutsche Wirtschaftsstandort hat
einen extrem gut aufgestellten Maschinenbau, einen extrem gut aufgestellten
Fahrzeugbau, die chemische Industrie. Hier entstehen völlig neue
Interaktionsformen zwischen Technik und Menschen in neuen und veränderten
Wertschöpfungsketten. Diese gilt es zu gestalten. Bei der Plattformökonomie
- der Vizekanzler Olaf Scholz hat darauf hingewiesen - gelten auch für die
die Spielregeln, die wir für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in
Deutschland oder in Europa haben. Das Problem ist, ob diese Anbieter ihr
Verständnis als Arbeitgeber oder lediglich als Dienstleistungsanbieter
wahrnehmen. Hier gibt es aus unserer Sicht Klärungsbedarf. Ich hatte es
angesprochen. Wer ist Arbeitgeber in dieser Plattformökonomie? Wer ist
Arbeitnehmer? Wer zahlt am Ende des Tages dann beispielsweise die
Sozialversicherungsbeiträge? Wer sorgt dafür, dass Steuern ordentlich
entrichtet werden? Wo haben wir letztendlich auf der anderen Seite jemanden
am Verhandlungstisch sitzen, mit dem wir vernünftige Tarifverträge zur
Gestaltung der Arbeit abschließen können?

Zur Frage Fremdenfeindlichkeit: Ich glaube, da gibt es eine große Allianz
zwischen den Arbeitgebern und den Gewerkschaften. Wir haben uns mehrfach
gemeinsam dazu öffentlich geäußert. Angesichts dessen, was wir gegenwärtig
erleben, ist es, glaube ich, von gemeinsamen Interesse, uns da ganz klar
und deutlich zu positionieren. Ich erinnere daran, dass wir schon vor drei
Jahren die Allianz der Weltoffenheit mit den Arbeitgebern, den großen
Kirchen und zahlreichen anderen zivilgesellschaftlichen Organisationen
gegründet haben. Wir haben uns gerade am Wochenende darauf verständigt,
dass wir mit dieser Allianz uns in den nächsten Tagen zu der ganzen
Problematik klar und deutlich äußern werden.

BK'in Merkel: Danke schön.

Montag, 3. September 2018
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Regierungspressekonferenz vom 3. September 2018



Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Gespräch mit dem französischen
Staatspräsidenten in Marseille, Reise in die ehemalige jugoslawische
Republik Mazedonien), mögliche Beobachtung der AfD durch den
Verfassungsschutz, Ereignisse in Chemnitz, Verurteilung von zwei
Journalisten in Myanmar, Tod des ukrainischen Separatistenführers
Sachartschenko, Brexit-Verhandlungen, Organspende, Tötungsdelikte in
Deutschland, Messerangriff vor dem Hauptbahnhof in Amsterdam, Pläne für
eine neue Islamkonferenz, Prüfung des Bundesrechnungshofs im Zusammenhang
mit der BAMF-Außenstelle Bremen, deutsche Verbrechen im heutigen Namibia
während der Kolonialzeit, europäische Flüchtlingspolitik


Sprecher: StS Seibert, Neymanns (BMI), Burger (AA), Krüger (BMJV)

Vorsitzende Wefers eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag, meine Damen und Herren! Ich habe noch zwei Termine
zum Terminkalender der Bundeskanzlerin in dieser Woche nachzureichen, den
Ihnen Frau Demmer schon am Freitag vorgetragen hatte.

Das eine betrifft diesen Freitag. Am Freitagnachmittag wird die
Bundeskanzlerin in Marseille mit dem französischen Präsidenten Emmanuel
Macron zu Gesprächen zusammentreffen. Ich kann Ihnen derzeit den genauen
Verlauf noch nicht sagen. Wie gesagt: Freitagnachmittag, Marseille. Es wird
auch eine Pressebegegnung geben. Details reichen wir nach.

Am Samstag, den 8. September, wird die Bundeskanzlerin in die ehemalige
jugoslawische Republik Mazedonien reisen. Auch da ist das Programm noch in
der Abstimmung. Ich kann Ihnen aber schon mitteilen, dass die
Bundeskanzlerin dort mit Ministerpräsident Zoran Zaev zusammentreffen wird.
Die regionale Entwicklung und bilaterale Fragen stehen im Vordergrund. Die
Bundeskanzlerin möchte sich - sicherlich auch vor dem Hintergrund des
anstehenden Referendums zur Namensfrage Ende dieses Monats - einen Eindruck
von der Situation vor Ort verschaffen.

Das ist das, was ich nachreichen wollte.

Frage: Ist da eine Pressebegleitung geplant?

StS Seibert: Meines Wissens nach Frankreich auf jeden Fall nicht. In
Frankreich ist ja die deutsche Presse sehr stark vertreten. Das ist das,
was ich Ihnen im Moment sagen kann.

Frage: Herr Seibert, kann es auch so sein, dass Frau Merkel mit Herrn
Macron das Thema Ukraine und die Gespräche im Normandie-Format besprechen
wird?

StS Seibert: Die Frage "Kann es so sein?" ist ja schon ziemlich offen
gestellt. Darauf könnte ich offen zurück antworten: Es kann so sein. - Aber
ich möchte jetzt hier keine Themenliste vorgeben. Die Bundeskanzlerin und
der Staatspräsident werden Sie dann in der Pressekonferenz unterrichten.

Frage: Gibt es für den Ort des Treffens, Marseille, irgendeinen Grund, den
Sie uns sagen könnten?

StS Seibert: Es ist gar nicht schlecht, wenn man sich nicht immer nur in
den Hauptstädten trifft. Das wird auch mit anderen Regierungschefs
praktiziert. Das war der Vorschlag der französischen Seite, auf den die
Bundeskanzlerin gerne eingegangen ist.

Frage: Herr Seibert, habe ich es richtig verstanden, dass die Frau
Bundeskanzlerin am Freitag dieser Woche nach Marseille reist?

StS Seibert: Freitag, den 7. September, nachmittags.

Frage: Sind in Marseille noch andere Termine geplant, außer dem Treffen mit
Herrn Macron?

StS Seibert: Nein. Die Reise gilt einer ausführlichen Begegnung mit dem
französischen Präsidenten und seinem Team.

Frage: Ich habe erst einmal eine Frage an das Innenministerium - da wird
sich in der Kürze der Zeit nichts an der Haltung des Innenministers
geändert haben -, was die bundesweite Beobachtung der AfD angeht. Können
Sie noch einmal ganz kurz erläutern, was seine Beweggründe sind, dass dies
im Moment nicht der Fall ist?

Herr Seibert, können Sie die Haltung der Kanzlerin dazu sagen?

Neymanns: Der Minister hat sich ja am Wochenende dazu geäußert. Für
diejenigen, die das nicht ganz genau verfolgt haben, möchte ich dies
zitieren:

"Natürlich muss man immer genau hinschauen, und das tut der
Verfassungsschutz, ob es sich bei Aussagen von Parteimitgliedern oder
Zusammenarbeit mit bestimmten Gruppen um Einzelmeinungen oder
parteipolitische Linie handelt. Derzeit liegen die Voraussetzungen für eine
Beobachtung der Partei als Ganzes für mich nicht vor."

Wenn ich dazu noch ein bisschen ausführen darf: Grundlage für die
Feststellung der Verfassungsfeindlichkeit ist das
Bundesverfassungsschutzgesetz, nämlich die §§ 3 und 4. In §
M 3 steht:

"Aufgabe der Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder ist die
Sammlung und Auswertung von Informationen ... über Bestrebungen, die gegen
die freiheitliche demokratische Grundordnung, den Bestand oder die
Sicherheit des Bundes oder eines Landes gerichtet sind."

In Bezug auf die AfD als Ganzes liegen hierfür in der erforderlichen
Gesamtbetrachtung keine Erkenntnisse vor.

StS Seibert: Ich habe dem nichts hinzuzufügen. Der Kollege hat den 3 des
Bundesverfassungsschutzgesetzes zitiert. Darin sind die Voraussetzungen
festgeschrieben, unter denen eine solche Beobachtung stattfinden würde. Die
Sicherheitsbehörden und die dortigen Fachleute sind in der Lage zu
entscheiden, wann was getan werden muss. Darauf vertraut die
Bundeskanzlerin.

Frage: Ich habe zwei Fragen an Herrn Neymanns: Möglicherweise wurde dem
Bundesinnenminister auch einfach die falsche Frage gestellt,
beziehungsweise vielleicht ist das alles zu allgemein formuliert. Wie ist
denn die Haltung des Bundesinnenministers zu der Frage, ob Teile,
Strukturen oder einzelne Akteure der AfD vom Verfassungsschutzbeobachtet
werden sollten?

Als Anschlussfrage, was ja vielleicht eine gewisse innere Logik gibt: Wie
ist aus der Sicht des Bundesinnenministeriums sonst zu erklären, dass
Teile, Strukturen und Akteure der Linkspartei, die ja im Bundestag sitzt,
in einem Bundesland sogar den Ministerpräsidenten stellt und an anderen
Landesregierungen beteiligt ist, noch vom Verfassungsschutz beobachtet
werden?

Neymanns: Meine Ausführungen waren, glaube ich, in dem Sinne relativ klar.
Es geht hier um die Partei als Ganzes. Zu Spekulationen, ob einzelne
Personen beobachtet werden sollen, möchte ich nicht beitragen. Derzeit
liegen keine Gründe vor, die Partei als Ganzes zu beobachten. Das spricht
aber nicht dagegen - so ist es bei der Linken -, dass Teilorganisationen
der AfD nach sorgfältiger Prüfung und Abwägung gegebenenfalls beobachtet
werden. Bei der Linken wird ja auch nicht die Bundespartei als Ganzes
beobachtet, sondern Teilorganisationen der Linken. Das ist dann aber im
Regelfall keine Entscheidung, die das Bundesamt für Verfassungsschutz
trifft, sondern die Landesämter für Verfassungsschutz.

Frage: Daran anknüpfend meine Erklärungsfrage zum Vorgehen: Wer entscheidet
dann? Kann der Bundesinnenminister sozusagen anordnen, dass eine
Organisation - egal, welche es ist - als Ganzes beobachtet wird? Wie ist da
das Verfahren? Wie ist das bei einem Landesverband? Muss dann die
Landesregierung oder der Innenminister des Landes entscheiden: "Wir
beobachten die AfD in Sachsen-Anhalt oder diese Organisation"? Erklären Sie
einfach einmal das Verfahren, wie das funktioniert. Also: Wer kann das in
die Wege leiten?

Neymanns: Ich muss zugeben: Das weiß ich jetzt nicht. Ich versuche, das von
den Kollegen zu erbitten und nachzuliefern.

Zur Landesebene kann ich sowieso nichts sagen. Ich gehe davon aus, dass das
Bundesamt für Verfassungsschutz seine Erkenntnisse bündelt und dann zu
irgendeinem Zeitpunkt - jetzt völlig hypothetisch gesprochen und nicht auf
die AfD bezogen - zu dem Ergebnis kommt, ab demnächst müsste die
Organisation XY beobachtet werden. Inwieweit dann der Bundesinnenminister
die finale Entscheidung treffen müsste, weiß ich nicht. Ich versuche, das
in Erfahrung zu bringen, und liefere es sonst gern am Nachmittag nach, wenn
ich jetzt nichts bekomme.

Frage: Herr Neymanns, nun arbeitet ja die AfD offensichtlich sehr eng mit
Pegida zusammen. Ist das denn nicht ein Grund, die Frage der Beobachtung
doch noch einmal neu zu überdenken?

Neymanns: Die Frage der Beobachtung muss nicht neu gedacht werden. Das
Bundesamt beobachtet laufend entsprechend ihrem gesetzlichen Auftrag, ob in
einer Organisation Bestrebungen vorliegen, die den Kernbestand des
Grundgesetzes beeinträchtigen oder zu beseitigen versuchen, unabhängig von
irgendwelchen Zusammenarbeiten. Das ist Grundaufgabe des Bundesamts für
Verfassungsschutz, und das tut es auch.

Frage: Eine kurze Nachfrage: Habe ich Sie richtig verstanden, dass Pegida
schon beobachtet wird, weil das, was da vorgetragen wird, teilweise gegen
das Grundgesetz gerichtet ist?

Neymanns: Zu einzelnen konkreten Beobachtungen nehme ich hier nicht
Stellung.

Zusatzfrage: In Chemnitz gab es dieses Wochenende den Schulterschluss
zwischen Pegida, der Gruppierung "Pro Chemnitz" und der AfD. Die AfD ist
mit fast 100 Leuten im Deutschen Bundestag repräsentiert. Bei der
Gruppierung "Pro Chemnitz" wurden letzte Woche öffentlich Hitlergrüße
gezeigt. Wenn sich diese Oppositionspartei aus dem Deutschen Bundestag mit
einem ihrer wichtigsten Politiker, Herrn Höcke, dahinbegibt, wo öffentlich
der Hitlergruß gezeigt und "Ausländer raus!" gerufen wurde - ich glaube,
ich habe da am Wochenende auch "Deutschland den Deutschen!" und Sachen wie
"Deutschland, Deutschland über alles" gehört -, meinen Sie nicht, dass es
dann Zeit ist, da vielleicht ein bisschen besser nachzuschauen?

Neymanns: Ganz grundsätzlich ist es natürlich nicht akzeptabel, wenn
irgendwo nationalsozialistische Symbole, Zeichen oder Ähnliches verwendet
werden; das ist völlig klar. Dem muss auch konsequent entgegengetreten
werden. Aber in Deutschland stehen die Parteien als wesentlicher
Bestandteil der demokratischen Willensbildung natürlich unter einem
besonderen Schutz; auch das darf man nicht vergessen. Das hatte ich vorher
versucht zu sagen. Wenn von der Partei als Ganzes verfassungsfeindliche
Bestrebungen ausgehen, dann könnte sie nach sorgfältiger Prüfung
Beobachtungsobjekt sein. Dass Einzelne oder viele lokal vielleicht auch
anders agieren, das erlaubt noch nicht die Beobachtung der gesamten Partei.

Zusatzfrage: Sie glauben doch nicht im Ernst, dass, wenn Herr Höcke als
wichtiger Politiker dort auftritt, wo öffentlich der Hitlergruß gezeigt
wurde - das sind Bewegungen, die Journalisten, die Polizei und auch andere
Menschen angreifen und verletzen -, das auf Bundesebene nicht abgesprochen
wird, dass man das nur selbst entscheidet. Sie sehen das also nur als einen
Einzelfall? Das hat also nichts mit der Partei als Ganzes zu tun, die da
zum ersten Mal mit Pegida, aber auch mit "Pro Chemnitz" zusammen auftritt?

Neymanns: Ich möchte jetzt hier den Einzelfall, wie Sie ihn bezeichnen,
nicht bewerten. Ich sage, dass derzeit beim Bundesamt für Verfassungsschutz
keine ausreichenden Erkenntnisse vorliegen, um die Partei AfD als Ganzes
als Beobachtungsobjekt zu führen, ohne dass ich einzelne oder viele
Vorfälle damit irgendwie rechtfertigen möchte oder Ähnliches. Ich habe
vorhin gesagt: Es ist klar, dass Vorfälle, bei denen nationalsozialistische
Symbole etc. benutzt werden, konsequent verfolgt werden müssen. Aber das
geht dann gegen die Einzelperson.

Frage: Ich beziehe mich auf die Kritik von Thomas Oppermann,
Bundestagsvizepräsident und, ich glaube, in der Vergangenheit auch
Staatsanwalt. Er weiß also auch, wovon er juristisch spricht. Seine
Forderung war, der Verfassungsschutz solle oder müsse das arbeitsteilige
Zusammenwirken von AfD und Neonazis beobachten. Ist das, was Sie vorhin
sagten, nämlich dort, wo dies konkret passiere, müsse dies gegebenenfalls
durch die Landesämter stattfinden, das, was Oppermann meint? Wird also das,
was Oppermann fordert, in der Realität schon getan? - Das war die erste
Frage.

Die zweite Frage: Wenn sich dabei herausstellt, dass auch relevante,
repräsentative Mitglieder der Bundespartei, Bundestagesabgeordnete daran
mitwirken, ist dann das Bundesamt mit im Boot, oder sagen Sie: "What
happens in Chemnitz, stays in Chemnitz"?

Neymanns: Nein. Das habe ich nicht gesagt, das wollte ich auch nicht sagen.
Das, was Oppermann gemeint hat, weiß ich natürlich nicht.

Noch einmal: Das Bundesamt für Verfassungsschutz beobachtet kontinuierlich
und wird selbstverständlich auch die Zusammenarbeit mit anderen
Organisationen beobachten. Wenn sich dadurch verfassungsfeindliche
Bestrebungen ergeben, wird das in die Bewertung einfließen; das ist ganz
klar.

Ich habe diesen Punkt jetzt schon ein paar Mal wiederholt und will es jetzt
gerne zum letzten Mal machen: Der derzeitige Stand der Erkenntnisse
rechtfertigt eine Beobachtung der Bundespartei AfD als Ganzes nicht.

Zusatzfrage: Da Chemnitz ja auch so eine Art Kristallisationspunkt von
Aktivitäten aus anderen Teilen der Bundesrepublik ist, stehen Sie, steht
das Bundesamt in engem Austausch mit den Landesämtern über Erkenntnisse,
die dort konkret vorliegen?

Neymanns: Selbstverständlich. Das Bundesamt für Verfassungsschutz, auch in
seiner Zentralstellenfunktion, steht natürlich ständig in Kontakt mit den
Landesämtern.

Frage: Ich habe eine Frage an das Innenministerium: Heute wollte, wenn ich
mich recht entsinne, der Innenminister mit den betreffenden Mitarbeitern
vom BAMF zusammentreffen, um zu klären, warum der Mensch nicht ausgewiesen
werden konnte. Da gab es offensichtlich ein Hin und Her. Die Details habe
ich leider nicht parat. War das Treffen schon, und was ist dabei
herausgekommen?

Neymanns: Es stimmt: Der Minister hat dazu auch die Leitung des BAMF in das
BMI eingeladen, und zwar zu diesen, aber auch zu vielen anderen Fällen und
auch zum Sachstandgespräch. Nach meiner Erkenntnis hat das Gespräch noch
nicht stattgefunden. Aber es ist auch kein öffentliches Gespräch, sodass
ich Ihnen nicht viel Hoffnung machen kann, dass wir danach große Ergebnisse
veröffentlichen.

Zusatzfrage: Das wird aber heute sein?

Neymanns: Der Plan ist, dass es heute ist, ja.

Zusatzfrage: Können Sie auch sagen, wann das heute ist?

Neymanns: Vor dem Nachmittag.

Zusatzfrage: Vor dem Nachmittag?

Neymanns: Ja.

Vorsitzende Wefers: Jetzt müssen wir nur noch klären, wann der Nachmittag
beginnt. Das ist ja eine bewegliche Zeit.

Frage: Herr Neymanns, es tut mir leid, ich muss versuchen, zu Chemnitz noch
ein bisschen anders und vielleicht grundsätzlicher zu fragen: Ist das, was
wir vonseiten der AfD in den vergangenen acht, neun Tagen in Chemnitz
erlebt haben, aus der Sicht des Bundesinnenministeriums dazu angetan, die
verfassungsfeindliche Qualität dieser Partei neu zu bewerten, oder ist das,
was in Chemnitz passiert ist, im Grunde genommen "more of the same", oder
ist Chemnitz tatsächlich etwas Signifikantes, auch aus der Sicht des
Bundesinnenministeriums, was den Blick auf diese Partei einfach noch einmal
verändert?

Neymanns: Ich finde nicht, dass ich in meiner bisherigen Wortwahl unklar
war. Ich habe gesagt, dass das Bundesamt für Verfassungsschutz
kontinuierlich beobachtet und auch solche Ereignisse wie jetzt in Chemnitz
selbstverständlich mit in die Bewertung einfließen lässt. Ich bitte um
Verständnis, dass ich von hier aus jetzt nicht einzelne Parteien oder
Ähnliches bewerte. Das ist ja genau die Aufgabe, die der
Bundesverfassungsschutz hat. Das möchte ich aber von dieser Position aus
bitte nicht machen.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Seibert und an das Auswärtige Amt: Wie
bewertet die Bundeskanzlerin, also die Bundeskanzlerin aller Menschen in
Deutschland, die Geschehnisse in Chemnitz, auch vom Wochenende, bei denen
es den Schulterschluss zwischen AfD, Pegida und der Hooligangruppierung
"Pro Chemnitz" gegeben hat und bei denen in der vergangenen Woche der
Hitlergruß öffentlich gezeigt wurde? Wie sieht sie das, dass dieser
Schulterschluss jetzt vollzogen wird?

Das Auswärtige Amt würde ich gern fragen: Die Welt schaut auch ein bisschen
darauf, was in Sachsen passiert. Es gab einige Titelblätter, auch deutscher
Medien wie die "Frankfurter Allgemeine" und der "Spiegel", die ein bisschen
beunruhigend aussahen. Die Schweiz hat dazu aufgerufen, in bestimmten
deutschen Städten bei Demonstrationen aufzupassen. In Israel ist man
ziemlich besorgt. Wie sorgen Sie sich um das Bild Deutschlands im Ausland
angesichts der Geschehnisse in Sachsen?

Die letzte Frage bezüglich des sogenannten Rechts auf Selbstverteidigung
richtet sich an Herrn Seibert: Herr Gauland als Oppositionsführer im
Bundestag hat gesagt, man müsse ein Recht auf Selbstverteidigung haben. Ich
glaube, manche Leute nehmen das buchstäblich. Wie bewerten Sie namens der
Bundeskanzlerin aller Deutschen, dass da für Selbstverteidigung plädiert
wird?

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin hat sich schon in der vergangenen Woche
klar und deutlich zu den Ereignissen in Chemnitz geäußert. Sie hat ihre
tiefe Betroffenheit über die grausame Tötung des jungen Mannes ausgedrückt.
Das ist eine Tat, die natürlich nach Gerechtigkeit verlangt. Diese
Gerechtigkeit wird mit den Mitteln unseres Rechtsstaats auch hergestellt
werden. Die Polizei hat Tatverdächtige gefasst. Wenn sich deren Schuld
bestätigt, dann werden sie die Härte unserer Gesetze zu spüren bekommen.
Wir alle sollten uns hinter unseren Rechtsstaat und seine Organe stellen.

Diese Tat hat in Chemnitz - das ist sehr verständlich - natürlich Trauer
und auch Besorgnis ausgelöst. Das haben viele Menschen in Chemnitz
ausgedrückt, zum Beispiel indem sie Kerzen am Tatort niedergelegt und sich
auch in Veranstaltungen und Gesprächsrunden geäußert haben.

Aber das, was wir in den vergangenen Tagen und an diesem Wochenende leider
auch gesehen haben, diese Aufmärsche gewaltbereiter Rechtsextremisten und
Neonazis, hat mit Trauer um einen Menschen oder mit Sorge um eine Stadt, um
ein Gemeinwesen wirklich nicht das Geringste zu tun. Von diesen Aufmärschen
sollte eine ganz andere Botschaft ausgehen, und das ist die Botschaft des
Hasses auf Ausländer, auf Politiker, auf die Polizei, auf die freie Presse,
letztlich auf unser demokratisches Deutschland, in dem wir mit all unseren
Unterschieden auf der Basis des Rechts respektvoll zusammenleben wollen.

Diejenigen, die mit diesen Botschaften und dieser Gewaltbereitschaft
marschiert sind - manche von ihnen haben auch noch schamlos ihre Nähe zum
Nationalsozialismus gezeigt -, stehen natürlich weder für Chemnitz, noch
stehen sie für die Sachsen insgesamt, noch sind sie das Volk. Das müssen
wir ihnen mit allen Mitteln der Politik, wo nötig des Rechtsstaats
klarmachen. Aber das kann auch jeder Bürger, der seine Stimme erhebt, ihnen
klarmachen, jeder, der Haltung zeigt gegen den Hass, gegen die Versuche,
unser Land zu spalten, jeder, der für Mitmenschlichkeit und für Achtung vor
dem Einzelnen eintritt. Es ist gut zu sehen, dass in diesen Tagen in
Chemnitz und anderswo so viele Menschen Haltung für die Grundwerte unserer
Demokratie gezeigt haben.

Eines möchte ich noch tun, auch gerade wieder nach diesem Wochenende - ich
tue das für die Bundesregierung -: Wir sollten den Polizistinnen und
Polizisten danken, die in Chemnitz im Einsatz sind. Es ist haarsträubend
und traurig, wie sie aus den Reihen der Rechtsextremisten zum Teil
angegangen werden und was sie sich dabei anhören mussten. Die Polizei steht
an solchen Tagen wirklich in der ersten Reihe der Verteidigung unserer
Demokratie. Dafür verdienen die Polizistinnen und Polizisten unseren Dank
und unsere Unterstützung.

Zusatz: Könnten Sie noch etwas zur Selbstverteidigung sagen?

Vorsitzende Wefers: Sie haben drei Fragen gestellt. Jetzt lassen Sie erst
einmal antworten; denn sonst bestreiten Sie hier die meiste Zeit. Ich habe
noch mehrere Leute zu diesem Thema auf meiner Liste stehen. Vielleicht
machen wir erst einmal die Antwortrunde. Dann können Sie noch einmal
nachfragen. Anschließend gehen wir weiter.

Burger: Ich würde gerne das zitieren, was Außenminister Maas gestern - ich
glaube, bei einem Auftritt in Bayern - gesagt hat. Er hat gesagt:

"Das wird im Ausland natürlich beobachtet, was bei uns in Deutschland
stattfindet. Da wird sehr genau hingeschaut. Ich glaube aber, dass die
Lautstärke der Radikalen, die wir im Moment sehen auf den Straßen in
Chemnitz, reguliert wird durch die Laustärke der Anständigen, die, die für
ein weltoffenes, tolerantes Land eintreten wollen. Für die ist es eine gute
Zeit, sich jetzt dazu zu bekennen. Davon wird viel abhängig sein, wie wir
im Ausland gesehen werden."

Vorsitzende Wefers: Jetzt haben wir noch das Recht auf Selbstverteidigung.

Neymanns: Auch dazu hat sich der Bundesminister klar positioniert:

"Bei allem Verständnis dafür, dass die Menschen in Chemnitz und auch
anderswo über das brutale Tötungsdelikt aufgebracht sind, verbietet es sich
in einem Rechtsstaat, zu Gewalt aufzurufen. Allein der Staat hat das
Gewaltmonopol. Auch deshalb ist der Begriff Selbstverteidigung im
Zusammenhang mit Gewalt kein passender Begriff. Ich empfehle daher allen
politischen Kräften, die sich in der Verantwortung für unsere Demokratie
und unseren Rechtsstaat sehen, sich von Aufstachelung und Gewaltanwendung
deutlich zu distanzieren und von jeglichem Versuch einer Legitimierung
Abstand zu nehmen."

Frage: Herr Seibert, auch wenn die Neonazis die Lautesten waren, waren sie
wahrscheinlich eine Minderheit bei dem Marsch. Jetzt gibt es eine
Diskussion darüber, wie mit denen umzugehen ist oder wie diejenigen zu
bewerten sind, die keine Hitlergrüße gezeigt haben, aber dennoch
mitmarschiert sind. Die Bürgermeisterin von Chemnitz hat gesagt:

"Wer sich wiederholt rechten Hetzern anschließt, die bewusst den Tod eines
Menschen für Hetze missbrauchen und den Hitlergruß zeigen, der macht sich
mit ihnen gemein und der stärkt die rechte Szene."

Wie sehen Sie das? Kann man mit solchen Menschen mitmarschieren?

StS Seibert: Es ist auf jeden Fall immer richtig, genau hinzuschauen und
auch notwendige Unterscheidungen zu treffen. Es ist aber auch richtig, dass
es, wenn man bei einem solchen Marsch dabei ist, an dessen Rand oder aus
dessen Mitte heraus es Hitlergrüße oder neonazistische Parolen, Gewalt-
oder Hassparolen gibt, gut wäre, wenn man selbst nicht so denkt, man würde
für sich eine ganz klare Linie ziehen und sich dann von denjenigen
distanzieren, die so unterwegs sind.

Frage: Eine Frage an Herrn Seibert: Sie hatten vorigen Montag mit Blick auf
die Ereignisse am vorvergangenen Wochenende von Zusammenrottung und
Hetzjagden auf Menschen anderen Aussehens beziehungsweise anderer Herkunft
gesprochen. Nun sagte die Generalstaatsanwaltschaft in Sachsen, dass es
nach dem ihr vorliegenden Material in Chemnitz an diesen Tagen solche
Hetzjagden nicht gegeben habe. Haben Sie da andere Erkenntnisse, und wenn
ja, welche? Oder würden Sie möglicherweise diese Aussage bezüglich der
Hetzjagden korrigieren?

StS Seibert: Ich werde hier keine semantische Debatte über ein Wort führen.
Wenn die Generalstaatsanwaltschaft das sagt, dann nehme ich das natürlich
zur Kenntnis. Es bleibt aber dabei, dass Filmaufnahmen zeigen, wie Menschen
ausländischer Herkunft nachgesetzt wurde und wie sie bedroht wurden. Es
bleibt dabei, dass Polizisten und Journalisten bedroht, zum Teil auch
angegriffen wurden. Es bleibt dabei, dass es Äußerungen gab, die bedrohlich
waren, nah am Aufruf zur Selbstjustiz. Also da gibt es aus meiner Sicht
auch nichts Kleinzureden. Aber ich nehme natürlich ernst, was die
Generalstaatsanwaltschaft zu diesem konkreten Begriff sagt.

Frage: Eine Frage an Herrn Seibert: Sie hatten es ja gerade ausgeführt. Es
geht um die Verteidigung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit. Da stellt
sich natürlich die Frage, warum die Bundeskanzlerin noch nicht selbst nach
Chemnitz gereist ist. Plant sie das noch zu tun, und wenn nicht, warum?

Da es auch um Rechtsstaatlichkeit geht, auch die Frage an Herrn Neymanns.
Warum ist Innenminister Seehofer dort vor Ort noch nicht aufgetreten?

StS Seibert: Noch einmal: Die Bundeskanzlerin hat sich in der vergangenen
Woche klar und deutlich zu den Ereignissen in Chemnitz geäußert. Das heißt,
es ist jedem in Chemnitz und außerhalb klar, wo sie in dieser Frage steht.
Sie hat mit Ministerpräsident Kretschmer und auch mit der
Oberbürgermeisterin Ludwig telefoniert und steht weiter mit den
Verantwortlichen in ständigem Kontakt. Zurzeit kann ich Ihnen von keinen
Reiseplänen nach Chemnitz berichten.

Neymanns: Auch der Bundesinnenminister steht natürlich in engem Kontakt. Er
hat am letzten Freitagvormittag - das habe ich aber am Freitag auch schon
berichtet - mit Ministerpräsident Kretschmer telefoniert. Auch er hat
derzeit keine konkreten Pläne, nach Chemnitz zu fahren.

Frage: Das passt sehr gut dazu. Die Familienministerin Giffey hat gesagt,
sie würde sich wünschen, dass mehr Kabinettsmitglieder hinreisen würden.
Nun haben Herr Seibert und Herr Neymanns schon geantwortet. Gibt es
vielleicht Reisepläne bei den anderen Ministerien? Da könnte man ja einfach
kurz "ja" sagen, und damit wäre das abgegessen. - Auch das
Justizministerium?

Krüger: Nein, ich kann dazu auch nichts berichten.

Frage: Kurz noch die Frage, wahrscheinlich an das Innenministerium, ob es
bekannt ist, dass es aus Sachsen irgendwelche Kontakte zum Ausland gibt,
also genauer gesagt zu Stephen Bannon, der hier in Europa auch versucht, so
eine Sammlungsbewegung zusammenzubringen, auch im Blick die Europawahl. Ist
da irgendetwas bekannt?

Neymanns: Konkret ist mir dazu nichts bekannt.

Frage: Ihre Aussage, Herr Seibert, Herr Neymanns, dass zurzeit keine
Reisepläne nach Chemnitz bekannt sind, schließt aber nicht aus, dass in der
- sagen wir einmal - mittleren Zukunft, wenn man nicht den Eindruck
hektischer Reaktion haben muss, solche Reisen stattfinden? Richtig?

Neymanns: Richtig.

Frage: Zur Verurteilung mehrerer Reuters-Reporter in Myanmar: Die EU und
auch die UN haben sich ja schon mehrfach zu dem Verfahren geäußert. Möchte
sich auch die Bundesregierung dazu äußern? Wie sieht die Bundesregierung
die Lage dort vor dem Hintergrund dieser Verurteilung?

Burger: Dazu hat sich heute die Menschenrechtsbeauftragte der
Bundesregierung, Frau Kofler, geäußert. Das müsste Ihnen entweder schon
zugegangen sein oder in den nächsten Minuten noch zugehen.

Vom Tenor her kann ich Ihnen sagen, dass wir die Verurteilung der beiden
myanmarischen Journalisten Wa Lone und Kyaw Soe Oo zu einer Gefängnisstrafe
von jeweils sieben Jahren mit Bestürzung zur Kenntnis genommen haben. Wir
sehen dieses Urteil als einen herben Rückschlag für die Presse- und
Medienfreiheit im Myanmar. Die beiden Journalisten wurden wegen
Landesverrats schuldig gesprochen, auf der Grundlage eines Gesetzes aus der
Kolonialzeit. Sie haben nichts anderes getan, als die Wahrheitsfindung in
Rakhine zu unterstützen.

Insofern ist aus unserer Sicht alles zu ermutigen, was bei der Aufklärung
der Wahrheit über die grausamen Menschenrechtsverletzungen in Rakhine
beiträgt. Natürlich hoffen wir darauf, dass dieses Urteil revidiert wird.

Zusatzfrage: Versucht die Bundesregierung, dort in irgendeiner Form
Einfluss zu nehmen? Denn Sie sagten, Sie hoffen darauf, dass diese Urteile
revidiert werden.

Burger: Wir haben dieses Urteil zur Kenntnis genommen. Ich habe Ihnen eben
unsere erste Reaktion darauf vorgetragen. Wir sind natürlich auch mit
unseren europäischen Partnern in Kontakt, was das weitere Vorgehen angeht,
übrigens nicht nur, was dieses Urteil jetzt angeht, sondern auch in Bezug
auf die Veröffentlichung des Berichts der Fact Finding Mission am 27.
August, wo es um die Aufklärung der Ereignisse in Myanmar geht, die
schockierend und entsetzlich sind und die aus Sicht der Bundesregierung
strafrechtlich aufgearbeitet werden müssen.

Frage: Sie haben angesprochen, dass Sie mit den anderen befreundeten
Ländern koordinieren werden. Gibt es Überlegungen, auf EU-Ebene koordiniert
eine Antwort gegenüber Myanmar zu formulieren?

Burger: Genau. Das ist das, was ich versucht habe zu sagen, als ich sagte
"Wir prüfen mit unseren Partnern das weitere Vorgehen". Es ist ja so, dass
wir bereits im April im EU-Rahmen Sanktionen gegen myanmarische Militärs
verhängt und verschärft haben, denen eine Beteiligung an einer
Menschenrechtsverletzung dort vorgeworfen wird.

Frage: Eine Frage an Herrn Seibert und Herrn Burger: Was sind denn Ihre
Erwartungen, welche Auswirkungen die Tötung des Separatistenführers in der
Ostukraine, Alexander Sachartschenko, auf die Bemühungen einer
Stabilisierung oder gar eines Friedensprozesses, des Minsker Prozesses,
haben wird?

StS Seibert: Zunächst einmal beobachtet die Bundesregierung die Lage im
Donbass nach der Tötung von Herrn Sachartschenko natürlich sehr genau. Die
Anwendung von Gewalt ist grundsätzlich zu verurteilen. Wir rufen alle
Seiten dazu auf, sich auch jetzt weiter konstruktiv an den Verhandlungen zu
beteiligen, in der trilateralen Kontaktgruppe wie im Normandie-Format.
Beide Seiten hatten ja gerade erst Ende August - ich glaube, am 29. August -
 die Waffenruhe bekräftigt. Seitdem ist die Zahl der Waffenruheverletzungen
zurückgegangen. Es ist wirklich wichtig, dass jetzt eine Eskalation
vermieden wird.

Die Bundesregierung, die Kanzlerin, der Außenminister werden ihr Engagement
in diesem Friedensprozess jedenfalls fortsetzen. Der gewaltsame Tod von
Herrn Sachartschenko macht ja die Bemühungen, die Minsker Vereinbarungen
umzusetzen, nicht weniger wichtig - ganz im Gegenteil.

Frage: Mich würde interessieren: Herr Barnier hat sich am Wochenende zum
Stand der Verhandlungen des Brexit besorgt geäußert. Ich weiß, eine Runde
im Kabinett beschäftigt sich ja auch immer damit. Wird diese Einschätzung
eigentlich von Seiten der Bundesregierung geteilt, die Herr Barnier da zum
Ausdruck gebracht hat?

StS Seibert: Man muss noch einmal ganz grundsätzlich daran erinnern: Die
Brexit-Verhandlungen werden ausschließlich zwischen der Europäischen
Kommission, also ihrem Chefunterhändler Barnier, und der Regierung
Großbritanniens geführt. Herr Barnier hat sich klar zu den britischen
Vorschlägen geäußert. Dem habe ich für die Bundesregierung nichts
hinzuzufügen. Für uns gilt: Die Leitlinien des Europäischen Rates sind die
Grundlage für die Verhandlungen.

Frage: Eine Frage an Herrn Seibert zur Organspende: Der
Bundesgesundheitsminister spricht sich heute für eine Änderung der Regelung
aus. Persönlich sagt er, er würde sich wünschen, zu einer doppelten
Widerspruchslösung bei der Organspende zu kommen. Er sagt dann auch, er
möchte jetzt eine breite Debatte lostreten. Er würde sich auch wünschen,
dass die Kanzlerin sich daran beteiligt. Möchte sie sich daran beteiligen,
und hat sie dazu eine Haltung? Hat sie dazu eine Meinung gebildet? Wenn ja,
welche ist das?

Eine ähnliche Frage bitte auch an das Justizministerium, Frau Barley
betreffend. Hat auch sie sich eine Meinung gebildet? Wenn ja, welche?

StS Seibert: Zunächst einmal muss man ja als Hintergrund für diese ganze
Debatte wissen: Der traurige Befund ist, wir haben in Deutschland leider -
auch im internationalen Vergleich - eine sehr niedrige Zahl von
Organspenden. Im Koalitionsvertrag haben die Partner miteinander
vereinbart: Wir wollen die Zahl der Organspenden in Deutschland erhöhen.

Nun hat der Bundesgesundheitsminister dazu einen Gesetzentwurf vorgelegt
und seine Idee einer doppelten Widerspruchslösung ins Spiel gebracht. Die
Bundeskanzlerin hat schon mehrfach für Organspenden geworben. Sie findet es
richtig, dass eine solche Debatte im Deutschen Bundestag geführt wird. Wenn
sie dort geführt wird, dann wird sie sich daran sicherlich auch mit
Interesse beteiligen.

Krüger: Ich muss sagen, ich kann dazu gerade nichts beitragen. Sollte es
dazu etwas zu berichten geben, trage ich das nach. Das ist mir einfach
nicht bekannt, ob sie eine Haltung dazu hat.

Zusatzfrage: Ich darf trotzdem einmal nachfragen. Herr Seibert, Sie sagen,
die Debatte soll im Bundestag geführt werden. Aber das ist natürlich eine
Debatte, zu der sie sich vielleicht auch schon vorher, vielleicht aus dem
heutigen Anlass, eine Meinung gebildet hat. Also hat die Kanzlerin dazu
eine Meinung, oder hat sie sie noch nicht und wird sie sich erst im Laufe
der Auseinandersetzung mit dem Thema im Bundestag bilden?

StS Seibert: Sie hat mit Sicherheit eine Meinung. Ich kann sie Ihnen heute
nicht sagen. Aber Sie können sicherlich der Tatsache, dass die Kanzlerin
sich in der Vergangenheit mehrfach werbend für Organspenden ausgesprochen
hat und sie den derzeitigen Zustand der sehr niedrigen Zahl von
Organspenden sehr beklagenswert findet, entnehmen, dass sie sich dann auch
engagiert zu Wort melden wird.

Vorsitzende Wefers: Ich glaube, aus dem Justizministerium gibt es jetzt
doch eine Nachricht.

Krüger: Ja, genau.

Ich kann hier die Haltung von Bundesministerin Barley vortragen. Sie hat zu
dem Thema gesagt:

"Ich trage selbst immer meinen Organspendeausweis mit mir. Ich begrüße auch
jeden Ansatz, das Thema Organspende weiter zu enttabuisieren. Bei der
Organspende gibt es aber noch andere Probleme als die Spendenbereitschaft
allein. Wir dürfen da keine falschen Erwartungen wecken. Es wäre gut, wenn
der Bundestag darüber offen diskutiert."

Frage(zu Tötungsdelikten in Deutschland): Herr Neymanns, gestern gab es
einen Bericht, wonach die Zahl der Tötungen, bei denen nicht Deutsche unter
den Tätern waren und die Opfer Deutsche waren, im Vergleich zum vorherigen
Jahr merklich gestiegen ist. Können Sie die Zahlen bestätigen? Gibt es dazu
irgendeinen Kommentar oder eine Einordnung? Sie sind ja im derzeitigen
politischen Klima nicht ganz unexplosiv.

Neymanns: Ich habe jetzt den Artikel nicht ganz durchgearbeitet. Darin
waren ja relativ viele Zahlen. Die Anfrage, die an das BKA dazu ging, bezog
sich im Wesentlichen auf die Zahlen aus der PKS aus den letzten Jahren,
also der Polizeilichen Kriminalstatistik. Da sind noch einmal
detailliertere Fragen nachgeliefert worden, nicht dass der Eindruck
entsteht, es sei irgendein Dokument exklusiv wohin auch immer gegangen. Ich
weiß, dass das BKA auch diverse Nachfragen dazu hat, die auch heute
beantwortet werden.

Im Grundsatz kann ich sagen: Ja, die Zahlen stimmen. Sie sind öffentlich.
Sie sind auch bekannt. 2013 ist in der PKS-Statistik in Opfer-Merkmale
differenziert worden. Ab 2015 wurden auch Täter-Merkmale differenziert
aufgeschlüsselt. Insofern kann man diese Untersuchung nicht auf viele Jahre
zurückverfolgen, sondern, wenn man jetzt unterschiedliche Täter-Merkmale
vergleichen möchte, nur bis 2015.

Ich möchte jetzt von dem Platz aus keine Bewertung der einzelnen Zahlen
vornehmen. Das sind die Zahlen, wie sie sich darstellen. Eine Einordnung
oder eine Gesamtschau finden Sie in der PKS. Aber es ist selbstverständlich
wie bei allen Delikten zu hoffen, dass die Zahlen in Zukunft wieder
rückläufig sind. Aber jetzt eine Tendenz oder Ähnliches daraus abzulesen,
das möchte ich von hier aus nicht. Das kann ich auch nicht.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMI, aber auch an das Justizministerium.
Das Thema bezieht sich auf einen Terrorangriff in Amsterdam vor wenigen
Tagen. Es wurden bei dem Terrorangriff im Hauptbahnhof in Amsterdam zwei
Menschen mit einem Messer verletzt. Zwei amerikanische Bürger waren das.
Die niederländische Polizei hat gesagt, es handele sich bei dem Täter um
einen Asylbewerber aus Deutschland. Ich wollte fragen, ob Sie nähere
Erkenntnisse darüber haben, woher der Mann kommt. Aber ich würde auch gern
wissen, ob die deutschen Dienste - die Polizei, aber vielleicht auch der
Verfassungsschutz - etwas über den Mann gewusst haben und ob er, vielleicht
auch beim Justizministerium, wegen Vorstrafen bekannt ist?

Neymanns: Zunächst einmal vielleicht einleitend: Das, was in Amsterdam
passiert ist, ist natürlich bedauerlich und ein schrecklicher Vorfall. Die
niederländische Justiz wird da hoffentlich, wenn sich der Tatverdacht
erhärtet, auch schnell zu einem Verfahren kommen.

Ich kann nur zwei Sachen bestätigen:

Erstens. In der Tat war die Person - in mehr Details kann ich nicht gehen,
auch aus Gründen des Persönlichkeitsschutzes; das kennen Sie - Asylbewerber
in Deutschland. Das Asylverfahren war noch nicht abgeschlossen. Es gab
einen ablehnenden Asylbescheid, gegen den die Person geklagt hat, und da
gibt es noch keine Entscheidung. Insofern hat er zum jetzigen Zeitpunkt
eine sogenannte Aufenthaltsgestattung.

Zweitens - auch dazu hatten Sie nachgefragt -: Im BKA liegen derzeit keine
Erkenntnisse vor, dass die Person als Gefährder oder auch als relevante
Person einzustufen ist.

Mehr kann ich dazu nicht sagen.

Zusatzfrage: Können Sie, wenn Sie neuere Erkenntnisse haben, diese
vielleicht nachreichen, zum Beispiel bezüglich Wohnort oder so etwas?

Neymanns: Solche Sachen werde ich hier im Detail nicht nennen dürfen. Am
Mittwoch ist aber die nächste Regierungspressekonferenz, sprechen Sie das
Thema dann also gerne noch einmal an. Wenn wir neue Erkenntnisse haben,
reichen wir sie dann natürlich nach, klar.

Frage: Herr Neymanns, ich beziehe mich auf ein heute erschienenes Interview
des Staatssekretärs Kerber, in dem es um die Pläne für eine neue
Islamkonferenz geht. Er spricht in diesem Interview auch von
Gesprächsformaten, die angedacht sind. Mich würde einfach interessieren:
Gibt es da konkretere Pläne, wann das Ganze tatsächlich umgesetzt werden
soll, und auch wie die Gesprächsformate aussehen sollen?

Neymanns: Mit "umgesetzt" meinen Sie, wann die stattfinden soll?

Zusatz: Genau.

Neymanns: Okay. - Derzeit laufen in der Tat die Vorbereitungen. Der
Minister, aber auch der Staatssekretär haben sich ja in den letzten Wochen
sehr klar dazu positioniert, dass das Format Deutsche Islamkonferenz, wie
es 2006, wenn ich es richtig im Hinterkopf habe, vom damaligen
Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble ins Leben gerufen wurde, auch in
dieser Legislaturperiode fortgesetzt werden wird, und zwar verglichen mit
der vorherigen Legislaturperiode in neuem Format und auch in neuer
Zusammensetzung. Derzeit wird abgestimmt, erarbeitet und besprochen, wie
man das genau macht; deswegen kann ich zu Inhalten und zu Formaten derzeit
noch nicht viel sagen. Ich gehe aber davon aus, dass die Veranstaltung der
Deutschen Islamkonferenz, die sicherlich auch einen
öffentlichkeitswirksamen Teil haben wird, in der zweiten Novemberhälfte
stattfinden wird. Ort, genaue Zeit usw. habe ich noch nicht.

Frage: Herr Neymanns, am Wochenende hat die "Bild am Sonntag" von einem
vertraulichen Bericht des Bundesrechnungshofs berichtet, in dem Ihrem
Ministerium erhebliche Versäumnisse im Zusammenhang mit einer 
BAMF-Außenstelle vorgeworfen werden. Wir nehmen an, dass das die Außenstelle
Bremen ist. Können Sie das bestätigen? Was sagen Sie zu diesen Vorwürfen
des Bundesrechnungshofs?

Neymanns: Der Bundesinnenminister kam ja mit dem Bundesrechnungshof
überein, dass im Zuge der üblichen Prüfung des Bundesrechnungshofs im BMI
auch die Vorfälle in der BAMF-Außenstelle Bremen durch den unabhängigen
Bundesrechnungshof überprüft werden. Diese Prüfung ist jetzt abgeschlossen.
Das übliche Verfahren ist, dass der Bundesrechnungshof dem Geprüften den
Entwurf einer Prüfmitteilung zuschickt, und dieser hat dann sechs Wochen
lang Zeit, eine Stellungnahme zum Entwurf der Prüfmitteilung zu verfassen.
Das werden unsere Leute im Haus jetzt machen.

Insofern: Es gibt diesen - noch vertraulichen - Bericht, der geht an das
BMI, und jetzt gibt es Zeit, dazu Stellung zu nehmen. Es sind jetzt
einzelne Punkte über das Wochenende hochgekommen, die angeblich in diesem
Bericht stehen. Da wir jetzt - das gehört sich so - gegenüber dem
Bundesrechnungshof Stellung nehmen, möchte ich jetzt nicht auf einzelne
Punkte eingehen.

Ich will aber noch einmal darauf hinweisen, dass der Bundesinnenminister im
Haushalt dafür gesorgt hat, dass das BAMF erheblich gestärkt wird. Im
Haushalt 2018 bekommt das BAMF Mittel für 1650 neue Stellen. Es gab auch
immer eine Diskussion in der Öffentlichkeit darüber, dass das BAMF in der
Übergangszeit, in der Aufbauphase mit vielen befristeten Stellen gearbeitet
hat, und um Kettenbefristungen zu vermeiden, konnte man die Verträge einmal
oder vielleicht zweimal verlängern, konnte dann aber keine weitere
Verlängerung anbieten und musste neue Leute auf die Jobs setzen, in denen
man eigentlich schon geschultes Personal hatte. Mit Blick darauf hat der
Bundesinnenminister im Haushalt erreicht, dass bei 4500 vorhandenen die
Haushaltsvermerke gestrichen werden, sodass diese zu Dauerplänen, zu
Planstellen umgebaut werden können.

Gleichzeitig möchte ich auch noch einmal sagen, dass das Thema Fachaufsicht
im BMI natürlich eine zentrale Rolle spielt. Das für Fachaufsicht
zuständige Referat ist gestärkt worden, um gerade die Fachaufsichtsfunktion
gegenüber dem BAMF besser bewältigen zu können. Es ist auch klar, dass
diese Stärkung in den nächsten Jahren weiter erfolgen wird.

So viel vielleicht einmal vorläufig und ohne unserer Stellungnahme
vorzugreifen.

Zusatzfrage: Wann ist dieser Bericht des Bundesrechnungshofs eingegangen,
wann sind die sechs Wochen also um?

Neymanns: Nageln Sie mich bitte nicht darauf fest, aber ich glaube, er ist
Donnerstagabend eingegangen. Dazu haben wir am Donnerstag auch eine ganz
kurze Pressemitteilung veröffentlicht.

Frage: An das Auswärtige Amt und vielleicht auch an Herrn Seibert zum
Verhältnis zu Namibia: In der vergangenen Woche sind ja in einer sehr
bewegenden Veranstaltung sterbliche Überrest von Toten, die 1904 in
Auseinandersetzungen durch deutsche Kolonialtruppen getötet worden sind, an
Namibia übergeben worden. Staatsminister hat die Herero und Nama persönlich
um Verzeihung gebeten. Dabei wurde aber deutlich, dass es bislang immer
noch keine Entschuldigung der Bundesregierung gibt, so wie es nach immerhin
vier Jahren Verhandlung offenbar auch keinerlei Fortschritt in der Frage
einer möglichen finanziellen Zahlung gibt. Erste Frage: Wann können wir mit
einer solchen Entschuldigung der Bundesregierung als Bundesregierung
rechnen? Zweite Frage: Von welchem Zeitrahmen können wir hinsichtlich
finanzieller Beschlüsse ausgehen?

Burger: Wir haben das ja in der letzten Woche im Zuge der
Gedenkveranstaltung und in der Vorbereitung dazu mehrfach erklärt: Ziel der
Gespräche, die Herr Polenz im Namen der Bundesregierung mit Namibia führt,
ist eben auch, dass am Ende dieser Verhandlungen über die historische
Aufarbeitung des geschehenen Unrechts eine Entschuldigung steht, aber dann
eben auch in einer Form, in der sie von der namibischen Seite als solche
akzeptiert wird. Herr Polenz ist am Freitag gemeinsam mit Staatsminister
Müntefering, der namibischen Delegation und den Gebeinen, die übergeben
wurden, nach Namibia gereist, um dort die, ich glaube, siebte
Verhandlungsrunde mit der namibischen Seite zu führen. Ich habe aus diesen
Gesprächen heute noch keinen Rücklauf. Wir wünschen uns natürlich, dass
diese Gespräche möglichst zeitnah zu einem erfolgreichen Abschluss geführt
werden können, aber - das hatte ich hier letzte Woche auch schon ausgeführt
- das sind natürlich Gespräche, denen nicht wir unseren Rhythmus vorgeben
können.

Zusatzfrage: Das bedeutet aber auf jeden Fall, dass es am Ende eine
offizielle Entschuldigung der Bundesregierung und auch einen
aussagekräftigen finanziellen Betrag, in dem sich die historische
Verantwortung Deutschlands ausdrückt, geben wird? Das ist das Ziel Ihrer
Verhandlungen?

Burger: Das Ziel ist, dass Deutschland am Ende auf Basis einer mit Namibia
vereinbarten Sprache um Entschuldigung bittet, das ist richtig. Auch die
anderen Aspekte, die Sie genannt haben, sind Teil dieser Gespräche.

Frage: An das Innenministerium: Gibt es etwas Neues in den Verhandlungen
mit Italien über die Rückführung der Migranten?

Neymanns: Ich kann Ihnen hier keinen neuen Stand mitteilen.

Montag, 3. September 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 3. September 2018

www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/08/2018-09-03-regpk.html
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Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FDP





UMWELT/881: Klimaschutz kann nur global erfolgreich sein


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. September 2018

KÖHLER: Klimaschutz kann nur global erfolgreich sein



Zur UN-Klimakonferenz erklärt der klimapolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Dr. Lukas Köhler:

"Ohne ein ambitioniertes Regelwerk bleibt das Pariser Klima-Abkommen
ein zahnloser Tiger. Deshalb müssen jetzt die Weichen gestellt
werden, um auf der UN-Klimakonferenz im Dezember 2018 verbindliche
Beschlüsse treffen zu können. Klimaschutz kann nur erfolgreich sein,
wenn er global gedacht wird. Dafür muss es klare internationale
Regeln und ein verbindliches europäisches Ziel geben. Die
Bundesregierung darf jetzt trotz der gebotenen Eile keine faulen
Kompromisse eingehen.

Die FDP-Fraktion erwartet vielmehr, dass Union und SPD sich für hohe
und weltweit einheitliche Standards sowie effektive und transparente
Kontrollmechanismen bei der Messung von CO2-Emissionen einsetzen. Das
würde zu einer besseren Vergleichbarkeit führen, von der auch
deutsche Unternehmen im internationalen Wettbewerb profitieren. Für
den Erfolg des Klimaschutzes ist entscheidend, dass CO2 durch den
weltweiten Handel mit Emissionszertifikaten einen einheitlichen Preis
bekommt. Genau dafür muss sich die Große Koalition endlich
einsetzen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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BREMEN/027: Wahlkampfgetöse um Verschärfung des Bremer Polizeigesetzes (Bündnis Brementrojaner)


Bündnis Brementrojaner - Pressemitteilung vom 30.08.2018

Wahlkampfgetöse um Verschärfung des Polizeigesetzes

Bündnis Brementrojaner zur Bürgerschaftsdebatte über CDU-Gesetzesantrag



Die heutige Debatte [30.08.2018] in der Bürgerschaft zur Verschärfung des
Bremischen Polizeigesetzes ist nur noch Wahlkampfgetöse. Viele Menschen in
dieser Stadt haben es einfach satt. Wir setzen unser Motto dagegen:
"Freiheit statt Angst". In Bremen hat sich schon im Frühjahr ein breites
Bündnis gegen die Verschärfung des Polizeigesetzes gebildet: Das Bündnis
Brementrojaner, welches aus zivilgesellschaftlichen Gruppen, Parteien und
Einzelpersonen besteht. Das Bündnis wächst kontinuierlich und weist immer
wieder auf die fatalen Konsequenzen der geplanten Verschärfungen hin:

Ein weitreichender Ausbau staatlicher Videoüberwachung im öffentlichen
Raum verdrängt, als teures Placebo, Kleinkriminalität lediglich an andere
Orte und setzt zugleich alle Menschen unter Beobachtung,

• die Einführung elektronischer Fußfesseln zur lückenlosen
Aufenthaltskontrolle mutmaßlicher "Gefährder" kriminalisiert Menschen, die
nicht etwa unter einem konkreten Verdacht stehen, sondern denen Straftaten
aufgrund unklarer Anhaltspunkte lediglich zugetraut werden,

• die massive Ausweitung der polizeilichen Überwachung und
Ausforschung von Computern und Smartphones mittels heimlich
eingeschleuster Schadsoftware, besser bekannt als "Staatstrojaner",
kompromittiert die Sicherheit unserer privaten Geräte und greift tief in
unsere Intimsphäre ein.

Alle diese Vorhaben, ob von SPD oder CDU, sind in den Augen des Bündnisses
Brementrojaner unzulässige Eingriffe in Grund- und Menschenrechte!

Die Grünen haben bekanntlich nach öffentlichem Protest - auch des
Bündnisses Brementrojaner - den Gesetzgebungsprozess hinsichtlich des
rot-grünen Polizeigesetz-Entwurfs aufgekündigt. Nun zielt die CDU mit ihrem
Gesetzentwurf darauf ab, Zwist in der rot-grünen Koalition zu schüren. Der
Wahlkampf ist eröffnet.

Susanne Wendland, parteilose Abgeordnete und Sprecherin des Bündnisses
Brementrojaner: "Massive Eingriffe in die Grund- und Freiheitsrechte dürfen
aber kein Gegenstand von Wahlkampfgetöse sein! Denn wir sind bereits auf
dem Weg in einen Überwachungsstaat. CDU und SPD gaukeln uns mit ihren
Gesetzesentwürfen vor, die angeblich erhöhte Terrorismusgefahr in den Griff
zu bekommen. Das ist Sicherheitsfolklore zu Lasten unserer
Freiheitsrechte."

Der CDU-Gesetzesentwurf, der heute zur Debatte stand, zielt nicht auf
Terrorverdächtigte, sondern letztlich auf jeden und jede. Wir alle können
ohne konkreten Verdacht überwacht werden!

Wie, nur zum Beispiel, der Autor Marc-Uwe Kling, der mit einem
kommunistischen Känguru zusammen wohnt. In einer Wohngemeinschaft. Nach
eigener Aussage hat das kommunistische Känguru auf Seiten des Vietcongs
gekämpft, will das System umstürzen und betreibt einen Boxclub. Als
Romanfigur in der Fiktion seiner Bücher. Was aber missverstanden und dann
zum Gegenstand von Überwachung werden könnte.

Marc-Uwe Kling hat zusammen mit zwei Bremern, den Rechtsanwälten Rolf
Gössner und Helmut Pollähne, unter dem Dach von Digitalcourage e.V.
kürzlich Verfassungsbeschwerde gegen den Einsatz von Bundesstaatstrojanern
eingelegt.

Rolf Gössner, der selbst fast vier Jahrzehnte lang rechtswidriger
staatlicher Überwachung ausgesetzt war, begründet das wie folgt:
"Staatstrojaner sind digitale Waffen, mit denen der Staat heimlich 
IT-Systeme, Computer und Smartphones ausforschen kann. Die Polizei bricht
damit in Privatsphäre und Persönlichkeitsrechte, in Informationelle
Selbstbestimmung und Meinungsfreiheit der Betroffenen ein. Es handelt sich
um einen der schwersten Grundrechtseingriffe, der auch die Menschenwürde
verletzt, zudem die IT-Sicherheit gefährdet und damit die
Allgemeinheit."

Aaron Lye vom Forum Informatiker_Innen für Frieden und gesellschaftliche
Verantwortung e.V. (FIfF) und Sprecher des Bündnis Brementrojaner sagt zum
Thema "Staatstrojaner": "Diese Überwachungsprogramme können zwar gesetzlich
beschränkt werden, technisch gesehen können sie aber nicht nur auslesen,
sondern nach Belieben weitere Dateien oder Funktionen nachladen sowie Daten
und Systeme manipulieren. Darüber hinaus beteiligen sich staatliche
Institutionen daran, Unsicherheit für alle zu schaffen, da sie
Sicherheitslücken lieber geheimhalten, um sie ausnutzen zu können, anstatt
sie zu schließen".

 * 

Quelle:

Bündnis Brementrojaner - Pressemitteilung vom 30.08.2018

Weiterleitung durch Internationale Liga für Menschenrechte

Greifswalder Str. 4, 10405 Berlin
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HAMBURG/4481: Kita-Kompromiss - Senat macht bessere Politik nur unter Druck (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 4. September 2018

Kita-Kompromiss: Senat macht bessere Politik nur unter Druck



Die Volksinitiative "Mehr Hände für Hamburger Kitas" hat sich mit dem Senat geeinigt: Unter anderem wird ein verbesserter Personalschlüssel gesetzlich festgeschrieben. "Das ist ein Schritt in die richtige Richtung. Wichtig ist insbesondere, dass die Personalbemessung verbindlich geregelt wird", erklärt dazu Mehmet Yildiz, kinderpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. In einigen Punkten ist der Senat der Initiative aber nicht entgegengekommen. So werden beim Personalschlüssel Ausfallzeiten und Zeiten für mittelbare Pädagogik nicht wie gefordert einberechnet. "Da bleibt nach der Einigung noch sehr viel Luft nach oben zur Verbesserung der Kita-Qualität", so Yildiz. "Schade, dass der Senat nur mit viel Druck von unten dazu bewegt werden kann, bessere Politik zu machen - auch dieser Erfolg ist nur dem Engagement von Beschäftigten und Eltern zu verdanken."

DIE LINKE hat das Anliegen der Volksinitiative von Anfang an unterstützt. Yildiz kündigt daher an: "Wir setzen uns weiterhin dafür ein, dass Kitas besser ausgestattet sind und halten an der langfristigen Forderung von 25 Prozent mehr Personal fest."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 4. September 2018
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RHEINLAND-PFALZ/4916: Frauennotrufe - Unersetzliche Hilfe bei Gewalttaten (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 04.09.2018

Frauennotrufe: Unersetzliche Hilfe bei Gewalttaten



Die Frauennotrufe in Rheinland-Pfalz haben im vergangenen Jahr rund
6.000 Beratungsgespräche mit 2.000 Hilfesuchenden geführt. Das hat die
Landesarbeitsgemeinschaft der Frauennotrufe am heutigen Dienstag
mitgeteilt. Dazu erklären der Vorsitzende der GRÜNEN-Landtagsfraktion,
Dr. Bernhard Braun, und die frauenpolitische Sprecherin, Jutta
Blatzheim-Roegler:

"Die Zahl von mehr als 2.000 Hilfesuchenden, die im vergangenen Jahr
in Rheinland-Pfalz die Frauennotrufe kontaktiert haben, belegt, wie
unersetzlich dieses Beratungsangebot ist. Dass vor allem von
sexualisierter Gewalt betroffene Mädchen und Frauen oder deren
Angehörige die Hilfe in Anspruch nehmen, verdeutlicht erneut ein
geschlechterbezogenes Machtgefälle, aus dem wir uns trotz vieler
emanzipatorischer Errungenschaften noch nicht befreien konnten.

Besonders alarmierend ist, dass es sich bei den Tätern meist um
Personen aus dem Familien- und Bekanntenkreis der Opfer handelt. Auch
wenn Gewalt in engen sozialen Beziehungen meist hinter verschlossenen
Türen geschieht, dürfen wir als Gesellschaft und als Politikerinnen
und Politiker die Augen vor diesem drängenden Thema nicht
verschließen.

Die Arbeit der Frauennotrufe ist ein essenzieller Baustein, um
traumatische Erlebnisse verarbeiten und rechtliche Schritte einleiten
zu können. Neben der wichtigen Bewältigungsarbeit, die etwa Notrufe
und Frauenhäuser leisten, müssen wir auch in die Präventionsarbeit
investieren, um so viele Taten wie möglich zu verhindern, bevor sie
geschehen.

Unser besonderer Dank gilt den engagierten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern der Frauennotrufe, Frauenhäuser und Interventionsstellen,
die sich jeden Tag dieser anspruchsvollen und oftmals belastenden
Aufgabe stellen. Wir GRÜNEN haben uns immer gegen Gewalt an Frauen und
für eine gezielte Förderung der Hilfs- und Beratungsangebote stark
gemacht. Weil diese Arbeit auch weiterhin unsere Unterstützung
verdient, wird es im Doppelhaushalt 2019/20 Mittel für ein weiteres
Frauenhaus in Rheinland-Pfalz geben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. September 2018
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RHEINLAND-PFALZ/4915: Kerosin-Regen wird Thema in kommender Landtagssitzung (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
04.09.2018

Kerosin-Regen wird Thema in kommender Landtagssitzung



Zur aktuellen Debatte über das Ablassen von Kerosin (Fuel Dumping)
erklärt der SPD-Fraktionsvorsitzende Alexander Schweitzer: "Bei einer
Demonstration am Sonntag im Pfälzerwald haben rund 300 Menschen gegen
das Ablassen von Kerosin über der Pfalz demonstriert, eine
entsprechende Petition haben mittlerweile schon fast 75.000 Menschen
unterschrieben: Für uns als SPD-Fraktion ist klar, dass dieses Thema
auch in der kommenden Landtagssitzung aufgegriffen werden muss. Ein
Grund ist: Es muss der politische Druck hoch gehalten werden, damit
Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer (CSU) nicht länger mauert. Die
Bürgerinnen und Bürger erwarten, dass er unverzüglich für Transparenz
sorgt. Fälle des Treibstoff-Schnellablassens müssen binnen 24 Stunden
auf der Homepage der Deutschen Flugsicherung (DFS) veröffentlicht und
die Landesbehörden informiert werden."

Der Parlamentarische Geschäftsführer der SPD-Fraktion, Martin Haller,
der auch bei der Demonstration sprach, sagt weiter: "Es ist sehr zu
begrüßen, dass das rheinland-pfälzische Kabinett jüngst eine
Bundesratsinitiative zum Kerosin-Notablass angekündigt hat. So soll
über den Bundesrat angestoßen werden, was auch die betroffenen
Menschen erwarten: Es muss mehr Transparenz in Fällen von
Kerosinablass geben. Es sollen tatsächliche Messungen zur
Schadstoffbelastung durch Kerosin in die Wege geleitet und
mittelfristig Alternativen zum Fuel Dumping entwickelt werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. September 2018
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SCHLESWIG-HOLSTEIN/2213: Sind Kinder im Auto - Zigarette aus! (Der Landtag)


Der Landtag - Nr. 02 / Juni 2018

Die Parlamentszeitschrift für Schleswig-Holstein

PLENUM

Landtag fordert: Sind Kinder im Auto - Zigarette aus!



Der Landtag macht mobil beim Nichtraucherschutz für Kinder und
Jugendliche. Einstimmig hat das Plenum im Juni einen Antrag der
Jamaika-Koalition angenommen, der ein Rauchverbot im Auto fordert,
wenn Minderjährige an Bord sind. Dafür soll sich die Landesregierung
jetzt auf Bundesebene einsetzen. Ausgangspunkt war ein Vorstoß der
SPD.


Vollgequalmte Autos, in denen Kinder oder Jugendliche sitzen,
seien "leider noch immer legal in Deutschland", konstatierte der
Sozialdemokrat Tobias von Pein. Der Rauch enthalte Schadstoffe wie
Blausäure, Arsen und Teer. Er sei für Heranwachsende besonders
schädlich, da sie eine höhere Atemfrequenz hätten und ihre Lungen bis
zum 20. Lebensjahr noch in der Entwicklung seien. Akute und chronische
Atemwegserkrankungen, die Verschlimmerung eines Asthma-Leidens oder
eine Erhöhung des Blutdrucks könnten die Folgen sein. "Je jünger
jemand ist, desto schwerer können die Folgen des Passivrauchens
ausfallen", stellte auch Hans-Hinrich Neve (CDU) fest. "Die Freiheit
hört dort auf, wo wir anderen schaden können", sagte Marret Bohn
(Grüne). Der AfD-Abgeordnete Frank Brodehl gab zu bedenken, ein Verbot
allein werde der Mehrheit der betroffenen Kinder nicht helfen. Denn es
sei schwer umsetzbar und werde bei vielen Rauchern keinen
Gesinnungswandel bewirken. Flemming Meyer (SSW) stelle die Frage:
Müsste bei einem Rauchverbot in Autos mit Kindern logischerweise nicht
auch ein Rauchverbot in Wohnungen mit Kindern eingeführt werden?

Da Präventionsmaßnahmen und Appelle nicht erfolgreich gewesen seien,
sei das Verbot für ihn das "Mittel der Wahl", so Sozialminister Heiner
Garg (FDP). Es gebe kein Recht für Eltern, Kinder gesundheitlich zu
schädigen. Garg brachte das Thema Ende Juni auf der
Gesundheitsministerkonferenz in die bundespolitische Debatte ein.
Rauchverbote in Autos mit Kindern gibt es bereits in England, Wales,
Italien, Griechenland, Frankreich und seit Neuestem auch in
Österreich.

Die SPD hatte darüber hinaus ein grundsätzliches Verbot von
Tabakwerbung gefordert. Dieses Ansinnen scheiterte jedoch an CDU,
Grünen, FDP und AfD. Jamaika habe bei diesem Punkt noch
Beratungsbedarf, sagte der Freidemokrat Dennys Bornhöft.

 * 

Quelle:

Der Landtag, Nr. 02 / Juni 2018, S. 17
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AUSSEN/1582: Sexuelle Gesundheit braucht sexuelle Rechte


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 3. September 2018

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Sexuelle Gesundheit braucht sexuelle Rechte



Gabriela Heinrich, stellvertretende menschenrechtspolitische Sprecherin:

Rund um den Globus sind Menschen, vor allem Frauen, Opfer von sexueller Gewalt und mangelnder Selbstbestimmung. Zum Welttag der sexuellen Gesundheit am 4. September fordert die SPD-Bundestagsfraktion die weltweite Durchsetzung der Rechte rund um die selbstbestimmte Sexualität.

"Der Welttag der sexuellen Gesundheit steht 2018 unter dem Motto 'Sexuelle Gesundheit & sexuelle Rechte sind grundlegend für das Wohlbefinden'. Die Realität ist jedoch viel zu oft gekennzeichnet von Menschenrechtsverletzungen wie sexueller Gewalt, Genitalverstümmelung, Zwang und Diskriminierung. Vor allem in Staaten, in denen es bewaffnete Konflikte gibt, kann von sexueller Gesundheit und von der Durchsetzung elementarer Rechte keine Rede sein.

Die SPD-Bundestagsfraktion fordert die weltweite Durchsetzung sexueller Selbstbestimmung. Kultur, Tradition oder Religion darf kein Deckmantel sein, gegen Menschenrechte zu verstoßen. Vor allem die Sexualität von Frauen und Mädchen ist von Einmischung, Zwang und Gewalt betroffen. Wir brauchen eine konsequente Umsetzung aller internationalen Abkommen zum Schutz von Frauen und zur Durchsetzung voller Gleichberechtigung. Das Kairoer Abkommen (sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte) sowie die UNO-Resolution 1325 (Frauen in bewaffneten Konflikten) müssen endlich weltweit durchgesetzt werden."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. September 2018
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BILDUNG/1487: DGB-Ausbildungsreport - neues Berufsbildungsgesetz dringend nötig


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 4. September 2018

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

DGB-Ausbildungsreport - neues Berufsbildungsgesetz dringend nötig



Yasmin Fahimi, zuständige Berichterstatterin:

Gestern wurde der Ausbildungsreport 2018 der Jugendabteilung des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) vorgestellt. Die Ergebnisse zeigen mehr denn je die dringende Notwendigkeit der Novellierung des Berufsbildungsgesetzes. Der Deutsche Gewerkschaftsbund DGB hat jetzt seinen Ausbildungsreport 2018 vorgestellt.

"Die Erkenntnisse aus dem diesjährigen Ausbildungsreport bestätigen erneut, dass die Attraktivität der Ausbildung direkt von den Ausbildungsbedingungen abhängt. Auszubildende, die mit Schichtdienst, ausbildungsfremdem Tätigkeiten und schlechter Bezahlung konfrontiert sind, brechen häufiger ihre Ausbildung ab. Azubis werden in einigen Fällen immer noch als billige Arbeitskräfte missbraucht. Das muss beendet werden. Wer gute und motivierte Fachkräfte ausbilden möchte, sorgt für berechenbare Arbeitszeiten, hochwertige Ausbildungsinhalte, adäquate Bezahlung und einen wertschätzenden Umgang.

Jetzt heißt es zu handeln und nicht nur Probleme zu beschreiben. Bei der Novelle des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) werden wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten uns dafür einsetzen, diese Punkte zu berücksichtigen. Ausbildungsqualität und Mindestausbildungsvergütung sind zentrale Themen, die ein neues Berufsbildungsgesetz regeln muss. Denn nur so legen wir die Grundlage für die Modernisierung der dualen Ausbildung."
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BILDUNG/1486: Inklusion weiter fördern


SPD-Pressemitteilung vom 4. September 2018

Ulf Daude: Inklusion weiter fördern



Zum Lagebericht der Bertelsmann Stiftung zur Inklusion an deutschen Schulen erklärt der Bundesvorsitzende der Arbeitsgemeinschaft für Bildung (AfB) Ulf Daude:

Gleichheit ist ein Menschenrecht, das für alle gilt. Inklusion an deutschen Schulen sorgt für gleiche Bildungschancen von Kindern und Jugendlichen mit und ohne Behinderung und erhöht die Anschlussfähigkeit an gesellschaftliche Teilhabe für die Betroffenen. Dafür müssen die Bildungseinrichtungen und Schulen mit ausreichend Lehrkräften und qualifizierten Erzieherinnen und Erziehern ausgestattet sein und flexible Förder- und Rückzugsmöglichkeiten für Schülerinnen und Schüler mit besonderem Unterstützungsbedarf anbieten. Förderschulen und Sondereinrichtungen sind nur dann akzeptabel, wenn sie ein besonderes sonderpädagogisches Angebot unterbreiten, das nicht durch allgemeine Schulen geleistet werden kann.

Die Arbeitsgemeinschaft für Bildung (AfB) setzt sich dafür ein, dass die Exklusionsrate weiter sinkt und regionale Unterschiede ausgeglichen werden. Länder wie Baden-Württemberg und Bayern müssen ihre Anstrengungen bei der Umsetzung von Inklusionsangeboten verstärken und für gleiche Chancen auf Bildung für Kinder mit und ohne Behinderung sorgen.
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FORSCHUNG/1154: Joghurt mit Löwenzahn? Gerührt und geschüttelt! (idw)


Max-Planck-Institut für Polymerforschung - 03.09.2018

Joghurt mit Löwenzahn? Gerührt und geschüttelt!



Inulin ist ein in verschiedenen Lebensmitteln vorhandenes Molekül,
welches z. B. aus Löwenzahnwurzeln gewonnen werden kann. Aufgrund seiner
besonderen Struktur hat Inulin im Mund schmelzende und cremige
Eigenschaften und eignet sich als kalorienreduzierter Fettersatz für eine
gesunde Ernährung. Wissenschaftler des Max-Planck-Instituts für
Polymerforschung (MPI-P) haben nun die physikalischen Eigenschaften von
verschiedenen Inulin-Präparationen untersucht. Insbesondere haben sie die
Abhängigkeit der Zähflüssigkeit von Inulin-Wasser-Mischungen von der
Temperatur und von mechanischen Kräften vermessen. Die Ergebnisse können
dazu beitragen, das Mundgefühl von Lebensmitteln zu verbessern.

Inulin ist ein langkettiges Molekül, welches in verschiedenen
Lebensmitteln, aber auch Pflanzen wie Chicorée oder Löwenzahn zu finden
ist. Chemisch gesehen handelt es sich dabei um ein praktisch
unverdauliches Kohlenhydrat und kann somit als Ballaststoff für den
menschlichen Körper dienen. Heute wird Inulin unter anderem dazu
verwendet, um in Wurstwaren den Ballaststoffanteil zu erhöhen. In Joghurt
dient es auch heute schon als Fettersatz. Gleichzeitig verändert es die
sogenannte "Textur" des Joghurts, also das Gefühl, welches Joghurt auf der
Zunge hinterlässt. Aber warum ist das so? Wie genau Inulin auf
Temperaturveränderungen oder mechanische Belastungen - die unter anderem
beim Lutschen oder Kauen auftreten können - reagiert und wie man
Lebensmittel mit gezielten Eigenschaften herstellen kann haben nun
Wissenschaftler um Prof. Dr. Thomas Vilgis (Abteilung Prof. Dr. Kurt
Kremer) des MPI-P untersucht.

Hierfür haben sie Inulin-Gels unter verschieden Bedingungen hergestellt
und die Festigkeit gezielt bei unterschiedlichen Temperaturen und
Herstellungsbedingungen untersucht. Inulin wird in einem theoretischen
Modell der Forscher als kleine, teils flexible Stäbchen beschrieben, die
in Wasser unter Rühren gelöst werden. Abkühlen einer solchen Flüssigkeit
führt dazu, dass sich die Stäbchen nebeneinander anordnen
(kristallisieren) und so die Flüssigkeit verfestigen Sie geben ihr eine
andere Textur., wenn sich diese kleinen Kriställchen auf eine ganz
bestimmte Art und Weise in unregelmäßiger Art und Weise - sogenannten,
fraktalen Aggegaten - zusammenlagern. Starkes Aufheizen bzw. mechanische
Belastung führt wieder zu einer starken Verflüssigung (siehe Video). Die
Fließeigenschaften können somit genau eingestellt werden, und Festes wird
nach dem Schütteln flüssig.

Insgesamt fassen die Forscher zusammen, dass Inulin-Gele, die bei kleinen
Temperaturen um 25 °C hergestellt werden fester sind als solche, die bei
höheren Temperaturen um 60 °C hergestellt werden. Dies liegt daran, dass
bei 25 °C noch ein größerer Teil der Inulin-Moleküle im Wasser ungelöst
vorliegen und somit als Keime für eine Bildung von kleinen
"Inulin-Kriställchen" sorgen, die sich dann verbinden und für eine
Festigkeit sorgen. Bei 60 °C ist ein Großteil der Inulin-Moleküle gelöst,
womit man dann weniger, aber größere Inulin-Kristalle erhält, sie sich
weniger gut verbinden und somit für eine geringere Festigkeit sorgen.

Für das erstaunlich cremige und fettige Mundgefühl ist das Zerstören
dieser Aggregate zwischen Zunge und Gaumen verantwortlich. Essen ist, ein
Stückweit, reine Physik. Die Forscher haben ihre Ergebnisse nun in der
renommierten Fachzeitschrift "Food Hydrocolloids" veröffentlicht.


Originalpublikation:

Alteration of the structural properties of inulin gels

Steffen Beccard, Jörg Bernard, Rudy Wouters,.Karin Gehrich, Birgitta
Zielbauer, Markus Mezger, Thomas A. Vilgis

https://doi.org/10.1016/j.foodhyd.2018.06.049

Weitere Informationen unter:

http://www.mpip-mainz.mpg.de/Thomas_Vilgis

- Gruppenseite von Prof. Dr. Thomas Vilgis

http://www.mpip-mainz.mpg.de

- Webseite des MPI für Polymerforschung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution350
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Polymerforschung, 03.09.2018
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FORSCHUNG/1153: Nahrungsmittel für die Stadt - aus der Stadt (idw)


Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation IAO - 03.09.2018

Nahrungsmittel für die Stadt - aus der Stadt

Fraunhofer IAO veröffentlicht Studie zu Urban Farming



Während die globale Bevölkerung in Städten stetig wächst, schrumpft die
ohnehin knappe Anbaufläche für Lebensmittel und Ressourcen. Diese Kluft
könnte durch Urban Farming überbrückt werden, indem Nahrung innerhalb der
Stadt erzeugt wird. In einer Studie untersucht das Fraunhofer IAO, welches
Potenzial Lebensmittel- und Algenproduktion vor Ort für die Stadt birgt.

Die nachhaltige Sicherung der städtischen Nahrungsmittel- und
Ressourcenversorgung wird zunehmend zur Herausforderung - insbesondere in
dicht besiedelten Städten mit begrenztem Zugang zu umliegenden
landwirtschaftlichen Gebieten. Des Weiteren üben intensive Anbaupraktiken
und der massive Einsatz von Chemikalien Druck auf natürliche Ressourcen
aus. Vor diesem Hintergrund wird in ersten Pilotprojekten intensiv an
innovativen Anbaumethoden und -technologien gearbeitet, welche
Nahrungsmittel- und Ressourcenproduktion wieder zurück an die Orte bringen,
an denen sie konsumiert werden. Die neue Studie des Fraunhofer-Instituts
für Arbeitswirtschaft und Organisation IAO, die im Rahmen der
Morgenstadt-Initiative durchgeführt wurde, untersucht bestehende
Initiativen und Modellvorhaben innerstädtischer Anbautechnologien für
Lebensmittel und Mikroalgen und zeigt Potenziale für Kommunen und
Unternehmen auf.

Städtische Landwirtschaft als langfristiges Phänomen

Im Mittelpunkt der Untersuchung stehen der Pflanzenanbau in Innenräumen
und die Mikroalgenkultivierung. Fokusthemen sind dabei der jeweilige
Technologieeinsatz, der sich hauptsächlich auf künstliche Beleuchtung, den
Einsatz von Sensorik und Automatisierungsprozessen konzentriert;
ökologische Auswirkungen, wie etwa die Einbindung erneuerbarer Energien,
Pestizideinsatz und Flächenverbrauch; wirtschaftliche Faktoren
einschließlich Investitions- und Betriebskosten sowie derzeit verwendete
Finanzierungsmodelle und soziale Aspekte wie die Schaffung neuer
Arbeitsplätze und berufliche Weiterbildung. Des Weiteren werden
Herausforderungen und Zielsetzungen bestehender Initiativen sowie die
generelle Marktentwicklung in den beiden Segmenten untersucht.

Mit Urban Farming zu nachhaltigerer und zukunftsorientierter
Stadtentwicklung

Die städtische Landwirtschaft wird zunehmend in stark urbanisierten
Ländern mit begrenzten umliegenden landwirtschaftlichen Flächen wie Japan
und Singapur stattfinden sowie in Ländern mit starker Luftverschmutzung
und hoher Bodenverarmung. Bis 2050 werden mehr als 66 Prozent der
Weltbevölkerung, dann mehr als 6 Milliarden Menschen, in Städten leben -
die Möglichkeiten, alle Menschen zu ernähren, sind dann noch stärker
einschränkt. Mehr Ressourcen und Investitionen in die urbane
Landwirtschaft und Nahrungsmittelproduktion, die Entwicklung und Erprobung
alternativer Finanzierungsstrategien sowie interdisziplinäre Ausbildung,
Forschung und Entwicklung in diesem Bereich sind nötig, um diese
Herausforderung anzugehen.

Städtische Landwirtschaft und geschlossene Ressourcenkreisläufe sind keine
kurzfristigen Phänomene, insofern sind ganzheitliche, lokal angepasste und
nachhaltige Systemlösungen wichtig. Die englischsprachige Studie »Urban
Farming« bietet einen Überblick über aktuelle Entwicklungen und Trends,
ermöglicht interessierten Städten und Unternehmen erste Einblicke in einen
sich schnell entwickelnden und wachsenden Sektor und informiert
Wissenschaftler und Entscheidungsträger, welche auf ein autarkes,
integriertes und nachhaltiges städtisches Nahrungsmittel- und
Ressourcensystem hinarbeiten.


Weitere Informationen unter:

http://publica.fraunhofer.de/documents/N-506944.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution300

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation IAO, 03.09.2018
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FORSCHUNG/1152: Mehl-Schnelltest weiterentwickelt (idw)


Leibniz-Institut für Lebensmittel-Systembiologie - 03.09.2018

Mehl-Schnelltest weiterentwickelt

Backqualität von Dinkel-, Emmer- und Einkorn-Vollkornmehl nun schneller
vorhersagbar



Die Ergebnisse einer Vergleichsstudie des Leibniz-Instituts für
Lebensmittel-Systembiologie an der TU München (Leibniz-LSB@TUM) erlauben
es erstmals, die Backqualität von Dinkel-, Emmer- und Einkorn-Vollkornmehl
schnell und verlässlich vorherzusagen.

Die neuen Resultate könnten zukünftig dazu beitragen, zeitraubende und
aufwendige Voruntersuchungen im Labor zu ersetzen. Die Wissenschaftler und
Wissenschaftlerinnen veröffentlichten ihre Ergebnisse jetzt im Journal of
Cereal Science.

Glutengehalt und -zusammensetzung bestimmen die Backeigenschaften

Gluten ist der Oberbegriff für ein Gemisch aus verschiedenen
Speichereiweißen, die natürlicherweise im Korn und damit auch im Mehl von
modernem Weizen, aber auch ursprünglichen Weizenarten wie Dinkel, Emmer
und Einkorn enthalten sind. Vielen ist Gluten im Zusammenhang mit der
Darmerkrankung Zöliakie bekannt. Bedeutend weniger Menschen wissen jedoch,
dass der Glutengehalt insgesamt ebenso wie die Zusammensetzung des Glutens
maßgeblich die Backeigenschaften von Mehlen bestimmen.

Das Gluten moderner Weizenarten verleiht dem Mehl eine hohe
Wasseraufnahmefähigkeit und dem Teig Gashaltevermögen, Viskosität sowie
Elastizität. Übliches Weizenmehl verfügt daher über sehr gute
Backeigenschaften. "Mehle von Dinkel, Emmer und Einkorn enthalten zwar
etwas mehr Gluten als herkömmliches Weizenmehl. Das Gluten ist jedoch
anders zusammengesetzt. Die Folge ist, dass diese Mehle meist schlechtere
Backeigenschaften besitzen", erklärt Erstautorin Sabrina Geißlitz vom
Leibniz-LSB@TUM. Aus solchen Mehlen hergestellte Brote seien in ihrer
Struktur deutlich kompakter, krümeliger und weniger voluminös als
Weizenbrot. Um dennoch die besten Backergebnisse zu erzielen, sei es laut
Expertin wichtig, die Getreidemehle vorab auf ihre Backqualität zu testen
und die geeignetsten auszuwählen. Denn nicht nur die Getreideart, sondern
auch die Getreidesorte und die Anbaubedingungen beeinflussen die
Glutenqualität.

Da moderne Weizenarten aufgrund ihrer hohen Erträge weltweitweit sehr
verbreitet sind, gibt es für deren Mehle bereits standardisierte
Schnelltests. Diese bestimmen die Backqualität, indem sie das
Aggregationsverhalten des im Mehl enthaltenen Glutens innerhalb weniger
Minuten messen. Um die Backqualität von Dinkel-, Emmer- und Einkorn-Mehlen
zu ermitteln, sind jedoch immer noch zeitaufwendige Backtests im Labor
notwendig. Sie erfordern zudem erfahrenes Fachpersonal sowie größere
Probenmengen.

40 Getreidesorten im Vergleich

Um Abhilfe für das Problem zu schaffen, hat ein Team des Leibniz-LSB@TUM
erstmals ein Schnelltestverfahren für Dinkel-, Emmer- und
Einkorn-Vollkornmehle standardisiert. Hierzu untersuchten die Forschenden
die Mehle von jeweils acht verschiedenen Weizen-, Hartweizen-, Dinkel-,
Emmer- und Einkornsorten, die unter den gleichen geografischen und
klimatischen Bedingungen gewachsen waren. Mit Hilfe unterschiedlicher
Analysemethoden ermittelten sie die Werte zum Eiweißgehalt, zur
Zusammensetzung und zum Aggregationsverhalten von Gluten und setzten die
Daten in Beziehung zu den Teig- sowie den Backeigenschaften der
unterschiedlichen Mehle.

"Aufgrund der genormten Anbaubedingungen, haben wir erstmals verlässliche
Vergleichsdaten für die verschiedenen Weizenarten erheben können", sagt
Katharina Scherf, Arbeitsgruppenleiterin am Leibniz-LSB@TUM. Nur so sei es
möglich gewesen, einen bereits existierenden Mehl-Schnelltest so zu
optimieren, dass er die Backqualität von Mehlen ursprünglicher Weizenarten
präzise vorhersage.

Scherf ist zuversichtlich, dass die Studienergebnisse künftig in der
Praxis Anwendung finden. Denn optimierte Schnelltests trügen schon heute
wesentlich dazu bei, die Arbeit von Bäckern zu erleichtern. Zudem seien
schmackhafte und bekömmliche Vollkornprodukte aus Dinkel, Emmer und
Einkorn von vielen Menschen aus gesundheitlichen Gründen zunehmend
gefragt.


Publikation:

Geisslitz S, Wieser H, Scherf KA, Koehler P (2018)

J Cereal Sci,

DOI: 10.1016/j.jcs.2018.08.012.

Gluten protein composition and aggregation properties as predictors for
bread volume of common wheat, spelt, durum wheat, emmer and einkorn

www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0733521018304636

Finanzierung:

Das o.g. Forschungsprojekt der Forschungsvereinigung Forschungskreis der
Ernährungsindustrie e.V. wurde über die Arbeitsgemeinschaft industrieller
Forschungsvereinigungen "Otto von Guericke" e.V. im Rahmen des Programms
zur Förderung der Industriellen Gemeinschaftsforschung vom
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie aufgrund eines Beschlusses
des Deutschen Bundestages gefördert.


Hintergrundinformationen zum Download
zu "glutenhaltigen Getreidearten", zu "Weizenkleber und Backqualität"
sowie "Verträglichkeit von Weizen" finden Sie unter:

https://www.leibniz-lsb.de/presse-oeffentlichkeit/pressemitteilungen/pm-030918-pressemitteilung-mehl-schnelltest-weiterentwickelt/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2252
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung
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VERBAND/2315: Bundesweiter Aktionstag 2018 "Ernte" (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 4. September 2018

Bundesweiter Aktionstag 2018 "Ernte"

der Orts-, Kreis- und Landesbauernverbände sowie des Deutschen
Bauernverbandes

Medialer Auftakt am 11. September 2018 in Berlin sowie zeitgleich in
16 Bundesländern



Die bundesweiten WIR MACHEN-Aktionstage folgen der Idee,
Landwirtschaft im städtischen Umfeld ins Gespräch zu bringen. Während
beim Tag des offenen Hofes viele Städter den Bauern auf seinem Hof
besuchen, ziehen nun die Landwirte in die Stadt, um dort mit den
Menschen ins Gespräch zu kommen. Ein aktuelles Thema gibt den Impuls
für diese Gespräche und für das kreative Setting an gut besuchten
Plätzen mitten in der Stadt.

Die Aktion 2018 platziert das Thema "Ernte" als Höhepunkt im
landwirtschaftlichen Zyklus. "Ernte" steht symbolisch für alle
Lebensmittel und Rohstoffe, die die Bauern erzeugen. Als verbindendes
Element zwischen Landwirten und Verbrauchern, Bauern und Bürgern
eignet sich dieses Thema perfekt für den Gesprächsauftakt.


Treffen Sie Ihren Bauern! Landwirtinnen und Landwirte wollen mit der
Bevölkerung ins Gespräch kommen.

Der Präsident des Deutschen Bauernverbandes, Joachim Rukwied, und der
Präsident des Landesbauernverbandes Brandenburg, Henrik Wendorff,
werden zusammen mit Brandenburger Bauern und einigen Spitzenpolitikern
den Aktionstag 2018 in Berlin eröffnen.

Diesen bundesweiten Aktionstag starten wir zeitgleich mit den 18
Landesbauernverbänden sowie vielen Kreis- und Ortsverbänden in vielen
deutschen Städten, jeder mit einer regional besonderen Aktion mitten
in der Stadt. Hier in Berlin möchten wir gemeinsam mit Ihnen bei einem
herzhaften Frühstück mit regionalen Produkten ins Gespräch kommen. Als
Thema haben wir die "Ernte" gesetzt. Ganz in dem Sinne zu genießen und
wertzuschätzen, was vom Feld und aus dem Stall kommt.


Alle Informationen zum Aktionstag "Ernte" 2018 zu finden unter:

https://www.bauernverband.de/bundesweiter-aktionstag-2018-ernte?redid=806856

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. September 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7

10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 407

Fax: 030 / 31 904 431

Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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PROPAGANDA/1499: Naiv - trotz schlechter Aussichten anpacken ... (SB)




Wer andere als "Gutmenschen" tituliert, würde nicht unbedingt für sich in
Anspruch nehmen, ein "Schlechtmensch" zu sein. Was einst die simple Aussage
einer gewissen Naivität im Umgang mit gesellschaftlichen Problemen
transportierte, ist im Jargon der Neuen Rechten zu einem regelrechten
Schimpfwort mutiert. Letztlich steht die Deutungshoheit über Gut und Böse, über
die Bewertung dieser Probleme im Mittelpunkt der Nutzung des Begriffs,
insbesondere wenn er im Kontext flüchtender Menschen fällt, was häufig der Fall
ist. Darüber hinaus macht sich verdächtig, ein "Gutmensch" zu sein, wer
Minderheitenrechte hochhält, für soziale Gleichheit ohne Ansehen von Herkunft,
Hautfarbe und Geschlecht eintritt, für Einschränkungen des Jagdrechtes, des
unbegrenzten Schnellfahrens und des Fleischkonsums eintritt, also im Kulturkampf
gegen "Radfahrer und Vegetarier" [1] auf der falschen Seite steht. Ob der
"Gutmensch" aus seiner Lebenspraxis moralischen Profit zieht oder nicht, ob er
gar den gesellschaftlichen Moralhaushalt als Instrument symbolpolitischer
Widerspruchsregulation kritisiert, ist dafür, daß er zum Ziel einer Diffamierung
wird, unerheblich.

Zweifellos richten sich moralische Werturteile immer auch gegen diejenigen, die
ihnen nicht gerecht werden. Ganz sicher setzen viele Menschen moralisch als gut
bewertete Taten wie eine Währung persönlicher Anerkennung ein, die ihrerseits
Herrschaftsverhältnisse vertieft, anstatt sie aufzuheben. Nicht umsonst gilt die
christliche Tugend der Selbstlosigkeit als höchste Form menschlicher Zuwendung,
soll sie doch ohne Seitenblick auf eine Belohnung im Dies- oder Jenseits
erfolgen, um das Motiv, anderen etwas Gutes zu tun, nicht von vornherein zu
korrumpieren. Daß eine als selbstlos titulierte Haltung geradezu zu ihrer
Widerlegung herausfordert, liegt im Mißbrauch christlicher Ideale auf den
Kommandohöhen weltlicher und geistlicher Macht begründet. So stellt der
meritokratisch honorierte Tauschwert moralischen Handelns alle Beweggründe, den
kranken Menschen nicht am Wegesrand liegenzulassen, sondern ihm aufzuhelfen,
in den Schatten eigennütziger Kalküle.

Sich mit dieser Hintergründigkeit aller erklärten wie unausgesprochenen Moral
auseinanderzusetzen ist wesentlich für alle Emanzipation vom Schuldcharakter
kapitalistischer Vergesellschaftung und gesellschaftlicher Regulation. Auf dem
Spiel steht die Teilhaberschaft an einer sozialen Ordnung, deren hierarchischer
und ausgrenzender Charakter das Problem herrschender Gewaltverhältnisse erzeugt. 
Es überwinden zu wollen, ohne die Erblast originär christlicher Werturteile aus
der Welt zu schaffen, führt notgedrungen immer tiefer ins Labyrinth von Schuld
und Sühne. So ist die Sicherung des gesellschaftlichen Friedens kein
Nebenprodukt humanitären Engagements, sondern konstitutiv für Institutionen
sozialer Unterstützung, die dementsprechend nicht dem kommerziellen Erfolg
verpflichtet sein sollten. So sehr die karitative Arbeit mit öffentlichen oder
privatwirtschaftlichen Mitteln finanzierter Institutionen individuell zu
begrüßen sein mag, so kontraproduktiv ist sie für die Aufhebung erniedrigender
und verelendender Umstände. "Tue Gutes und rede darüber" - der Leitsatz des
Social Sponsoring großer Unternehmen verrät, daß in ihrer Profitlogik kein Platz
für unumkehrbare und folgenreiche Formen emanzipatorischer Entwicklung ist.

Widersprüche zwischen moralischem Anspruch und gesellschaftlicher Wirklichkeit
produktiv aufzudecken ist mithin für einen sozialökologischen Aktivismus, der
sich für schwache, bedrängte, von Zerstörung und Vernichtung bedrohte Lebewesen
einsetzt, von essentieller Bedeutung. Was noch dazu belebend und anregend für
den das politische Gemeinwesen kritisch durchdringenden Verstand sein kann,
verschafft auch Klarheit über die persönliche Motivlage und vergrößert damit die
eigene Handlungsfähigkeit. Doch darum geht es den nicht umsonst im
sozialrassistisch und nationalchauvinistischen Lager verorteten UrheberInnen
dieses Vorwurfs nicht. Menschen verächtlich zu machen, die sich aus welchen
Gründen auch immer Restbestände eines Ethos der Gewaltfreiheit, der sozialen
Gleicheit und des Schutzes Vertreibung und Verfolgung erleidender Menschen wie
dem Ökozid preisgegebener nichtmenschlicher Lebewesen und Natursysteme bewahrt
haben, erweist sich im Umkehrschluß als hochmoralische Abwehr dessen, was die
eigene Teilhaberschaft am gesellschaftlichen Raubzug in Frage zu stellen droht.

Zutiefst beleidigt und gekränkt, weil sich die beanspruchte Zugehörigkeit zu
Volk, Staat und Nation nicht auf erwartete Weise auszahlt, sondern die
Austauschbarkeit des Marktsubjekts und der Warenform als persönliche Niederlage
erlebt wird, weil die dem Deutschen qua Geburtsrecht angeblich zustehende
Gratifikation ausbleibt, während andere, die nicht über das Privileg dieser
Staatsbürgerschaft verfügen, dem prinzipiellen Menschenrecht gemäß
Gleichbehandlung einfordern, weil die Anerkennung imaginierter Männlichkeit an
der Relativierung tradierter Geschlechternormen scheitert, kocht im Feindbild
des "Gutmenschen" all das auf, was für die eigene Misere verantwortlich gemacht
wird. [2]

Wie tief der Abgrund menschengemachter Gewaltverhältnisse ist, wollen die
UrheberInnen dieses Anwurfs am allerwenigsten wissen. Sie vom Thron
vermeintlicher zivilisatorischer Höherentwicklung herab auszuloten hieße, das
Blut an den eigenen Händen zumindest wahrzunehmen. Diese möglicherweise sehr
unangenehme Konfrontation auch nur ansatzweise zu riskieren überlassen sie
wohlweislich den AdressatInnen ihrer Verachtung. Eine zugewandte Kritik
vermeintlich übertriebener Caritas oder Sorge um das Leben in welcher Form auch
immer bedient sich keiner Diffamierung, sondern des Hinterfragens offenkundiger
Widersprüche mit dem Zweck, das grundsätzliche Anliegen solidarischer
Unterstützung und gemeinsamen Kämpfens zu fördern.


Fußnoten:

[1] https://www.deutschlandfunk.de/polnische-regierung-waszczykowski-warnt-vor-welt-aus.1773.de.html?dram:article_id=341541

[2] BERICHT/085: Richtige Literatur im Falschen - und sie meinen es so ... (SB)
 
http://www.schattenblick.de/infopool/d-brille/report/dbrb0085.html
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RAUB/1150: Afrika - Wirtschaftskolonie und Schuldenvasall ... (SB)




Wir begrüßen Afrika im Expresszug der chinesischen
Entwicklung

Präsident Xi Jinping beim China-Afrika-Gipfel in Beijing [1]

In der Konkurrenz um Einfluß und Zugriff auf dem afrikanischen
Kontinent ist China auf breiter Front und mit einer Beschleunigung auf
dem Vormarsch, die in Europa und den USA mit Argwohn verfolgt wird.
Auf einem der zentralen künftigen Schlachtfelder um die rapide
schwindenden Ressourcen menschlichen Überlebens, zugleich der
Weltregion mit dem schnellsten Bevölkerungswachstum und einer der
akutesten Gefahrenlagen angesichts des Klimawandels, werden heute
Positionen bezogen und Sphären abgesteckt, um die günstigste
Ausgangsposition in den Kämpfen und Kriegen von morgen zu erringen.

Mit welcher strategischen Weitsicht und Entschlossenheit die
chinesische Führung zu Werke geht, unterstreicht der zweitägige
China-Afrika-Gipfel in Beijing, auf dem zahlreiche Staats- und
Regierungschefs afrikanischen Staaten vertreten sind. Der Gipfel fand
im Oktober 2000 erstmals in Beijing statt und wird seither alle drei
Jahre abwechselnd in der chinesischen Hauptstadt und in einem Land
Afrikas abgehalten. Er hat den Ausbau der chinesisch-afrikanischen
Beziehungen konsequent begleitet und jedesmal Schritte zu einer
engeren Kooperation erfolgreich auf den Weg gebracht. So steht die
aktuelle Tagung denn auch unter dem Motto: "China und Afrika: auf dem
Weg zu einer noch stärkeren Gemeinschaft mit einer gemeinsamen Zukunft
durch Win-win-Kooperation". [2]

Im Jahr 2000 lag das Handelsvolumen lediglich bei zehn Milliarden
US-Dollar, nicht einmal der Hälfte des deutsch-afrikanischen
Warentauschs, während die chinesischen Investitionen kaum dreistellige
Millionenhöhe erreichten. Schon 2009 war China im Ländervergleich zum
größten Geschäftspartner des Kontinents aufgestiegen und hat diese
Position nicht mehr eingebüßt, wenngleich sich 2015 aufgrund der
einbrechenden Rohstoffpreise größere Umbrüche ergaben. Aus heutiger
Sicht ist das Handelsvolumen enorm gestiegen und hat sich in nur 17
Jahren verzwanzigfacht. Noch gehen 35 Prozent der afrikanischen
Exporte in die EU, 18 Prozent in andere afrikanische Länder und
jeweils nur zehn Prozent nach China und in die USA. Auch ist China
derzeit nur für etwas mehr als fünf Prozent aller Investitionen in
Afrika verantwortlich, während das amerikanische Investitionsvolumen
noch immer mehr als doppelt so hoch ausfällt. Angesichts der
Geschwindigkeit, mit der die Chinesen auf- und überholen, dürfte sich
dieses Verhältnis jedoch erheblich verschieben. [3]

Zunächst ging es vor allem um die Extraktion von Ressourcen wie Öl,
Mineralien und Kupfer wie auch Landgrabbing größten Ausmaßes, um den
immensen Bedarf Chinas zu decken. Im Gegenzug wuchs der Export
chinesischer Konsumgüter aller Art für den Alltagsgebrauch. Zudem
finanzierte Beijing zahlreiche Infrastrukturmaßnahmen wie den Bau von
Eisenbahnlinien, Straßen, Häfen, Flughäfen und Staudämmen in Form von
Krediten und investierte in Minen, Fabriken, Raffinerien, Stadien und
Einkaufszentren. Auf dem Gipfel 2015 in Johannesburg wurde dann als
Kurswechsel vereinbart, daß chinesische Unternehmen Produktionsstätten
in Afrika aufbauen, Arbeitsplätze schaffen, Personal ausbilden und
Technologietransfer leisten sollen. Dies eröffnete der chinesischen
Industrie die Chance, Fabriken, die aufgrund der in der Volksrepublik
steigenden Löhne nicht mehr genügend Gewinn abwarfen, in afrikanische
Niedriglohnländer zu verlagern. Inzwischen fließen etwa 13 Prozent der
chinesischen Investitionen in den Aufbau von Produktionsstätten.

In Johannesburg wurde zudem vereinbart, daß Stipendien an Studenten
aus afrikanischen Ländern vergeben, Arbeitskräfte ausgebildet und
Afrikaner zu Fortbildungsmaßnahmen in die Volksrepublik geholt werden
sollen. Wenngleich die entsprechenden Resultate schwer überprüft
werden können, hat die Zahl afrikanischer Studenten in China
jedenfalls vor zwei Jahren erstmals die Zahl jener überstiegen, die in
Großbritannien oder Amerika studieren.

Zwischen China und den Staaten Afrikas wächst zudem die militärische
Zusammenarbeit. Im vergangenen Jahr wurde mit der Eröffnung einer
Militärbasis in Dschibuti am Horn von Afrika der erste chinesische
Stützpunkt im Ausland seit Ende des Koreakrieges eröffnet. Er dient
vor allem als Logistikzentrum für die Marine, die China zum Schutz von
Handelsschiffen dort stationiert hat. Die Volksrepublik und die
afrikanischen Staaten wollen gemeinsam gegen Piraten vorgehen und die
Kontrolle wichtiger Seehandelsrouten verbessern. Die Summe von 100
Millionen US-Dollar wurde bereitgestellt, um eine von der
Afrikanischen Union geführte Einsatztruppe auszurüsten, die im Falle
von Konflikten eingreifen soll. Zudem wurde ein Austausch von
Militärpersonal bei Konferenzen und Manövern eingeleitet. Laut Angaben
von SIPRI hat China seinen Anteil an den Rüstungslieferungen nach
Afrika auf 17 Prozent im Zeitraum von 2013 bis 2017 gesteigert.

Im Mittelpunkt des siebten China-Afrika-Gipfels steht die Neue
Seidenstraße (One Belt, One Road). Vor fünf Jahren ins Leben gerufen,
besteht das Ziel darin, die Verbindung zwischen China und Europa durch
den Bau massiver Infrastruktur zu verbessern, darunter der Anschluß an
die ost- und nordostafrikanische Küste. Neben Ägypten sollen am Ende
auch Länder wie Äthiopien und Kenia in das gigantische Vorhaben
einbezogen werden. So gilt die neue Schienenverbindung aus der
kenianischen Hafenstadt Mombasa nach Nairobi als ein Projekt in diesem
Zusammenhang. Mit einem Volumen von bis zu einer Billion US-Dollar
wollen die Chinesen dabei so viel Geld für die Neue Seidenstraße
mobilisieren, wie seit dem Marshallplan nirgendwo sonst international
geflossen ist. Ein aktueller Pentagon-Bericht warnt wenig geistreich:
"Länder, die an der Neuen Seidenstraße teilnehmen, könnten in
wirtschaftliche Abhängigkeit von chinesischen Krediten geraten, was
China als Hebel nutzen könnte, um seine Interessen zu erreichen."
Kostspielige Prestigeprojekte wie jene der Eisenbahnstrecke
Nairobi-Mombasa könnten nach Einschätzung des IWF zudem dazu führen,
daß der kenianischen Regierung die Mittel für andere wichtige
Investitionen fehlen. [4]

Wie intensiv derzeit um den Einfluß in afrikanischen Ländern gerungen
wird, unterstreichen hochrangige Staatsbesuche. Vor wenigen Wochen
unternahm der chinesische Staatschef Xi Jinping eine ausgedehnte
Afrikareise, die ihn in den Senegal, nach Ruanda, Südafrika und
Mauritius führte. Bundeskanzlerin Angela Merkel war jüngst im Senegal,
in Mali und in Nigeria zu Gast, wo Investitionen und insbesondere die
Flüchtlingsabwehr zur Sprache kamen. Fast hätten sich ihre Wege mit
denen Theresa Mays gekreuzt, da die britische Premierministerin fast
zeitgleich die englischsprachigen Länder Südafrika, Nigeria und Kenia
besuchte. Für britische Unternehmen, die es nach dem Brexit in Europa
schwerer haben werden, ist Afrika ein bedeutender Wachstumsmarkt. So
gab Theresa May das ambitionierte Ziel vor, "dass Großbritannien bis
2022 der wichtigste Investor in Afrika aus dem Kreis der sieben
führenden Industrienationen wird". [5]

Frühere Kolonialmächte wie England und Frankreich setzen aus
historischen, kulturellen und sprachlichen Gründen auf ihre
traditionellen Beziehungen zu afrikanischen Ländern. Allerdings
arbeiten europäische Firmen für gewöhnlich nach den Regeln des
Privatsektors, während sich chinesische Unternehmen in Afrika mit
staatlicher Unterstützung und manchmal sogar unter staatlicher Führung
Konkurrenzvorteile verschaffen können. Zudem scheint sich das
ausgesprochen pragmatische Vorgehen der Chinesen in der öffentlichen
Meinung auszuzahlen. So ermittelte der Umfragedienst Afrobarometer,
daß rund zwei Drittel der Menschen in 36 afrikanischen Ländern China
für einen "guten Einfluß" halten, auch wenn dort mehrheitlich noch
immer das amerikanische Entwicklungsmodell bevorzugt wird.

Präsident Xi Jinping hat nun zur Eröffnung des Gipfels Chinas bislang
umfassendste Aufbau- und Entwicklungsförderung für Afrika vorgestellt,
die von konkreter Industrialisierungs-, Agrar-, Handels- und
Kulturförderung über Klimaschutz bis zu militärischer Zusammenarbeit
und gemeinsamer Sicherheitspolitik reicht. Sein Land wolle nicht nur
den ärmsten Staaten des Kontinents die Schulden erlassen und besondere
Fonds mobilisieren. Seine Regierung stelle für die Realisierung der
ehrgeizigen Ankündigungen 60 Milliarden US-Dollar an Finanzhilfen
bereit, davon 15 Milliarden als Schenkungen, der Rest als zinslose
Darlehen oder Vorzugskredite. Er nannte Afrika eine Plattform für den
Ausbau der Neuen Seidenstraße und ihrer riesigen Wirtschaftskorridore.
"Wir wollen diese Straße zu einer Straße des Friedens, der Öffnung,
der grünen Entwicklung und Innovation und der Verbindung zwischen
unterschiedlichen Zivilisationen machen", sagte Xi. Sie sei auch ein
Weg zur Verwirklichung des Traums von der nationalen Wiederentstehung
sowohl von China als auch von Afrika.

Mehrere Staaten Afrikas haben schon vor Beginn des Gipfels eine
Absichtserklärung unterschrieben, daß sie am Aufbau der Neuen
Seidenstraße mitwirken wollen. Europäische Staaten hatten sich
hingegen geweigert, einzeln die chinesische Erklärung zu
unterschreiben, weil sie nicht konsultiert worden waren und die
sogenannten Kerninteressen Chinas nicht anerkennen wollen, wozu auch
die territorialen Ansprüche im Südchinesischen Meer gehören. Wie Xi
versicherte, stelle China weder politische Bedingungen für seine
wirtschaftliche Unterstützung des Kontinents, noch mische es sich dort
in innere Angelegenheiten ein. [6]

Jenseits solcher offiziellen politischen Leitlinien stellt sich
grundsätzlich die Frage, ob die afrikanischen Ländern zumindest
befristet vom wachsenden Einfluß Chinas profitieren könnten.
Wenngleich es sich aufgrund der konvergierenden gesellschaftlichen
Verhältnisse um keine Blockkonfrontation zwischen der Volksrepublik
und den führenden westlichen Industriestaaten mehr handelt, sind
Beijings Parameter nicht in allen Aspekten zwangsläufig deckungsgleich
mit jenen der Konkurrenz. So zeichnen sich die China-Afrika-Gipfel
bislang durch vergleichsweise konkrete Beschlüsse aus, die
Kurskorrekturen vornehmen und diese tatsächlich umsetzen. Entscheidend
wird letztendlich sein, ob die afrikanischen Länder in diesem
Verhältnis Rohstofflieferanten und Absatzmärkte chinesischer Konzerne
bleiben, die ihrerseits den Kontinent allenfalls noch als
Niedriglohnstandort nutzen. Das würde die auf dem Gipfel proklamierte
"Win-win-Kooperation" auf ganzer Linie konterkarieren.


Fußnoten:

[1] www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/china-verspricht-afrika-60-milliarden-dollar-hilfe-und-investitionen-a-1226258.html

[2] www.jungewelt.de/artikel/339057.focac-2018-keine-verlierer.html

[3] www.wiwo.de/politik/ausland/vor-china-afrika-gipfel-chinas-investitionen-in-afrika-werden-an-hoehe-oft-ueberschaetzt/22981526-2.html

[4] www.deutschlandfunk.de/china-afrika-gipfel-beziehungen-zu-afrikanischen-staaten.694.de.html

[5] www.tagesschau.de/ausland/china-afrika-gipfel-101.html

[6] www.welt.de/politik/ausland/article181408002/Neue-Seidenstrasse-Chinas-grosser-Sprung-nach-Afrika.html

4. September 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / MEINUNGEN





FRAGEN/004: Gespräch mit Michail Juchma, "Nationalschriftsteller" in Tschuwaschien/Russland (Kai Ehlers)


Russland, Sommer 2018: Zu Besuch bei einem alten Freund

Gespräch mit Michail Juchma, "Nationalschriftsteller" in Tschuwaschien/Russland

von Kai Ehlers, 31. August 2019



Vorweg ein paar Informationen: Michail Juchma (82) ist vielfach
prämierter Autor, Mitglied des russischen und tschuwaschischen
Schriftstellerverbandes, Autor von Büchern zur tschuwaschischen und
russischen Geschichte, Sammler von Märchen und vom Vergessen bedrohter
alter Erzählungen der Völker Russlands, Autor vieler, über die Grenzen
der Tschuwaschischen Republik hinaus gesungener Lieder, Verfasser von
Komödien und Kurzdramen, seit 1992 Begründer und Leiter des
tschuwaschischen Kulturzentrums in Tscheboksary an der Wolga. Er lebt
heute als Rentner zusammen mit seiner Frau Rosa Schewlebi, ebenfalls
Schriftstellerin, im vierten Stock einer Altbauwohnung in
Tscheboksary, die bald zu hoch für sie sein wird.

Ich kenne Michail Juchma bereits seit 1992, habe in meinen Büchern
mehrfach über ihn und seine Tätigkeit berichtet, die an jene der
Brüder Grimm erinnert, so in meinem 1994 erschienenen Reisebericht
"Jenseits von Moskau", der die Zeit des Umbruchs von 1992 zum Thema
hat. Später habe ich mit Freunden zusammen zwei von ihm
wiederentdeckte tschuwaschische Epen ins Deutsche übersetzt: 2006
"Attil und Krimkilte - das tschuwaschische Epos zum Sagenkreis der
Nibelungen", 2011 "Yltanbik - der letzte Zar der Wolgabolgaren". Die
Übersetzung einer weiteren Arbeit Juchma's zum eurasischen
Götterhimmel, in dessen Geist Juchma lebt, befindet sich bei mir
zurzeit noch in Arbeit. (Genaueres zu den genannten Büchern unter
www.kai-ehlers.de)

Entlang der Auf's und Ab's der neueren russischen Geschichte, von
Gorbatschow zu Jelzin, von Jelzin zu Putin bis zur jetzigen Situation,
haben Michail Juchma und ich immer wieder Gespräche zum Leben in
Tschuwaschien, bei den Völkern an der Wolga, zu den Umbrüchen in
Russland und zur Rolle Russlands in der Welt geführt.

Das Gespräch, aus dem ich im Folgenden berichte, fand in der ersten
Hälfte des Augustes 2018 auf Juchma's ausdrücklichen Wunsch hin statt,
nachdem ich wieder einmal viele Tage Gast bei ihm und Rosa sein
durfte. Ich verzichte darauf, das Gespräch, das im vertraulichen Du
geführt wurde, in den distanzierteren "Sie"-Modus zu übersetzen.
Michail Juchma heißt deshalb im Folgenden einfach Mischa.


"Mich beunruhigt in Russland heute der Anstieg der Preise auf alles",
beginnt Mischa. "Soeben hat Medwedew angekündigt, dass auch die
Mietpreise steigen werden, und das, obwohl wir schon jetzt teuer
bezahlen: Preise für Benzin, für alles; auf alles steigen die Preise
fast jeden Monat. Pensionäre bekommen bei uns hier sehr wenig, 6000
bis 7000 Rubel. Das reicht nicht zum Leben. Deshalb gibt es bei uns
viele Menschen, die auf der Straße um Geld betteln. In Moskau sind es
18000 Rubel, aber das reicht dort auch nicht. Gestern sah ich wieder
junge Mädchen, die Geld für arme Kinder sammeln. Die Reichen fahren in
ihren Protzkutschen an ihnen vorbei. Sie sehen sie nicht. Wenn ein
Leitender aus Moskau kommt, dann werden die Bettler weggejagt. Die
Moskauer denken dann möglicherweise, dass alles gut ist. Aber wir
sehen es doch! Das alles ist sehr bitter. Noch betrüblicher ist, dass
Russland heute die Kultur nicht schätzt. Besonders Schriftsteller und
Dichter sind betroffen, besonders hier in der Tschuwaschischen
Republik. Wir kommen in die Lage, unsere eigenen Bücher auf der Straße
verkaufen zu müssen. Selbst das wird nicht erlaubt. Für mich ist das
absolut unverständlich."

Zu all dem, was Mischa da ausführt, muss man wissen, dass er
inzwischen Tag für Tag vor dem Eingang des tschuwaschischen
Kulturzentrums und Schriftstellerverbandes sitzt, um seine Bücher
tschuwaschischen und russischen Touristen anzubieten, die am Zentrum
vorbei die Straße hinunter zum Wolgahafen flanieren. Alle Versuche,
die Verwaltung der Tschuwaschischen Republik zu einer Unterstützung
des Zentrums zu bewegen, gingen ins Leere, nachdem im Zuge der
Privatisierung nach 1991/2 alle früheren Zuwendungen wie Zuschüsse zu
Mieten und Unterhalt des Zentrums gestrichen wurden. So muss das
Zentrum jetzt durch Freundschaftsgelder aus der Türkei, aus Bulgarien
und von einzelnen privaten Sponsoren unterhalten werden, die immer
wieder neu angeworben werden müssen.

"Wir waren ja alle froh, als Putin an die Macht kam", erklärt Mischa
auf die Frage, wie er heute zu Putin stehe. "Putin hat viel getan, um
Russland zu stärken. Und wir haben ihn bei der Wahl unterstützt. Nach
den Wahlen führt er jedes Jahr Treffen mit der Bevölkerung durch, wo
ihm viele Fragen gestellt werden. Er bemüht sich zu antworten.
Manchmal bin ich erstaunt über seinen Intellekt, über sein Wissen. Er
weiß alles, kennt sämtliche Daten. Aber dass die Preise jetzt nach den
letzten Wahlen hoch gingen, das weiß er doch auch! Oder weiß er es
nicht? Das ist nicht zu verstehen. Und die Reform des Pensionsfonds
ist eine so dumme Sache! Wie kann man das Pensionsalter der Frauen,
die die Kinder zur Welt bringen, die sich um sie kümmern, auf
dreiundsechzig heraufsetzen wollen. Wer kann sich so etwas
ausdenken! - Das Leben in Russland ist schwierig. Und die Menschen
leben kurz."

"Vor zwei oder drei Jahren hast Du anders gesprochen", erinnere ich
Mischa. "Damals sagtest Du, Putin sei ein Prachtkerl, ein 'Maladjez'.
Er habe Stabilität gebracht usw. Du wolltest ihn wählen. Ist es anders
gekommen, als Du erwartet hast?"

"Es ist anders gekommen", antwortet Mischa, "Stabilität ist gut,
darüber sind wir froh. Russland wurde wieder ein starker Staat,
darüber freuen wir uns. Aber materiell leben wir schlecht, das Leben
ist schwieriger geworden, schwieriger sogar noch als bei Jelzin.
Unter Jelzin haben sie es noch nicht geschafft alles zu zerlegen. Es
gab noch eine gewisse Hoffnung. Aber jetzt gibt es weniger und weniger
Hoffnung, dass das Land ökonomisch wieder zu sich kommen kann. Die
Menschen aus Tscheboksary fahren zur Arbeit nach Moskau. Warum? Weil
es hier keine Arbeit gibt. Sie fahren aus allen Regionen Russlands
nach Moskau, weil es vor Ort keine Arbeit gibt. Alles nur in Moskau."

Das sei aber ein sehr bitterer Blick, werfe ich ein.

Ja, er habe einen sehr bitteren Blick auf die wirtschaftliche
Entwicklung Russlands, bestätigt Mischa. Russland sei immer ein
schwieriges Land gewesen, setzt er hinzu, aber wenn die Menschen so
arm lebten wie jetzt, sei das sehr schlecht. - Vor dem ersten
imperialistischen Krieg, erinnert er sich, habe Russland versucht
Reformen durchzuführen. Da habe es reiche Regionen an der Wolga, in
Sibirien gegeben. Heute gebe es nur das reiche Moskau und daneben
nichts. Das sei eben tatsächlich bitter.

Alternativen?

Verblüfft war ich über die Alternative, die Mischa mir vorstellte,
nämlich Forderungen von Gennadij Szuganow, dem Chef der
Kommunistischen Partei der Russischen Föderation (KPRF). In den
zurückliegenden Jahren hatte Mischa nichts mit der Partei zu tun haben
wollen. Er war eher Parteigänger Gorbatschows, dann der Liberalen und
schließlich Putins.

"Nun, sehr gut versteht Szuganow, was zu tun ist", stellt Mischa fest.
"Die Steuern sollten so sein, dass die Reichen mehr, die Armen weniger
bezahlen. Aber Putin sagt, nein, gleichmäßig 13%. Das kann doch nicht
sein! Der eine Mensch bekommt 5000 Rubel und zahlt 13%, der andere
bekommt Millionen und zahlt ebenfalls 13%. Und dann: Sehr viele reiche
Leute haben ihr Geld außer Landes gebracht. Das ist gestohlenes Geld.
Man muss alles dafür tun, dass dieses Geld zurückkommt. Nötig wäre bei
jedem Milliardär zu prüfen, wie er reich geworden ist, mit welchen
Aktivitäten, wie, wo und wann er gestohlen hat, denn mit einfacher
Arbeit ist es nicht möglich, solche Reichtümer, wie es sie heute gibt,
in wenigen Jahren zusammenzuraffen. Warum wird das nicht getan? Nimm
zum Beispiel unsere Tschuwaschische Republik. Da haben wir den
Stadtrat, "Gossowjet". Der Stadtrat ist ein Club der allerreichsten
Leute. Keine klugen Leute. Der Stadtrat sollte aber eine Versammlung
kluger Leute sein, aktiver Leute, die sich um die Bevölkerung kümmern,
um den Staat. Aber nein, sie denken allein ans Geld - Geld, Geld,
Geld, sonst an nichts, nicht an Kultur, nicht an tschuwaschische
Kultur, nicht an andere, nicht an Schriftsteller, nicht an
Kulturschaffende, nicht an alte Menschen, nicht an die Menschen, die
auf der Straße betteln.

In Initiativen von unten sieht Mischa keine Chance. Auf meine Frage,
ob es zu Unruhen, tendenziell vielleicht gar Revolten kommen könnte,
antwortete er:

"Eher nicht. Das Volk ist nicht bereit. Das Volk drückt sich nach
unten weg: Man kann ja nichts ändern, heißt es. Besser man versteckt
sich. Ich schweige lieber, sonst wird es noch schlimmer. Das Volk ist
eingeschüchtert. Das Volk weiß, wie Aufstände enden. Andererseits: Bei
Katharina II. hat auch niemand gedacht, dass es in Russland einen
Aufstand von den damaligen Ausmaßen geben könnte. Und plötzlich war er
dann da. Aber dann hat sich das Volk wieder unterworfen. Es ist eben
unberechenbar. Es braucht eine echte demokratische Reform. Aber von
unten kann man nichts machen. Wenn das von oben nicht gesehen wird,
dann wird unterdrückt, unterdrückt, unterdrückt. Wenn Du etwas
unternimmst, kommt plötzlich irgendein Beamter um zu überprüfen, warum
ihr da gut lebt. Inspektion, Polizei. Sie finden immer etwas, was
nicht so ist, wie es sein soll und es folgt eine große Steuer, eine
große Strafe. Das ist dann das Aus für diese Initiative oder diese
Organisation. Jetzt will man sogar Steuern auf Gärten erheben. Das ist
unglaublich! Wir zahlen ja jetzt schon für die Datscha. Aber sie
wollen noch Steuern dazu. Vor dem Zweiten Weltkrieg gab es sowas, da
wurden Steuern auf Äpfel erhoben. Im Ergebnis wurden alle Apfelbäume
gefällt, um keine Steuern bezahlen zu müssen. In unseren Dörfern gab
es keine Apfelbäume mehr. Das Gleiche wird heute geschehen, wenn es
Steuern auf die Gärten gibt. Dann lassen die Menschen ihre Gärten
liegen und gehen in die Städte, um dort zu betteln. Hilfe kann dann
nur noch von außen kommen - privat, du verstehst, sonst bist du
ausländischer Agent."

Noch verblüffter war ich dann allerdings über Mischas Position zu
Alexei Nawalny und seine Kampagnen gegen Korruption. Er kenne Nawalny
nicht sehr gut, gab Mischa zu bedenken. Aber dass er die Regierung
kritisiere, sei gut. Eine Opposition müsse es geben, nicht nur in
Worten, sondern auch in Taten.

Der Blick nach draußen

Nur kurz streiften wir noch Themen der Außenpolitik:

Was er davon halte, wenn Russland vorgeworfen werde, einen
nationalistischen Weg einzuschlagen, frage ich.

"Russland geht keinen nationalistischen, es geht einen
chauvinistischen Weg", erklärt Mischa kategorisch. Chauvinismus und
Nationalismus sei nicht das Gleiche. Nationalismus grenze den Staat
gegen andere Staaten ab, beim Chauvinismus gehe es um ethnische
Überheblichkeit. "Nimm unsere örtliche Zeitung", fordert Mischa mich
auf: "Artikel über Russland, Russland, Russland, kein einziger Artikel
über Tschuwaschien. Der Grund dafür? Sehr einfach: das Geld kommt vom
Zentrum, von Moskau. Also schreibt man über Moskau. Alle Dinge hängen
vom Geld ab. Sehr weitgehend jedenfalls. Dieser russische Chauvinismus
wirkt auf die Völker, die in Russland leben, äußerst negativ, krank
machend."

Was ihm in den Sinn komme, wenn er auf das heutige Europa schaue.

"Heute bringen alle, die es sich leisten könnten, ihre Kinder in den
Westen, Putin, Medwedew, alle", antwortet Mischa. "Dazu will ich nur
eins sagen: In der Sowjetunion wurde das Abhören westlicher Sender
bestraft. Heute haben wir ein offenes allrussisches Radio. Das ist
gut. Russland ist ein Vielvölkerstaat, ein Vielvölkerland, offen. Aber
morgens beginnt das Programm in englischer Sprache, dann weiter in
französischer. Wo bleibt unsere Sprache? Wir sind doch ein großes
Land! Was bringen wir unseren Kindern bei? Oder nimm die Wettbewerbe
für Kinder: Was lernen die Kinder da? Das eine singt englisch, das
nächste singt englisch, großer Beifall natürlich. Warum können da
nicht an einem Tag tschuwaschische Lieder gesungen werden, am anderen
tatarische, jakutische, tschetschenische. Warum wird das nicht
gesendet? Es wird immer von Völkerfreundschaft geredet. Aber für die
Stärkung der Völkerfreundschaft in unserem eigenen Land wird nichts
getan."

Was er von Deutschland erwarte.

"Wenn Deutsche zu uns kommen, erfreut uns das immer. Warum? Sie
bringen einen Geist der Unabhängigkeit mit sich in unsere
Gesellschaft, ihr Verständnis von Demokratie, ihre Sichtweisen des
Zukünftigen und des Vergangenen, und das erfreut mich sehr. Wenn
Menschen, sagen wir, aus Bulgarien kommen, aus Polen kommen, dann
hören sie nur zu und sagen nichts. Ein Deutscher spricht immer, er
fragt. Es ist sehr gut, dass Deutsche uns besuchen. Möge das weiter so
geschehen. Aber ich bin sehr erstaunt, dass Deutschland nicht
versteht, dass es unter dem Ansturm aus Afrika und dem Osten ertrinken
könnte. Da kommen ja Menschen mit vollkommen anderer Religion und
anderen Sitten. Muslime sind ja ganz andere Menschen. Neulich fuhr ich
im Bus, da saß ein muslimisches Paar. Als sie ausstiegen, stolperte
die Frau. Der Mann ging weiter, ohne ihr aufzuhelfen. Ihre Haltung ist
so. In Deutschland wäre das nach meinem Verständnis ganz anders. Der
Mann nähme die Frau bei der Hand und hülfe ihr auf. Mir gefällt der
Islam nicht. Der Islam ist eine äußerst gefährliche, eine
diktatorische Religion. In den muslimischen Staaten steht die Religion
an erster Stelle. Der Islam diktiert. Wie im Iran. Gleich, wer da
Präsident ist, der Ayatolla bestimmt. In Russland ist es jetzt auch
so. Sehr große Macht gab man der Kirche. Das ist ganz und gar nicht
gut. Die Religion sollte vom Staat verschieden sein wie zum Beispiel
der Schriftstellerverband. Selbst in der Tschuwaschischen Republik
werden Jahr für Jahr Millionen für Kirchen ausgegeben. Aber für den
Schriftstellerverband gibt es keine Kopeke. Das darf nicht sein. Der
Schriftstellerverband, das ist Kultur. Menschen brauchen Kultur.
Religion ist etwas ganz Anderes. Religiöse Menschen sind unterwürfig,
sie rebellieren nicht, sie kritisieren die Macht nicht. Die Kirche
lehrt, dass die Macht von Gott ist. Unsere Priester von heute sind
ungebildete Menschen. Sie kennen nichts, nicht die Geschichte, nicht
die Kultur, nichts, nur die Kirche. Sie bringen den Leuten nur bei zu
gehorchen, gehorchen und gehorchen."

Zur Aussicht, dass sich Fragen nach der Beziehung von Politik, Kultur
und Religion in Zukunft ganz anders stellen könnten, wenn es China
gelingen könnte, die amerikanische Dominanz und westliche Werte
abzulösen, entrang sich Mischa nur noch ein Stoßseufzer:

"Das möge Gott verhüten! Wir sind mit China zurzeit natürlich
befreundet. Aber die Chinesen sind Menschen, die aus ihrem Inneren
heraus nur dem Diktat der Macht glauben. Dort gibt es keine freien
Gedanken. Aber ich erinnere mich daran, was der Chef des
vietnamesischen Generalstabes uns während meines Studiums in Moskau
zur Zeit des zu der Zeit stattfindenden chinesisch-vietnamesischen
Krieges auf Fragen nach dem Krieg sagte. Er antwortete: 'Mit China
hatten wir im Lauf der Geschichte wohl mehr als hundert Kriege. Aber
trotz allem siegten jedes Mal die Vietnamesen, obwohl wir wenige
sind.' Als man ihn fragte, warum, sagte er: 'Weil die Geschichte
Vietnams eine Geschichte des Mutes ist.' Wahrscheinlich ist es so: Der
Krieg ist so eine Sache, die nicht nur durch die große Zahl und nicht
nur durch die Waffen entschieden wird, sondern durch andere Kräfte."

Zum Schluss kamen wir noch einmal auf Putin: Was nach Putin kommen
könne?

"Nach Putin?" Mischa zögert. "Ich weiß nicht. Trotz allem gefällt mir
Putin darin, dass er sich selbst bemüht. Nur um ihn herum haben sich
Leute eingefunden, die reden, reden, reden, aber nichts tun. Erkennt
er es? Oder erkennt er es nicht? Ich weiß es nicht."

Guter Zar, schlechtes Kommando, also? werfe ich ein. Das alte
russische Herrschaftsrezept?

"Ja, wahrscheinlich", stimmt Mischa zu. "Andererseits, das Kommando
stellt er ja selbst zusammen. Mich nimmt er ja nicht. (lacht
verschmitzt) Ich würde Tag und Nacht für ihn arbeiten, aber mich nimmt
er nicht. Genauso unser Oberster hier. Er nimmt mich nicht, er nimmt
nur die Reichen."

Nach diesen Worten verabredeten wir uns für ein Folgegespräch im
kommenden Jahr - Dai bog, so Gott will, und machten uns auf zum
Nachtzug nach Moskau.


Kai Ehlers ist Osteuropa-Experte, Autor und Journalist.

www.kai-ehlers.de
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NAHOST/1614: Irak - kriegstreibende Strategeme ... (SB)


Irak - kriegstreibende Strategeme ...



Am 12. Mai fanden die Parlamentswahlen im Irak statt. Doch erst am 2.
September wurde beim zähen Ringen um die Bildung einer Regierung in
Bagdad der Durchbruch gemeldet. 16 Parteien bzw. Wahllisten haben sich
auf die Bildung einer Regierungskoalition geeinigt, die sich im 329
Sitze zählenden Parlament auf 177 Stimmen, also eine klare Mehrheit,
stützt. Die neue Regierung steht vor enormen Herausforderungen. In
Basra wollen die zum Teil gewalttätigen Proteste gegen Mißwirtschaft,
Korruption und Wassermangel nicht abreißen. Gleichzeitig steht die
irakische Innenpolitik im Schatten der sich zunehmenden Konfrontation
zwischen den USA und dem Iran. Das Zweistromland droht offiziell zum
Austragungsort eines militärischen Konflikts zwischen Teheran und
Washington zu werden - was es inoffiziell seit dem gewaltsamen Sturz
Saddam Husseins durch angloamerikanische Truppen 2003 längst ist.

Größte Einzelfraktion im irakischen Parlament wurde bei den Wahlen im
Mai mit 54 Sitzen die "Allianz der Revolutionäre für Reform", auch "Al
Sairun" ("Die Marschierer") genannt, welche die schiitische
Al-Ahrar-Partei des einstigen "Radikalpredigers" Muktada Al Sadr mit
den irakischen Kommunisten und einigen kleineren säkularen
Gruppierungen gegründet hatte. An zweiter Stelle landete mit 48
Abgeordnetenmandaten die Koalition Al Fatah (Eroberer), die von
einstigen Kommandeuren der 2014 zur Zurückschlagung der sunnitischen
"Terrormiliz" Islamischer Staat (IS) gegründeten, überwiegend
schiitischen Volksmobilisierungskräfte wie Hadi Al Ameri geführt wird.
Den dritten Platz machte das Wahlbündnis Nasr Al Irak (Irakischer
Sieg) um den bisherigen Premierminister Haidar Al Abadi mit 42 Sitzen.
Größte Verliererin der Wahl war die Rechtsstaatskoalition des als
höchst korrupt und zu teheranfreundlich geltenden Ex-Premierministers
Nuri Al Maliki. Ihr Sitzanteil fiel von 92 auf 25 zurück.

Zusammen mit der Nationalen Weisheitsbewegung des einflußreichen
schiitischen Geistlichen Ammar Al Hakim, mehreren sunnitischen
Abgeordneten, sowie Vertretern der turkmenischen, jesidischen,
mandäischen und christlichen Minderheiten wollen nun Al Sairun, Al
Fatah und Nasr Al Irak die neue Regierung bilden. Ob Premierminister
Al Abadi sein Amt behält, muß sich zeigen. Unabhängig davon, wer
diesen Posten bekleidet, ist Al Sadr, der selbst bei der Wahl nicht
kandidierte, als der neue starke Mann im Irak zu sehen. Die Macht und
der Einfluß des 44jährigen Sprosses einer berühmten Predigerdynastie
dürften bald erheblich zunehmen, denn er gilt längst als Nachfolger
der höchsten schiitischen Geistlichkeit des Iraks, des inzwischen
88jährigen Großajatollahs Ali Al Sistani.

Al Sadr hat sich stets als Verfechter eines irakischen Nationalismus
hervorgetan. Zu Beginn der angloamerikanischen Besetzung forderte er
seine Anhänger dazu auf, den besonders in den sunnitischen Gegenden
entstandenen Kampf gegen die ausländischen Invasoren militärisch zu
unterstützen. Doch selbst Al Sadr konnte den sunnitisch-schiitischen
Bruderkrieg, den CIA und Pentagon durch gezielte Anschläge
provozierten, um die Besatzungsgegner zu spalten, nicht verhindern. Um
sich vor möglichen Attentaten zu schützen, setzte sich der Schirmherr
der sogenannten Mahdi-Armee in den Iran ab. Er widmete sich
theologischen Studien in der Pilgerstadt Ghom und kehrte erst 2011,
als sich der Abzug der US-Streitkräfte abzeichnete, in den Irak
zurück.

Seitdem hat sich Al Sadr als Wortführer der verarmten Massen im Irak
einen Namen gemacht. Gegen die von al Maliki angeordnete
Niederschlagung der Proteste wegen der Vernachlässigung der
mehrheitlich sunnitisch bewohnten Städte und Regionen hat Al Sadr
heftig protestiert. Im Sommer 2016 haben seine Anhänger bei einer
gezielten Aktion das Regierungsviertel Grüne Zone im Herzen Bagdads
mehrere Tage lang besetzt und das Parlament lahmgelegt. Al Sadr hat
sich gegen den extrem starken Einfluß, den die Iraner seit 2003 in der
irakischen Politik ausüben, zur Wehr gesetzt. Um sein Bekenntnis zu
einer schiitisch-sunnitischen Aussöhnung zu unterstreichen, hat er
2017 Riad besucht und dort um saudische Investitionen im Irak
geworben. Gleichzeitig hat dies Al Sadr nicht daran gehindert, die
saudische Militäraggression im Jemen zu verurteilen. Im vergangenen
April hat er sogar seine Bereitschaft erklärt, "zum Wohle des Iraks
und der Region Nahost" zwischen dem Iran und Saudi-Arabien zu
vermitteln.

Al Sadrs Pochen auf die Eigenständigkeit und Souveränität des Iraks
ist den Iranern, die sich nicht zu Unrecht im Fadenkreuz der USA
wähnen, suspekt. Deswegen hat Teheran im Frühjahr erklärt, eine
Regierung in Bagdad unter Teilnahme von Al Sairun nicht hinnehmen zu
wollen. Entsprechende Gespräche soll Qassem Soleimani, der Chef der
Al-Quds-Brigade der iranischen Revolutionsgarde, im Vorfeld der Wahlen
mit Al Maliki und anderen irakischen Politikern geführt haben. Doch
angesichts des Erfolgs von Al Sairun an der Wahlurne hat all das
Intrigieren nichts genützt. Man muß dennoch davon ausgehen, daß
Teheran bestimmte Zusagen hinsichtlich einer gewissen Rücksicht
Bagdads auf die iranischen Interessen erhalten hat. Sonst wäre eine
gemeinsame Regierungsbildung von Al Sadrs Leuten mit den Vertretern
der Volksmobilisierungskräfte, die seit 2014 beim großen Feldzug gegen
den IS aufs engste mit Generalmajor Soleimani und dem iranischen
Militär zusammenarbeiten, nicht vorstellbar.

Al Sadr hatte im Wahlkampf eine Auflösung der
Volksmobilisierungskräfte bzw. deren Aufnahme in die reguläre
irakische Armee gefordert. Ob es hierzu kommt, wird sich in den
kommenden Monaten zeigen. In letzter Zeit war es zu Spannungen
zwischen dem Noch-Premierminister und der Führung der
Volkmobilisierungskräfte gekommen. Am 30. August hat Al Abadi den
Leiter der Volksmobilisierungskräfte, Falih Alfajjad, wegen
"politischer Einmischung" entlassen. Was wirklich vorgefallen war,
wissen nur die beiden selbst. Da darf man gespannt sein, ob in der
neuen Koalition die Zusammenarbeit zwischen Al Abadis Nasr Al Irak und
den Milizenkommandeuren von Al Fatah funktionieren wird.

Währenddessen hat ein spektakulärer Reuters-Bericht vom 31. August mit
der Überschrift "Exclusive: Iran moves missiles to Iraq in warning to
enemies - sources" für Aufregung gesorgt. Demnach hat Soleimanis
Al-Quds-Brigade vor einiger Zeit begonnen, die Iran-freundlichen
schiitischen Milizen im Irak mit Boden-Boden-Raketen zu versorgen,
damit diese im Fall eines Krieges zwischen den USA und dem Iran Ziele
in Israel und Saudi-Arabien beschießen können. Bei den Raketentypen
soll es sich um Zelzal, Fateh-110 und Zolfaqar handeln, deren
Reichweiten zwischen 200 und 700 Kilometer liegen. Darüber hinaus
behaupten die beiden Reuters-Korrespondenten John Irish und Ahmed
Rasheed, die für den Bericht mit drei iranischen, zwei irakischen und
zwei westlichen Geheimdienstquellen gesprochen haben wollen, die
Iraner brächten ihren Verbündeten im Irak inzwischen bei, wie sie
selbst solche Raketen produzieren können.

Seit einigen Wochen melden arabische Medien einen kräftigen Ausbau der
US-Militärstützpunkte im irakischen Westen und im syrischen Osten. Der
Verdacht liegt nahe, daß es sich dabei um Vorbereitungen auf eine
drastische Verschärfung der Lage im Nahen Osten insgesamt handelt. Bis
November wollen die USA den Ölexport des Irans "auf Null" gedrosselt
haben, wofür im Gegenzug Teheran mit der Schließung der Straße von
Hormus für sämtlichen Handelsverkehr rund um den Persischen Golf
gedroht hat. US-Präsident Donald Trump hat am 3. September Rußland und
Syrien davon abgeraten, ihre geplante Großoffensive zur Rückeroberung
der syrischen Provinz Idlib, der letzten Dschihadisten-Hochburg,
durchzuführen, während am 31. August der israelische Premierminister
Benjamin Netanjahu dem Iran indirekt mit einer atomaren Auslöschung
gedroht hat, sollte Teheran gegen den jüdischen Staat militärisch
aktiv werden. Sollte es, wie befürchtet, demnächst zum großen Konflikt
zwischen dem Iran, Syrien und Rußland auf der einen und Israel,
Saudi-Arabien und den USA auf der anderen Seite kommen, werden die
Iraker sicherlich zu den Hauptleidtragenden gehören. Soviel steht
jetzt schon fest.

4. September 2018
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GEWERKSCHAFT/291: Beschäftigte aus der Altenpflege fordern flächendeckende Tariflöhne (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
4. September 2018

Beschäftigte aus der Altenpflege fordern flächendeckende Tariflöhne:


Abwärtsspirale aus geringer Bezahlung, schlechten Arbeitsbedingungen
und fehlenden Pflegekräften muss durchbrochen werden



Berlin - Betriebs- und Personalräte sowie Mitarbeitervertreter/innen aus
der Altenpflege appellieren an die Bundesregierung, ihr Versprechen zur
Einführung flächendeckender Tariflöhne in der Branche
schnellstmöglich umzusetzen. In einer heute von
Beschäftigtenvertreter/innen aus dem ganzen Bundesgebiet bei einer
ver.di-Fachtagung in Göttingen beschlossenen Resolution heißt es: "Es
geht um tarifliche Regelungen für alle Kolleginnen und Kollegen aus
der Altenpflege - ganz gleich in welchem Bereich, bei welchem Träger,
ob stationär oder ambulant." Die "Abwärtsspirale aus geringer
Bezahlung, schlechten Arbeitsbedingungen und fehlenden Pflegekräften"
müsse durchbrochen werden.

"Es darf so nicht weitergehen, wir brauchen dringend Entlastung",
sagte die Altenpflegerin Kerstin Günther aus Gifhorn. "Etliche
Kolleginnen haben dem Beruf bereits den Rücken gekehrt oder sind in
Teilzeit geflüchtet, weil sie diese hohe Belastung nicht mehr
aushalten." Die Pflege sei "ein erfüllender und toller Beruf",
betonte Günther. "Aber die Bedingungen sind unerträglich. Die ganze
Gesellschaft hat ein Interesse daran, dass sich das ändert."
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Sylvia Bühler erklärte aus Anlass der
Tagung: "Es ist fünf nach zwölf. Die dramatische Situation in der
Altenpflege erlaubt keinen Aufschub mehr." Die Entlohnung in der
Altenpflege sei teilweise "beschämend niedrig", kritisierte die
Gewerkschafterin. "Wenn Pflegekräfte in Sachsen-Anhalt in Vollzeit
weniger als 2.000 Euro brutto verdienen, ist das ein unhaltbarer
Zustand. Niemand muss sich wundern, wenn Stellen in der Altenpflege
unter solchen Bedingungen nicht besetzt werden können." Die
finanzielle Aufwertung der Pflegeberufe sei eine entscheidende
Voraussetzung dafür, den wachsenden Fachkräftebedarf in Zukunft zu
decken.

Bühler plädierte dafür, tarifliche Entgelte und Arbeitsbedingungen
auf alle Betriebe in der Altenpflege zu erstrecken. "Flächendeckende
Mindeststandards gewährleisten, dass die Konkurrenz nicht mehr über
die niedrigsten Löhne ausgetragen wird." Die ver.di-Tarifkommission
Altenpflege mit Mitgliedern aus kommunalen, freigemeinnützigen,
kirchlichen und privaten Pflegeeinrichtungen wird am 28. September
zusammenkommen. Sie wird über Forderungen für einen Tarifvertrag
entscheiden. Zunächst soll darüber mit den weltlichen
Wohlfahrtsunternehmen verhandelt werden. Mit Caritas und Diakonie
wird nach einem gangbaren Weg adäquater Beteiligung gesucht. Weitere
Arbeitgeber sind herzlich eingeladen, sich zu beteiligen. Ziel ist
ein Tarifvertrag, der dann vom Bundesarbeitsministerium auf die
gesamte ambulante und stationäre Altenpflege erstreckt werden kann.
Nötig für eine gute Versorgung seien darüber hinaus zeitnah
bundesweit verbindliche und am Pflegebedarf orientierte
Personalvorgaben.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 04.09.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
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STATISTIK/493: Rund 592.000 Haushalte bezogen am Jahresende 2017 Wohngeld (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 04.09.2018

Rund 592.000 Haushalte bezogen am Jahresende 2017 Wohngeld



WIESBADEN - Am Jahresende 2017 bezogen in Deutschland rund 592.000
Haushalte Wohngeld. Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) weiter
mitteilt, waren das 1,4% aller privaten Haushalte. Die Zahl der
Wohngeldhaushalte ist gegenüber 2016 um 6,2% gesunken.

Wohngeld wird einkommensschwächeren Haushalten gewährt, damit diese
die Wohnkosten für angemessenen und familiengerechten Wohnraum tragen
können. In Mecklenburg-Vorpommern waren die privaten Haushalte mit
einem Anteil von 3,0% am häufigsten auf Wohngeld angewiesen, am
seltensten in Bayern mit einem Anteil von 0,8%.

Am Jahresende 2016 hatten noch rund 631.000 Haushalte Wohngeld
bezogen, was einem Anteil von 1,5% aller Privathaushalte entsprochen
hatte. Der vorübergehende Anstieg der Zahl der Wohngeldhaushalte im
Jahr 2016 war insbesondere auf die Wohngeldreform 2016 und die damit
verbundenen Anpassung des Wohngeldes an die Mieten- und
Einkommensentwicklung seit der Wohngeldreform 2009 zurückzuführen.
Zuvor war die Zahl der Wohngeldberechtigten seit dem Jahr 2010 stetig
gesunken.

Ende 2017 hatten in rund 95% der Wohngeldhaushalte alle
Haushaltsmitglieder einen Anspruch auf Wohngeld (sogenannte reine
Wohngeldhaushalte). 5% der Wohngeldhaushalte waren wohngeldrechtliche
Teilhaushalte, in denen Personen mit und ohne Wohngeldanspruch
wohnten. Ende 2017 betrug der durchschnittliche monatliche
Wohngeldanspruch von reinen Wohngeldhaushalten 153 Euro, von
wohngeldrechtlichen Teilhaushalten 150 Euro.

2017 gaben Bund und Länder zusammen 1.133,7 Millionen Euro für
Wohngeld aus und damit rund 1,1% weniger als im Vorjahr. 2016 hatten
die gezahlten Wohngeldbeträge bei 1.146,7 Millionen Euro gelegen.


WEITERES

Ergebnisse und weiterführende Informationen liegen im Themenbereich
Wohngeld vor.

Eine zusätzliche Tabelle bietet die Online-Fassung dieser
Presseinfo unter www.destatis.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 328 vom 04.09.2018

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden
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AUSSENHANDEL/1699: Schweiz - Finanzkontrolle kritisiert Bewilligungspraxis des Staatssekretariats für Wirtschaft (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Eidgenössische Finanzkontrolle kritisiert Seco-Bewilligungspraxis

Pressemitteilung der Gruppe für eine Schweiz ohne Armee (GSoA) - 4. September 2018
des Staatssekretariats für Wirtschaft 



Ein gestern Abend veröffentlichter Bericht der eidgenössischen
Finanzkontrolle (EFK) kritisiert die Bewilligungspraxis des Seco 
(Staatssekretariat für Wirtschaft) für Kriegsmaterialexporte der Schweiz. Unter anderem wird festgehalten,
dass die Auslegung der Kriegsmaterialverordnung in den letzten 20
Jahren "eher wirtschaftsfreundlich" war.

Gemäss der EFK ist es heutzutage möglich, dass Rüstungsproduzenten
Lücken in der Gesetzgebung ausnutzen, um Lieferungen an kritische
Länder, bei welchen ein direktes Exportgesuch in der Tendenz abgelehnt
worden wäre, via Drittländer zu tätigen. Auf der Seite 23 des Berichts
wird ausgeführt, dass im Jahr 2016 über 50% der Exportgesuche unter
den Artikel 18 Abs. 2 des Kriegsmaterialgesetzes fallen. Dieser
Artikel regelt, dass Halbfabrikate bis zu einem Anteil von 50% der
Herstellkosten des Endprodukts ohne Nichtwiederausfuhrbestätigung an
ein Land auf der so genannten "White List" des Seco geliefert werden
können. Dies bedeutet, dass - nachdem die Teile eingebaut wurden - das
Kriegsmaterial von diesem Drittland weiterverkauft werden kann in
Länder, welche direkt aus der Schweiz aufgrund gesetzlicher
Restriktionen nicht beliefert werden könnten. Ganz grundsätzlich
schreibt die EFK: "Die Industrie nutzt durch Gesetz, Verordnung und
Auslegungspraxis geschaffene alternative Exportmöglichkeiten". Auch
stellt die EFK klar, dass sich Seco und EDA betreffend
Güterkategorisierung nicht immer einig sind - was weitreichende Folgen
haben kann, da die Kategorisierung nach Kriegsmaterial oder aber nach
besonderen militärischen Gütern weitreichende Folgen betreffend
möglicher Exportbewilligungen haben kann. Ein weiterer Kritikpunkt der
EFK ist, dass das Seco anscheinend die Kontrollmöglichkeit der
Firmenaudits, also Kontrollen direkt in den Rüstungsfirmen in der
Schweiz, kaum ausschöpft, obwohl dies eine wirksame
Kontrollmöglichkeit wäre.


Klare Verurteilung der illegalen Exportpraxis fehlt

Für die GSoA ist der Bericht aber in der Frage, ob die Exporte der
letzten Jahre beispielsweise nach Saudi-Arabien illegal waren, zu
wenig genau. Rund 70 RechtsprofessorInnen haben sich 2009 in einem
offenen Brief an den Bundesrat gewandt und klargestellt, dass Exporte
an Länder, welche in einen internen bewaffneten Konflikt verwickelt
sind (wie aktuell z.B. Saudi-Arabien in den Jemen-Krieg) im
Widerspruch zum geltenden Recht stehen. Der Bericht der EFK greift
diesen Punkt zwar auf, analysiert ihn aber nicht, sondern empfiehlt,
die gesetzliche Grundlage an die Praxis anzupassen. Gerade die am
Sonntag publizierten Berichte über Ruag-Handgranaten beim IS zeigen,
dass nicht eine Anpassung der Gesetze an die Praxis, sondern vielmehr
eine Anpassung der Praxis an die Gesetze (wie es in einem Rechtsstaat
auch Normalität sein sollte) angebracht wäre.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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BANK/553: Volksbanken finanzieren Atomwaffenhersteller - Friedensnobelpreisträger startet Kampagne (ICAN)


ICAN-Pressemitteilung vom 3. September 2018

Internationalen Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen

Volksbanken finanzieren Atomwaffenhersteller

Friedensnobelpreisträger ICAN startet Kampagne



Das Geld der 30 Millionen Kunden von Volks- und Raiffeisenbanken steckt
auch in Atomwaffen, kritisiert die Abrüstungsorganisation ICAN. Letztes
Jahr haben die Aktivisten den Friedensnobelpreis gewonnen - heute starten
sie eine Kampagne, die sich an die Genossenschaftsbanken richtet. Sie
fordern, die Geschäfte mit Atomwaffenherstellern zu beenden.

Kunden der Volks- und Raiffeisenbanken sowie der Sparda-Bank sind dazu
aufgerufen, sich der Aktion anzuschließen. Dafür hat ICAN unter
www.atombombengeschaeft.de eine Aktionsseite eingerichtet, auf der man mit
einem Klick eine Protestmail an die eigene Filiale schicken kann. Aber auch
Nicht-Kunden können sich an der Aktion beteiligen.

"Die Atomraketen, die von Airbus produziert werden, sind 80 Mal
zerstörerischer als die Atombombe auf Hiroshima", erklärt Aino-Ritva Weyers
aus dem Vorstand von ICAN Deutschland. "Es ist verantwortungslos, Firmen zu
finanzieren, die solche Massenvernichtungswaffen herstellen." Mit einem
Kredit in Höhe von 66 Millionen US-Dollar finanziert die DZ-Bank
(Zentralinstitut der Volks- und Raiffeisenbanken) den Rüstungskonzern
Airbus.

Aufgedeckt wurde dies durch die im März 2018 von ICAN veröffentlichten
Studie "Don't Bank on the Bomb". "Wir haben Zuschriften vieler Menschen
erhalten, die nach der Veröffentlichung unserer Studie mit ihrer Bank in
Kontakt getreten sind. Sie waren empört, dass ihre Bank in
Atomwaffenhersteller investiert und besorgt darüber, ob auch ihr Geld in
diese Unternehmen fließen könnte", erzählt Weyers. Doch die DZ Bank habe
auf Anfrage von ICAN mit Ausreden reagiert. "Das konnten wir nicht
hinnehmen. Daher starten wir nun die Mailaktion, damit die Volks- und
Raiffeisenbanken endlich Verantwortung übernehmen."

ICAN sieht den Stopp von Investitionen in Atomwaffenhersteller als einen
wesentlichen Schritt zur Ächtung der Massenvernichtungswaffen.
International gibt es dafür gute Vorbilder: So beschloss zum Beispiel der
norwegische Staatliche Pensionsfonds - einer der größten Investoren der
Welt - alle Geschäfte mit Atomwaffenherstellern zu beenden. Dazu
veröffentlichte er eine sogenannte Ausschlussliste, also eine Liste mit
Unternehmen, die aufgrund ihrer Beteiligung an der Atomwaffenproduktion
fortan nicht mehr für Investitionen in Betracht kommen. Auch die Deutsche
Bank hat in diesem Jahr eine neue Richtlinie beschlossen, die Investitionen
in Atomwaffen ausschließen soll. Dies kann anderen Banken, zum Beispiel den
Volks- und Raiffeisenbanken, als Vorbild dienen.

 * 

Quelle:

ICAN Deutschland e.V.

Puschkinallee 5, 12435 Berlin

E-Mail: office@ican.berlin

Internet: http://www.icanw.de
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GEWERKSCHAFT/1696: Wohnungspolitik - klotzen statt kleckern (DGB)


Deutscher Gewerkschaftsbund - Pressemitteilung vom 04.09.2018

Wohnungspolitik: klotzen statt kleckern!



Eine entschlossenere Politik gegen steigende Mieten hat
DGB-Vorstandsmitglied Stefan Körzell auf einer Wohnungspolitischen
Konferenz des Gewerkschaftsbundes am Dienstag in Frankfurt am Main
gefordert. Die Bundesregierung befasst sich Mittwoch mit der Reform des
Mietrechts.

"Bund, Länder und Kommunen können und müssen mehr tun gegen die
Wohnungsnot, denn die Mieten steigen weiter, wie zuletzt sogar das
Bundesinnenministerium festgestellt hat. Die öffentliche Hand muss klotzen
statt kleckern, um bezahlbaren Wohnraum für Gering- und
Durchschnittsverdiener zu schaffen, sagte Körzell.

"Gegen die Wohnungsnot brauchen wir neben einer wirksamen Mietpreisbremse
vor allem neue Wohnungen, und zwar 400.000 Einheiten im Jahr, davon
mindestens 100.000 Sozialwohnungen. Staatlich geförderter Wohnraum muss
künftig dauerhaft Sozialbindung unterliegen. Die von der Bundesregierung
zugesagten Fördermittel für den sozialen Wohnungsbau können nur ein Anfang
sein. Der Bund sollte sich hier im Sinne einer aktiven Wohnungsbaupolitik
dauerhaft finanziell engagieren. Überdies darf die öffentliche Hand ihre
Grundstücke nicht länger an Höchstbietende verkaufen, sondern nach
Konzeptvergabe und in erster Linie an gemeinwohlorientierte
Wohnungsunternehmen. Gerade in den Ballungszentren können die Kommunen
kurzfristig Wohnraum schaffen, indem sie leerstehende Bürogebäude in
Wohnraum umwandeln.

Die im aktuellen Referentenentwurf des Justizministeriums vorgesehenen
Reparaturmaßnahmen bei der Mietpreisbremse reichen nicht aus. In das Gesetz
müssen Sanktionen, etwa in Form von Bußgeldern, wenn gegen die Regeln der
Mietpreisbremse verstoßen wird. Da inzwischen flächendeckend alle
Ballungszentren von steigenden Mieten betroffen sind, wäre es angebracht,
die Mietpreisbremse ebenfalls flächendeckend und unbefristet zu gestalten.
Überdies müssen die Bemessungszeiträume der Mietspiegel von 4 auf 10 Jahre
verlängert werden, um ein realistisches Bild der örtlichen Mieten abbilden
zu können.

Um das sogenannte "Herausmodernisieren" von Mietern zu erschweren, sollte
die Modernisierungsumlage nicht wie jetzt vorgesehen, von 11 auf 8 sondern
auf 4 Prozent gesenkt werden. Die Vermieter dürfen Modernisierungen nicht
länger als lukrative Geldanlagen nutzen, die die Mieter zu bezahlen haben."

Der DGB beteiligt sich am alternativen Wohngipfel, der unter dem Motto
"zusammen gegen #Mietenwahnsinn" am 20. September in Berlin stattfindet.

Mehr Informationen unter:

www.mietenwahnsinn.info/wohngipfel-2018

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. September 2018

Deutscher Gewerkschaftsbund - Bundesvorstand

Abteilung Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit

Henriette-Herz-Platz 2, 10178 Berlin
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FAMILIENRECHT/204: Schmerzensgeld nach falscher Samenspende (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 4. September 2018

Rubrik: Ratgeber/Service/Recht/Familie

Schmerzensgeld nach falscher Samenspende



Hamm/Berlin (DAV). Entscheidet sich eine Frau für eine anonyme
Samenspende, kann sie später bei einer zweiten künstlichen Befruchtung
denselben Samenspender vereinbaren. Ist das dann nicht der Fall, kann
die Mutter Anspruch auf Schmerzensgeld haben. Über eine entsprechende
Entscheidung des Oberlandesgerichts Hamm vom 19. Februar 2018 (AZ: 3 U
66/16) berichtet die Arbeitsgemeinschaft Familienrecht des Deutschen
Anwaltvereins (DAV).

Die Frau hatte nach einer künstlichen Befruchtung eine Tochter zur
Welt gebracht hatte, entschied sie sich mit ihrer Lebensgefährtin für
ein zweites Kind. Der anonyme Spender sollte derselbe sein, so dass
die beiden Kinder Vollgeschwister sein würden. Nach der Geburt stellte
sich heraus, dass das nicht der Fall war.

Die Frau klagte unter anderem auf Schmerzensgeld. Sie leide unter
Erschöpfungszuständen, depressiven Episoden und Schuldgefühlen
gegenüber beiden Kindern. Sie sei deswegen in Behandlung.

Die Frau hat Anspruch auf ein Schmerzensgeld von 7.500 Euro, entschied
das Gericht. Die gesundheitlichen Beeinträchtigungen der Mutter gingen
auch auf die Pflichtverletzung des Arztes zurück, der die Insemination
durchgeführt hat. Ihre Situation sei nicht mit einem Schockschaden
vergleichbar. Ein solcher könne entstehen, wenn jemand miterlebe, wie
ein anderer Mensch geschädigt, etwa schwer verletzt werde. Die
gesundheitlichen Auswirkungen, die die Frau ins Feld führt, beträfen
aber sie selbst.

www.dav-familienrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. FamR 02/18 vom 4. September 2018

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin
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KIRCHE/2132: Bischof Dr. Gebhard Fürst zum Welttag der sozialen Kommunikationsmittel (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 04.09.2018

Fake News und Journalismus für den Frieden

Bischof Dr. Gebhard Fürst zum Welttag der sozialen Kommunikationsmittel



Am 9. September 2018 begeht die katholische Kirche den 52. Welttag der
sozialen Kommunikationsmittel. Dazu hat Papst Franziskus eine Botschaft
veröffentlicht, die unter dem Titel steht: "'Die Wahrheit wird euch
befreien' (Joh 8,32). Fake News und Journalismus für den Frieden". Zum
Welttag der sozialen Kommunikationsmittel erklärt der Vorsitzende der
Publizistischen Kommission der Deutschen Bischofskonferenz, Bischof Dr.
Gebhard Fürst (Rottenburg-Stuttgart):

Papst Franziskus ruft uns zum diesjährigen Welttag der sozialen
Kommunikationsmittel, auch Mediensonntag genannt, auf, dem Phänomen von
Fake News mutig zu begegnen. Seine Botschaft und sein Anliegen greife ich
gerne auf: Alle Medienverantwortlichen - im säkularen wie im kirchlichen
Raum - müssen mit vereinten Kräften daran arbeiten, Fake News keinen Platz
zu lassen. Das gelingt uns mit einem qualitätsbetonten Journalismus, der
sich - trotz Alltagshektik und Druck in den Redaktionen - die Zeit der
klugen und aufmerksamen, tiefgreifenden und engagierten Recherche nimmt und
zunächst der Wahrheit auf den Grund geht. Doch nicht nur die Journalisten
der klassischen Medien, sondern wir alle sind aufgerufen, nicht vorschnell
Meinungen zu produzieren und provozieren. Mit Sorge nehme ich zur Kenntnis,
wie über die sozialen Medien - hier nenne ich explizit Facebook und Twitter
- einzelne Personen oder Gruppierungen immer wieder mit haltlosen
Behauptungen und gezielten Falschinformationen Stimmung machen und
Meinungen beeinflussen. Die Ereignisse von Chemnitz haben dies leider
wieder mit aller Deutlichkeit gezeigt.

In seiner Botschaft warnt Papst Franziskus davor, in einer von Hochmut und
Egoismus geleiteten Welt dem Fehler zu verfallen, die Kommunikationsgabe
auf entstellte Weise zu nutzen. Diese Entstellung komme in einer Verdrehung
der Wahrheit auf individueller wie auch kollektiver Ebene zum Ausdruck. Es
ist gut, wenn Papst Franziskus die gemeinsame Verpflichtung einfordert,
"der Verbreitung von Falschmeldungen zuvorzukommen, den Wert des
Journalistenberufes neu zu entdecken ...", wie er schreibt. Vielleicht ist
es gerade deshalb ein gutes Zeichen, dass unsere katholische
Journalistenschule, das Institut zur Förderung publizistischen Nachwuchses
(ifp), in diesen Wochen ihr 50-jähriges Bestehen feiert. Mit dem Institut
setzen wir uns als Kirche für den Wert des Journalistenberufs ebenso ein
wie für einen qualitäts- und anspruchsvollen Journalismus. Ich freue mich,
dass Papst Franziskus die Absolventen der vergangenen 50 Jahre im November
in einer Audienz in Rom empfangen wird.

"Niemand von uns", so schreibt der Papst weiter, "kann sich der
Verantwortung entziehen ... Unwahrheiten entgegenzutreten." Ich begrüße
diese Haltung von Papst Franziskus außerordentlich, wenn er die
Eigenverantwortung der Medienschaffenden, aber auch der Mediennutzer
betont: Wir haben alle eine Verantwortung, die wir nicht vernachlässigen
dürfen. Wer diese Verantwortung ernst nimmt, wird Fake News keinen Raum
lassen. Auch in einer immer mehr nach der aktuellsten "News" lechzenden
Welt - Papst Franziskus benutzt den Begriff "Gier" - brauchen wir im
Journalismus und in der Mediennutzung Besonnenheit: im Umgang mit den
Medien, im Umgang mit den Informationen, im Umgang mit den Ereignissen. Mir
scheint, und das möchte ich zum diesjährigen Mediensonntag unterstreichen,
dass wir einen kühlen Kopf benötigen, um Falsches vom Richtigen zu
unterscheiden, um in der aufgeregten Situation eines Ereignisses Ruhe zu
bewahren und Informationen richtig zu veröffentlichen. Deshalb appelliere
ich an uns als Kirche und Gesellschaft: Helfen wir mit einer g
ewissen Form von Gelassenheit, nicht der medialen Gier zu verfallen,
sondern Sachinformationen und Fachrecherchen in Ruhe und Professionalität
zu suchen. Nur so lässt sich Wahrheit finden, nur so lässt sich Wahrheit
fördern, nur so lässt sich Wahrheit vermitteln. Hier rufe ich den
Evangelisten Johannes in Erinnerung, den Papst Franziskus im Titel seiner
Botschaft zu Wort kommen lässt: "Die Wahrheit wird euch befreien" (Joh
8,32). Und Franziskus fügt hinzu, dass diese Wahrheit stets neu aufgespürt
werden muss. Das ist ein gutes Bild, wie ich meine: Die Wahrheit aufspüren,
sich auf diese Spurensuche begeben, aus der Gemütlichkeit aufbrechen und
Arbeit, Kraft und Geschick in das Aufspüren der Wahrheit investieren.
Besorgt nehme ich zur Kenntnis, dass in vielen Medienhäusern aufgrund von
Einsparungen die personellen Ressourcen für tiefgehende Recherchen, für das
Aufspüren der Wahrheit immer mehr schwinden. Hier appelliere ich an die
Verlage, nachhaltig in Qualitäts-Journalismus zu investieren. Wie brauchen
diesen heute mehr denn je. Darüber hinaus sind wir alle gefragt, wenn
Journalisten beim Aufspüren der Wahrheit verbal oder tätlich angegriffen
werden. Dies ist in den vergangenen Monaten leider immer wieder geschehen -
zuletzt bei den Demonstrationen in Chemnitz. Die im Artikel 5 des
Grundgesetzes verankerte Pressefreiheit ist ein integraler Bestandteil
unserer Demokratie und bedarf unseres besonderen Schutzes.

Zum Mediensonntag fordert Papst Franziskus einen Kampf gegen die
Falschheit. Das beste Mittel dazu seien nicht unbedingt Strategien sondern
Personen, die die Bereitschaft haben, zuzuhören und einen ehrlichen Dialog
zu wagen. Der Ausweg aus der Verbreitung von Desinformation sei die
Verantwortung. Hier sieht Franziskus die Journalisten in der Pflicht, "die
die Hüter der Nachrichten sind", die nicht nur einen Beruf hätten, sondern
eine Mission. Papst Franziskus meint einen Journalismus, "der sich nicht
verstellt; der der Unwahrheit, der Effekthascherei und dem prahlerischen
Reden den Kampf ansagt; ein Journalismus, der von Menschen und für Menschen
gemacht ist; der sich als ein Dienst versteht, der allen Menschen
zugutekommt, vor allem jenen - und das ist in unserer heutigen Welt der
Großteil -, die keine Stimme haben; ein Journalismus, dem es nicht nur
darum geht, Nachrichten so schnell und lukrativ wie möglich 'an den Mann zu
bringen', sondern der die tatsächlichen Ursachen der Konflikte zu
erforschen sucht". Nicht nur Journalisten als Nachrichtenproduzenten müssen
diese Form der Kommunikation anwenden. Jeder muss in der Lage sein zu
verstehen, wie Kommunikation in den Medien und Wahrheitsfindung
funktionieren.

Das ist es, was wir brauchen: um Wahrheit zu finden einen Journalismus, der
diese Wahrheit sucht. Wir brauchen neugierige Journalisten und
Medienschaffende; wir brauchen einen Journalismus, der sich - zu 100
Prozent - der Wahrheit und Menschenwürde verpflichtet weiß; wir brauchen
einen Journalismus, der Fake als Fake entlarvt und Facts als Fakten
erkennt. Deshalb glaube ich: Der Beruf Journalismus, oder besser wie Papst
Franziskus betont, die Mission Journalismus, ist wichtiger denn je. Ich bin
dankbar, dass wir mit den zahlreichen Medieneinrichtungen der katholischen
Kirche, insbesondere mit unserer Journalistenschule ifp in München, aber
auch der Clearingstelle Medienkompetenz in Mainz, die Medienbildung und
Aufklärung unter die Leute bringt, tagein, tagaus einen Beitrag dazu
leisten. Wahrheit im Journalismus ist unsere Verantwortung als
Medienschaffende und Mediennutzer. Mission possible!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 135 vom 4. September 2018

Deutsche Bischofskonferenz
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SCHACH-SPHINX/06675: Bilder werfen viel zu viele Schatten (SB)


"Chuckie", so der Spitzname des ukrainischen Großmeisters Wassili
Iwantschuk aus Lwow, besitzt ein phänomenales Gedächtnis. Man hätte
ihn scherzeshalber auch "Enzyklopädie" nennen können. Wenn es um die
detailtreue Wiedergabe von gespielten Großmeisterpartien geht, dann
verblüfft er jedermann - selbst Profi-Weltmeister Garry Kasparow muß
da passen. Gegen Iwantschuk zu spielen ist keine leichte Sache. Nicht
wegen seines immensen Gedächtnisspeichers, nein, das nicht, es ist
eine andere Angewohnheit des Ukrainiers, die es seinen Kontrahenten
schwer macht, mit ihm am selben Brett zu sitzen. Der starre Blick aufs
Feld - das ist das Markenzeichen eines jeden Schachspielers, aber eben
nicht Iwantschuks Art. Nur selten senkt er den Blick herab auf die
Figurenstellung. Er scheint diese Art von visueller Fixierung nicht
nötig zu haben. Statt dessen eilen seine Blicke einem unsichtbaren
Punkt in der Ferne entgegen. Er hat die Stellung nicht im Auge, er hat
sie im Gehirn: Er "imaginiert" nach bester Denkersitte. Wozu die Augen
übermüden, wenn es doch der Kopf ist, der die Berechnungen vornimmt,
wird er sich gesagt haben. Überhaupt stört die Wahrnehmung seine
Gedanken. Bilder werfen viel zu viele Schatten. Indes, im heutigen
Rätsel der Sphinx hätte er seine Blicke ruhigen Gewissens ein wenig
länger auf dem Brett verweilen lassen sollen, so wäre ihm vielleicht
statt des nun erfolgenden fehlerhaften Zuges 1.f4xg5? die bessere
Fortsetzung 1.f4-f5 'in die Augen gesprungen'. Also, Wanderer, was
ereignete sich nach 1.f4xg5? auf dem Brett, und nicht in der Ferne?
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Iwantschuk - Topalow

Belgrad 1995


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Nach erschöpftem weißen Angriff kam die schwarze Gegenoffensive mit
1...d5-d4! 2.c3xd4 Ta8-b8 3.Db6xa6 - 3.Db6-c5 De7xc5 4.d4xc5 Tb8-c8
und die schwarze Initiative wächst weiter gefährlich an - 3...Td8xd4
4.f4-f5 - die Chinesin strebt Komplikationen an - 4...e6xf5 5.Ld3xf5
De7xe5 6.Lf5-e6+ Kg8-h8 7.Kc1-b1 Td4-a4 und Weiß gab auf, da die Dame
verloren geht.



Erstveröffentlichung am 5. September 2005
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





FORSCHUNG/231: Unterdrückte Erinnerungen bei traumatisierten Geflüchteten (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 03.09.2018

Unterdrückte Erinnerungen bei traumatisierten Geflüchteten



Was im Gehirn passiert, wenn Menschen mit posttraumatischer
Belastungsstörung (PTBS) versuchen, Erinnerungen willentlich zu
unterdrücken, hat ein internationales Forscherteam analysiert. Bei einem
Gedächtnistest zeichneten sie mittels Magnetenzephalografie die
Hirnaktivität von schwer traumatisierten Geflüchteten auf und verglichen
die Ergebnisse bei Teilnehmern mit und ohne PTBS. Die Daten geben Hinweise
auf die neuronalen Grundlagen von wiederkehrenden traumatischen
Erinnerungen und für die Therapie.

Die Studie beschreibt das Team um Dr. Gerd Waldhauser von der
Ruhr-Universität Bochum, Dr. Simon Hanslmayr von der University of
Birmingham und Prof. Dr. Thomas Elbert von der Universität Konstanz
gemeinsam mit Kollegen des Berliner Max-Planck-Instituts für
Bildungsforschung in der Fachzeitschrift Scientific Reports vom 3.
September 2018.

Assoziationen im Versuch willentlich vergessen

An dem Versuch nahmen 24 geflüchtete Männer und Frauen teil. Elf von ihnen
hatten infolge ihrer traumatischen Erlebnisse eine posttraumatische
Belastungsstörung entwickelt, das heißt, sie erleben die auslösende
emotionale Situation gedanklich immer wieder. Die übrigen Probanden hatten
zwar vergleichbar viele schwerwiegende traumatische Ereignisse erlebt,
aber keine PTBS entwickelt.

Während ihre Hirnaktivität aufgezeichnet wurde, absolvierten die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer einen Gedächtnistest, bei dem sie
Assoziationen zwischen Bildern von emotional neutralen Alltagsgegenständen
lernten. Aufgabe war es anschließend, einige der Assoziationen aktiv zu
vergessen, andere zu behalten. Mit der Magnetenzephalografie, kurz MEG,
erfassten die Forscher die sensorischen Gedächtnisspuren, die dabei
entweder unterdrückt oder verstärkt wurden.

"Die Signalstärke von sehr hohen sogenannten Gammafrequenzen in
Hirnregionen, die mit dem Gedächtnisabruf und der sensorischen
Verarbeitung zusammenhängen, deutet darauf hin, wie stark eine bestimmte
Gedächtnisrepräsentation ist", erklärt Simon Hanslmayr.

Gedächtnisspuren blieben erhalten

Probanden ohne PTBS konnten Assoziationen erfolgreich unterdrücken. Bei
ihnen waren die sensorischen Gedächtnisspuren für die willentlich
vergessenen Assoziationen geringer ausgeprägt als für erinnerte
Assoziationen. Anders sah es bei Probanden mit PTBS aus. Je ausgeprägter
die Krankheitssymptome waren, desto schwieriger war es für die Teilnehmer,
Assoziationen zu unterdrücken.

"Die MEG-Daten zeigen, dass das willentliche Unterdrücken von Erinnerungen
bei Probanden mit posttraumatischer Belastungsstörung eher einen
gegenteiligen Effekt hat", sagt Hanslmayr. Die sensorischen
Gedächtnisspuren von unterdrückten Erinnerungen blieben erhalten und
wurden tendenziell sogar verstärkt. "Diese Ergebnisse liefern einen
Hinweis auf die neuronalen Grundlagen von wiederkehrenden traumatischen
Erinnerungen und auf die fehlende Gedächtniskontrolle bei PTBS-Patienten",
so Gerd Waldhauser aus der Bochumer Abteilung für Neuropsychologie.

Hinweise für die Therapie

Die Forscher weisen jedoch darauf hin, dass sie nur eine kleine Stichprobe
für ihre Studie untersuchen konnten. "Diese experimentell und diagnostisch
aufwendige Studie ließ sich nur mit wenigen so stark belasteten Probanden
durchführen. Wir konnten allerdings dafür sorgen, dass andere Faktoren,
die das Ergebnis hätten beeinflussen können - wie die Stärke von
depressiven Symptomen oder die Anzahl an schweren traumatischen
Erlebnissen - in den beiden Gruppen vergleichbar waren", ergänzt Gerd
Waldhauser.

Von den Ergebnissen erhoffen sich die Forscher Hinweise auf neue
Strategien zur Therapie der posttraumatischen Belastungsstörung sowie auf
Faktoren, die Menschen vor der Krankheit schützen können. "Unsere Daten
deuten daraufhin, dass die Fähigkeit zum willentlichen Unterdrücken von
Erinnerungen möglicherweise vor einer PTBS schützt - oder aber dass eine
PTBS zu einer schlechteren Gedächtniskontrolle führt", sagt Waldhauser.
"Gleichzeitig sollte das Unterdrücken von unerwünschten Erinnerungen nicht
leichtfertig als therapeutische Strategie empfohlen werden, da es offenbar
genau den gegenteiligen Effekt haben kann: Die Erinnerung verstärkt sich
oder bleibt zumindest erhalten." Diese Phänomene müssten weiter erforscht
werden, um in präventiven oder therapeutischen Strategien münden zu
können.

Förderung

Die Arbeiten wurden gefördert von dem Swedish Research Council
(VR 435-2011-7163), dem Young Scholar Fund der Universität Konstanz
(83946931), dem Europäischen Forschungsrat (ERC-2012 AdG 323977 und
Grant-Agreement-Nummer 647954), der Deutschen Forschungsgemeinschaft im
Rahmen des Sonderforschungsbereichs 874 sowie der Projekte DFG HA 5622/1-1
und AX82/2-1 und von der Wolfson Society und Royal Society.


Originalpublikation:

Gerd T. Waldhauser, Martin J. Dahl, Martina Ruf-Leuschner, Veronika
Müller-Bamouh, Maggie Schauer, Nikolai Axmacher, Thomas Elbert, Simon
Hanslmayr:

The neural dynamics of deficient memory control in heavily traumatized
refugees,

in: Scientific Reports, 2018,

DOI: 10.1038/s41598-018-31400-x

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/491: Die psychologische Deutschlandkarte (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 03.09.2018

Die psychologische Deutschlandkarte

Wissenschaftler der Uni Jena erforschen regionale Persönlichkeitsmerkmale
und Migrationsmuster



Der Norddeutsche gilt als unterkühlt, der Süddeutsche eher als gemütlich
- Großstädter sind weltoffen, Landbewohner dagegen reserviert. Es gibt nicht
wenige Vorurteile gegenüber den Bewohnern einzelner Regionen in
Deutschland, zum Beispiel auch im Ost-West-Vergleich. Doch wie viel
Wahrheit steckt in solchen Zuschreibungen wirklich und wie kommt es zu
regionalen Persönlichkeitsunterschieden? Wirtschaftswissenschaftler der
Friedrich-Schiller-Universität Jena haben nun gemeinsam mit Psychologen
aus Australien, Großbritannien und den USA eine Antwort auf diese Fragen
gefunden: Viele der zugeschriebenen Stereotypen treffen zu. Die Ergebnisse
ihrer Studie werden die Wissenschaftler in der Fachzeitschrift
"Psychologische Rundschau" vorstellen.


Kulturelle Unterschiede von Regionen

Für ihre "psychologischen Landkarten" haben die Wissenschaftler die
Ausprägungen fünf verschiedener Persönlichkeitsmerkmale betrachtet. Sie
analysierten Daten von über 73.000 Personen im Alter zwischen 20 und 64
Jahren, die an einer Online-Persönlichkeitsstudie im Rahmen des
internationalen "The Big Five Project" teilgenommen haben
(http://de.outofservice.com/bigfive/). "Die Forschung zu kulturellen
Unterschieden von Regionen hat dank solcher großen Datensätze in den
vergangenen Jahren wichtige Fortschritte gemacht, so dass wir nun zum
ersten Mal psychologische Landkarten für Deutschland erstellen und
auswerten können", sagt Prof. Dr. Michael Fritsch, der gemeinsam mit
seinem Kollegen PD Dr. Michael Wyrwich an der Universität Jena zu dem
Thema forscht. "Im Fokus unserer Arbeit standen dabei die sogenannten Big
Five. Dabei handelt es sich um fünf Persönlichkeitsmerkmale, die ab dem
Erwachsenenalter relativ konstant bleiben und mit denen sich die
Persönlichkeitsstruktur eines erwachsenen Menschen umfassend beschreiben
lässt", erläutert Prof. Dr. Martin Obschonka von der Queensland University
of Technology.

Diese fünf Persönlichkeitsmerkmale sind: Extraversion, also eine nach
außen gewandte, aktive und gesellige Haltung, Verträglichkeit im Sinne von
Kooperationsbereitschaft und Altruismus, Gewissenhaftigkeit, d. h. eine
organisierte, sorgfältig planende und zuverlässige Haltung, Offenheit für
neue Erfahrungen, die durch rege Fantasie, Wissbegierde und eine Vorliebe
für Abwechslung gekennzeichnet ist sowie Neurotizismus (geringe emotionale
Stabilität), also einer Tendenz zu Angst, Nervosität und Unsicherheit.

Verträgliche Bayern, gewissenhafte Mecklenburger

Betrachtet man nun die Ausprägungen der Eigenschaften auf der Landkarte,
so ergeben sich - trotz großer Vielfalt - einige charakteristische
Profile, die gängige Vorurteile teilweise bestätigen. So kann man etwa
herauslesen, dass Süddeutsche und die Bewohner großer Städte, wie Berlin,
Hamburg oder München, stärker nach außen gewandt sind als etwa die
Menschen an der Küste. Ein ähnliches Gefälle zeigt sich auch zwischen Ost-
und Westdeutschland, was das Bild vom introvertierten Ostdeutschen und dem
eher extrovertierten Westdeutschen bestätigt. Die Verträglichkeit ist in
Mecklenburg-Vorpommern beispielsweise weniger ausgeprägt als im südlichen
Bayern, im Südwesten Deutschlands rund um Freiburg sowie auch im
westlichen Sachsen-Anhalt. Im Gegensatz dazu erreichen die Bewohner der
Mecklenburger Seenplatte beispielsweise höhere Werte bei der
Gewissenhaftigkeit - anders als beispielsweise die Region rund um die
baden-württembergische Landeshauptstadt Stuttgart. Auch sind Menschen in
Südwestdeutschland im Durchschnitt emotional stabiler als in Südthüringen
oder in der Gegend um Bremerhaven. "In der Regionalverteilung von
Neurotizismus in Deutschland sind wir auf eine Zweiteilung Deutschlands
gestoßen, die überraschend klar der historischen Limes-Linie entspricht -
mit niedrigeren Werten südlich des Limes. Dort weisen die Menschen also
eine emotional stabilere Persönlichkeit auf, was mit Wohlbefinden und
psychologischer Resilienz in Verbindung steht", erläutert Fritsch.

Und generell gilt auch: Landbewohner weisen ein geringeres Maß an
Offenheit für neue Erfahrungen auf als Städter. Als besonders offen haben
sich die Menschen in Berlin und in den Metropolregionen um Hamburg, Köln,
aber auch Leipzig und Dresden herausgestellt.

Ost-West-Unterschiede und Migrationsmuster

Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland fallen relativ gering aus.
Dennoch zeigt sich, dass die Ostdeutschen im Schnitt etwas weniger
extrovertiert, weniger emotional stabil und weniger offen für neue
Erfahrungen sind als Westdeutsche.

Die Wissenschaftler haben auch Migrationsbewegungen genauer unter die Lupe
genommen. "Die Studie zeigt, dass Menschen, die auf dem Land geboren sind
und in die Stadt gezogen sind, deutlich höhere Werte im Bereich Offenheit
aufweisen, als die Menschen, die auf dem Land bleiben", sagt Michael
Wyrwich. "Bei Personen, die den umgekehrten Weg von der Stadt aufs Land
gehen, sind Extraversion, Offenheit und Verträglichkeit stärker
ausgeprägt, und sie sind stärker belastbar." Auch sind Ostdeutsche, die
nach Westdeutschland ziehen, offener, emotional stabiler, gewissenhafter
und extrovertierter als Ostdeutsche, die in ihrer Heimat bleiben.

Warum sich diese Eigenschaften abhängig von der Region unterschiedlich
ausprägen, lässt sich durch die Studie nicht beantworten. "Möglicherweise
können wir zwar beispielsweise einen Zusammenhang zwischen einer
niedrigeren Belastbarkeit und wirtschaftlich schwächeren Regionen
herstellen, allerdings ist damit nicht klar, was zuerst da war", sagt
Fritsch. "Trotzdem lassen sich aus den Ergebnissen durchaus ökonomisch
relevante Informationen ableiten. Wenn wir uns beispielsweise die
vorherrschenden Persönlichkeitseigenschaften in einer Region mit besonders
hohen Gründerzahlen anschauen, dann lernen wir beispielsweise etwas über
besonders unternehmerisch geprägte Persönlichkeitsstrukturen." Solche und
andere Analysen wollen die Jenaer Forscher nun auf Basis ihrer
"psychologischen Deutschlandkarte" weiter vorantreiben.


Originalpublikation:

Martin Obschonka, Michael Wyrwich, Michael Fritsch, Samuel D. Gosling, P.
Jason Rentfrow, Jeff Potter:

Von unterkühlten Norddeutschen, gemütlichen Süddeutschen und
aufgeschlossenen Großstädtern: Regionale Persönlichkeitsunterschiede in
Deutschland,

Psychologische Rundschau, 2018
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2292: Schwergewicht - Trophäenjagd auf dem Nebengleis ... (SB)




Jarrell Miller nicht an Dillian Whyte interessiert

Der US-amerikanische Schwergewichtler Jarrell Miller ist eigenen
Angaben zufolge nicht daran interessiert, sich im Dezember mit dem
Briten Dillian Whyte zu messen. Er bekommt es bei seinem nächsten
Auftritt am 6. Oktober in Chicago mit dem 41jährigen Tomasz Adamek zu
tun, der kein allzu harter Prüfstein für ihn sein dürfte. Danach
strebt Miller einen Kampf gegen Manuel Charr an, den regulären
Weltmeister der WBA, dessen Titel er sich sichern will. Da er
Pflichtherausforderer bei diesem Verband ist, sollte es kein Problem
sein, den Kölner vor die Fäuste zu bekommen. Mit Hilfe dieses Gürtels
hofft der US-Amerikaner, eine bessere Verhandlungsposition zu
erwirtschaften, da er einen Titelkampf gegen Anthony Joshua bekommen
möchte. Gegen Whyte anzutreten mache hingegen derzeit für ihn keinen
Sinn, meint Miller.

Dillian Whyte, für den 24 Siege und eine Niederlage zu Buche stehen,
hat beste Aussichten, am 13. April 2019 im Londoner Wembley-Stadion
Anthony Joshua herauszufordern. Zuvor soll er im Dezember in den Ring
steigen, wofür ihm sein Promoter Eddie Hearn drei mögliche Gegner zur
Auswahl vorgeschlagen hat, nämlich Jarrell Miller, Dereck Chisora und
Dominic Breazeale. Whyte hat bereits signalisiert, daß er eine
Revanche gegen seinen Landsmann Chisora bevorzugen würde, sofern die
Kasse stimmt. Da er jedoch den Löwenanteil der Börse für sich
beanspruchen dürfte, könnte für Chisora zu wenig abfallen, als daß er
dafür ein derartiges Risiko einginge.

Der 30jährige Jarrell Miller hat mit Eddie Hearn einen Vertrag über
zwei Kämpfe abgeschlossen, die vom Streamingdienst DAZN übertragen
werden. Je nach Verlauf dieser beiden Auftritte könnte er anschließend
weiter unter der Regie von Matchroom Boxing in den Ring steigen,
sofern er nicht einen Wechsel zu HBO oder Showtime vorzieht. Mit einer
Bilanz von 21 Siegen und einem Unentschieden hat der US-Amerikaner
eine recht gute Ausgangsposition, zumal sein Name des öfteren in
Verbindung mit den Weltmeistern Anthony Joshua (WBA, WBO, IBF) und
Deontay Wilder (WBC) fällt.

Für den 33 Jahre alten Manuel Charr geht es zunächst einmal darum,
am 29. September in Köln die Oberhand gegen Fres Oquendo zu behalten.
Das sollte ihm gelingen, da der inzwischen 45jährige Puertoricaner
seit der knappen Niederlage gegen Ruslan Tschagajew im Juli 2014
keinen Kampf mehr bestritten hat. Daß er nach so langer Abwesenheit
überhaupt noch einen Titelkampf bekommt, ist auf ein Gerichtsurteil
zurückzuführen, das ihm vor Jahren diesen Anspruch zuerkannt hat.
Charr, der 31 Kämpfe gewonnen und vier verloren hat, mußte sich Vitali
Klitschko, Mairis Briedis, Johann Duhaupas und Alexander Powetkin
geschlagen geben. Im November 2017 setzte er sich einstimmig nach
Punkten gegen den 41jährigen Alexander Ustinow durch und sicherte sich
damit den Titel. Das war ein beachtlicher Erfolg für den Kölner,
wenngleich man hinzufügen muß, daß der riesige Weißrusse inzwischen
recht langsam geworden ist.

Ob Miller die Bedeutung des regulären WBA-Titels als Faustpfand für
höhere Aufgaben realistisch einschätzt, sei dahingestellt. Daß sich
Joshua als Superchampion dieses Verbands für die zweitrangige Trophäe
interessieren könnte, darf man ausschließen, da er dieser Region
längst entwachsen ist. Eher schon könnte der Titel nützlich sein, wenn
ihn der US-Amerikaner gegen Dillian Whyte oder Dereck Chisora
verteidigen würde. Allerdings sind das Kämpfe, die Miller auch ohne
den Gürtel bekommen könnte, was gleichermaßen im Falle Anthony Joshuas
gilt. Eddie Hearn braucht namhafte US-amerikanische Schwergewichtler,
um seinen hochdotierten Vertrag mit DAZN zu erfüllen. Will er Boxfans
in den USA veranlassen, 10 Dollar im Monat für den Dienst zu bezahlen,
muß er ihnen einheimische Boxer präsentieren, mit denen sie etwas
anfangen können. Dillian Whyte oder Dereck Chisora sind in England
sehr populär, dem durchschnittlichen US-Zuschauer aber so gut wie
unbekannt.

Obgleich Jarrell Miller derzeit bei Eddie Hearn unter Vertrag steht,
kann er sich einen verbalen Seitenhieb nicht verkneifen. Er wirft dem
britischen Promoter vor, die Schwergewichtsszene zu manipulieren,
indem er bestimmte Akteure von Anthony Joshua fernhält. Mit dieser
Auffassung steht er insofern nicht allein, als das Ausbleiben des seit
langem geforderten Kampfs der Weltmeister gegen Deontay Wilder in
zunehmendem Maße Hearn angelastet wird. Dieses Duell, in dem die
Vorherrschaft im Schwergewicht geklärt werden soll, war bereits 2016
in aller Munde, wurde damals aber von dem britischen Promoter
verzögert und schließlich verhindert. Wenngleich ein Kampf Joshuas mit
Wilder im April 2019 angeblich immer noch möglich ist, entbehrt dies
doch der Glaubwürdigkeit. Eddie Hearn hat dem WBC-Weltmeister ein
derart schlechtes finanzielles Angebot gemacht, daß sich der
US-Amerikaner unmöglich darauf einlassen kann. Aus diesem Grund sind
die Gespräche zwischen den beiden Lagern schon vor Wochen zum
Stillstand gekommen. [1]

Obgleich kein offizieller Schlußstrich unter das Kapitel Wilder
gezogen ist, läßt Eddie Hearn doch keinen Zweifel daran, daß Dillian
Whyte die besten Aussichten hat, im April das große Los des
Titelkampfs gegen Anthony Joshua zu ziehen. Jarrell Miller, dem man
zunächst ebenfalls gute Chancen eingeräumt hatte, muß sich dahinter
einreihen und in Geduld üben. Siege gegen Tomasz Adamek und Manuel
Charr sind für ihn Pflicht, danach könnte ein britischer Gegner
folgen. Mehr läßt sich vorerst nicht sagen, wobei Miller natürlich
nicht ausschließen kann, daß er neben Deontay Wilder und dem Kubaner
Luis Ortiz selber zu jenen Rivalen gehört, die Eddie Hearn von Anthony
Joshua fernhalten möchte.


Fußnote:

[1] www.boxingnews24.com/2018/09/jarrell-miller-not-interested-in-dillian-whyte-fight/

4. September 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/522: Mönchengladbach - Zwei VHS-Tanzkurse starten am 10. bzw. 12. September 2018


Zwei neue Tanzkurse starten im September an der VHS

Flamenco - Basics und Technik Anfänger und Anfänger mit Vorkenntnissen 



Flamenco ist Leidenschaft, Ausdruck und Eleganz. In diesem Kurs geht
es um die Basics des Flamenco, Fuß- sowie Armtechniken und
insbesondere die Körperhaltung. Ausdrucksstarke Choreographien sorgen
für eine eindrucksvolle Inszenierung in der Gruppe.

10.9. bis 10.12.2018, 18:15 - 19:45 Uhr

MENGE-Raum, 1. Etage, Fliethstr. 67, 41061 MG

Kurs-Nr.: 182F3740F

Kosten: 84 Euro

Tanzkompositionen Standard-Latein - Anfänger mit

Vorkenntnissen/Fortgeschrittene

Die Teilnehmer wiederholen die Grundschritte im Standard- und
Latein-Tanz und erlernen neue spannende Figuren der gängigsten
Gesellschaftstänze wie Rumba, Cha-Cha-Cha, Walzer, Discofox, etc. In
der ersten Stunde wird ein Kursprogramm zusammen mit den Teilnehmern
erstellt, die Wunschtänze werden bevorzugt.

12.9. bis 21.11.2018, 18:00 - 19:30 Uhr

MENGE-Raum, 1. Etage, Fliethstr. 67, 41061 MG

Kurs-Nr.: 182F3798F

Kosten: 60 Euro

Weitere Informationen zum VHS-Programm und Anmeldung: www.vhs-mg.de,
Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 31. August 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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MELDUNG/373: Brieftaubenwesen darf kein immaterielles Kulturerbe werden (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 4. September 2018

Brieftaubenwesen darf kein immaterielles Kulturerbe werden



Auf Vorschlag des Landes Nordrhein-Westfalen prüft die UNESCO derzeit die
Aufnahme des Brieftaubenwesens in das bundesweite Verzeichnis des
Immateriellen Kulturerbes. Der Deutsche Tierschutzbund sieht die Zulassung
der Bewerbung und die geplante Aufnahme kritisch und hat sich daher mit
einem Schreiben an die UNESCO gewandt.

"Unzählige Brieftauben werden für Wettkämpfe ausgebeutet und dabei verletzt
oder gar getötet. Es darf nicht sein, dass solche tierschutzwidrigen
Praktiken durch eine Anerkennung als immaterielles Kulturerbe auch noch
gefördert werden", sagt Denise Ade, Fachreferentin für Artenschutz beim
Deutschen Tierschutzbund.

Jedes Jahr kommt es bei Wettkämpfen zu Verlusten von hunderttausenden
Tieren. So müssen Brieftauben bei Preisflügen weite Distanzen - teilweise
bis über tausend Kilometer - zurücklegen, welche die Tiere an ihre
Leistungsgrenzen bringen. Und das, obwohl das Tierschutzgesetz eigentlich
verbietet, einem Tier Leistungen abzuverlangen, die es nicht erbringen
kann. Auf den Strecken sind die Tauben durch Beutegreifer, Windräder,
Strommasten oder auch zu hohe Temperaturen zusätzlichen Gefahren
ausgesetzt. Viele überleben nicht. Andere verirren sich auf ihrem Rückweg
zum Schlag und landen im besten Fall in einem Tierheim. Dort werden die
Tiere zwar liebevoll versorgt, bedeuten aber eine zusätzliche Belastung für
den karitativen Tierschutz, da die Züchter ihre Tiere meist nicht
zurücknehmen. Für diese haben die Tiere nicht die geforderte Leistung
erbracht und damit für Wettbewerbe oder die Zucht keinen Wert mehr. In
Züchterkreisen ist zudem bekannt, dass solche Brieftauben, sollten sie in
den Besitz ihrer Halter zurück gelangen, häufig als "nutzlos" getötet wer
den.

Verirrte Brieftauben lassen Stadttaubenpopulation ansteigen

Andere verirrte Brieftauben schließen sich den großen Taubenpopulationen in
den Städten an. "Im Kampf für eine tierschutzgerechte Reduktion der
Stadttaubenpopulation ist ein so verursachter Populationsanstieg natürlich
kontraproduktiv", sagt Ade. Der Verband macht ganz aktuell mit seiner
Kampagne #RespektTaube (www.tierschutzbund.de/taubenschutz) auf die
Problematik der Stadttauben aufmerksam. Die Tierschützer appellieren an
Städte, Gemeinden und die Öffentlichkeit, den Tauben respektvoll zu
begegnen und sich für einen tierschutzgerechten Umgang mit den Tieren
einzusetzen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 4. September 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





FORSCHUNG/284: Insektenrückgang - Bundesweites Monitoring soll Antworten liefern (BfN)


Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Pressemitteilung - Bonn, 3. September 2018

Insektenrückgang: Bundesweites Monitoring soll Antworten
liefern

- Neues Forschungsprojekt entwickelt Grundlagen für bundesweites
Monitoring

- Zustand und Entwicklung der Insektenfauna Deutschlands sollen
künftig standardisiert erfasst werden



Bonn, 03. September 2018: Noch sind viele Fragen zum Insektenrückgang
in Deutschland offen: In welchem Umfang sind Regionen, Lebensräume und
Artengruppen betroffen? Welche Ursachen liegen den mittlerweile
eindeutig nachgewiesenen Trends zugrunde und welche Schutzstrategien
sind erfolgreich? Ein jetzt vom Bundesamt für Naturschutz (BfN)
bewilligtes Vorhaben an der Universität Osnabrück soll ein bundesweit
einheitliches Verfahren entwickeln, das künftig Antworten liefert. Das
Vorhaben wird vom BfN mit Mitteln des Bundesumweltministeriums
gefördert.

"Wir brauchen dringend eine wissenschaftlich belastbare Datenbasis zum
Zustand und zur Entwicklung der Insektenfauna in Deutschland, die auf
bundesweit repräsentativen, systematischen Erhebungen anhand von
standardisierten Methoden basiert. Das geplante Insektenmonitoring
soll eine solche Basis liefern", erläutert BfN-Präsidentin Prof. Beate
Jessel. Das Projekt baut auf den bereits etablierten
Monitoringprogrammen und Erfahrungen des BfN im
Biodiversitätsmonitoring auf und soll zugleich das "Aktionsprogramm
Insektenschutz" der Bundesregierung unterstützen, das zurzeit
erarbeitet wird.

In dem neuen Forschungs- und Entwicklungsvorhaben entwickeln Ökologen
und Ökologinnen der Universität Osnabrück die konzeptionellen
Grundlagen für das geplante bundesweite Insektenmonitoring. Dafür
werden zunächst die Anforderungen an das Monitoring analysiert, die
Eignung einzelner Insektengruppen überprüft sowie geeignete
Erfassungsmethoden ausgewählt. Projektpartner sind das Planungsbüro
für angewandten Naturschutz in München, der Entomologische Verein
Krefeld, die Senckenberg Naturhistorischen Sammlungen Dresden sowie
die Libellenkundler und -kundlerinnen der Gesellschaft
deutschsprachiger Odonatologen. In dem Forschungsvorhaben wird
intensiv mit den Naturschutzbehörden der Länder,
Forschungsinstitutionen und Verbänden zusammengearbeitet. Ziel ist es,
anhand des Konzeptes ein bundesweites Insektenmonitoring schrittweise
aufzubauen.

"Um die ambitionierten Ziele des Forschungsprojektes zu erreichen,
werden wir die Aktivitäten von Bund und Ländern miteinander verknüpfen
und im Rahmen der Erstellung eines standardisierten Methodenleitfadens
'Insektenmonitoring' eng mit den Fachbehörden zusammenarbeiten", sagt
der Projektleiter Prof. Thomas Fartmann von der Universität Osnabrück
und ergänzt: "Es ist wichtig ein Konzept zu entwickeln, das die
ehrenamtlichen Aktivitäten einbezieht und gleichzeitig den Rahmen für
die Arbeiten absteckt, die von Hauptamtlichen übernommen werden
müssen." Gerade die Fachverbände und entomologischen Vereine stellen
mit ihrer Expertise und langfristigem Engagement schon bei der
Konzeptentwicklung eine entscheidende Grundlage für das Monitoring
dar.

Hintergrund Insektenmonitoring

Das BfN betreibt bereits ein Monitoring zu Vögeln, Arten und
Lebensraumtypen der FFH-Richtlinie sowie zu Landwirtschaftsflächen mit
hohem Naturwert, den sogenannten HNV-Flächen. Ein bundesweites
Monitoring von Ökosystemen wird zurzeit entwickelt und befindet sich
in der Erprobung. Dabei arbeitet das BfN eng mit ehrenamtlich
getragenen Fachverbänden und den Ländern zusammen und unterstützt
entsprechende Forschungsarbeiten.

Das Insektenmonitoring bildet einen weiteren wichtigen Baustein auf
dem Weg zu einem umfassenden bundesweiten Biodiversitätsmonitoring.
Über die verschiedenen Monitoringprogramme hinweg ergeben sich daraus
Synergien für eine vertiefte Auswertung und Ursachenanalyse. So können
wichtige Erkenntnisse über Veränderungen der biologischen Vielfalt,
deren Ursachen und über die Wirksamkeit von Schutzmaßnahmen erzielt
werden.

Von den ca. 48.000 Tierarten in Deutschland zählen mehr als 33.000
Arten - rund 70 Prozent - zu den Insekten. Gerade ihre Artenvielfalt
sowie die erheblichen jährlichen Bestandsschwankungen und die großen
Herausforderungen bei der Erfassung vieler Gruppen erfordern einen
wissenschaftlich tragfähigen Ansatz für den schrittweisen Aufbau eines
Insektenmonitorings, das auf die wichtigsten Fragestellungen des
Naturschutzes fokussiert ist. Insekten bilden die Grundlage eines
komplexen Nahrungsnetzes und dienen beispielsweise Vögeln, Reptilien,
Amphibien oder Säugetieren als wichtige Nahrungsquelle.
Blütenbestäubende Insekten erhalten die Biodiversität und sichern
wesentliche Anteile unserer Welternährung. Am und im Boden sind
Insekten an der Zersetzung von Pflanzen und Aas beteiligt, wodurch sie
den Nährstoffkreislauf und die Humusbildung fördern.

Das BfN wurde vor diesem Hintergrund im Rahmen eines Beschlusses der
Umweltministerkonferenz mit der Erarbeitung eines einheitlichen
Methodenleitfadens zum bundesweiten Insektenmonitoring beauftragt. Das
geplante Insektenmonitoring soll auch das "Aktionsprogramm
Insektenschutz" der Bundesregierung unterstützen, mit dem die
Bundesregierung die Lebensbedingungen für Insekten und die biologische
Vielfalt in Deutschland verbessern will, um dem Insektensterben
entgegenzuwirken.

Weitere Informationen:

www.bfn.de/themen/insektenrueckgang.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 03.09.2018

Bundesamt für Naturschutz (BfN)
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Tel.: 0228/8491-0, Fax: 0228/8491-9999

E-Mail: info@bfn.de

Internet: www.bfn.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





FORSCHUNG/283: Gefährdete Räuber - Kegelrobben in Nord- und Ostsee (Naturschutz heute)


NATURSCHUTZ heute - Sommer 2018

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Gefährdete Räuber

Kegelrobben in Nord- und Ostsee.

von Bernd Pieper



Bei einer spontanen Straßenumfrage nach dem größten frei lebenden
Raubtier in Deutschland wäre man vermutlich über eine Quote von 20
Prozent richtiger Antworten glücklich. Kein Wunder, denn lange Jahre
war die bis zu zweieinhalb Meter lange und 330 Kilogramm schwere
Kegelrobbe aus deutschen Gewässern verschwunden. Bejagung,
Habitatverlust und Umweltgifte führten fast zur Ausrottung. Doch seit
den späten 1990er-Jahren entwickeln sich die Bestände der heute streng
geschützten Robbe in der Deutschen Bucht prächtig. Besonders gern
rasten Kegelrobben auf der Helgoländer Düne, wo sie auch zwischen Ende
November und Ende Januar ihre Jungen zur Welt bringen. Mit knapp 430
Jungtieren gilt die Wurfsaison 2017/18 als die erfolgreichste seit
Beginn der Bestandsaufzeichnungen.

An Nord- und Ostsee erholen sich die Bestände der heute
 streng geschützten Robbe.



Auch vor Amrum und den Ostfriesischen Inseln gibt es kleinere
Kolonien. Insgesamt sollen sich in der deutschen Nordsee und im
Wattenmeer derzeit mehr als 4.000 Tiere tummeln - Tendenz steigend.
Ihren Namen hat die Robbe von der kegelartigen Kopfform mit der
länglichen Schnauze. Dadurch unterscheidet sie sich auch vom Seehund
mit seinem rundlichen Kopf, der zudem nur halb so groß wird.

Täglich mindestens 5 Kilogramm 

Kegelrobben machen es sich wie alle Raubtiere gern leicht. Als
schwimmende Protagonisten eines nachhaltigen Konsums richten sie sich
nach dem regionalen und saisonalen Nahrungsangebot. Täglich mindestens
fünf Kilogramm Scholle, Kabeljau oder Krebs- und Weichtiere sollten es
schon sein. Seit rund fünf Jahren wird vor Helgoland regelmäßig
beobachtet, dass Kegelrobben ihnen weit unterlegene Seehunde angreifen
und fressen. Eine Ausnahme, aber auch ein Hinweis für uns Menschen,
dass wir gegenüber den friedlich in der Sonne dösenden Tieren einen
Mindestabstand von 50 Metern einhalten und uns auf gar keinen Fall
zwischen eine Mutter und ihr Jungtier stellen sollten.

Kurioserweise kommt der Kegelrobbennachwuchs mitten im ungemütlichen
Winter zur Welt. Da sein flauschiges weißes Fell ihn zwar vor dem
Wind, aber nicht vor dem eisigen Wasser schützt, müssen sich die 10
bis 15 Kilogramm schweren Tiere rasch eine solide Speckschicht
anfressen. Die mit einem Fettgehalt von über 50 Prozent extrem
nahrhafte Muttermilch sorgt dafür, dass die Jungtiere täglich bis zu
zwei Kilogramm zunehmen. Dass sie bereits kurz nach der Geburt für
längere Zeit scheinbar einsam und verlassen auf einer Sandbank liegen,
macht ihnen nichts aus - schließlich müssen stillende Mütter auch
fressen, und Hauptsache, der Platz ist vor plötzlicher Überflutung
sicher. Bereits nach sechs Wochen sind die jungen Kegelrobben
selbstständig und wagen sich alleine ins Meer hinaus.

Heimkehr in den Greifswalder Bodden 

Auch vor der Ostseeküste des heutigen Mecklenburg-Vorpommerns waren
Kegelrobben bis vor rund 100 Jahren vielerorts heimisch. Dann machten
vor allem die Fischer massiv Jagd auf den angeblichen
Nahrungskonkurrenten, mit freundlicher Unterstützung der Behörden, die
für jede getötete Kegelrobbe fünf Reichsmark zahlten. Lediglich in der
nördlichen und östlichen Ostsee überlebten wenige Tausend Tiere. Durch
konsequenten Schutz konnten sich die Bestände dort erholen und breiten
sich seit einigen Jahren nach Südwesten aus. Im Frühjahr 2018 wurden
im Greifswalder Bodden knapp 300 Tiere gezählt. Allerdings schwankt
die Zahl der Kegelrobben an der deutschen Ostseeküste jahreszeitlich
sehr stark. Besonders zahlreich treten sie immer im März und April
während der Heringslaichzeit auf.

Erstmals seit 100 Jahren sind 2017 Kegelrobben an der
 deutschen Ostseeküste geboren worden. 



Erstmals seit mehr als 100 Jahren wurden im März 2017
Kegelrobbengeburten an der deutschen Ostseeküste nachgewiesen. "Es gab
Nachweise von drei jungen Kegelrobben im weißen Lanugofell", erzählt
Linda Westphal, die am Deutschen Meeresmuseum in Stralsund zu
Kegelrobben forscht. Das erste Tier wurde tot bei Kap Arkona gefunden.
Untersuchungen ergaben, dass das Jungtier kurz nach seiner Geburt
verstorben und daher am Fundort geboren sein musste. Darüber hinaus
wurden im April zwei weitere weiße Jungtiere lebend beobachtet, eines
bei Heringsdorf auf Usedom und eines auf der Greifswalder Oie. "Beide
Jungtiere waren wenige Wochen alt. In diesem Alter können die Robben
jedoch noch keine weiten Distanzen schwimmen, sodass sie auch an
unserer Küste geboren sein müssen", sagt Westphal. Seit Anfang Mai
wurde in der Greifswalder Oie immer wieder ein Jungtier in seinem
ersten Fellwechsel beobachtet. "Deshalb gehen wir davon aus, dass
eines der hier geborenen Jungtiere die sensible Zeit des Säugens, der
Entwöhnung und des ersten Fellwechsels überlebt hat", so die
Wissenschaftlerin.

Tote Robben im letzten Herbst 

Schlechte Nachrichten gab es hingegen im Herbst 2017, als 23
erwachsene Tiere tot in einem kleinen Küstenbereich im Südosten der
Insel Rügen angespült wurden, nicht weit entfernt von den beliebtesten
Ruheplätzen der Kegelrobben. Laut Linda Westphal sind in den 20 Jahren
zuvor in derselben Jahreszeit insgesamt lediglich 30 tote Kegelrobben
an der Küste gefunden worden. Was 2017 besonders auffiel: "Die Tiere
waren alle männlich, über zwei Meter lang, äußerlich unversehrt, gut
genährt und in einem guten Erhaltungszustand." Um eine Epidemie
auszuschließen, seien sofort bakteriologische und virologische
Untersuchungen durch das Deutsche Meeresmuseum veranlasst worden.
Dabei wurde jedoch keine Infektion nachgewiesen.

Verschiedene Symptome deuteten darauf hin, dass die Tiere an einem
akuten Herz-Kreislauf-Versagen gestorben sind. Dieses trete auch
während des Ertrinkungs- und Erstickungstodes auf, so Westphal: "Nach
Ausschluss aller anderen Todesursachen ist der Tod durch Ertrinken die
einzig verbliebene mögliche Todesursache." Ertrinken in
Fischereigeräten, also dem Beifang von Meeressäugetieren, sei eine der
größten Gefahren für Robben und auch Wale. "Für Kegelrobben sind
besonders nach oben hin geschlossene Reusen gefährlich, die keine
Sperrgitter am Eingang haben. Die Robben schwimmen hinein, können dann
aber nicht mehr umdrehen. Solche Reusen wurden auch im Herbst 2017 in
Mecklenburg-Vorpommern verwendet", erläutert Linda Westphal.

Da die Konflikte zwischen Naturschutz und Fischerei mit steigenden
Beständen der Kegelrobben zunehmen werden, fordern das Deutsche
Meeresmuseum und das Ostseebüro des WWF einen Robbenmanagementplan.
Nur so können das Miteinander von Robben und Fischern gewährleistet
und eine langfristige Sicherung der Robbenbestände erreicht werden.
Leider wird ein solcher Plan bislang vom Land Mecklenburg-Vorpommern
nicht unterstützt.

 * 

Quelle:

Naturschutz heute - Sommer 2018, Seite 12 - 14

Verlag: Naturschutz heute, 10108 Berlin

Tel.: 030/284984-1530, Fax: 030/284984-2500

Hausanschrift: Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: naturschutz.heute@nabu.de

Internet: www.naturschutz-heute.de

Herausgeber: NABU, 10108 Berlin

Tel.: 030/284984-0, Fax: 030/284984-2000

E-Mail: nabu@nabu.de

Internet: www.NABU.de

 

"Naturschutz heute" ist das Mitgliedermagazin

des Naturschutzbundes Deutschland (NABU) e.V.

und erscheint vierteljährlich. Für Mitglieder

ist der Bezug im Jahresbeitrag enthalten.



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. September 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / LEBENSRÄUME





BILDUNG/231: NABU präsentiert deutschlandweit ersten virtuellen Ostsee-Tauchgang (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 31. August
2018

NABU präsentiert deutschlandweit ersten virtuellen Ostsee-Tauchgang


Tief ins Grün zu Schweinswalen und Seehasen - "Tatort"-Kommissar Axel
Prahl gibt der Ostsee seine Stimme



Berlin - Millionen Menschen verbrachten in diesem Jahr ihren
Sommerurlaub an der Ostsee. Von dort gab es in den vergangenen Wochen
immer wieder schlechte Nachrichten: Feuerquallen-Alarm,
Blaualgen-Pest, Badeverbote und Plastikmüll. Die Ostsee kämpft mit
menschengemachten Umweltproblemen. Vor diesem Hintergrund möchte der
NABU zeigen, warum das vielfältige und faszinierende Meer vor unserer
Haustür so schützenswert ist und lädt zum deutschlandweit ersten
virtuellen Ostsee-Tauchgang. Die virtuelle Realität (VR-Welt) der
Ostsee zeigt sie, wie sie die meisten Menschen noch nie gesehen haben:
"OstseeLIFE" ist eine 360-Grad-Welt, die mit einer speziell dafür
entwickelten Brille, aber auch am heimischen PC oder auf dem
Smartphone besucht werden kann.

Der beliebte "ARD-Tatort-Kommissar" Axel Prahl hat die Texte für
OstseeLIFE eingesprochen. Gemeinsam mit der Schauspielerin Ulrike
Knospe führt er in die verschiedenen Lebensräume ein und erzählt
spannende und überraschende Geschichten über die Biologie von
Schweinswalen, Seehasen und Seeanemonen. Neben der versteckten
Vielfalt von Seegraswiesen und Steinriffen geht es tief hinab ins
dunkle Reich zu alten Schiffswracks oder zum einzigartigen Lebensraum
des Kreideriffs vor Rügen.

NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller: "In die Tiefe der Ostsee
trauen sich meist nur erfahrene Taucher. Mit OstseeLIFE macht der NABU
jetzt diese faszinierende Unterwasserwelt zwischen süß und salzig mit
Hilfe modernster Technik für alle erlebbar. Wer die einzigartige
Schönheit an unseren Küsten kennt, der weiß, was die Natur so
schützenswert macht und setzt sich eher für sie ein."

Täuschend echt wird der "Tauchgang" mit einer so genannten VR-Brille.
Über diese innovative Technik steuern Nutzer die virtuelle
Unterwasserreise mit den Augen. Hunderte Foto- und Videosequenzen
verschmelzen dabei zu einer multimedialen Erlebniswelt. Zwei Wochen
und mehr als zwei Dutzend Tauchgänge brauchten die Filmemacher, um
fünf ganz verschiedene Lebensräume ins Bild zu setzen. Darauf folgten
mehrere Monate Arbeit am Computer.

Im vergangenen Jahr verbrachten mehr als sechs Millionen Menschen
ihren Urlaub an der Ostsee. Doch ist hier inzwischen jede dritte Art
bedroht. "Schifffahrt, industrielle Fischerei, Plastikmüll oder auch
Unterwasserlärm machen den Tieren und Pflanzen schwer zu schaffen.
Einige Arten sind bereits für immer verschwunden. Andere stehen kurz
davor - wie der Schweinswal mit weniger als 500 verbliebenen Tieren in
der zentralen Ostsee", sagt NABU-Meeresschutzexperte Kim Detloff.
Unter dem Motto "Wir für die Ostsee" habe sich der NABU daher das Ziel
gesetzt, ein breites Bewusstsein für einen besseren Schutz der Ostsee
zu schaffen. "Dabei kann jeder Einzelne helfen. Über das Abenteuer
OstseeLIFE, beim nächsten Urlaub, beim Fischkonsum oder beim Einkauf
im Supermarkt", so Detloff.

Hintergrund:

Die Technik von OstseeLIFE heißt "Authentic VR" und ähnelt modernen
Gaming-Technologien. Betrachter mit einer VR-Brille können die
virtuelle Welt mit ihren Augen selbst steuern, diese reagiert wiederum
auf das Verhalten des Betrachters. Werden bestimmte Navigationspunkte
fixiert, erhält der "Taucher" Informationen rund um die Ostsee-Welt.
Und auch die Machart von OstseeLIFE ist besonders: Im Unterschied zu
künstlichen Umgebungen besteht OstseeLIFE aus eigens gedrehten 
360-Grad-Filmen.

Eine einfache VR-Brille für das Handy bietet der NABU über seinen Shop
unter www.NABU-shop.de an.

Wer keine VR-Brille besitzt oder nutzen möchte, kann die virtuelle
Ostsee auch auf dem Computer, Tablet oder Handy über
360-Grad-Aufnahmen erleben: 

www.NABU.de/ostsee-life

 * 
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FORSCHUNG/472: Atemnot im Ozean - Sonderforschungsbereich stellt Ergebnisse zu Sauerstoffminimumzonen vor (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 03.09.2018

Atemnot im Ozean - Sonderforschungsbereich 754 stellt Ergebnisse zu
Sauerstoffminimumzonen vor



Seit mehr als 10 Jahren beschäftigen sich Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel und vom
GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel mit physikalischen,
biologischen und chemischen Prozessen im tropischen Ozean. Im Rahmen
des Sonderforschungsbereichs 754 "Klima-Biogeochemische
Wechselwirkungen im Tropischen Ozean" steht insbesondere die
Untersuchung von sauerstoffarmen Regionen in den Weltozeanen im
Mittelpunkt. Im Rahmen einer großen internationalen Konferenz, zu der
vom 3. bis 7. September mehr als 300 Forschende aus 33 Ländern nach
Kiel kommen, werden die Ergebnisse vorgestellt und diskutiert.
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Globale Karte der Sauerstoffverteilung.

Grafik: © GEOMAR



In den vergangenen 50 Jahren hat der Ozean global zwei Prozent
Sauerstoff verloren. Die Wassermenge im offenen Ozean, in der
jeglicher Sauerstoff fehlt, ist um mehr als das Vierfache gewachsen.
Was ist der Grund dafür? Welche Änderungen sind in Zukunft zu
erwarten? Mit welchen Konsequenzen für die marinen Ökosysteme und
möglicherweise das Klima? Diese und ähnliche Fragen werden in dieser
Woche auf der vom Sonderforschungsbereich 754 veranstalteten
internationalen Konferenz im Kieler Audimax diskutiert.
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Wasserprobennahme mit einem Kranzwasserschöpfer. Der
Sonderforschungsbereich 754 untersucht seit 2008 intensiv die
Sauerstoffminimumzonen im tropischen Atlantik und Pazifik. 
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"Als wir vor etwa 10 Jahren begonnen haben, uns intensiver mit den
komplexen physikalisch-biogeochemischen Zusammenhängen im Ozean zu
beschäftigen, hatten wir nur sehr bruchstückhafte Kenntnisse über die
lange als "langweilig" angesehenen Sauerstoffminimumzonen", sagt Prof.
Dr. Andreas Oschlies Sprecher des SFB754 vom GEOMAR Helmholtz-Zentrum
für Ozeanforschung Kiel. "Gerade für sehr produktiven und für die
Welternährung wichtigen Gebiete an der Meeresoberfläche vor Peru und
vor Westafrika ist der Nachschub von Nährstoffen und Sauerstoff von
essentieller Bedeutung", so Oschlies weiter. Durch den Klimawandel
werde dies zunehmend schwieriger: Sauerstoffarme Zonen breiten sich
aus, Nährstoffkreisläufe und Lebensbedingungen verändern sich, mit
womöglich weiträumigen Auswirkungen auf den Zustand des Ozeans,
urteilt der Kieler Wissenschaftler.

Auf der Konferenz werden aber nicht nur Ergebnisse des Kieler
Sonderforschungsbereichs diskutiert. Experten aus aller Welt und
unterschiedlichen wissenschaftlichen Disziplinen kommen zusammen, um
ihre neusten Forschungsarbeiten vorzustellen und zu diskutieren. "Es
ist eine Herausforderung, ähnlich wie mit vielen Mitspielern ein
großes Puzzlespiel zusammen zu setzen", meint Prof. Oschlies. Er,
genauso wie seine Kolleginnen und Kollegen aus dem Kieler SFB
versprechen sich aus dem intensiven Austausch mit weltweit führenden
Experten wichtige Impulse für die finale Synthesephase des Projektes,
das im kommenden Jahr endet.

"Ich bin beeindruckt, was die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
in diesem Großprojekt erreicht haben", sagt Karin Prien, Ministerin
für Bildung, Wissenschaft und Kultur des Landes Schleswig-Holstein bei
der Eröffnung der Konferenz. "Besonders hervorzuheben ist die
interdisziplinäre Zusammenarbeit von Forschenden verschiedenster
Fachrichtungen der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel und am
GEOMAR", so Prien weiter. "Ihre Ergebnisse zeigen eindrucksvoll, wie
eng miteinander verzahnt physikalische, chemische und biologische
Prozesse in den Ozeanen sind und wie sich diese nachweisbar
verändern", so die Wissenschaftsministerin.

"Es gibt nicht viele Orte auf der Welt, wo solche Forschungsarbeiten
überhaupt möglich sind", sagt GEOMAR Direktor Prof. Dr. Peter Herzig.
"Hier in Kiel verfügen wir sowohl über die fachliche Expertise wie die
notwendige Infrastruktur, um ein so komplexes Thema umfassend zu
bearbeiten", so Herzig weiter. Der von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft über 10 Jahre geförderte
Sonderforschungsbereich 754 sei eine einmalige Chance, das Wissen zu
diesem Thema substantiell voranzubringen, betont er. "Ich
beglückwünsche die Kolleginnen und Kollegen zu diesem äußerst
erfolgreichen Projekt und wünsche der Konferenz viel Erfolg".

Hinweis:

Der Sonderforschungsbereich 754 (SFB 754) "Klima und Biogeochemische
Wechselwirkungen im tropischen Ozean" wurde im Januar 2008 als
Kooperation der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) und des
GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel eingerichtet. Der SFB
754 erforscht die Änderungen des ozeanischen Sauerstoffgehalts, deren
mögliche Auswirkung auf die Sauerstoffminimumzonen und die Folgen auf
das globale Wechselspiel von Klima und Biogeochemie des tropischen
Ozeans. Der SFB 754 wird von der Deutschen Forschungsgemeinschaft
(DFG) gefördert und befindet sich in seiner dritten Phase (2016-2019).

Am Mittwoch dem 5.9. findet von 16:30 bis 18:30 im Audimax eine
öffentliche Veranstaltung zu dem Thema "Geht dem Ozean die Luft aus?"
statt.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.sfb754.de - Sonderforschungsbereich 754

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news701451

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution818

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 03.09.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STANDPUNKT/1037: Meeresschutz - Die Hände gebunden (BUND MAGAZIN)


BUNDmagazin - 3/2018

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND

Friends of the Earth Germany

Meeresschutz

Die Hände gebunden

von Nadja Ziebarth



Zwar verfolgt die EU seit zehn Jahren eine Strategie für Europas
Meere, die in der Theorie ganz vernünftig erscheint. Praktisch hat
sich der Zustand der Meere seither aber nicht verbessert. Zudem warf
ein Gerichtsurteil ihren Schutz kürzlich weit zurück.


Sicherlich - der Schutz der deutschen und europäischen Meere hat
in den vergangenen Jahrzehnten Fortschritte gemacht. Noch in den 80er
Jahren wurde Dünnsäure in die Nordsee verklappt und radioaktives
Abwasser eingeleitet. Dioxine aus der Abfallverbrennung regneten über
dem Meer ab. Und Handelsschiffe durften ihr Abwasser und ihren Müll in
Teilen einfach über Bord kippen. All das hat ein Ende oder zumindest
konkrete Grenzwerte gefunden. Und das ist gut so!

Die Europäische Union hat seitdem den Grundstein eines umfassenden
Meeresschutzes gelegt. Doch noch hakt es in vieler Hinsicht, der gute
Ansatz droht im Keim zu ersticken. Ost- und Nordsee sind noch weit
davon entfernt, der marinen Vielfalt und uns Menschen wenigstens
stellenweise einen intakten Lebensraum zu bieten.

In schlechtem Zustand

Wie lassen sich der Schutz und die Nutzung der europäischen Meere in
Einklang bringen? Die EU versucht es seit 2008 mit der
»Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie«. Als erstes mussten die
Mitgliedstaaten die Beschaffenheit ihrer Meeresgewässer bewerten und
Umweltziele ausarbeiten. Dann galt es Maßnahmen zu formulieren, wie
die eigenen Meeresgewässer einen »guten Umweltzustand« erreichen oder
behalten können.

Jüngst bewerteten die Mitglieder ihre Meeresflächen erneut. Und die
Bundesregierung musste - nicht zum ersten Mal -zugeben: Die deutsche
Nord- und Ostsee erreichen den guten Zustand nicht. Verschiedene
Belastungen summieren sich inzwischen zu einer echten Gefährdungslage.
Der Meeresschutz droht damit auf der Strecke zu bleiben.

Unter Schutz, aber ...

Dabei hat Deutschland den europaweit höchsten Anteil seiner
Meeresgewässer als Schutzgebiet ausgewiesen: etwa 70 Prozent seiner
Küstengewässer und 30 Prozent in der Zone 12 bis 200 Seemeilen vor der
Küste (die »Ausschließliche Wirtschaftszone«). Doch wie ist es
tatsächlich um den Schutz dieser Gebiete bestellt? Alles andere als
gut.

Geschuldet ist dies den Ministerien für Wirtschaft,
Landwirtschaft/Fischerei und Verkehr. Anstatt dazu beizutragen, unsere
Meere nachhaltig und umweltgerecht zu nutzen, stellen sie die
kurzsichtigen Interessen ihrer Klientel über das Gemeinwohl. So
schädigt speziell die Fischerei den Meeresboden in kaum vorstellbarem
Maße. Und für die Freizeitfischerei oder den Kies- und Sandabbau
gelten selbst in Schutzzonen zahlreiche Ausnahmen.

Der BUND fordert in den Schutzgebieten der Nord- und Ostsee deshalb
Zonen mit abgestufter Nutzung zu bestimmen. Und die sollten
perspektivisch mindestens zur Hälfte frei von jeder Nutzung werden.
Nur so können sie den Anspruch erfüllen, hier die marine
Lebensvielfalt einmal wiederherzustellen.

Herber Rückschlag

Wer aber kann solch nutzungsbeschränkte oder -freie Zonen einrichten?
Der Umweltministerin sind hier die Hände gebunden. Denn die Fischerei
(als Hauptnutzerin) darf nur vom zuständigen Agrarministerium und der
EU-Fischereipolitik reguliert werden. Weil das aber ganz unzureichend
passiert, hatte eine Allianz von Umweltverbänden (mit dem BUND) Klage
erhoben. Sie forderte, in den Vogelschutz- und FFH-Gebieten der
deutschen Nord- und Ostsee das Fischen mit Grundschlepp- und
Stellnetzen zu verbieten.

Im Juni hat der Europäische Gerichtshof nun sein Urteil gefällt. Das
Naturschutzrecht der EU sei innerhalb des Regelwerks ihrer
Fischereipolitik umzusetzen - hier müsse für eine naturverträgliche
Fischerei in den Schutzgebieten gesorgt werden. De facto genießt die
Fischerei damit weiter Vorrang vor dem europäischen Naturschutz. Auch
künftig dürfen nationale Naturschutzbehörden in vielen Fällen nicht
selbst für den Schutz der Meere aktiv werden, wenn sie damit die
Fischerei einschränken.

Ein fatales Urteil, das den Bock zum Gärtner macht. Es ignoriert
weitgehend, wie verheerend sich die Fischerei auf Seevögel,
Meeressäugetiere und artenreiche Riffe auswirkt. Bis heute wird auch
innerhalb von Schutzgebieten großflächig mit stell- und Schleppnetzen
gefischt, eine höchst umweltschädliche Methode. 99,9 Prozent des
Meeresbodens der deutschen Nordsee pflügen Fischtrawler alljährlich
mit schwerem Fanggerät um - auch in den Nationalparken.

Die Entscheidung des Gerichtshofs ist also ein herber Rückschlag für
den Schutz der europäischen Meere. Umso mehr wird der BUND dafür
kämpfen, dass sie endlich angemessen geschützt werden.



Nadja Ziebarth leitet das Meeresschutzbüro des BUND in Bremen.

 * 
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KLIMA/664: CO2 - Remission der Pflanzen ... (SB)




Die Zahl der wissenschaftlichen Studien, in denen vor den vermutlich
katastrophalen Folgen fortgesetzter Treibhausgasemissionen für große
Teile der Menschheit gewarnt wird, ist Legion. Dennoch bewegt sich
auf politischer Ebene viel zu wenig. Die Appelle der Wissenschaft
werden nur begrenzt aufgegriffen und kommt einmal ein internationales
Klimaschutzabkommen wie das im Jahr 2015 in Paris zustande, wird dies
überschwenglich als Kehrtwende der Menschheit in Sachen Klimaschutz
abgefeiert. Inzwischen dürfte auch bei den damals begeisterten
Menschen Ernüchterung eingetreten sein. Entscheidende Trends wie der
des Anstiegs der globalen Durchschnittstemperatur, der Zunahme der
CO2-Konzentration in der Erdatmosphäre, der fortgesetzten
Gletscherschmelze und wachsenden Intensität von Naturkatastrophen
wurden bislang nicht gebrochen und werden es auch in naher Zukunft
nicht, soweit sich das aus heutiger Sicht beurteilen läßt.

Eine jener Studien erschien kürzlich im Wissenschaftsmagazin "Science"
[1]. Demnach hat ein globaler Temperaturanstieg von vier bis sieben
Grad seit der letzten Kaltzeit dramatische Veränderungen in der
Pflanzenwelt ausgelöst. Diese Erkenntnis liefert Hinweise darauf, was
uns in den nächsten 100 bis 150 Jahren bei ähnlichen
Temperaturerhöhungen bevorstehen könnte, warnt die internationale,
42köpfige Forschergruppe.

In Australien beginnen wir bereits, als Folge des Klimawandels erste
Warnhinweise auf weitreichende Umbrüche in der Vegetation zu
beobachten, sagte der an der Studie beteiligte Professor Simon
Haberle von der Abteilung für Archäologie und Naturgeschichte der
Australischen Nationaluniversität (ANU). Ausgedehnte und schnelle
Veränderungen der Ökosysteme werden wahrscheinlich größere
Folgewirkungen für die national wichtigen Ökosystemdienstleistungen
wie Biodiversität, Kohlenstoffspeicher und Erholungen zeitigen [2].

In der Studie wurden vergangene Veränderungen der Vegetation an 594
Standorten auf allen Kontinenten außer der Antarktis untersucht. Dazu
diente der Forschergruppe unter anderem die Methode der
Pollenanalyse, denn Pollen bieten einen geeigneten Vergleichsmaßstab
zur Beschreibung der Ausbreitung von Pflanzen und Veränderungen der
Landschaft. Eine zentrale Erkenntnis aus der Studie lautet, daß
diejenigen Landschaften die stärksten Veränderungen ihrer Vegetation
erlebten, die sich auch am stärksten erwärmt hatten. Das sind
Nordamerika, Europa und Südamerika, also Regionen, die zuvor am
weitesten vergletschert gewesen waren.

Sicherlich ist es nicht unproblematisch, die landschaftlichen
Veränderungen zweier unterschiedlicher Klimate und außerdem sehr
unterschiedlicher Ausgangsbedingungen miteinander zu vergleichen. Vor
21.000 Jahren befand sich die letzte Kaltzeit (in Norddeutschland:
Weichsel-Kaltzeit) auf dem Höhepunkt der Vereisung. Ganz Skandinavien
und große Gebiete Norddeutschlands und die Alpen waren von Eis
bedeckt. Davor gelagert befand sich eine Permafrostzone, in der
Vegetation kaum Fuß fassen konnte. Nach und nach hatte sich die Erde
dramatisch erwärmt. Das Eis zog sich zurück, so daß neuer
Besiedlungsraum für Pflanzen freiwurde. Gleichzeitig löste das
Abschmelzen der Eismassen gewaltige Überschwemmungen aus. Die
hauptsächlichen Arten der Verwitterung und Erosion waren glazial und
äolisch, also durch Frost und Wind bestimmt. Heute dominiert die
fluviale Erosion, also die Abtragung durch Wasser und Fließgewässer.
Daß die klimatische und geomorphologische Entwicklung von der
Kaltzeit zur gegenwärtigen Warmzeit einen enormen Einfluß auf die
Ausbreitung und Artenzusammensetzung der Vegetation ausübte, sollte
nicht verwundern.

Nun wird in der von US-amerikanischen und russischen Institutionen
geförderten Studie diese Phase der globalen Erwärmung mit jener
verglichen, die seit Beginn der Industrialisierung vor rund 200
Jahren zu beobachten ist und zu der anthropogene
Treibhausgasemissionen als wesentlicher Zusatzfaktor beigetragen
haben. Voraussichtlich werden sie die globale Erwärmung auch in den
nächsten 100 bis 150 Jahren forcieren. Während der letzten Kaltzeit
lag die Durchschnittstemperatur rund vier bis sieben Grad Celsius
niedriger als heute. Das Pflanzenwachstum besitzt heute vollkommen
andere Ausgangsbedingungen.

Das vorweggeschickt kann man sagen, daß in der Studie eine für die
nahe Zukunft der Menschheit wichtige Frage aufgeworfen wird: Wie
verändert sich die Vegetation bzw. Landschaft in einer wärmeren Welt
und mit einem höheren Gehalt an CO2 in der Atmosphäre?

Da sich die Forschergruppe der Problematik ihrer vergleichenden
Untersuchung gewahr ist, läßt sie ihr Computermodell verschiedene
Szenarien zu den möglichen Treibhausgasemissionen auswerfen. Die
Untersuchungsergebnisse seien ein weiterer "Weckruf", daß wir
unverzüglich handeln und uns einer CO2-emissionsfreien globalen
Wirtschaft zuwenden müssen, sagt ANU-Wissenschaftlerin Dr. Janelle
Stevenson.

Das ist nicht übertrieben, wenn man bedenkt, daß die Forschergruppe
annimmt, daß die gegenwärtige globale Erwärmung in den nächsten 100
bis 150 Jahren einen ähnlich dramatischen Wandel der Vegetation
auslösen könnte wie in den zehn bis zwanzig Jahrtausenden seit der
letzten Kaltzeit. Die Entwicklung läuft also unter menschlichem
Einfluß um ein Vielfaches schneller ab. Das kann nur verhindert
werden, wenn die Treibhausgasemissionen reduziert werden, erklären
die Forscherinnen und Forscher.

Angesichts der eingangs erwähnten Vielzahl an solchen und ähnlichen
Appellen und des - gemessen an notwendigen Maßnahmen - viel zu
geringen Widerhalls in der Politik stellt sich die Frage, ob die
Wissenschaft nicht längst die bequeme Rolle angenommen hat, Warnungen
auszusprechen, aber keine Schritte darüber hinaus zu unternehmen.
Reicht die Beteiligung der Wissenschaft an dieser Scharade so weit,
daß sie, finanziert von den herrschenden Kräften, diesen deshalb
nicht ernsthaft auf die Füße tritt?

Jedenfalls kann sich die Forschung in einem Punkt hundertprozentig
sicher sein: Ihre Botschaft ist bei der Politik angekommen. Es
bestehen keinerlei Kommunikationsprobleme, die eventuell den Umstand
verschleiern könnten, daß sich die globalen Natursysteme auf
katastrophale Verhältnisse zubewegen, unter denen in Zukunft Hunderte
Millionen, vielleicht sogar Milliarden Menschen leiden werden. Die
Politik hat verstanden - aber tut nichts.

Sich das Ausmaß dieses Problems vor Augen haltend könnte die
Wissenschaft da nicht auf die Idee kommen, weitere Schritte zu
ergreifen? Theoretisch stehen ihr durchaus mehr Möglichkeiten der
gesellschaftlichen Einflußnahme zur Verfügung, als zum wiederholten
Male Studien brisanten Inhalts zu veröffentlichen, offene Briefe an
die Politik zu richten und ähnliches mehr. Beispielsweise könnten
sich die an der Wissenschaft Beteiligten der weiteren Zusammenarbeit
mit der Politik verweigern, solange diese nicht die als zwingend
erforderlich angesehenen Maßnahmen des Klimaschutzes ergreift.

Nun würde eine einzelne Person, die ihre Arbeit niederlegt oder,
alternativ dazu, fortan nur noch an der Lösung des Klimaproblems
arbeitet, nicht viel ausrichten. Man könnte aber zum Beispiel eine
Initiative starten, bei der alle Interessierten zusagen, ihre Arbeit
an einem bestimmten Stichtag niederzulegen, also einen wilden Streik
durchzuführen, bis daß sie glaubwürdige Zusicherungen erhalten oder,
noch besser, konkrete Maßnahmen des Klimaschutzes ergriffen wurden.

Der Klimawandel wäre dann kein wissenschaftliches "Thema" mehr, zu
dem irgendwelche Studien veröffentlicht werden, sondern ein
ungelöstes Menschheitsproblem, das die volle Konzentration eines
möglichst großen "brain pools" und nicht zuletzt eine gelebte Praxis
(Senkung des Ressourcenverbrauchs zum Beispiel) erfordert. Sicherlich
sind noch andere Initiativen eines entschlosseneren Klimaschutzes
denkbar - was wäre eine Wissenschaft wert, der dazu nicht noch mehr
einfiele?


Fußnoten:

[1] http://science.sciencemag.org/content/361/6405/920

[2] https://phys.org/news/2018-08-vegetation-hint-dire-future.html

4. September 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / VERANSTALTUNGEN





WETTBEWERB/339: Kreative Ideen rund um Mehrweg gesucht - Bewerbungsfrist bis 31.12.2018 (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 31. August 2018

Mehrweg-Innovationspreis: Kreative Ideen rund um Mehrweg
gesucht

Deutsche Umwelthilfe und Stiftung Initiative Mehrweg schreiben den
Mehrweg-Innovationspreis neu aus - Glas-Mehrwegverpackungen im Fokus



Berlin, 31.8.2018: Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) und die Stiftung
Initiative Mehrweg (SIM) schreiben gemeinsam den neunten
Mehrweg-Innovationspreis aus. Die beiden Organisationen rufen
Produktdesigner, Flaschenhersteller, Logistiker, Getränkeunternehmen
und andere Mehrweg-Denkende auf, sich mit kreativen Ideen für den
Preis zu bewerben, um das einzigartige deutsche Mehrwegsystem zu
stärken. Ausgezeichnet werden herausragende Leistungen und
Initiativen, die zu einfallsreichen und innovativen
Weiterentwicklungen im Bereich der Mehrwegsysteme für
Getränkeverpackungen beitragen.

"Im neuen Verpackungsgesetz ist ab 2019 eine 70-Prozent-Zielquote nur
für Mehrweg-Getränkeverpackungen festgeschrieben worden. Die
derzeitige Quote von 43 Prozent ist weit davon entfernt. Deshalb ist
es wichtiger denn je, das Mehrwegsystem in Deutschland weiter zu
stärken und auch konkurrenzfähig zu halten. Mit dem Innovationspreis
möchten wir richtungsweisende Ansätze unterstützen, die Mehrweg
voranbringen und somit einen Beitrag zur Erreichung der Mehrwegquote
leisten", sagt die Stellvertretende DUH-Bundesgeschäftsführerin
Barbara Metz.

"Wiederverwendbare Glas-Mehrwegflaschen sind ein Schlüssel zur Lösung
des Problems von zu viel Einweg-Plastikmüll und auch Dosenschrott.
Optimierungen und Effizienzsteigerungen des Mehrwegsystems
unterstreichen dessen ökologische Vorteilhaftigkeit gegenüber
Einweg-Getränkeverpackungen, die nach einmaliger Nutzung zu Abfall
werden", erklärt Martina Gehrmann, Geschäftsführerin der SIM. Damit
die gesamte Mehrwegbranche von innovativen Ideen profitieren kann,
müssen diese in die Breite getragen werden. Die Vergabe des
Mehrweg-Innovationspreises bietet dafür eine öffentlichkeitswirksame
Plattform.

Die Bewerbungsfrist läuft bis zum 31. Dezember 2018 und richtet sich
an Verpackungshersteller, Produktdesigner, Getränke- und
Lebensmittelproduzenten, Abfüller und Logistiker, genauso wie an
Handelsunternehmen, wissenschaftliche Institute, engagierte Gruppen,
Organisationen und Einzelpersonen.




Links:

Ausführliche Ausschreibungsunterlagen unter

https://www.duh.de/mehrweg-innovationspreis/

und www.stiftung-mehrweg.de

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 31.08.2018

Hackescher Markt 4, 10178 Berlin

Tel.: 030/25 89 86-0, Fax.: 030/25 89 86-19

Internet: www.duh.de
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ERSTAUFLAGE/970: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 2976 (SB)


Michael Marcus Thurner

Hyperlicht

Perry-Rhodan-Heft Nr. 2976



Milchstraße, Yll-System, Planet Jesper, April 1552 NGZ

Auf Jesper leben terranische Siedler und die Ureinwohner des Planeten
in getrennten Gesellschaften - die Terrastämmigen auf und die
Jerreten, auch Maulwurfsmenschen genannt, unter der Oberfläche. Da die
Jerreten ein friedliebendes Volk sind, bleiben soziale Spannungen
weitestgehend aus, auch wenn die Terrastämmigen sich durch
Überheblichkeit auszeichnen. Es gibt einige Berührungspunkte,
beispielsweise spielen drei Jerreten in der Zylindrion-Mannschaft
Jesper Unison mit, einer Sportart, die im ganzen Orionarm verbreitet
ist. Einer von ihnen, Mabeschtur, hat sich als hervorragender Stratege
hervorgetan. Er und sein terranischer Freund Caltu Roy sind die Stars
des Vereins und bieten ein Beispiel dafür, daß eine gute
Zusammenarbeit zwischen den beiden Völkern möglich ist. Mabeschtur
wirft Caltu allerdings vor, sich nur für den Sport zu interessieren
und nicht für die sozialen Ungerechtigkeiten, die auf dem Planeten
existieren. Doch Caltu ist auf diesem Ohr taub.

Das Zylindrion-Finale findet auf Jesper statt. Fast alle Bewohner des
Planeten sind völlig aus dem Häuschen. Nicht so Kariabosch, eine
alleinerziehende Jerreten-Mutter, die es schwer hat, ihre kranke
Tochter zu versorgen. Und auch Caltus Bruder Coron interessiert sich
nicht für Sport. Er ist Hyperphysiker und untersucht die Projektion
einer Spiralgalaxis, die sich über die ganze Milchstraße ausgebreitet
hat, was signalisiert, daß ein Zellaktivatorträger gestorben ist.
Seltsamerweise hat diese Spiralgalaxis sich wesentlich weiter von dem
Ort des Verstorbenen ausgedehnt, als dies normalerweise der Fall ist.
Coron Roy kommt zu der Erkenntnis, daß durch diese Projektion in der
Milchstraße eine raumzeitliche Modifikation vorgenommen worden ist,
deren Konsequenzen nicht abzuschätzen sind.

Die Wirkung ist aber schnell zu spüren. Terraner wie Jerreten leiden
unter einer Hypersensibilisierung. Das Licht ist ihnen zu grell, die
Geräusche zu laut, Berührungen werden unerträglich. Immer mehr der
wesentlich empfindlicheren Jerreten drehen durch. Aber auch die
Terrastämmigen leiden verstärkt unter Kopfschmerzen. Und es sieht so
aus, als würden die Belastungen immer stärker werden. Die
Wissenschaftler gehen davon aus, daß sich dieses Phänomen, das sie
Hyperlicht nennen, so schnell nicht wieder auflösen wird.

In Qyrtet, einer der Unterstädte, beginnt ein Jerret um sich zu
schießen, weil er den Schmerz in seinem Kopf nicht mehr aushält.
Kariaboschs Tochter Tariamsch, die von zu Hause ausgebüxt ist, weil es
ihr alleine zu langweilig war, ist beim Anblick des Amokläufers so
geschockt, daß sie nicht in Deckung geht. Caltu, der von Mabeschtur
eingeladen worden ist, an der Siegesfeier in der Unterstadt
teilzunehmen, stürzt sich auf den Angreifer und wird schwer verletzt.
Mit vereinten Kräften der Umstehenden kann der Tobende gebändigt
werden.

Dann allerdings taucht Kariabosch auf und mißdeutet die Situation. Sie
denkt, Caltu habe sich an ihrer Kleinen vergriffen, stürzt sich auf
ihn und verletzt ihn mit ihren Krallenhänden noch mehr. Doch das
Mißverständnis kann ausgeräumt werden und Caltu erholt sich im
Krankenhaus wieder.

Caltu hat nun ein Bild von den ungleichen Verhältnissen auf Jesper
gewonnen. Die Jerreten werden auf allen Ebenen des gesellschaftlichen
Lebens benachteiligt. In Qyrtet herrschen Lebensbedingungen, die er
sich bislang nicht vorstellen konnte, und deshalb will er sich für die
Benachteiligten einsetzen. Er gründet eine Stiftung, besorgt
Kariabosch eine bessere Unterkunft und stellt sie dafür ein, Vorträge
über das Leben der Jerreten zu halten.

Coron hat inzwischen herausgefunden, daß die Galaxienprojektion die
Raumzeit modifiziert hat. Dadurch haben sich die Quintonen, die von
Yll und allen anderen Sonnen abgestrahlt werden, verändert. Womöglich
haben sich diese Trägerelemente der fünfdimensionalen Strahlung auf
der Hyperskala verschoben oder sind anderweitig verändert worden. Die
neu geformten Wechselwirkungsteile üben Druck auf die latent
psionischen Regionen des Gehirns denkender Wesen aus. Das verursacht
diese ultrasensiblen Empathien. Hyperkristallnetze und
Energieschutzschirme wirken nur kurzzeitig, da auch HÜ-Schirme nach
einigen Stunden durchdrungen werden.

Doch wenn die Menschen sich nicht mehr berühren können, werden dann
die Mütter ihre Kinder nicht mehr stillen? Wird der Geschlechtsverkehr
unmöglich sein? Wird jedes Intelligenzlebewesen in dunklen, stillen
Räumen in völliger Isolation für sich allein leben müssen? Die
Menschheit würde aussterben. Die terranischstämmige Administratorin
Bleta Starova gibt Katastrophenalarm.

Die neuen veränderten Quintronen zeigen eine untypische
Ausbreitungsgeschwindigkeit. Sie bewegen sich mit
Lichtgeschwindigkeit, was auf eine Kopplung mit Photonen hinweist. Da
die meisten Photonen von den fünfdimensional arbeitenden
Schutzschirmen durchgelassen werden, werden sie als Boten mißbraucht.
Es wird an einer Polarisierung der Schirme gearbeitet. Doch solche
Schirme sind extrem energiefressend.

Da die Administration vor allem die Städte der Terrastämmigen schützen
will, tritt Caltu auf den Plan und fordert, daß die Jerreten nicht
benachteiligt werden dürfen und die unterirdischen Städte ebenfalls
eine Abschirmung bekommen. Die Regierungschefin willigt nach zähen
Verhandlungen ein und ernennt Caltu kurzerhand zum kommissarischen
Verwalter der Unterstadt Qyrtet. Das hatte Caltu eigentlich nicht
gewollt. Er hatte sich ohnehin kurz zuvor mit Mabeschtur entzweit,
weil dieser es nicht vertragen hatte, daß sein bester Freund in der
Unterstadt mehr Erfolg hat als er, der jahrelang die Sponsoren bekniet
hat, ihn zu unterstützen. Als Terrastämmiger hat Caltu mehr Einfluß.
Ihn unterstützen die Sponsoren.

Perry Rhodan hält eine galaxisweite Rede, in der er die Menschen
beruhigt, es könne nicht der Weltenbrand angebrochen sein, weil er,
der als einer der drei Verursacher gilt, gar nicht vor Ort war. Er
weiß nichts davon, daß es innerhalb des Solsystems noch einen anderen
Perry Rhodan gibt.

4. September 2018
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TRANSMITTER/295: Perry Rhodan-Infotransmitter vom 04.09.2018 (Pabel-Moewig)


Guten Morgen, liebe Leserinnen und Leser,

es ist mal wieder Zeit für den PERRY RHODAN-InfoTransmitter!



PERRY RHODAN-Serie

Die redaktionellen Beilagen in den PERRY RHODAN-Romanen liegen uns
immer besonders am Herzen. Sie enthalten spannende Interviews, etwa
Risszeichnungen, Interviews mit Autoren oder auch
Wissenschaftsthemen. Solche präsentiert immer das PERRY
RHODAN-Journal, so auch die Ausgabe, welche in der übernächsten Woche
im Roman 2978 am 14. September 2018 veröffentlicht wird. Um was
geht's im PERRY RHODAN-Journal 172? Es klingt phantastisch, ist aber
eine Tatsache: Wissenschaftler haben begonnen, nach
extraterristrischen Signaturen auf dem Mond, anderen Planeten,
Planetoiden und jenseits von Neptun zu fahnden. Es geht also diesmal
um Science und Fiction gleichermaßen. Mehr zu diesen Entwicklungen.
Schauen wir uns kurz den Ausblick auf die nächsten PERRY
RHODAN-Romane an. In schnellen Schritten geht es in der PERRY
RHODAN-Serie derzeit auf den anstehenden Höhepunkt zu. Im Februar
2019 erscheint mit Band 3000 der nächste Jubiläumsband unserer Serie
- während im laufenden "Genesis"-Zyklus die Autorinnen und Autoren
intensiv an Romanen schreiben, die das Universum verändern. Im
Frühherbst 2018 werden Romane veröffentlicht, die auf
unterschiedlichen Welten spielen und zeigen, wie sich auf diesen
Veränderungen abspielen ... Weiterlesen (Achtung, nicht ganz
spoilerfrei! :)).

PERRY RHODAN NEO

Im August 2018 starteten wir mit der neuen Staffel "Die Allianz" bei
PERRY RHODAN NEO; Kai Hirdt schrieb mit "Der Mond ist nur der Anfang"
einen genialen Einstieg. Der zweite Roman "Festung der Allianz" wird
übrigens diese Woche veröffentlicht. Wir verraten nur so viel: Perry
Rhodan wird mit seiner Vergangenheit konfrontiert - seinen
grauenvollen Erlebnissen in der Festung der Allianz. Zur Leseprobe.

PERRY RHODAN NEO Platin-Edition

Unsere Silberbände haben es für PERRY RHODAN vorgemacht, PERRY RHODAN
NEO zieht nach! Diesen Monat erscheint unsere Platin Edition 17 mit
dem Titel "Aufstand gegen Arkon" - PERRY RHODAN NEO in einer
hochwertigen Hardcover-Ausgabe also. Der Roman kann bereits im PERRY
RHODAN-OnlineShop vorbestellt werden, weitere Infos gibt's hier. Ein
bisschen Inhalt wollen wir euch natürlich auch nicht vorenthalten:

"Der Planet Arkon ist das Zentrum eines riesigen Sternenreiches.
Tausende von Welten werden von einem Imperator regiert, Zehntausende
von Raumschiffen sind zwischen den Sonnen und Kugelsternhaufen
unterwegs. Als Perry Rhodan und seine Begleiter die Welt Arkon und
ihre Nachbarwelten erreichen, kommen die Menschen aus dem Staunen
kaum heraus. Doch rasch werden sie in die Kämpfe und Intrigen
hineingezogen, die zwischen den einzelnen Fraktionen der Arkoniden
herrschen. Nicht nur die einzelnen Fürstenhäuser befehden sich, auch
mächtige Gruppierungen ringen um mehr Einfluss am Hof des Imperators.
Und dann steht zu allem Überfluss noch eine umfassende Rebellion
bevor ..."

PERRY RHODAN-Silberbände

Wenn wir gerade bei den PERRY RHODAN-Silberbänden sind: In diesem
Jahr feiern wir unser 40-jähriges Jubiläum, denn der erste Silberband
erschien bereits im Jahr 1978! Wahnsinn, wie die Zeit vergeht ... Die
Jahre 1982 bis 1985 sind sicher eine Blütezeit der Serie, die jetzt
in den Silberbänden ihren Niederschlag findet. In den Silberbänden
wird bekanntlich die klassische PERRY RHODAN-Serie "zusammengefasst":
Aus fünf bis zehn einzelnen Heftromanen entsteht ein spannendes Buch.
Im Rahmen dieser Serie geht es im September 2018 weiter - der neue
Zyklus "Die Chronofossilien" startet. Die Handlung wird darin neue
kosmische Ebenen erreichen und auch neue Informationen zur Situation
in der Milchstraße liefern. Zur Leseprobe.

Veranstaltungstipps

15. September 2018: 2. BrühlCon - Gäste sind Uwe Anton (PERRY RHODAN)
und Dietmar Schmidt (PERRY RHODAN-Olymp)

29. / 30. September 2018: ColoniaCon in Köln

29. / 30. September 2018: Science-Fiction-Treffen (Technik Museum
Speyer)

6. Oktober 2018: 2. Tag der Science-Fiction-Literatur in Ostfriesland

Ich wünsche euch einen galaktischen Dienstag!

Ad Astra! 

Eure Philine-Marie Rühmann 

PERRY RHODAN-Redaktion



Quelle: Der PERRY RHODAN-Infotransmitter ist eine kostenlose E-Mail-
und Internet-Publikation der Pabel-Moewig Verlag KG, Rastatt

Verantwortlich für den Inhalt: 

Pabel-Moewig Verlag KG 

Karlsruher Straße 31, 

D-76437 Rastatt 

Amtsgericht Mannheim, HRA 705634 

USt. Id. Nr. DE265893557 

Verantwortlicher im Sinne des Rundfunkstaatsvertrags: 

Klaus N. Frick

Wir haben keinen Einfluss auf die Gestaltung und die Inhalte fremder
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AKTION/1445: Magdeburg - Öffentlicher Rundgang in den Gruson-Gewächshäusern am 7.9.


Öffentlicher Rundgang in den Gruson-Gewächshäusern

An diesem Freitag um 14.30 Uhr



An diesem Freitag, 7. September, können Magdeburgerinnen und
Magdeburger sowie Gäste der Landeshauptstadt die Gruson-Gewächshäuser
bei begleiteten Rundgängen kennenlernen. Der tropisch-botanische
Garten der Ottostadt in der Schönebecker Straße 129b steht dafür allen
Interessierten ab 14.30 Uhr offen. Bei Bedarf werden mehrere Rundgänge
gleichzeitig angeboten. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Neben Erklärungen zu den einzelnen Schaugewächshäusern informieren die
Mitarbeiter auch zur Geschichte, zu einzelnen exotischen Pflanzen und
Tieren sowie zu den aktuellen Besonderheiten.

Ein Rundgang dauert etwa 90 Minuten und kostet einschließlich Eintritt
4,50 Euro, ermäßigt 3,00 Euro. Die Eintrittskarte berechtigt auch zum
individuellen Rundgang durch die Gewächshäuser.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 3. September 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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KURSUS/1207: Mönchengladbach - "Atelier am Abend" vom 11.9. bis 27.11.2018


Atelier am Abend



Egal ob Malerei mit Acrylfarbe, Aquarell, Ölfarbe, Pastellkreide,
Gouache oder Mischtechnik, Zeichnung mit Bleistift-, Buntstift-, Kohle
oder mit Tusche - die Teilnehmer werden bei der Umsetzung ihrer
Bildidee professionell unterstützt. Theoretische Beiträge ergänzen in
Absprache mit der Gruppe die praktischen Erfahrungen.

11.9. bis 27.11.2018, 19:00 - 21:15 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182E4002S

Kosten: 110 Euro

Weitere Informationen zum VHS-Programm und Anmeldung: www.vhs-mg.de,
Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 31. August 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSUS/1206: Mönchengladbach - "Kreative Mode-Werkstatt am Abend", 11.9. bis 4.12.2018


Kreative Mode-Werkstatt am Abend



Die Teilnehmer können einen Grundschnitt nach ihren Maßen erstellen
und daraus ihr Wunschmodell entwickeln oder einen fertigen Schnitt auf
die eigenen Maße verändern. Je nach Wissensstand kann ein einfaches
oder ein komplizierteres Modell unter professioneller Hilfestellung
entwickelt werden. Fragen können vorab unter 0177 7751006 oder
www.burggraef-design.de geklärt werden.

11.9. bis 4.12.2018, 18:00 - 21:00 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 182E7004S

Kosten: 92 Euro, inkl. 3 Euro Lehrmittelgebühr

Weitere Informationen zum VHS-Programm und Anmeldung: www.vhs-mg.de,
Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 31. August 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSUS/1205: Unna - Neue VHS-Mal- und Zeichenkurse starten am 10.9.2018


VHS-Aktuell: Mal- und Zeichenkurse



Kreisstadt Unna. Nicht nur die meisten Sprachkurse beginnen zu
Semesteranfang, auch im Bereich der kulturellen Bildung starten in der
zweiten Septemberwoche viele Angebote. Somit ist für Interessierte
jetzt die Gelegenheit, sich das passende Angebot auszusuchen und sich
einen Platz zu sichern. Weil das gemeinsame kreative Schaffen
weiterhin sehr beliebt ist, sind allerdings schon einige Kurse
ausgebucht.

Im Angebot sind dieses Semester noch mehr Mal- und Zeichenkurse bzw.
-workshops als zuvor: 23 an der Zahl. Ob wöchentlich vormittags,
nachmittags oder abends oder kompakt am Wochenende - für jeden
Terminplan ist etwas Passendes dabei.

Zum Beispiel der "Grundkurs Malerei", der montags am Vormittag
stattfindet (Start am Montag, 10. September). Dieser Kurs richtet sich
an Anfängerinnen und Anfänger sowie Wiedereinsteiger und wird von
Karla Christoph geleitet.

Die Kursleiterin hat auch das "Atelier am Abend" von Rainer Manfrost
übernommen, das immer dienstags am Abend stattfindet (Start am
Dienstag, 11.September). Hier können die Teilnehmenden selbstständig
und unter fachlicher Anleitung ihr eigenes Zeichen- oder Malprojekt
realisieren. Unter den Wochenendkursen gibt es einige Neuheiten: Ob
Ölmalerei an Naturmotiven (ab Freitag, 14. September), Acrylmalerei
(ab Freitag, 21. September) oder Spachteltechniken (ab Freitag, 28.
September) -für die Teilnehmenden gibt es diverse Möglichkeiten, sich
kreativ auszutoben.

Mehr Informationen und die Möglichkeit zur Anmeldung gibt es unter
Tel.: 02303/103-713 oder -714, per E-Mail an vhs-zib@stadt-unna.de
oder online unter www.vhs-zib.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 27. August 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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MARKT/4147: Herten - 42. Weinmarkt in der Innenstadt vom 7.-9. September


42. Weinmarkt in der Innenstadt

Guter Wein, pikanter Flammkuchen und tolle Musik am Antoniusdenkmal



Herten. Der Hertener Weinmarkt findet von Freitag, 7. September, bis
Sonntag, 9. September, in der Hertener Innenstadt statt. Am
Antoniusdenkmal können Besucherinnen und Besucher dann in gemütlicher
Atmosphäre bei einem leckeren Glas Wein das traditionsreiche Fest
schon zum 42. Mal feier

Edle Weine aus Rhein-Hessen, der Pfalz aber auch Tropfen aus aller
Welt bieten die Winzerinnen und Winzer in den gemütlichen Holzhütten
des "Weindorfs" an. Damit der Alkohol jedoch nicht zu schnell zu Kopf
steigt, sorgen zahlreiche Gastro-Stände für kulinarische
Spezialitäten. Mit Grillspezialitäten, Flammkuchen, Käse und Spießen,
sowie Crêpes, Mandeln und anderen Süßigkeiten wird den Gästen viel
geboten. Für die Kinder gibt es auf dem Weinmarkt natürlich auch
Traubensaft und andere Soft-Drinks, sowie jede Menge Spaß mit dem
Kinderkarussell und einer Bungee-Trampolin-Anlage.

Das Programm

Am Freitag ab 19 Uhr rockt die Band "Big Wheel" mit einer Kombi aus
Blues, Country und Rock'n Roll die Bühne und heizt dem Publikum zur
Eröffnung ordentlich ein. "Bei der tollen Musik hält es niemanden auf
den Bänken", erklären die Hertener Geschäftsleute.

Etwas weniger "wild" geht es am Samstag ab 17 Uhr mit dem Live-Duo
"Viva l'amour" weiter. Doch Stimmung ist bei den Party-Hits der beiden
Pop-Musiker garantiert.

Am Sonntag haben von 13 bis 16 Uhr sämtliche Geschäfte der Innenstadt
geöffnet und laden nach dem Mittagessen zum Shoppen ein. Begleitet
wird der verkaufsoffene Sonntag außerdem von einem DJ, der auf dem
Weinmarkt auflegt. Der verkaufsoffene Sonntag wird außerdem von der
Aktion "Heimat shoppen" begleitet.

Veranstaltet wird der Markt von den Ladenbesitzerinnen und -besitzern
der Innenstadt in Zusammenarbeit mit der Wirtschaftsförderung der
Stadt Herten. "Wir freuen uns, mit dem traditionellen Highlight den
Herbst einzuläuten. Die gutgelaunten Gäste zusammen mit dem beliebten
Rahmenprogramm und den kulinarischen Leckerbissen garantieren an
diesem schönen Standort mitten in der Stadt eine gelungene
Veranstaltung", so Christoph Ules, Inhaber von Intersport Ules,
Michael Blume, Leiter der Wirtschaftsförderung, und Organisator Frank
Philipp.

Öffnungszeiten und Konzerte

Freitag, 7. September, 16 bis 22 Uhr Weindorf, ab 19 Uhr Musik mit Big
Wheel

Samstag, 8. September, 12 bis 22 Uhr Weindorf, 17 bis 23 Uhr Musik mit
Viva l'amour

Sonntag, 9. September, 12 bis 19 Uhr Weindorf, 13 bis 18 Uhr DJ-Musik
und Verkaufsoffener Sonntag

Eine Besonderheit

Direkt nebenan in der südlichen Innenstadt feiert am 8. September das
neue Mode-Event "Peakys Fashion Fairy Tale" Premiere. Mit dem
Regionalen Modemarkt eröffnet das an drei Samstagen stattfindende
Festival und bringt Modeanbieterinnen sowie -anbieter und
Interessierte zusammen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 3. September 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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SPIELE/411: Bielefeld - Brett- und Kartenspiele wiederentdecken am 7.9.2018


Brett- und Kartenspiele in der Stadtbibliothek



Bielefeld (bi). Um Brett- und Kartenspiele geht es in der
Veranstaltungsreihe "Irgendwas is' immer" am Freitag, 7. September,
von 14.30 bis 17.30 Uhr in der Stadtbibliothek am Neumarkt. In
Kooperation mit dem Verein Spielwiese haben Besucher die Möglichkeit,
längst vergessene Brett- und Kartenspiele wiederzuentdecken oder neu
zu erlernen. Der Eintritt ist frei, eine Anmeldung ist nicht
erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 4. September 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TOUR/7321: Leer - Schloss Evenburg, Theaterführung "Zeitreise mit der Pflanzenjägerin" am 7.9.2018


Zeitreise mit der Pflanzenjägerin im Schlosspark

Theaterführung am 7. September ab 16 Uhr



Am Freitag, 7. September, können die Besucher der Evenburg an einer
Theaterführung mit der Pflanzenjägerin Amalie Dietrich teilnehmen.

Sie war im 19. Jahrhundert die Frau Eines Botanikers und ging in
Auftrag eines Botanikers für fast zehn Jahre auf Reise nach
Australien. Beim Spaziergang durch den Park hören die Teilnehmer vom
erstaunlichen Leben einer fast vergessenen Pflanzenjägerin.

Der Eintritt kostet fünf Euro. Kinder bis 17 Jahre haben freien
Eintritt. Eine Anmeldung ist im Schloss unter Telefon 0491 9975-6000
erforderlich.

Schloss Evenburg

Zentrum für Gartenkultur

Am Schlosspark 25

26789 Leer-Loga

Telefon: 0491 99756000

info@schloss-evenburg.de

www.schloss-evenburg.de

Café Schloss Evenburg

Telefon: 0491 99236723

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 31. August 2018

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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